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Vorrede. 



Die dritte Ausgabe dieses Lehrbuchs er- 
scheint unter ungünstigen Umständen, 
nämlich zu einer Zeit, wo man der Wis- 
senschaft des Naturrechts nicht nur den 
Namen , sondern auch die Existenz strei- 
tig gemacht hat. 

Zwar der Name möchte sich gegen 
die Einwendung, dafs er von einem er- 
träumten Naturstande herrühre, wohl noch 
retten lassen. Denn theils ist die Voraus- 
setzung selbst historisch falsch, da gerade 
umgekehrt der von den Römischen Rechts- 
gelehrten entlehnte Ausdruk jus naturale 

auf 



IV Vorrede,^ 

auf ^en Status naturalis geführt liat J tlieils 
beruht die Meynung, dafs unter diesem 
Naturstand ein in der Erfahrung wirklicher 
oder möglicher Zustand zu verstehen sey. 



■> » 



für welchen das Naturrecht eji^en^ Codex 
Zii fertigen habe, auf einem so offenbaren, 
längst aufgedekten Misverstande, dafs es 
nicht der Müh^ werth ij^t, darüber ein 
Wort weiter zu verlieren. 

• • ■ -; ■ r ■ ■• , . 
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, Aber ^ie Existenz der Wissenschaft 
selbst wird angefochten durch die Behaup- 
tung 9 dafs überhaupt keine von der Ethik 
^pe^ifisch verschiedene philosophische 
' fj,echtslehre möglicli sey, weil sich nicht 
j. denken lasse , wje die Vernunft eine Hand- 
lung sollte für rechtlich erlaubt erklären 
kpnnen, welche einer durch eben die- 
ße Vernunft vorgeschriebenen ethischen 
Pflicht entgegen wäre. Diese Behauptung , 
nach welcher es ^ ijnabl^ängig yon dpr 
Gesetzgebung des Staats» nijr Gewjiisei^s- 
keineRechtspflichten» und also /iuch keine 
^Befugnifs zu zwingen^ gi^bt^ führt natür- 
lich 



Vorrede. t 

licK auf eine andere: dafs der Staat das 
Recht niclit blos zur öffentÜchen Aner- 
kennung bringe und die Geltendmachung 
desselben sichere, sondern solches allererst 
erzeuge. Gleichwohl hebt sich der Schein 
jenes Widerspruchs, ■welcher in der Tren- 
nung der juridischen und ethischen Gesetz- 
gebung liegen soll , -durch Unterschei- 
dung der verschiedenen Beziehungen von 
selbst; und nie wird die Sophisterey der 
Schule den unverbildeten Menschenver- 
stand überreden, dars die beyden Fragen: 
ob jemand von Andern fordern könne, 
an einer gewissen Handlung nicht gehin- 
dert zu werden, und ob er eben diese 
Handlung auch voi; seinem Gewissen ver- 
antworten, sie auch mit seinen Pflichten 
übereinstimmend finden könne? nicht 
wesentlich von einander verschieden seyen. 
Wenn aber der Staat alles Recht erst macht, 
so fragt man billig, woher dann dem Staa- 
te selbst die Berechtigung zu einem solchen 
"Machwerk komme. In dem Staate finden 
fciCh die Kräfte Vieler zu einer Gesaramt- 
krafc 
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kraft vereinigt; durch yereinigung von 
Kräften aber kann kein Recht, sondern 
nur eine Macht , keine Befugnifs zu zwin- 
gen, sonderh nur physische Fähigkeit dar 
zu entstehen. Es wäre demnach auch 
keine Gesetzgebung im Staate möglich t 
sondern nur eine Ankündigung, in wel- 
chen Fällen man sich in Acht zu nehmen 
h^be, um nicht nach dem Rechte des Stär<* 
. kern behandelt zu werden. 



j Diese Paar Worte mögen hinreichen 
zur Warnung, in der gegenwartigen Aus* 
gäbe, die sich als eine Umarbeitung an- 
kündigt, keine Veränderung in der Grund- 
ansieht, sondern nur eine veränderte Dar- 
Stellung und Ausführung der einzelnen 
Lehren zu suchen. 
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Vorrede. 
li'"ftto ersten Ausgabe vom J. 1802. 
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las gegenwärtige Lehibucli des Naturreclits ist 
kürzer als die meisleii, jetzt gangbaren Lebrliü- 
[■ dieser Wissenschaft, ungeachtet daiiii man- 
__, s aufgenommen ist, was sich in den letzlerii 
, nicht finde). Die gewöhnliche Einmischung all- 
gemeineftnoralischex' Lehrsätze seheint mir fiii.- 
das Naluriecht uicht nui- iiberilÜfsig, sondein 
aogar zwekwidrig zu seyn, weil dadurch die ge- 
naue Absonderung des moralischen und rechtli- 
chen Gesichtspunkts, worauf nicht genug gedrun- 
gen Werden kann, eher erschwert als erleichtert 
wild. Ausserdem stölsl man in den meisten Lehr- 
büchern dieser Wissenschaft auf so manche un- 
bedeutende und unfruchtbare Sätze, welche um 
so mehr ohne Schaden weggelassen werden kön- 
nen^ als sich ohnehin füir den Anlänger bey dem 
miindliclien Vortrag vieles ergänzen iafat, was 
für den Leser, welcher schon einige Bekannt- 
schaft mit der Wissenschaft hat, keiner besou- 
dern Erwähnung bedarf. In beyderley Hiicksiclit 
konnte der Uinl'ang eines neuen Lehrbuchs ziem- 
lich vennindeit, und zugleich ein Theil des 
durch dieseOekonomie eraparten Raums aufan- 
dei'e Art z. ß. au vergleichenden Hinweisungen 
auf unseie positive Gesetzgebung, zu einer aus- 
luhrlitheren Darstellung tfer Grundsätze des na- 
türlichen Criminalrechts u. s. w. benutzt weiden. 
In der Einlheiiung des Ganzen habe ich dro 
bisher angenommenen diey Haupllbeile unter dem 
Namen des natüilichen Privat- Staats- und Völ- 
kerreclits beybehalteR, im natürlichen Privnl- 
recbt aber wiederum einen allgemeinea und he- 

' Gull- 
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«ondern Theil untarschieden , und den letztem 
der Unterablfaeilung ia absolutes und hypotheti- 
sches Naturrecht , dea erstem hingegen denjeni- 
gen Lehren gewidmet, welche dem absoulten 
Naturrecht nicht mehr eigen sind als dem hy- 
poLhetischeriy gleichwohl, gegen die Regeln der 
Methode, nur in fencm vorgetragen zu werden 
pflegen. Aus dem natürlichen Gesellschaftsrecht 
ist sowohl das Verhol tnifs zwischen Eltern und 
Kindern als das Verhältrtifs zwischen Herrn und 
Knecht ausgeschlossen, und jenem seine Stelle in 
dem absoluten, diesem in dem hypothetischen 
Naturrecht bey dem Mieth vertrag angewiesen 
worden. Man ist darüber einig, dafs beyde Ver- 
hältnisse keine Gesellschaften sind; warum soll- 
te also länger eine Stellung dieser Materien bey- 
|)ehalten werden/ weh he auf einem unrichti^o 
Begriffe beruht und selbst wieder auf unrichtige 
Aiisichten führt? Das sogenannte allgeraeme 
t^ürgerllche Recht habe ich nicht als einen be- 
sondern Theil des Naturrechts aufgenommen, 
weil mir die Lehren, welche untfer j,enem Ti- 
tel vorgetragen werden, lediglich in das natür- 
liche Staatsrecht zu gehören scheinen. 

' Was die Behandlung der Wissenschaft selbst, 
die Bestimmung^ Begründung und Verkettung 
der einzelnen ti^giiffn und I .ehvsätze betrifl\,so 
wird dasjenige, woriö sich etwa in dieser Rük- 
. sieht dasr gegenwärtige Lehrbuch von andern un- 
terscheiden mag, der Aufmerksamkeit der Ken- 
üer nicht entgehen, deren Uilheilö und Beleh- 
tjting'en mir überhaupt hOchst willkommen seya 
ijVerdpn» 
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Vorrede, 
aur zweyten Ausgabe v. J. i8o5. 



Ob die zweyle Ausgabe dieses Lehrbuchs dea 
Namen einer veibeaserLeo , durch welchen der 
Schiiflaleller immer nur seine Absicht ausdiii.- 
ken kann, wirklich verdieoe, mufs die Ver- 
gleichung derselben mit der ersten lehren. Auf 
jeden Fall wird, wie ich holle, das Besti'ebea 
nicht verkannt werden, dem Ganzen durch Be- 
richtigungen, Zusätze und Abkürzungen, durch 
grüfsere BesLimmLhelt und Klarheit des Ausdruks, 
liie und da auch durch veräaderle Slelluug ein- 
zelner Lelnaalze mehr Vollkommenheit xa ge- 
ben. In dem Plane selbst ist nur Eine Veränds- 
rurg vorgegangen, welche den ersten Haupt- 
theil, das natürliche Privatrecht, betriill; hier 
ist die Abtheilung des hypothetischen Natnrrechl« 
in das allgemeiue und besondere weggelassen, 
und 
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Vorrede. 



Die dritte Ausgabe dieses Lehrbuchs er« 
scheint unter ungünstigen Umständen , 
nämlich zu einer Zeit, wo man der Wis- 
senschaft des Naturrechts nicht nur den 
Namen 9 sondern auch die Existenz strei« 
tig gemacht hat. 

Zwar der Name möchte sich gegen 
die Einwendung, dafs er von einem er^* 
träumten Naturstande herrühre, wohl noch 
retten lassen« Denn tbeils ist die Voraus« 
Setzung selbst historisch falsch ^ da gerade 
un^ekehrt der vcm den Römischen Hechts« 
gelehrten emlelmle Aindrak jus naturale 

auf 



IV Vorrede/ 

auf den Status naturalis geführt hat * theils 

beruht die Meynung, dafs unter diesem 

« * ' ' '■'■..■>.-,.• 

Naturstand ein in der Erfahrung wir^hcher 
oder möglicher Zustand zu verstehen sey, 

» - - * 

für welchen das Naturrecht eilten. Codex 
zu. fertigen habe, auf einem so offenbaren, 
längst aufgedekten Misverstande, dafs es 
nicht der Müh^ iverth ijpt, darüber ein 
Wort weiter zu verlieren. 

\-. ■ ' ■ ' ' 

Aber die Ejcjstenz der Wissenschaft 

selbst wird angefochten durch die Behaup- 
tung 9 dafs überhaupt keine von der Ethik 
>spe5;ifisch verschiedene philosophische 
' ße^chtslehre mög^licli sey, weil sich nicht 
^ denken lasse 9 wje die Vernunft eine Hand- 
lung sollte für rechtlich erlaubt erklären 
können, welche einer durch eben die- 
pe Vernunft vollgeschriebenen ethischen 
Pflicht entgegen wäre. Diese Behauptung , 
nach welcher es,, ijnabl^ängig yon d^r 
Gesetzgebung des Staats, n^r!Ge wij|sen,s- 
keineRechtspflic.hten» u^d also |fuch keine 
^Befugnifs zu zwingen^ giebt, führt natür- 
lich 
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lieh . auf eine andere : dafs der Staat 
Recht nicht blos zur Öffentlichen 
kennung bringe und die Geltendinacliung 
desselben sicliere, sondern solches allererst 
erzeuge. Gleichwohl hebt sich der Schein 
jenes Widerspruchs, ^velcher in der Tren- 
nung der juridischen und ethischen Gesetz- 
gebung liegen soll, durch Unterschei- 
dung der verschiedenen Beziehungen von 
selbst; und nie wird die Sophisierey der 
Schule den unverbildeten Menschenver- 
standüberreden, dal's die beyden Fragen; 
ob jemand ^-on Andern fordern liönne, 
an einer gewissen Handlung nicht gehin- 
dert zu werden, und ob er eben diese 
Handlung auch voi; seinem Gewissen ver- 
antworten, sie auch mit seinen Ftiichten 
übereinstimmend finden könne? nicht 
wesentlich von einander verschieden seyen. 
"Wenn aber der Staat alles Recht erst macht, 
so fragt man billig, woher dann dem Staa- 
te selbst die Berechtigung zu einem solchen 
Machwerk komme. In dem Staate finden 
sich die Kriifte Vieler zu einer Gesainmt- 
kraft 
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kiraft yereinigt; durch Yereinigung von 
Kräften aber kann kein Recht, sondern 
nur eine Macht, keine Befugnifs zu zwin- 
gen, sonderh nur physische Fähigkeit dar 
zu entstehen. Es -wäre demnach auch 
keine Gesetzgebung im Staate mögUch t 
»ohdern nur eine Ankündigung, in wel- 
chen Fällen man sich in Acht zu nehmen 
h^be, um nicht nach dem Rechte des Star« 
. kern behandelt zu -werden. 

I Diese Paar Worte mögen hinreichen 
zur Warnung, in der gegenw^artigen Aus- 
gabe, die sich als eine Umarbeitung an- 
kündigt, keine Veränderung in der Grund- 

• . * 

ansieht, sondern nur eine veränderte Dar- 
Stellung lind Ausführung der einzelnen 
l4«hren zu suchen. 
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sondern Theil unterschieden, Und den letzlern 
der Unterablbeilung in absolutes und hypotheti* 
sches Nalurrecht , den erstem hingegen denjeni- 
gen Lehren gewidmet , welche dem absoulten 
Naturrecht nicht mehr eigen sind als dem hy- 
puthetischeriy gleichwohl, gegen die Regeln der 
Methode, nur in jenem vorgetragen zu werden 
pflegen. Aus dem natürlichen Gesellschaftsrecht 
ist sowohl das Verb^ltnifs zwischen Eltern und 
Kindern als das Verhältnifs zwischen Herrn und 
Knecht ausgeschlossen , und jenem seihe Stelle ia 
dem absoluten, diesem in dem hypothetischen 
Naturrecht bey dem Miethvertraff angewiesen 
worden. Man ist darüber einig, dals beyde Ver- 
bältnisse keine Gesellschaften sind; warum soll- 
te also länger eine Stellung dieser Materien bey- 
|)ehalten werden, welche auf einem unrichti^r^ 
BegrifFe beruht und selbst wieder auf umsichtige 
Ansichten fuhrt? Das sogenannte allgememe 
bürgerliche Recht habe ich nicht als einen be- 
sondern Theil des Naturrechts aufgenommen, 
weil mir die Lehren, welche untbr j.enem Ti- 
tel vorgetragen werden, lediglich in das natür- 
liche Staatsrecht zu gehören scheinen, 

' Was die Behandlung der Wissenschaft selbst, 
die Bestimmung, Begründung und Verkettung 
der einzelnen b^giiffn und I .ehisätze betrifft, so 
wird dasjenige, worin sich etwa in dieser Rük- 
sjchtdasr gegenwärtige Lehrbuch von andern un- 
terscheiden mag, der Aufmerksamkeit der Ken- 
öer nicht entgehen, deren ürtheile und Beleh- 
rungen mir überhaupt höchst willkommen seya 
ly erdpn» 
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"Ob Sie zweyle Ausgabe dieses Lehrbuchs den 
Namen einer verbeaserleu, durch welchen der 
Schiirtsleller Immer nur seine Absiebt ausdrii- 
ken kann, wirklich verdiene, mufs die Ver- 
gleicbuitg derselben mit der ersten lehren, ^at 
jeden Fall wird, wie ich hofl'e, das Besti'eben 
nicht verkannt werden, dem Ganzen durch Be- 
richligungen, Zusätze und Abkürzungen, durch 
gröfsere Bestimmtheit und Klarheit des Ausdruks, 
bifl und da auch durch veränderte Stellung ein- 
zelner Lehrsätze mehr Vollkommenheit za ge- 
ben. In dem Plane seibat ist nur £ine Verändo- 
rung voigegaiigen , welche den ersten Haupt- 
theil, das natürliche Privalrecht, bctiifil; hier 
ist die Abtheilung des hypothetischen Naturreohli 
in das allgemeine und besondere weggelassen, 
und 
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und dadurch theils die Unpassende. Zusamineh- 
stellung der Einlheilungen des Eigenthüms mit 
denjv:erschiedenen Arien der Verträge theils ei- 
ne die Uebersicht des Systems erschwerende 
Zerstückelung vermieden worden« Bey diesen 
Veränderungen habe ich von den öffentlichen 
Beurtheilungen der ersten Ausgabe allen Ge- 
brauch gemach ty den mir nach wiederholter, 
unbefangener Prüfung die eigene Ueberzeugung 
gestattete« Nur dem Mangel an dieser, nicht 
ein^r des Freundes der Wahrheit unwürdigen 
Gleichgültigkeit gegen fremde Belehrungen, ist 
es zuzuschreiben, wenn einiges, wogegen Eriii— 
nerungen gemacht worden sind, unverändert ge- 
blieben ist 
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und dadurch theils die finpaasende. Zasammen'- 
atellang der Eintheilungen des Eigentfaums mit 
den. ^yer8<Bhiedenen Arien der Verträge theils ei- 
ne die Uebersicht des Systems erschwerende 
Zerstückelung vermieden worden. Bey diesen 
Veränderungen habe ich von den öffentlichen 
Beurtheilungen der ersten Ausgabe allen Ge« 
brauch gemach t, den mir nach wiederholter» 
unbefangener Prüfung die eigene Ueberzeagung 
gestattete. Nur dem Mangel an dieser, nicht 
einer des Freundes der Wahrheit unwürdigen 
Gleichgültigkeit gegen fremde Belehrungen, ist 
es zuzuschreiben, wenn einiges, wogegen Erin- 
nerungen gemacht worden -sind y unverändert ge- 
blieben i^t 
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I. Vorbegriffe. 



ri-ine Kraft äussert sich durch die Ver- 
änderungen , die sie hervorbringt. Die 
Kraftäusserung eines Wesens , -welches 
Vurstellungen undBewufstseyn hat, heifst 
andlung. 
Die Veriftjtleraiig , w^lclic zunticbst durch ei- 
ne Handlung hei'vorgcbraclit wird , heilst dis 
Wii'koDg dieser UBndlnng ; die Erscheinun- 
Heti , weklie in djiaer Wirkung ibrrn Gnmd 
linbeii , werden die Folgen der Haudlung 
genannt. 
9. Die Handlungen des Menschen sind entweder 
Süssere oder innere, je nachdem sie iur 
Andere, als den Handelnden, crkemibai 
odur oicüL 

Das Vermögen, durch seine Vorstel- 
lungen zur llervorbriiiguiig di;s (Jcgcn- 

Cnt Nalurricbi. 
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}. 6. 

Das Vermögen, nach Vorstellungen 
der Vernunft zu begehren, heifst W^ille 
im engern Sinne. 

Die Vorstellungen der Vernunft , wodurch der 
' Wille bestimmt "wird , sind entweder von 
der Sinnlichkeit unabhängig , oder sie gehen 
nur darauf, in di^ mannigfaltigen sinnli- 
chen Begehrnngen Einheit zu bringen , da- 
durch f dafs die einzelne sinnliche Neigung 
der allgemeinem oder dem ganzen System der 
Neigungen fder Gliikseligkeit) untergeQifdnet 
wird. Auch im letztern Fall , obgleich hier 
die Vernunft im Dienste der Neigungen steht, 
zeigt sich ein vernünftiges BegehrungsVermÖ- 
gen, im Gegensatz von dem blos sinnlichen 
(thierischen) , welches lediglich durch einzel- 
ne sinnliche Antriebe , ohne Einflufs der Ver- 
nunft ^ bestimmt wird. 

j. 7. 

Wäre der Mensch blos ein sinnliches 
Wesen oder blos ein vernünftiges Wesen, 
so würde er im ersten Falle nur durch 
sinnliche Vorstellungen, im zweiten nur 
durch Vernunft - Ideen zum Handeln be- 
stimiiit werden können. 

f. 8. 



Aber der Mensch ist ein sinnlich-ver- 
nünftiges Wesen; in ilim vereinigt sich 
Sinnlichkeit und Vernunft , mithin die Fä- 
higkeit, sowohl nach sinnlichen Vorstel- 
lungen als nach Vernunft- Ideen zu han- 
deln. Die erstere Fähigkeit ihut sich 
durch Erfahrung kund; die zweite offen- 
bart sich dem Menschen nur in dem unab- 
weislichen Bewufstseyn von Gesetzen, 
welche ein Handeln blos darum, weil ea 
gesetzinäfsig ist , unabhängig von allen 
sinnlichen Antrieben , mit Nothwendig- 
keit fordern, und daher die Möglichkeit 
eines solchen Handelns voraussetzen. 
Diese Bestimmbarkeit des Willens durch, 
die blose Idee eines Gesetzes heifst mora- 
lische oder innere Freyheit, die ab- 
solute Freyheit des Willens. 

}• 9- 
In dem Menschen, als einem sinn- 
sicli- vernünftigen Wesen, erscheint die 
Freyheit des Willens als Wiükühr, d. h, 
als ein Vermögen , zwischen verschiede- 
nen Handlungsweisen zu wählen. 

WiUtiihr ist (wie schon die Elyniologie an- 
zeigt^ nichts anders , als der Wille , insofer- 
ne derselbe als wählend gedacht wird. 
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J. lO. 

* 
Die Freyheit der^menschlichen'Will- 
kühr besteht darin , dafs der Mensch durch 
sinnliche Reize zwar zum Handehi ver- ■ 
anlafst, aber nicht nothwendig bestimmt 
wird. 

!• Der Act der Willkiihr, wodurcli sicli dieselbe * 
zur Wirklichmachang des Gegenstandes einer 
Vorstellung bestimmt , beifst ein Entscblafs. 

3. Der Erfolg einer Handlang , insofejrne die 
Vorstellung desselben den Beslimmungsgmnd 
znr Handlang ausmacht^ beifst der Zwek der 
Handlang und die Absicht des Handelnden« 
Dasjenige y wodurch der Zwek wirklich wer- 
den kann, beifst das Mittel. Ein' Zweck, za 
welchem sich andere Zweke als Mittel yerbal« 
ten, beifst in Beziehung auf diese der End« 
zwek. 

3. Willkährliche Handlungen können positive 
und negative , Begebungs - und Unterlas- 
snngsHandlungen seyn , weil auch bey letz- 
tem sich eine Tbätigkeit der Willkübr in 
Unterdnikung des zur^ Begehung vorhandenen 
Antriebs zeigt. Daher ist die Willkübr ein 
Vermögen zu thun und zu lassen« 

}. II. 

Aus der Willkübr entspringen die . 
Maximen, d. h. die Grundsätze^ wel- 
che 
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w 

^^Bhe sich ein Subjöcc zur Richtschnur sei- ' 
^"»es Handelns macht; im Gegensatz von 
objectiv gültigen praktischen Grund- 
Sätzen, den Regeln und Gesetzen, 



w Gesetze , -welche ein Handeln blos 

darum, weil es gesetzmäfsig ist, mit Noth- 
wendigkeit fordern (J. 8.), heissen mo- 
ralische oder sittliche Gesetze, im 
Gegensatz von physischen. Sie drük- 
ken eine absolute und unbedingte Noth- 
wendigkeit aus, und in ihnen zeigt sich 
die Vernunft als durch sich selbst prak- 
tisch, d. h. unabhängig von der Natur 
des Handeln bestimmend. 

^l. Moralische Gesetze unterscbeiden sicli von 
andern 'praktischen Gesetzen darin, dafa leta- 
I tore immer nur eine reUtive oder bedingte 
Nothwendigkeit enthalten, weil sie hloa auYdem 
Grundsalze : wer den Zwek will , will auch 
die KU dessL-n Erreichung erforderliclien Mit- 
tel , bernhcn, und mitbin, sobald nur der 
Zwek aufgegeben wird, ibie Notbwcndigkeit 
verlieren , z. B. Regeln der Klugheit, Kuust- 
regeln a. s. w. 
2. Sille beifsl UchereinstioiDinng willkiibrlicber 
Handlungen. Die Geselze der praktischen 
Vernunft heissen sittliche Gesetze , weil >ie 
duicb 
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darch ihre Befolgtmg die möglichgröfste Ue- 
bereinstiminuiig in dea Handlungen vernünfti* 
ger Wesen hervorbringen. 

In Beziehung auf einen Willen, wel^ 
eher den moralischen Gesetzen nicht von 
selbst angemessen^ sondern auch durch 
sinnliche Antriebe bestimmbar ist, ' sind 
jene Gesetze imperativ , d. h, gebie- 
tend oder verbietend; und die durch 
sie begründete Nothwendigkeit des Thiins 
oder Unterlassens (moralische Nothwendig- 
keit) heifst Verpflichtung, Verbind- 
lichkeit; die einzelnen Handlungen, wo- 
zu man verpflichtet oder verbunden ist, 
heissen Pflichten oder Verbind- 
, lichkciten. 

Die moralische oder praktische Nothwendigkeit 
unterscheidet sich von der physischen oder Na- 
tur -Nothwendigkeit darin, dafs durch erste- 
re ein Müssen, durch letztere ein Sollen he-- 
stimmt wird. Bey dem Müssen ist mit der 
Nothwendigkeit immer auch die Wirklichkeit 
verhunden.; das Gegen theil ist unmöglich. Bey 
dein Sollen wird etwas als nothwendig für ein 
mit Willkühr handelndes Wesen vorgestellt, 
ohne dafs die Möglichkeit des Nichtgeschehens 
ausgeschlossen ist« 

}. i4. 
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f. 14. 




■ * Ein Wille , für -welchen das Gesetz 

ein Gebot oder Verbot ist (J. i3.)t bedarf 
einer Triebfeder, ■wodurcli derselbe zur 
Befolgung des Gesetzes gegen die wider- 
strebende Neigung bestimmt wird. 

Die Bestimmung der Willkühr zu einer Hand- 
Jung mit Ueberwindung der im Gcmiilbe zum 
Gegentlieil vorhandenen Antriebe wird Nö- 

1^ thigung; und, weni; solche dnrcb Einwir- 
L kaag Süsserer Eräße geschieht, insbesondere 
Zwang genannt. 
! 



i5. 



Die Triebfeder, welche dem Gesetz 
Wirksamkeit gegen die Neigung verschafft, 
kann entweder in der blosen Vorstel- 
lung des Gesetzes, in der Idee der durch 
das Gesetz bestimmten Pflicht selbst (ivenn 
die pflithtmäCsige Handlung auch um der 
Pflicht wiUen geschehen soll) oder in ei- 
ner Nöthignng von aussen (Zwang) be- 
stehen — innere oder äussere Trieb- 
feder. 



Alle moralische Gesetze enthalten ei- 
ne innere Triebfeder; einige derselben las- 
sen 
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sen jedoch auch eijie äussere Triebfeder zu. 
Diejenigen 9 welche eine äussere Trieb- 
feder ausschliessen , heifsen ethische 
Gesetze, Tugendgesetze, morali« 
sehe, sittliche Gesetze im engern 
Sinne; diejenigen, welche eine äussere 
Triebfeder zulassen, heissen juridische 
Gesetze, Rechtsgesetze. Das Sit- 
tengesetz ist daher theils Tugendgesetz , 
theils Rechtsgesetz. 

J. 17. 

Nach Verschiedenheit dieser beyden 
Arten von moralischen Gesetzen, gibt es 
zweyerley Arten von Pflichten , T u- 
gend- und Rechtspflichten. lene 
heifsen auch, -weil es bey ihnen auf den 
innern Bestimmurigsgrund des Willens 
.ankommt, innere; diese, weil es bey 
ihnen nur um die Handlung nach ihrer 
äussern Erscheinung zu thun ist, äus- 
sere Pflichten. 

1. Alle Rechtspflichten sind Tagendpflichten, aber 
nicht umgekehrt. 

9« Einige, nennen Tngendpflichten ^ Pflichten im 
engern Sinne; Rechtspflichten, Verbindlich- 
keiten im engern Sinne. 

J. 18. 



r 



Einleitung. 






Pflichten und Verbindlichkeiten heis- 
sen vollkommen, wenn sie schlech- 
terdings und in jedem Falle Statt haben; 
unvollkommen, wenn sie von Vor- 
aussetzungen abhängen, deren Beurthei- 
3ting in jederfi einzelnen Falle dem Ge- 
issen des Verpflichteten überlassen ist. 
Daher heifsen diese auch Gewissens- 
pflichten. 

GevrisBeii ist das Bewufstseyn eines Subjects , in 

»wiefern es über dai YerhäUnifs seiner Hand- 
lungen zum Gesetz mtheilt. 
}• -g- 
Was durch Gesetze geboten ist, heilst 
gesetzlich nothwendig; was durch sie ver- 
boten ist , heifst gesetzlich unmöglich , 
nnmoralisch oder rechtswidrig ; was durch 
sie weder geboten noch verboten ist, ge- 
setzlicli möglich, erlaubt. 

1. Wenn von einem Erlaub nifsgeselze der Ver- 
nunfl die Rede ist, so kann darunter iiii 
ein unmittelbar und aiisdrüklich erlaubende) 
Gesetz C"'«'"'" ein Witlersprucli liegen würde, 
weil das Gesetz, seinem BegriiTe uachj eine 
Not h wendigkeit ausdriikt) sondern nur ein die 
Sphä- 
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Sphäre seiner Gültigkeit selbst bescfaränkendet 
Gebot oder Verbot (wo dann eben aus dieser 
Beschränktheit die Erlaubnifs nach dem Gese- 
tze folgt) verstanden werden* S. Fichte 
Grundlage des Naturrechts. Einleit« nnm. III« 

3. Eine Handlang, welche durch ein Gesetz ge« 
boten ist, ist freylich auch erlaubt , weil das 
Nolhwendige immer auch möglich seyn mufs. 
Hier aber, wo das Erlaubte dem Nothwendi- 
gen entgegengestellt wird, ist von dem blos 
Erlaubten , von demjenigen , was nichts wei«: 
ter als erlaubt ist, die Rede* 

Das Verhältnifs der Willkiilir zu dem- 
jenigen, was nach dem Gesetz erlaubt 
ist, heifst ein Dürfen, eine BefugniTs 
(facultas legalis). 



II. Ableitung und Entwickelung des Rechts* 

begriffs. 

}. 21. 

Der Mensch ist ein Vernunftwesen in 
der Sinnenwelt; auf diesem Gebiete hat 
er seine innere Freyheit durch Entwicke- 
lung und Ausbildung seiner moralischen 
Anlagen zu realisiren; difs aber ist nicht 

mög- 
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■Aiöglich , -wenn seine Tliätigkeit nicht 
von fremder WillküUr unabliängig ist. 
Deinnatli kommt dem Menschen, um der 
innern Freyheit willen, noth^vendig auch 
äussere Freyheit zu, weil er sonst nicht 
als Vernunftwesen in der Sinnenwelt 
■wirksam seyn , die Vernunft nicht, seiner 
Bestimmung gemäfs, in der Sinnen^velt 
darstellen könnte. 
Zwar ist die innere Freiheit, als übersinnliches 
Vermögen, unantastbai- ; aber sie soll in der 
Jjinnenwelt , nach allen ihren müglicben Aeas- 
■ei'ungen, realisirt werden^ milhin kann kei- 
ne Beschränkung dieser Aeus.seruiigen durch 
fremde Willkühr erlaubt eeyn, 

^. 22. 
Auf dem Gebiete der Sinnenwelt steht 
der Mensch in Gemeinschaft mit andej-n 
vernünftigen Wesen , die , als solche , ' 
gleichfalls frey sind. 



Ein freyes Wesen kann nicht in der 
Sinnenwelt exisiiren , ohne durch seine 
WiUkühr Causalität in derselben zu ha- 
ben, d. h. Veränderungen in ihr hervor- 
zubringen. 
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Sind mehrere freye Wesen in der Sin- 
nenwelt, so begegnen sich ihre Wirkun- 
gen einander in gegenseitigem Einflufs; 
die Gausalität des einen steht der Causa- 
Ittät des andern entgegen. 

Soll durch die Goexistenz mehrerer 
freyer Wesen, welche nicht nur in der 
Sinnenwelt das gemeinschaftliche Gebiet 
ihrer Wirksamkeit haben, sondern selbst 
auch, ihrer Erscheinung nach, zur Sin- 
nenwelt gehören, die Freyheit aller nicht 
gegeni^itig vernichtet werden; so mufs 
sich jedes vernünftige Wesen gegen das 
andre so verhalten, dafs dieses neben je- 
nem auch frey seyn kann. Die Bedin- 
gung der Goexistenz vernünftiger We- 
sen in einer Sinnenwelt besteht also da- 
rin, dafs jedes nach solchen Regeln hand- 
le , bei deren allgemeinen Befolgung die 
freye Willkühr aller zugleich wirksam 
seyn kann. 

5. 26. 
Diese Regeln des nothwendigen Ver- 
haltens in der Gemeinschaft freyer We- 
sen 
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Ben heifsen Rechtsgesetze; und der Grund 
alles Rechts liegt in der Noihwendigkeit 
der äussern freyen Wirksamkeit , um in 
der Sinnenwelt als Yeraiinftwesen \7irk- 
sam seyn zu können. 

§. 27. 

Das höchste Rechtsgesetz ist dem- 
nach : mache von deiner Freyheit im äus- 
sern Handeln keinen andern Gebrauch, 
als einen solchen, womit die zur Wirk- 
samkeit der Vernunft in der Sinnenwelt 
noihwendige Freyheit aller andern ver- 
einbar ist. Eine Handlung ist also recht- 
lich (actio justa), wenn sie mit der all- 
gemeinen gesetzlichen Freyheit nicht im 
Widerspruch steht. 

Das PrädicatReclit im allgemeinilen Sinne go- , 
nommen t^rectum.) bezeichnet jede Thälig- 
keit, welche den Regeln Kr diese TLütigfceit 
I angemeGscii ist; ea inögen nun solches Regeln 

r- der Klugheil, der Kunst, der Moral oder de» 
Rechts Heyn. Was den Regeln des Rechte an- 
gemesseii ist, heifst recht im engem Sinne 

§. 28. 
Aus dem für aUe in ihrem gegensei- 
Ögen Yerhältnifse gültigen Verbot des 
Rechts- 
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Rechtsgesetzes folgt für einen jederi die 
Befugnifs , von dem andern die Unter- 
lassung derjenigen Handlungen zu for- 
dern , welche mit der allgemeinen ge- 
setzlichen Freyheit unverträglich sindir 
Die Befugnifs zu dieser Forderung heifst 
rechtliche Befugnifs, ein Recht (Jus) 

Daher kann' ein Recht auch definirt werden ala 
das Vermögen^ Andere zu verpflichten. 

}. 29. 

Mit einem Recht ist iminer auch , sei- 
nem Begriffe nach 9 eine Befugnifs zu 
zwingen verbunden. Denn das Rechts- 
gesetz, indem es, kraft seines für alle 
in ihrem gegenseitigen Verhältnifse gül- 
tigen Verbots, eine Forderung des einen 
gegen den andern festsetzt, begründet 
notliwendig auch zugleich die Zuläs- 
sigkeit des Zwanges, als des Mittels, oh- 
ne w^elches die Geltendmachung dieser 
Forderung gegen denjenigen, welcher sich 
ihr widersetzt, unmöglich ist. 

1. Wird der Zwang zur Behauptung des Rechts 
angewendet 9 so stehen sich Recht und Zwang 
keineswegs entgegen und schlicfsen einander 
nicht aus; weil, wie Kant sich ausdrükt, 
der Widerstand, der dem Hiudernifs einer 

Wir- 
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Wirkung enlgefongescUl wird, eine Beförde- 
rung dieser Wii'lcung ist und mit ihr lutam- 
meii sliinint. S. Kant inelaphy*. Anfangsgr. 
der Reclilslehre. Eiuleit. lit. D. S. XXXV. 
Freilieb Ui das Recht nicht immer auf der 
Seite dct Starkem; allein hieraus folgt wei- 
ter ntcliti als die NoUi Freudigkeit einer Ver- 
anstallung, durchweiche das jedesmalige Znsam- 
mentreiTen des Hechts niil dem Ucb er gewichte 
der Gewalt, so viel möglich, bewirkt wird. 

I. Der Aiisdruk Zwangsrecht ist entweder 
gleichbcdculeiid mit Bcfugniis zu zwingen, oder 
enthalt einen Fl. 



^ f. 3o. 

Hieraus ergiebt sich der Begriff des 
Rechts, sowohl im objectiven als subjec- 
tiven Sinn. In der ersten Bedeutung ist 
Recht die Uebereinsiiinmiing äusserer 
Handlungen mit dem Gesetze der allge- 
meinen ■wecliBelseiiigen Freyheit; in der 
zwejten die durch dieses Gesetz begrün- 
dete Möglichkeit, seine Willkühr gegen 
die W'illkülir anderer gehend zu machen. 

In einer (grammalisch) abgeleiteten Ucdculung 

irird das Wort Recht auch genommen fiir 

den InhegrilT der Bedingungen, unter denen 

^^kf allgemeine äussere Freyheit möjjlich ist, niit- 

^^Hn«! XiiurretH. ß hin 

l 
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«. 

bin für rechtliche Gesetzgebung otjier üorRtehtt- 
wissenschaft. 

}. 3i. 

Der BechtsbegrifF kann nur zur An- 
wendung kommen zwischen Wesen, in 
welchen sich Vernunft und Freyheit fin- 
det. — • Ein Wesen, dem Rechte zuste- 
hen, ein Subject von Rechten, heifst ei- 
ne Person; das Gegentheil heifst 5 a- 
che, was nur Object, nicht Subject von 
Rechten seyn kann« 

Wenn mehrere Menschen zusammen gewisse 
Rechte haben ^ welche keinem von ihnen ein- 
zeln genommen y sondern nur allen miteinan- 
der in Rüksicht ihrer Verbindung zustehen, so 
wird diese Mehrheit von Menschen eine mo- 
ralische (juristische) Person , un4> im 
Gegensatz davon ein Einzelner, welchem- Rech* 
te zustehen , eine physische Person genannt. 
Ein solches coUectives Subject von Rechten 
heifst a^icb eine ideale oder mystische Per- 
son, weil es kein Gegenstand sinnlicher Wahr- 
nehmung ist. 

J. 32. 

Der Rechtsbegriff bezieht sich auf 

■ 

das Verhältnifs der einen Person ge- 
gen die andere. Daher kann der Mensch 

kei- 
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keine Rechte gegen sich selbst haben , sich 
nicht selbst unrecht tliun, und also auch 
nicht durch eine von ihm selbst gewoll- 
te , fremde Handlung Unrecht leiden. 
( Volenti non f.t injuriaj 

f. 33. 

Der Rechtsbegriff bezieht sich auf 
das äussere Verhältnifs der Willkühr ge- 
gen Willkühr. Die WiUUühr steht nur 
dadurch in einem äussern Verhähnisse, 
daTs ihre Wirkungen erscheinen und auf 
den Zustand anderer Eiullufs haben. 
Der Rechisbegriff bezielit sich also nur 
auf äussere Handlungen, und zwar auf 
solche , wodurch Menschen einander in 
dem Gebrauch ihrer gesetzlichen Freyheit 
stören können. 

Wenn man von einem Reclite spnclit, so kann 
man nicht äusseres und inneres Recht unter- 
scheiden. Denn ein Recht (Jus') ist immer 
«in äusseres. Wenn man aber von dem, was 
recht ist, spricht, so kann man dasjenige, 
was innerlich recht ist, das moralisch Rechte 
nntcrscheiden Ton dem , was äusserlich recLt 
in, dem juridisch Rechten, (s. $. 38. Anm.) 



;. 34.- 
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{• 34» ' 
Der Rechtsbegriff bezieht sich nicht 
auf die Materie der Willkühr, sondern 
lediglich auf die Form derselben in ih« 
rem äussern Verhältnisse. Die Materie 
der Willkühr ist der Zwek, den sich je- 
mand bei einer ^Ukührlichen Handlung 
votsezt ; die Form der Willkühr in ihrem 
äussern Verhältnisse ist die Art, wie sich 
eine Willkühr gegen die andere verhält. ^ 

§. 35. 

ledern Recht auf der einen Seite ent- 
spricht eine Verbindlichkeit auf der an- 
dern Seite; denn das Recht grünclet sich 
auf ein für alle sinnlich -vernünftige We- 
sen in ihrem gegenseitigen Verhältnisse 
gültiges Gesetz, mithin auf einer Verbind- 
lichkeit Aller gegen einen jeden und ei- 
nes jeden gegen alle. 

J. 36. 

Die dem Rechte gegenüberstehende 
Verbindlichkeit ist keine unvollkommene 
Verbindlichkeit, Denn der Rechtsbegriff 
bezieht sich lediglich auf das Verhältnifs 
der Willkühr des einen ^ zu der Willkühr 
des andern (^32.); mithin gehört es 

zum 
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zum Wesen des Rechts , dafs; zur Gel- 
tendmachung desselben die Willkühr des- 
een, dem es zusteht, (dem Gesetze nach) 
allein hinlänglich ist. Eine Forderung 
also * zu deren gesetzmälsigen Befriedi- 
gung noch etwas ausser der Willkühr des 
Fordernden (das eigene Wollen dessen, 
an ■welchen die Forderung ergeht) notb- 
Tvendig ist , ist kein Gegenstand eines 
Rechts, Mithin ist die Verbindlichkeit, 
welche einem Recht entspricht , immer 
eine vollkommene Verbindlichkeit. 

1. Icdcm Recht entspricht eine Füicht, aher nicht 
jeder Pflicht ein Recht. 

O. Da jedes Recht mit einer Bcfugnifs zu zwin- 
gen verbunden ist, »o heifst eine Pflicht, wel- 
che einem Aecht entspricht , ZwangspIIicht. 
Ein Gesetz , durch welches eine solche Pflicht 
vorgeschrieben wird, hei&t ein Zwaiigs-GesetZ. 

AJle ZwaugspSichten sind vollkommene Pflich- 
ten, aber nicht alle vollkommene Pflichten sind 
Zwangspflichten; denn der Mensch hat auch 
vollkommene Pflichten gegen sich sclbsL 

[. Ein sogenanntes unvollkommenes Recht ist 
twenn nicht etwa das Wort in v'jner ganz nn- 
eigentlichcn Bcdtutuji 



i- 
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j. 37. 

Wenn für eine Handlung zweyerley 
Gesetze gelten , welche dem Umfange 
nach von einander verschieden sind^ so 
jkann ebendieselbe Handlung dem einen 
Gesetz angemessen, dem andern entgegen 
seyn. Nun ist die ethische Gesetzgebung 
von weiterem Umfang als die juridische ^ 
weil jene die ganze Wirksamkeit des 
Menschen I diese nur einen Theil davon 
umfafst. Daher kann eine Handlung 
rechtmälsig^ und doch zugleich unmora- 
lisch (im iengerri Sinne) seyn. Mit an- 
dern Worten : es giebt auch unmoralische 
-(dem Tugendgesetze nach unerlaubte) 
Handlungen ) welche dem Rechtsgesetze 
nicht entgegen sind. 

Die gewöhnliche Defnilion des Rechts durch /a- 
culias moralis agendi ist fehlerhaft, theils weil 
man auch zu moralisch unmöglichen Handlungen 
rechtlich hefugt sejrn kann, theils weil der Be- 
griff des Rechts (im Gegensatz von der PflichtJ 
mehr als hlofse moralische Möglichkeit enthält* 
8. Fries philosoph. Rechtslehre S. 8 f. S« 23 f. 

J. 38. 

Billigkeit im Gegensatz vom Recht ist 
die Beschränkung des Gebrauchs seiner 

Rech- 
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Rechte durch unvollkommene Pflichten. 
Da nun einer unvollkommenen Pflicht 
auf Seite des einen kein Recht auf Seite 
des andern "entspricht, so kann es kein 
Reclit auf Billigkeit geben. 

1. Das Recht, im Gegensatz der Billigkeit, beifst 
• trenges Recht, jus tlrictum, rigor juris, 
tfach snmmumjus, 
|,3> Summum jus summa saepae injuria. 



\. 09. 
Ein Nothfall (casus extremae necessU 
tatisj ist der Zustand einer dringenden 
Lebensgefabr. Ein Nothrecbt (jus neces. 
sitatis) als die Befugmfs , in der Noth 
durch Verletzung der Rechte eines an- 
dern (der kein Unrecht gethan bat) sich 
selbst zu erhalten, iväre ein Recht, in 
der Noth Unrecht zu tbun. Diels ist wi- 
dersprechend. 

Obgleich es kein Nothrecht giebt, so 
ist doch der Menscb in der Noth als ent- 
bunden von dem Rechtsgesetze zu be- 
.traeliten. Denn alles Recht beruht dar- 
auf, dafs freye Wesen nebeneinander exi- 
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•istii^n^ üonen. Wenn nun die Natur zyiMy 
Menschen in eine solche Lage gegenein- 
ander bringt, dafs der eine nur mit dem 
■Untergang öder der Verletzung dds an- 
dern seine Existenz erhalten kann^Mi^ 
rhin ihre Coexistenz nach physischen: Ge« 
setzen unmöglich wird, so ist die allge- 
meine Bedingung der Anwendbarkeit des 
Rechts selbst aufgehoben; es steht nun 
nicht mehr Recht gegen Recht, sondern 
(dem äussern Yerhälmisse nach) nur 
Natur gegen Natnr. Wer also in d^r 
Noth handelt, kann zwar physisch, aber 
nicht juridisch behandelt werden. 

Die Nofh kann nicht machen, dais das Unrecht 
zum Recht ^ird — Noth hricht kein Üebot; 
sie bewirkt nnr^ dafs vom Rechte nicht mehr 
die Rede seyn kann — Noth hat kein Gebot, 
necesaiias est exlex, Vergl. Kant m c- 
faphy8. Anfangsgründe der Rechtslehre. An- 
hang zur Einleitung. II. Schanmann V«af. eig- 
nes neuen Systems des natürl. Rechts. S. 189. 
iT. Fichte Grundlage des Naturrecbts. IL Th. 
S. 85. ff. 



II. 




Einleitung. 
HI. Begriff und Einlheilung des Nalurrechcs. 
f. 4i. 
Praktiselie Philosophie ist die Wlssen- 
echaft dessen, was durch die praktische 
Vernunft bestimmt ist. Die Wissenschaft 
dessen, was durch die praktische Ver- 
nunft als Gesetzgebung der innern Frei- 
heit bestimmt ist, heifst Tuge ndleh re, 
Moral; die Wissenschaft dessen, was 
durch die praktische Vernunft als Gesetz- 
gebung der Hussern Freyheit bestimmt 
istj heifst philosop bische Rechts- 
lehro oder Rechtsphilosophie. 
JEIs ' ist nitht su besorgen, äak der Aiiadiiick 
R«cL Isphilosopkie Kiir VerwechseJung dea 
Hcclits mit dem, was moralisch recht ist, ver- 
leiten niöehtc, weil der UiilerscLied zwiGcheii 
beydem sich aus der Dedacliou des Kcchtsbe- 
giiffa selbst crgcbca raufs. Aber es ksan nicht 
genug dagt;g«ngowarat werden, dafs man Dicht 
dioFbilosophie des Jlctbls uiit der Pliilasophio 
des poaitiven Hechts verwechsele, oder die klü- 
tere der erstem unterscliiebe. 



f. 42. 

Die philosophische Rechts-wissenschafc 
heifst Naturrechi, weil sie sich mit 
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natürlichen Reclitsgesetzen im Gegensatz 
von positiven beschäftigt; denn das Na- 
türliche wird dem Willkührlichen entge- 
gengesetzt. Positive Gesetze im weitem 
Sinne sind Rechtsregeln , welche durch 
die Willkühr vernünftiger Wesen festge- 
setzt sind. 

Das Naturreclit kann auch Vernunft recht ge- 
nannt werden, weil das Rechtsgesetz sich auf 
die vernünftige Natur des Menschen gründet*. 
Der mögliche Misverstand des letztern Auadniks 
(im Gegensatz yom positiTcn Recht, als ob an 
diesem die Vernunft keinen Antheil hätte) ist 
kein Grund, denselben zu verwerfen. 

J. 43« 

Das Naturrecht ist demnach die Wis- 
senschaft der Rechte I welche durch die 
äussere Gesetzgebung der Vernunft be- 
stimmt sind. . Es kann nicht auf empiri- 
schen Gründen beruhen; denn die Er- 
fahrung kann nur lehren, was ist, nicht 
was seyn soll oder seyn darf. Aber das 
Naturrecht ist ohne empirischen Stoff 
nicht möglich, -weil es die Wechselwir- 
kung vernünftiger Wesen in der Sinnen- 
•welt, welche nur durch Erfahrung er- 
kennbar ist, 2um Gegenstand hat, 

J. 44.. 



Das 'Naturrecht hat nicht nur die 
Burcli Vernunft bestimmten Rechte selbst, 
sondern auch die von der Vernunft mit 
gleicher Noth wendigkeit bestimmte Art, 
wie denselben durchgängig ein sicherer 
Effect in der WirkHchkeit verEchaft wer- 
den soll, darzustellen. Diefs fuhrt auf 
die Idee des Staats als einer Verbindung der 
Menschen zur allgemeinen und dauernden 
Sicherstellung ihrer Rechte. Die Darstel- 
lung der auseiner solchen Verbindung ent- 
springenden Kechtsverhähnisse macht ei- 
nen besondern Theü des Naturrechts aus, 
"welclies demnach in das natürliche 
Privatrecht (sonst auch das eigentli- 
che Naturrecht genannt) , und in das 
natürliche Staatsrecht zerfällt. 

~ Es kann einstvccilcn daliin gestellt bleiben, ob 
die Bealisiriing der RecLlsidee der einzige Zwek 
des Staats sey oder nicht. Man mag sich den 
Zwck des Staats noch ao anbealimmt denken, 
(z. B. als Gliikseligkeit, VoUkoramenbeil, To- 
lalilät der Menscfabeits-Zweke u.d.gh) so ist 
doch immer die Garantie des ReobtB darunter 
OlitbegiiiTen. 
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^^■ J. 4-5. 

Das natürliche Privatrecht 
ist die Lehre von den Rechten, welche 
den Menschen , unabhängig von der Gk« 
setzgebung des Staats , nach blofsen Ver- 
nunftprinzipien zukommen. 

Die Meinung, dafs der Mcnscli ursprünglich und 
unabhängig vom Siaate kein Recht habe^ son- 
dern der Staat alles Becht erst mache , ist in 
sich selbst ^widersprechend ; denn, wenn et- 
kein unabhängig vom Siaate gültiges Recht 
^^iebt, so läfst sich nicht begreifen, woher 

' 'dann dem Staate das Recht kommen sollte, ein 

Bck^ht zu machen. 
"■''■. 

- ■ ^ J. 46. 

In dem natürlichen Privatrecht wird 
von allen Rechtsbestiinmungen , die auf 
der Gresetzgebung des Staats beruhen 9 ab- 
strahirt Der Inbegriff der Rechte > wel* 
che dem Menschen zukommen , ohnp dafs 
er als Glied eines Staats gedacht wird, 
wird Naturstand Cslatus naturalis) im 
Oegensatz vom bürgerlichen Stand (Sta- 
tus civilisj genannt. 

l. Die Idee des Naturstandes in dem angegebenen 
Sinn ist nichts anders als das Resultat einer 
in wiflsenschafUicher Hinsicht nothwendigen 

Ab- 
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AbttraclioD, nud tniUiin weder sit einer 
- Tbatsjiche der Erfalarung , nocli mit einer M- 
•torischen Bypolheae m vcrwecbselii. 

Der bürgerliche Stand kann im Gegeniatz rem 
Natnraland nur in eo Sern ein rechtlicher 
Znstand genannt werden, als mau unter 
rechtlichem Zustand einen solchen Terslefal, 
)rita der Mensch Sicherheit hat, «einer Hech- 
te wirklich thcilhaflig zu werden, 




{. 47. 

Das natürliche Privatrecht theilt, sich 
ab ia das absolute, iinbedingteNa- 
turrecht, oder die Lehre von den Rech- 
ten, die dem Menschen blos darum, iveil 
er ein frejes , vernünftiges Wesen in der . 
Sinnenwelt ist, vermöge seiner inensch- 
tichen Natur zukommen; und in das hy- 
pothetische, bedingte Nat II r rech tj 
oder die Lehre von den Rechten , die 
dem Menschen nur unter Voraussetzung 
gewisser Handlungen zukommen. 



■ Das natürliche oder allgcmei- 

pÄ'e Staatsrecht (jtis publicum naturale 

j. universale) ist die Lehre vun den rechu 

li- 
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liehen Verhältnissen zwischen dem. Staat, 
als einem Ganzen ^ imd seinen Gliedern. 



$• 49. 

Betrachtet man den Staat als ein 
Ganzes im Verhältnifs zu Auswärtigen 
(d. h. die nicht Mitglieder desselben sind)^ 
so heifst er ein Volk(gens). Werden 
die rechtlfcHen Verhältnisse eines Volks 
zu Auswärtigen besonders abgehandelt'^ 
so kommt zu den (}. 4-5.)^ angegebenen 
beyden Haupttheilen des Naturrechts noch 
ein dritter hinzu — das natürliche oder 
allgemeine Völkerrecht {jus gen- 
tium naturale s. universale). 

Das NatniTecfat ist demnacli die Lehre 1) von 
den natürL Rechten der Privatpersonen — • na- 
tiirl. Privatrecht; 2) von den natürlichen 
Rechten des Staats — natiirl* Staatsrecht; 
3) von den natiirl. Rechten der Staaten als 
Privatpersonen —• natürL Völkerrecl^t. 



IV. 
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IV. Unterschied des Natarrechts von vei 

wandten und angränzenden Wissenscfipf' 

ten; Wichtigkeit desseWen. 

\. 5o. 

Verwandte WissenEchaften heissen 

solche , welche eine gemeinschaftliche 

Quelle haben i angränzende, welche einen 

Theil ihres Gegenstandes mit einander 

pgeinein haben. 



Eine Wissenschaft unterscheidet sich 
von der andern entweder dnrch ihre 
Materie oder durch ihre Form oder durch 
beydes zugleich. Materie einer Wissenschaft 
ist der Inbegriff der Sätze, welche den 
Gegenstand derselben ausmachen; Form 
ist die Art, wie ihr Gegenstand erkannt 
wird. 

Vergl. Feuerbach Kritik des nalürUcIieii RecLu 
S. 3». f. 

f. 52. 

Das Natnrrecht unterscheidet sich von 
der Moral nicht durch die Form; denn 
. beyde sind philosophische Wissenschaften; 
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sondern durch die Materie, auf eine ge«. 
doppelte Art: i) durch den Uinfaqg ^de^ 
Pflichten. Die Moral umfafgt die ganze 
Wirksamkeit des Menschen, in Ansehung 
der innern und äussern Handlungen; das 
Nauirrecht beschränkt sich auf die äus- 
• Sern Handlungen des Menschen, und zwar 
auf solche, wodurch eine Störung in dem 
Freyheitsgebrauch Anderer möglich . ist. 
2) durch die Art der Verpflichtung. Das 
Naturrecht bezieht sich blos auf das Aqus- 
sere, auf die Handlung, wie sie erscheint; 
die Moral auch auf das Innere, auf die 
Gesinnung, womit gehandelt wird. Hier- 
aus ergiebt sich, warum mit der juridi- 
schen Gesetzgebung' Zwang verbunden ist, ^ 
mit der ethischen nicht; nur die That, 
nicht die Gesinnung kann erzwungen wer-* 
den. 

1. Das Na tarrecht fordert nur Legalität^ niclit 
Moralilät. Eine Handlung hat Legalität^ into- 
ferire sie äufserlich , d. h. der V/irknng nach . 
in der Erscheinung, dem Gesetze gemäfs ge- 
schieht; Moralität» insoferne sie nicht nar 
äusserlich, sondern auch innerlich, d. h» der- 
Gesiniiung nach,' dem Gesetze gcmäls (aas 
Achtung für das Gesetz als solches) geschieht. 
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1. Mall kann den ■ünterBchieÜ zwischen der 
Moral und dem Recht nicht darein setzen ,. dnls 
■ nur bey jener, nicht bey diesem auf die Ab- 
sicht des Handelnden gesehen werde. Aach 
in der rechtlkhen Betirlheiliuig einer Hand- 
lung i;ommt es auf die Absicht des Handebi- 
deu-an, und zwar nicht nur bey unerlaubten, 
flondern auch bey erlaubten Handlungen , in- 
3ein auch die rechtlichen Folgen der letztern 
■" Terschieden seyn könntn , je nachdem in die- 
fc*'*'Mr oder jener Absicht gehandelt vrordei» ist. 
'IC''B< anirnua domiiü , aniauts hcredU , ,aniJi, 
-UM» donandi n. s. w.J Der Untet'sohicd swi- 
, «cj^en der ctliiscbcu und juridischen Gesetzge- 
, hwg liegt vicliuchr darin, dafs jene auf die 
, Gesinnung (die BeachaSenhcit der Maxi- 
' men de« Handelns) Hucksiclit nimmt, dic«s 
oiclil. 

J- 53. ^ ,",..';"; 

Das Naturrecht unterscheidet sich ypij. 
der Politik, als der Lehre von den Mit- 
teln zu Erreichung des Staatszwecks, i) 
durch die Form; denn jenes ist eine phi- 
losophische, diese ist eine empirische Wis- 
Eenschaft; 2) durch die Materiej denn das 
Katurrecht bestimmt den Zweck des Staats, 
die Politik giebt die unter gewissen "Vor- _ 
aussetzungen tauglichsten Mittel zu Er- 
reichung dieses Zweks an. 

Cr« Nalurttibl. C J. 54- 
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J. 54. 

Positive Gesetze im engem Sinne- (}, 
42.) sind diejenigen» welche durch den 
Willen des Oberhaupts im Staate wirklich 
sind; der Inbegri£P derselben heifst posi- 
tives Recht. Von diesem unterscheidet 
sich das Naturrecht sowohl durch die 
Form, als aiich, wenigstens zum Theil^ 
durch die Materie. 

§. 55. 

» 

Durch beydes unterscheidet sich auch 
das Naturrecht von der Philosophie des 
positiven Rechts , es mag unter dieser 
die Prüfung der Yernunfcmäfsigkeit und 
Zweckmäfsigkeit positiver Gesetzgebun- 
gen, oder die systematische Darstellung 
der Gründe^ aus welchen sich die Be- 
schaffenheit positiver Gesetzgebungen als 
HO th wendiges Resultat erklären läfst, ver- 
standen werden. 

Diese Gründe liegen theils in der Natnr des 
Menschen äberbaupt^ theils in dem physischen^ 
moralischen und politischen Zustande der ein«*~ 
zelaen Völker. Sie machen dasjenige ans, wa» 
man den Geist der Gesetze nennt. Was 
hierunter zu verstehen sey^ lehrt schon der 



ik. 
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Titel des unslcrblichen Wei'lts von MontMquift^ 
de VEiprit des loix ou du rapporl , que len loix 
doipenC atoir avec la constitutiuii, de cJiaque 
gouvernement , les moeura, le climat , la reli- 
gion , le commerce elc, Trcfflitlie Ideen zur 
Pbiloaopliie des poaitiren Rechts enlliütt auch 
Michaelis Mosnisclies Recht. Von neucrn 
Schriften gehört vorzüglich hieher : Hngo 
Lehrbuch des NnturrecLlB als einer Philoso- 
phie des positiven Rcchls. Berliu i8og. 3. Ausg. 



56. 



Das Naturrecht hat einen absoluten 
Wertli ; es ist wichtig für jeden Menschen 
als vernünftiges Wesen , um seine und 
anderer Rechte nicht blos aus dunkeln An- 
deutungen des Gefühls zu ahnen, son- 
dern aus deutlich gedachten Vernunft- 
gründen zu erkennen. 



Das Naturrecht hat einen speciellen 
Werth für den Menschen im Staatsverein, 
imd zwar sowolil für den Bürger über- 
haupt, weil nictitsin so hohem Grade, wie 
eine richtige Kenntnifs von der Natur des 
Staats , den bürgerlichen Geliorsam zu 
erleichtern und zu veredehi vermag ; 
als für deii Gest-tzgeber und den Staata- 
C a manu, 
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mann , welche beyde nur in der Vernunft- 
aufgabe des Staats das Ziel und die Rich- 
tung ihrer Thätigkeit finden können. 

J. 58. 

Von vorzüglichem Interesse ist das 
Naturrecht für den Beruf des Rechtsge- 
lehrten. Es ist aber hiebey das theoreti- 
sche Interesse von dem praktischen zu 
unterscheiden. Das erstere beruht dar- 
auf, dafs ohne Rechtsphilosophie keine 
Eiinsicht in den 'Grund imd das Wesen 
alles Rechts, mithin auch keine positive 
Rechtswissenschaft, ja nicht einmal der 
Begriff eines positiven Gesetzes, und noch 
weniger eine philosophische Beurtheilung* 
des positiven Rechts oder eine Theorie 
der Gesetzgebung möglich ist. 

Der pra;ktische Gebrauch des Natur- 
rechts kann nicht darin bestehen^ dafs 
die Grundsätze einer möglichen äussern 
Gesetzgebung gegen die Bestimmungen 
der in einem besondern Staate wirklich 
bestehenden Gesetzgebung zur Anwen- 
dung gebracht werden dürften, 

{. 6o. 



f. eo. 

Dagegen zeigt sich das Naturreeht 
Faktischer Hinsicht von hoher Wich- 
eit i) mittelbar, zum Behuf der 
Interpretation , wegen des allgemeinen 
HinHusses, welchen die Einsicht in den 
Grund und das Wesen alles Rechts auf 
die Auslegung positiver Gesetze hat; 2) 
unmittelbar, theils als subsidiarisches 
Recht in denjenigen Fällen, worüber die 
positiven Gesetze keine ausdrükliche oder 
analogische Bestijnmung enthalten; theils 
als integrireiider Theildos positiven Rechts 
in denjenigen Fällen, wo der Gesetzge- 
ber ausdrüklich auf das Naturrecht ver- 
weilst. 

Vergl. Woiik Grundziige der pliilosoph. Rechts- 
lehre §. 3. — Es ist gegen den subsidiari- 
selten Gebraucli des Nalurrechls in der Rechla- 
sprecliung eingewendet worden, dafs dem Ricli- 
tcr, wenn er sich «iich voa der Analogie der 
positiven Gesetze verlassen sieht, doch immer 
der RecnrB an den Gesetzgeber übrig bleibe. 
Nun kaQn zwar dieser Recurs dem Hiuhter 
ansdiiicklicb vorgeschrieben wei'den ; in Er- 
manglung einer solchen Vorseluift aber ist der- 
selbe befitgt, auf die allgemeinen Rechlsprin- 
tipien zurükzogehen , weil alsdann, vertnögo 
der noth wendigen Aufgabe jeder GeäelEgebung 
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im Staate , das Recht iiberbaapt Eur Ausfiib« 
rung zu bringen y mit der positiven Bestim- 
mung der Anwendungsart eines Tlieils der na- 
türlichen Rechtsregeln auch die äussere Sanc- 
tion für den übrigen Theil, bey welchem der 
Gesetzgeber die Art der Anwendung nicht be- 
sonders bestimmt hat, als zugleich gegeben an* 
zusehen ist. / 



V« Einige ZmS^ ^^^ Geschichte des 

Naturrechts. 

Jo, Franc, Buddei historia juris naturalis. Jffa^ 
lae 1695* 8. in dessen Selectis juris nat. et gent. 
Halae 1704. und 1717. 8. 

/rtc. i'f. Ludovici delineatio historiae juris dipi^ 
ni naturalis et positipi unipersalis* Halae 1 701« 
4. 1717. 8. 

/o. Barheyrac historia juris natnrae , als Vor- 
rede zu dessen französ; Uebersetzung von, Fa^ 
fendorfs jus nat, et gentium. 

ChrLsliani Thomas ii paulo plenior historia juris 
naturalis. Halae 1719* 4* 

Laur, Reinhard historia jurisprudentiae natur» 
Lips. 1725. 8. 

Adam Frid. Glafey vollständige Geschichte de« 
Rechts der Vernunft. Leipz. 1739. 4. 

lo. tak. Schmaufs neues System des Rechts der 
Natur. Gott. 1734. 8. L Th. , 

Kur- 
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Karzer Entwurf einer Uistorie des Nalur - und VS]^ 

kentcbu (-von Ce. SiepTi, H^ieaand) i^Sg. 
£e. Christ. Gebauer nova juris naturalis histo- • 

ria; tdidit Klevesahl. Wezl. ijyi. 8. 
Kui-ze Abrisso der Geschiebte 3ea Nalnrreclits fin- 
den sich in einzelnen Lehrbüchern dieser Wis- 
senschaft, z. B. von Hufeland, Hoffbauor, 
[ « £lein u. b. | 

' Aoch gehört, dem Hauptinhalt nach , hieher i ■ 

Georg Henrici Ideen zu einer wissen sc halUi- 
cheu Begründung der Rechtslehre oder über den 
Begriff und die letzten Gründe des Rechts. IIThei- 
le. Hannover 1810. 

J. 61. 

Die Geschichte des Naturrechts isi die 
zusammenhängende Darstellung der Be- 
gebenheiten, in welchen die Ursache des 
gegenwärtigen Zustandes dieser Wissen- 
schaft enthalten ist. 

f. 62. 

Das Naturrecht hat das allgemeine 
Schiksal der Wissenschaften gehabt, auf 
Veranlassung speciellor Fälle mit einzel- 
nen Begriffen und Sätzen anzufangen, • 
von diesen aUmälilig zu Grundsätzen auf- 
zusteigen , und sich endlich zu einem sy- 
steniatiscli verbundene« Ganzen zu erhe- 
ben. 



4 
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ben. Dalier läfst sich die Geschichte ' dos 
Naturrechts füglich, in zwey Hauptperio'- 
den abtheilen: i) wo man noch bej der 
Bestimmung einzelner Begriffe und {Sätze 
des Naturrechts stehen blieb , ohne sie in 
ein System verbunden abzuhandeln ; 2) 
wo man anfieng, die Lehren des Natur- 
rechts systematisch zu behandeln und eine 
Wissenschaft daraus zu bilden. Die erste 
Hauptperiode geht bis auf das Jahr. lÖSg,, 
wo Oldendorp*s Einleitung erschien. 

i. Hoffbauer Natwrrecht im Anhang Jt IV% V 

}. 65. 

Schon bey den Griechen finden sich 
Spuren der Unterscheidung naturrecht- 
licher Begriffe von den übrigen Begriffen 
der praktischen Philosophie. Besonders 
ist eine Stelle des Aristoteles (Ethica 
ad Nicomach. lib. V, c.X) merkwürdig, wo 
dieser Philosoph das schlechthin Rechte 
{(i7tK(f>s ^tKxiGv) von dem, was politisch 
recht ist (TtoÄtrtKov StKoctov) unterscheidet. 
Unter dem erstem versteht er das Mora- 
lischgute, unter dem zweyten das Recht 
im eigentlichen Sinne. Er erklärt das 
letztere als das Recht zwischen freyen 

Per- 
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Personen in einem Staat, tind theilt das^ I 
selbe ein in das positive (^vnf^iKev) und das. 
natürliche Recht (^wtiKov). 

f. 64. 
Die Römer unterscheiden zwej-Thei- 
le des NaturrecUts unter dem Namen jh« ' 
naturale (im engern Sinne), quod natura i 
omnia animalla dacuii, und jus gentium, 
quod naturalis ratio Inier omnes genles consti- 
lull. Diese Eintheilung lälst sich gegen 
den Vorwurf der Ungereimtlieis retten, 
■wenn man die Materie oder den Gegen- 
stand des Naturrechts als denEintheilimgs- 
griind ansieht. Der Sinn ist alsdann die- 
ser : das Naturrecbt bezielu sich entweder 
auf solche Neigungen, [welche dem Men- 
BChen mit den Tliieren gemein sind, auf i 
die animalische Natur des Menschen; odet | 
auf Neigungen , die dem Menschen ei- 
genthümUch sind, anf die sinnlich-ver- 
nünftige Natur des Menschen, so, daßs 'i 
in der ersten Beziehung eine TJeberein- 
Etimmung zwischen dem durch den In«. 
stinct der Natur geleiteten Verfaliren der 
Thiereund der Handlungsweise der Men- 
schen, in der zweyten eine Uebereinstim* ' 
mung in den Grundsätzen verschiedeneiy 
Na-J 
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Nationen sich zeigt. Nach dieser Erklä- 
rung ist die Eintheilung dem Begriff des 
Rechts nicht widersprechend , aber frey^ 
lieh ohne Nutzen. 

Ulpian sagt: Jus naturale est, quod natura 
omnia animalia docuit, — i «- lus gentium est, 
quo gentes humanae uiuniur : quod ä natura-' 
li recedere , faciU intelUgere licet ; quia il^ 
lud Omnibus animalibus , hoc solis hominibuB 
inier se commune est» Zr* i. §. 2. 4* JD» de 
justiU et jure» Cajus: Quod natutalis ratio 
inter omnes homines constituit ; id apud om^ 
nes peraeque, custoditur : pocaturque ius gen-^ 
tium, quasi quo jure omnes gentes utuntur^ 
L. 9* D» eod. vergL Jf. ii. L de R, D» 

}. 65. 

In der zwey ten Hauptperiode sind die 
ersten Versuche sowohl wegen der Vermi- 
schung des Naturrechts mit ande;m Wis- 
. senschaften (der Moral, der Theologie, 
dem positiven Recht, der Politik) als auch 
in Ansehung des Princips sehr unvollkom- 
men. Dahin gehören die Schriften von 
Oldendorp (geb. i5o6. gest. 1667.) Nie. 
Hemming (geb. i5i5. gest. 1600.) und 
Benedict Winkler (geb. 1679. gest. 
1648*) 3Die herrschende Idee von dem 

Na- 
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Naturreclit um diese Zeit bestehet darin, 
dafs solches der dem Menschen in das 
Herz geschriebene und in den zehn Ge- 
boten promulgirte Wille Gottes sey. Da- 
her ■werden auch die einzelnen Lehren des 
Natui-rechts nach der Ordnung der zehn 
Gebote durchgegangen, 

/o. Oldendorpii Isa^oge seu eiementaria in- 
troductia Juris naturae , gentium \et civilis. . 
Col. jigr. i53g. steht auch in dessen Opp.'T. 
ibid 1559. Neu liera 11 »gegeben von Maitini. 
"Wien, 1759. S. Die Manier dieses ersten Ver- 
aucfas Sil charaktcrisiren , mag folgende ätcllo 
dienen; „Quid \est igitur jus gentium? 1 
mulloTum populorutn aucloritas. Quid Jus c 
file ? est unius populi jussus, Qui scies , i 
ulrumque rede Bit receptum ? ex normo natu- 1 
rae ceujhnle. Vbi est illa normo? in card» \ 
et conscientia fwminis ä Deo tnsculpla. Quiß ] 
tt muUi dissentiant circa hanv . 
rede de ea Judicent? recurrendum i 
bulas difinas ,' in quibus renovatam est Ji^itm 
fei lex naturae tarn cerlo tealimonio 
riari non possit," S. Meiater Bibl. Jur. nat^ .1 
et gent. T. I. p. 373, aqq, 

X^icJiemtningii de lege naturae methodus apff'_ 
dictica. Vit. j56a. i564. 1577. 



ffinile. 



Sollquellen 



Priricipio- , 



1 Juris Ubri quingue , in quibus genuiittt 
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jurU -tarn naturalis quam posiiipi jprineipia €i 
firmiasima jurUprudentiae fundamsnta ostemA 
duntur » ejuscUm summus fiuu oh oculoä po» 
nitur et dipina auctorita$ probalur. Jjips» l6iSm 

§. 66. . 

HugoGrotius (geb* 1 583. gest. 1 645.) 
gab durch die Behauptung., dafs das Na« 
tiirrecht auch ohne die Idee von Gott gül- 
tig sey, dieser Wissenschaft eine vortheil- 
hafte Wendung. Sein Verdienst besteht 
darin, dafs^ er zuerst ein wissenachaftli- 
ches Princip aufstellte. Er gründet das 
Naturrecht auf eine natürliche Neigung 
des Menschen zur Geselligkeit , und 
nimmt als Kennzeichen der Rechtmäfsig- 
Iveit einer Handlung die Uebereinstixn- 
mung derselben mit der vernünftigen und 
geselligen Natur des Menschen an. Uebri« 
gens war seine Absicht unmittelbar nur 
auf einen Haupttheil des Völkerrechts ge- 
richtet ; er wurde aber durch die Bear- 
beitung seines Gegenstandes auf allgemei- - 
ne Untersuchungen über das Nattu*recht 
geführt. 

JHu g onis G rot II de jure belli et pacis libri 
tres , in quibus jusr naturae et geittium^ item 
Juris publici praecipua expUcantur^ Paris j 

1625. 




Einleitung, 



1625. 4. Die folgenden Auagabfln, worun- 
ter die zu Lausanne 17Ö1. 4. erschienene 
die beale ist , finden sich verzeichnet in des 
Freiherrn von Ompteda LitLeralur des Väl- 
kerrechls S. 392. ff. Unter den Ueberse- 
tzungen (s. v. Omptcda a. a. O. 404. ttj 
ist besonders die französische von Barbey~ 
lac Amst. 1 724, 4. zulezl L e y d e i ^Sg- 'J\>in, 
11. 4. zu merken. Als Conimeula t oren (a. 
V. Ompteda a. a. O. S. 397. fi'O baben sich ' 
vorzüglich die beyden Freyherren von Coc- 
ceji, Heinrich und Samuel, verdient ge- 
macht. Henr. de Cacceji Gruiius iUuslra— 
iua neu. Commeniarü ad Hiig. Grotii de I, B. 
et P. libUiL accedunt obseruationts Sam. de 
f^occeji, Tom. f. fFratislaf. 1^^^. Tom. 11^ 
ibid. 1764, Tb/rt. ///. ibid. 1747. Fal. Sam. L. 
B. de Cocceji tntroductio ad Henr, L. B. 
de Coc vej i Gruiium iltustratum , continens 
ßUsertaliunes prooemialta X/I, elc: Ilalae \Jlfi. 
Ihl. Die zwey neuesten Biograpbieen des 
Grotias sind,- Job. Mart. Schröfcb Abbild. 
uud Lebensbeschreibungen beriihinler üelelirtea 
B. IJ. 8.357—376. und Hugo GroHus nach 
seinen Schicksalen und ScbriFUu dargestellt 
von Heim-. Luden. Berlin liJüG. 



f. 67. 
Tliomas Hobbes fgeb. t588. gest. 
k679.) stellt als Vorbereitung des allge- 
mei' 
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meinen Staatsrechts eine Idee vom Natur-* 
stand auf 9 durch welche das natürliche 
Privatrecht ganz aufgehoben "wird. Nach 
dieser Idee M^ird das Recht nicht Mos durch 
den Staat erst gesichert , sondern hat vieW 
mehr ohne den Staat an sich gar keine 
Realität. Der Hauptfehler seines Systems 
liegt in der Verwechselung der Frage : 
wie sich die Menschen gegen einander, 
wenn sie auch nicht im Staate lebten, zu 
verhalten verbunden wären? mit der 
Frage: wie sie sich unter jener Voraus- 
setzung gegen einander verhalten würden ? 

Th omas Ho bbes Elementa Philosophiae seci, 
II L de cive. Par, 1642. 4. besonders Paris 1647. 
zulezt Genepae 1 742. la. — — Leviathan, 
or concerning Commonu>eaUh. London i65i. 
FoL lateinisch : Lepiathan , sipe de cipitate 
eeclesiastica et cipili* Londoni i668* 4. 

}. 68. 
SamuelvonPufendorf (geb. 1 632 
gest. i6g4*) ist der erste ^ lyelcher das 
Naturrecht vollständig und methodisch 
abgehandelt hat. Er zeichnet sich vor 
Grotius dadurch aus , dafs er den Grund- 
satz der Geselligkeit nicht unmittelbar aus 
einer natürlichen Neigung y sondern aus 

der 
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der Nothwendigkeit eines geselligen Le- 
bens zur Selbsterliakungund zum Wohlbe- 
finden des Mensclien ableitet, und dafs er 
diesen Grundsatz nichimüfsig an der Spitze 
der Wissenschaft stehen läfsi,, sondern 
zur Allsführung des Systexis in den einzel- 
nen Lehren anwendet. Ihm gebührt der 
Rulim der ersten wissenschaftlichen Be- 
arbeitung des Naturrechts. 

Sam, Pufendorfii eiemenCa JurisprudenlüJe 
universalis metlutdo matkematica. Hagae Com, 
l-eGo. 8. 

^ ^ de jurt nalurae et geatium, Z,ibri Will- 
Land, Scan. 1673. 4. c. not. Hertii, Bar— 
heyracii et Godofr. Mascopii. Francof. 
et Lips. 1744. i74a- //• Tom. 4- 
' Sam. P ufendurj'ii de officio fwminig et dpi» 
Uh.U. Land. Scan. \&^^. 8. c. not. TiliijOt- 
tonis j Barbeyracii, Carmicfmelia 
et Trcueri. Lugd. Bat. 1769. 2hm. Jl. 8. 



f. 69. 

Christian Thomasius (geb.i655. 
t I728.) schrieb zwey Lehrbücher des 
Naiurrechts ; in dem spätem trat er als 
Gegner des socialistischen Systems auf, 
nachdem er dasselbe in dem frühern ver- 
fheidigt hatte. Er unterscheidet zwar 
priju 
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principia justi von principiis honesti ei cfo* 
cori ; aber der von ihm aufgestellte Grund« 
Satz des Rechts (^was du dir nicht getlian 
haben willst ^ das thue auch andern nicht) 
ist mehr für einen Rükgang als Fortschritt 
der Wissenschaft zu haken. Inzwischen 
veranlafste er durch Bestreitung des socia«» 
listisciien Systems eine veränderte Behand- 
lung des Naturrechts. 

C/ir. Thomasi'i inatitutiones JurisprtiderUiae di^ 
. i^inae* Lips, i668* yermehrt Hakte J714. 4. 

«- — fundamenta juris naturae et gentium^ Ha^ 
lae 1705. yermehrt das. 1718» 

Zwey Schüler von Thomasius^ Ni- 
colaus Hieronymus Gundling (gefo. 
l68r* t ly^iO ui^d Ephraim Gerhard 
(geb. 1682. t ^7^0,) sind in der Geschichte 
des Naturrechts dadurch merkwürdige daft 
sie zuerst Zwangsrechte und Zwangspflich« 
ten als den eigentlichen Gegenstand 
dieser Wissenschaft schärfer ausgezeich- 
net haben/ 

Nie. Ilteron, Gundtingit Jus naturae et gen^ 
tium. Halae 1714. 8. 

Bphr, Gerhardt detineatio juris naturalis ; sipe 
de principiie justi libri ttL Jtnae 1712. 8« 

}. 71. 
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legen- ^H 
stimmt ^H 
CT des- ^^ 



|4- S- 7»- 

Ungeachtet aber nunmehr derGegi 
lltEtnd des Naturrechts genauer besf 
■war, so blieb doch die Behandlung des- 
selben immer noch scliwankend; wovon 
der Grund in dem Mangel an einer befrie- 
digendenDeductton desRechtsprin- 
cips zu suchen ist. Einige leiteten das 
Natiirreelit aus Trieben, andere aus Pflich- 
ten, insbesondere aus der Pfliclit, sich zu 
erhalten, sich zu vervollkommnen, seine 
Glükseligkeit zu befördern, ab. 

Unter die er£lern gehören Claprotlif Scbraaufs 

n. a., nnter die lelzlern Ktibler , Wolf, 

Acbenwall u. a. 

}. 72. 
Kants Verdienste um die praktische 
Philosophie mufsten auch auf das Natur- 
recbt einen entscheidenden Einflufs haben. 
Gleichwohl konnte weder die unter verän- 
derter Gestalt noch fortdauernde Ablei-. 
tung des Rechts aus der Pflicht des berech- 
tigten Subjects, noch die nachher versuch- 
te Deduction aus der Verbindlichkeit des 
Subjects, -welches dem berechtigten ge- 
genüber steht, der Wissenschaft eine feste 
Cr« m»rr.ihi. D Grund- 
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Grundlage verscha£Pen. Diese erhielt das 
Naturrecbt erst dadurch, dafs solches von 
der Moral durch den Unterschied der in- 

4 

Xievn und äussern Freyheit völlig geschie- 
den, zugleich aber die Verwandtschaft 
teyder Wissenschaften in ihrer gemein- 
schaftlichen Quelle , der praktischen Ver- 
nunft als der Gesetzgebung der Freyheit 
überhaupt, anerkannt wurde. Diefs ist 
vqn K a n t selbst geschehen in den me- 
^aphysischenAnfan gsjgründen 
der Rechtslehre, einem Werke, des- 
sen vorzüglicher Werth für die Wissen- 
schaft in Begründung der ersten Princi- 
pien besteht. 



VI* Literatur des Naturrechts, 

}. 73. 

Die Schriften , welche unmittelbar das 
Naturrecht betreffen, lassen sich unter 
folgende Classen bringen: i) Abhandlun- 
gen über die Principien des Naturrechts. 
2) Systeme und Lehrbücher dieser Wis- 
senschaft. 3) Einzelne naturrechtliche 
Abhandlungen und Sammlungen solcher 

Ab- 



\ 
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Abhandlungen. 4) Geschichtschreiber dei 
NatiirreL^Uts. 5) Literarische Hülfsmittel. 
1. s. Meiatera Bibliotheca Juri^ naturalis. Tom,t, 
S. 3'26. uuler Jus natural und 7hm, II. S, 7Ö. 

unter principium Juris naturat. 
Goltl. HufelaTid über den Grundsatz des Na«- 

(uri-cclils. Lcipz. 1785. 8. 
I. Frid. Flatl Ideen zur Revision des NatnrrechU 

oder Prolegomcna zu einem neuen Zwangs- 

recht ^ in dessen vermiscblen Versuchen. 

Leipzig 1785. 8. 
Genz über den Ursprung und die ältesten Prin- 

cipien des Rechts — in der Ecrliner Monats- 

Bcbnft )79i> April. 
KarlHeinr. Heydcnreich Entwurf der Gnind- 

«aizo des absolulcn Naturrechls — in dessen 

Originalideen über die kritische Philosophie- 
Leipzig 1733. 
Lob el über den Begrifi' und die Haupt grün d sä izo 

des Rechts , in Schmids philosophischem Jour» 

nal. B. II. St. 2. 
Ueber die einzig mSglichen Beweisgründe gegen 

das Daseyn und die Gültigkeit der nalürlichen 

Rechte. Leipzig 1795. 



den Begriff des Rechts, in Fichte' 



ncrs Philosoph. Journale 

a Kritik des natürlichen Rechts. 



1796. 
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Ferd. (Christoph Weise Gmndwissenschaft 
des Rechts. Nebst einer Darstellung und Prü- 
fiing aller durch die kritische Philosophie ver* 

- anlafsten Philosopheme über den Ursprung tind 
das Wesen des Rechts. Tübingen 1797« 

K. T. Kohlschütter Vorlesungen über den 
Begriff der Rechtswissenschaft« Leipz. 1798. 

Joseph Karl Schmidt Versuch einer Grund-^ 
läge des Naturrechts. Augsburg 1801.. 

■ K. F. W. Oerstäcker Versuch einer Deduction 
des Rechts aus den höchsten Grijlnden des Wia-^: 
Bens. Bresl. i8oi. Dessen Metaphysik des 
Rechts. Erfurt 1803. 
D. C. G. Schneider Versuch einer Entwike- 
lung und Berichtigung der Grundbegriffe der 
philosoph. Rechtslehre. Giefsen i8oi. 

Georg Henrici in der oben angeführten Schrift. 

2« Ausser den hey dem vorigen Abschnitte der 
Einleitung angeführten Schriften .sind hier noch 
zu hemerken: 

Adam Fr id. Glafey Vernunft- und Völker- 
recht. Nürnberg 1733. 4. Frankfurt 1732. un- 
ter dem Titel: Recht der Vernunft. Frankf« 
und Leipz. 1746. 

Jffenr* Köhleri Juris naturalis exercilationes 
VIL Jsnae 1729. und mehrmals in 4. und 8. 

Ejusdn Juris sociatis et gentium ad Jus naturae 
rep*ocati specimina VIL Jen. 1756. 

Joach* Ge, Darjes institutiones Jurisprudenz" 

tiae 



I 
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tiat unii-ersali». Jenue 1740.8. £d. FII. Je*-\ 

nae 1776. 8. 

Chriatiani Wolfiijtunaturae mtthodv seien- X 
tißca pertractatum T. VIIL Halae 1740 — i/^Si \ 
/ua gentium 7'. IX. 1749. 

EJuad. tnstitutianes Juris naturae et gentium^ I 
Halae ijSo. S. anch deutsch und frauzOstsch. 

Dan, Nettelbladt ayatema elemtnlare /uri»~ § 
prudentiae naturalis, Halae ijiQ. Ed. V. ibid. 
1785. 

Job. Christoph Claproth Grundtifs des 
ilechti der Nalur. Gott. 174g. 8. 

Job. Jak. Schmaafs neaos Syatem des Kcchts 1 
der Natur. Gott, 1754. S. 

Jo. Steph. Pülleri et Jo. Godafr. Achen- 
walli elementa juris naturae. Gott. 1750. und 
1753, I7ä5iii zvrcy Thcilen. Kam unter Achen- 
walla Naraen allein, und Kulezt mit Selchow'« 
Vorrede. (GoU. 178a. 8.) heraus. 

Alex. Gotll. Baumgarten Jus naturae. Ha~ 
lae 17G3. 8. 

E. Chr. U^esip ha l inslilutiones juris natura- 
lis. Lips. 1776. 8. 

Luilw. Jul. Frid. Höpfncr Natarrecht des 
einzelnen Menschen, der Gesellschaften und 
der Välker. Giefien 1780. Die neneate Aus- 
gabe. 1796. 8. 

Jo.Aug. Henr. Ulrich inilia philosophiae jusli 

seu juris naturalis, Jenae 1783. et/. 3. 1790. 8. 

Jo. 
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lo. Aag. Schlettwein Rechte der Menschlieit 
Giefsen. I784. 8. 

loh.Ge. He inn Feder Grttndlehren zur Kennt- 
nifs des menschlichen Willens und der natür- 
lichen Gresetze des Rechtsverhaltens. Abth. HL 
Göttingen 1783. und 1/85. 

Gottlieb Hufeland Lehrsäze des Natnrrechts. * 
Jena 1790. Zweite gSLnzlich umgearbeitete Aus- 
gabe. 1795. 8. 

Fredersdorf System des Rechts der Natur , 
auf bürgerliche GeseUschaften , Gesetzgebung 
und das Völkerrecht angewandt. Braunschw. 
1790. 8. 

Theod. Schmalz Recht der Natur Königsberg 
1796. 8. 

Dessen Erklärung der Rechte des Menschen und 
Bürgers« £in Commentar über das reine Na- 
turrecht und natürliche Staatsrecht. Königsb. 

1798. 
loh. Heinr. Abicht neues System eines aus. 
der Menschheit entwikelten Naturrechts. Bay- 
reuth 1792. 8- 

lo. Chr. Gottl. Schaumann wissenschaftli- 
ches Naturrecht Halle 179a* 8. 

loh. Chaustoph Hoffbauer Naturrecht aus 
dem Begriffe des Rechts entwikclt. Halle< 1793. 
Dritte Ausgabe 1804. 

Wilh. Gottl. Tafinger LehrsSttze des Na- 
turrechts« /Tüb« I7g4. 8. 

Karl 
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Karl Hoinr. Heydenreich SyBtein iet Na- 
tOTTechts nach krititcbea Frincipien. II TIb j 
Leipzig 1794. 1795. 

Ludw. Heinr. Jakob philo s optische Rechti»fl 
lehre oder Naturrecht. Halle 1794. Zweyta 
Ausgabe 1803. 

I. H. Abicht kurze Darstellnng des Natur- ondM 
Völkerrechts, zum Gebraach bey Vorlesungeti'f 
Bayreuth 1795. 

Geo. Sam. Albert Mellin Grundlegung znr | 
Metapbysik der Rechte oder der posiliven Go- I 
Bezgebung. ZüUicbau 1796. 

Karl Cbrifltian Erbard Schmid Grand- ■' 
rifs des Naturrechts zu Vorloiungen. Jena auj 
Leipzig 1795, 

lo. Gottl. Fichte Grundlage des Naturrechti 
nach Principien der WisBenschafUlchre. Jens 
und Leipzig i79t>- 

I, C- G. Schaumann Versuch eines neuen j 
Syslema des natürlichen Rechts. Halle 1796. 

Ernst Ferd. Klein Grundsätze der natürlichen 
Rechts wissen Schaft neb«t einer Geschichte der- 
selben. Halle 1797- 

Imm. Kant metaphysische Anfangsgründe der 
Rechtslehre Köntgsb. 1797. mit einem Anhang 
und eifiulernden Anmerkungen. 1798. (Com- 
mentarien und Bemerkungen über dieses Werk: 
loh. Heinr. T ie ftr unk phUosophiscbe 
tersuchungcn über das Privat - ii. ßfientliche j 
Recht. , 
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Recht Halle 1797. 1798. 1. Tb. lak. Sigism. 
Beck Commentar über Kants Metaphysik der 
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Erstes Hauptslück. 

Allgemeiner Theil. 

Erster Abschnitt« 

Von den ^verschiedenen Arten der Rechte 

überhaupt. 

Jjey einem Rechte läfst sich zweyer- 
leyunterscheiden : die Form und die Ma- 
terie. Jene ist das Merkmal ^ woran 
überhaupt erkannt wird , dafs ein Sub- 
ject zu etwas berechtiget ist ; diese 
ist dasjenige y wozu ein Subject be- 
rechtigt ist, der Gegenstand seines Rechts. 

}. 75. 

Da dieErkenntnifs eines jeden Rechts, 
es mag sich aolches beziehen , worauf es 

will 



Von 6. verschied. Arten d Rechte überh. 6i 

will, von Einem allgemeinen obersten 
Merkmal abhängt, so giebt es der Form 
nach, d. h. abgesehen von der mögliclien 
Verschiedenheit der Materie oder des In- 
halts, nur ein einziges Recht — die äus- 
sere Freylieit eines jed^en^ inwiefern sie 
mit der gesetzlichen d. h. zur Wirksam- 
keit vernünftiger Wesen als solcher in der 
Sinnenwelt notbvv endigen (^.21.) äussern 
Frej'heit Aller zusammen bestehen kann. 

j. 76. 

In der allgemeinen gesetzlichen Frey- 
heit ist unmittelbar aucli enthalten die 
natürliche Gleicbheit Aller in Beziehung 
auf die Recinsfonn; denn das Hecht ist 
nichts anderes als wechselseitig gleich be- 
schränkte Frejbeit. Die ursprüngliche 
rechtlictie Gleichheit besteht demnach in 
der Unabhängigkeit eines jeden von aller 
Verbindliclikeit gegen andre, wozu ep 
L diese nictit gegenseitig auch verbinden 



S- 77- 
In Ansehung der Materie lassen sich 
mehrere Rechte unterscheiden, die jedoch 
[ «ichts anders als verschiedene Beziehun- 
gen 



1 
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gen oder Anwendungen der allgemeinen 
Recktsform sind. 

J- 78- 
Sieht man auf die Materie des' BechtSi 
so besteht der Hauptunterschied der Rech- 
te darin, dafs sie entweder die berechtigte 
Person selbst oder etwas 9 was ursprüng- 
lich nicht zu ihr gehört , zum Gegenstand 
haben« Das Recht des Menschen ist da^ 
her entweder ein Recht auf sich selbst, 
oder auf etwas Aeusseres« 

J- 79- 
Das Recht des Menschen auf sich selbst 
ist das Recht auf dasjenige y was mit dem 
Menschen als einem Vernunftwesen in 
der Erscheinung , folglich unmittelbar 
vermöge seiner sinnlich -vernünftigen Na- 
tur verknüpft ist. Die einzelnen Be- 
standtheile dieses Rechts heifsen ur- 
sprüngliche oder absolute (auch 
angeborne) Rechte; und der Inbe- 
griff derselben heifst das absolute Na» 
turrecht. 

§. 80. 

Ein Recht auf etwas ausser der Perr 
&011 setzt eine HandÜMOg voraus ^ wodurch 

er- 
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einePereon etwas vermöge ihres ursprQng,fl 
liehen Rechts mit sich verknüpft hat. KiX 
ne solche Handlung heifst Erwerbung. 
Die auf diese An entstehenden Rechte hei 
sen abgeleitete oder hypothetische 1 
Rechte; und der Inbegriff derselben iieifät J 
das hypothetische Naturrecht. 

f. Si. 
Das Recht des Menschen auf etwas 
äusseres kann nur entwederden aussehheXs- 
lichen Gebrauch dessen, was keine Per- 
son ist, einer Sache, oder die Bestim- , 
mung der Causahiät (Thätigkeit) e 
andern Person zum Gegenstand haben. 
Jenes wird ein dingliches, dieses eini ■ 
persönliches Recht genannt. 

§. 82. 

Dem ursprünglichen ynd dem ding-^ j 
liehen Recht entspricht eine allgemein^ | 
negative Verbindhchkeit , den Berech-» 1 
tigten an dessen Ausübung nicht zu iiin- 
dern; dem persönlichen Recht entspricht 
auch eine besondere , nur einer bestimm- 
ten Person obliegende Verhindlichkeit, 
■welche, da sowohl auf eine Begehungs- 
bIs auf eine Unterlassuugshandlung des 
andern ein persönUches Recht uiöglich , 
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ist , eine negative oder positive Verbind- 
lichkeit seyn kann. 

Die allgemeine Verbindlichkeit^ Welche einem 
j)er8Önlichen Recht entspricht , geht dahin' j» 
den Verpflichteten an der Erfiillang seiner be- 
aondom Verbindlichkeit nicht zn hindern. 



Zweyter Abschnitt; 

Von der Dauer der ^ec/ite. 

j. .83. 

So lange die Ausübung eines Rechts 
physisch möglich ist ^ kann dasselbe nicht 
anders aufhören^ als durch einen Act 
der Willkühr des berechtigten Subjects« 
Denn die Verhinderung der fernem Aus- 
übung eines Hechts , welches der Berech- 
tigte nicht durch seinen Willen von der 
Sphäre seiner freyen Wirksamkeit ausge« 
Schlössen hat y ist mit der Möglichkeit der 
allgemeinen gesetzlichen Freykeit unver-- 
^iiibar. 

i. 84. 

Die Handlung , "Wodurch jemand 
vermittelst seiner Willkühr ein Recht auf- 
hebt, 
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hebt, das ilun bisher zustand, heifst Ver- 
äiisserung (alienatio juriE). Geschieht 
solche in Beziehung auf eine beetimmte 
Person, für welche dadurch ein neues 
Recht entstehen soll, so heilst sie Ueber* 
t ra g u n g (translaiio juris). 

Die Erwerbung einea Recbts dnrch Ucbertraj^ng 
Ton einem Aiidern hl von aweyerley Art : 
l) das überlragLne Hccbt ist durcliaui ebett-^ 
dasselbe , welches vorher dem Ucbcrlragenden 
ausländ — • adqui.iiliu transtativa j a) das über- 
tragene Itecbt ist nur eiii Beslandthcil ilcsjeiii- 
gon Kechts , wckhts dem Uebirtiagendcn bis- 
her unvermindert zustand , und macbt nun 
ein besonderes, i'üv sicU bestehendes Recitt 

»in dem erwerbenden Subject aus — aäquisiiio 
coRtlilutifa, 
i. 85, 
Das Recht des Menschen auf sich 
selbst (f. 79.) oder das Urrecht ist unver- 
äusserlich ; nicht darum , weil die Ver- 
äusserung desselben nnmoralisoh ist (wel- 
ches zur ethischen Beuriheilung gehört); 
eondern weil eine eolche Handlung keine 
rechtliche Wirkung haben kann. Denn 
wer das Urrecht veränssert hätte, hätte 
.ttben damit (f. 77.) alle seine Rechte veräus- 
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Sfert; er könnte also überhaupt nicht mfeht 
nach dein RechtsgesetÄ benrtheilt tinä be- 
handelt^ mithin zu nichtis mehr rechtlich 
Verpflichtet wferdeti ütid also auch liicht 
dazu, in i^'erä Zuständig ^u bleiben, wor- 
ein er sich durch Veräüssei^ung dbi Ur- 
rechts versetzt hätte. ' 

1. Die Abb^ngigkeit eines Menscben Voii der 
bloßen Willkühr eines Andern , welcheh ihm 
gär kein Recht zugesteht ^ heifst Skläverey. 
Bey dör Unlersüchtibg : ob die Sklavefey jrecbts- 
widrig sey oclel* hiebt ^ ist es gailz vergeblich, 
von den Vortheilieh in sprechen, welche die- 
s'er Zustand haben kann^ sey es für deii Skla- 
ven sbib'st, welchen sein Herl*, aus wohjver- 
stähdener Oekonönüe, nicht nur ernährt, son- 
dern wohl aach , zum Behuf gröfserer Brauch- 
barkeit^ in Künsten und Wissenschaften un- 
terrichten läfst; oder für den Staat, welcher 
dadurch manches bey öfFentlichen Anstalten^ 
weiche sich nun blos mit Frcyen zu beschäfti- 
gen baoen, z. B. bey ^er Justiz, ersparen kann^ 
oder für die Fr'eyen im i^taate, welche da- 
durch , dafs sie die Arbeiten für ihre Ieib1ii[;hch 
iBedürfnisse deli SklaVen aufbürden , desto mehr 
Zeit für ihre geistige Cultar gewinnen. Man 
in'ag diese Vortheiie anschlagen , so -hoch man 
will; man mag zwischen ihnen- 'ünfd den dage- 
)gen in Betfacht kommenden Nachtheilen die 
Rechnung ziehen, wie man will; man mag 

das 
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^^^ clai Loos eines SklaVen, welcher zufällig einen ^^^| 

•- mililpii nfjpr mich nur nnf pinpn sritipn rJ^pn^n ^^ 
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Sklaven, welcher zufällig i 
milden oder auch nur auf einen seinen eigenen 
Vbrlhtil sieh gut verstehenden Herrn hat, in 
Verglcicliung mit der traurigen Lage, worein 
«in Freyer durch Armutli geratheii kann, so 
sehr erheben, aU man will ; so sieht dotJi 
alles dieses mit der Frage nach dem Hecht 
niuht in der mindesten Beziehung. Daraus 
aber, dafs die Sklaveicy wirklich Jahrtausende 
lang bey den cullivirteslcn Völkern Keclilens 
gewesen, d. Ii. im Staat eingelithit und vet- 
mittelat der Staatsgewalt ilunilige setzt 'Worden 
ist, folgt nur die physische, nicht die 
rech tliche MSgliclikeit der Elnfiih rang der 
Skla-vercy im Stalle, a. Schulze Ipliilö^oph. 
PrintiipieH des bürgerl. und peinl. Rechts J. iii. 
Vergl. Hugo jLehrb. des N&tnrrechu %■ H2 
•^ i5o.' 

Von der Unvoräasserlichkeit des Urrechts 
kann in rcchtlic her Hinsicht nur inao- 
ferue die Rede seyn , als derjenigD , welcher 
den VerSuBserungsact vorgenommen hat, in 
dem dadurch veranlafsLen Verhältnisse nicht 
bleiben will; denn sonst ist kein Unrecht 

' vorhanden (J. 32.) e. Leisler populSies Na- 
tnrrecht S.SIi. 

5- UasUrrecht wird auch Recht der Mensch- 
heit ^ und die einzelnen Bestandtheile dessel- 
ben werden Menschenrechte im ausueh- 
genount. 
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}. 86. 

Unter Verjährung (praescriptio) 

versteht man die Tilgung eines Rechts 

durch den eine Zeitlang fortgesetzten 
Nichtgebrauch desselben. 

Diese Tilgung läfst sich auf zweyerley Art den" 
ken: entweder so, dafs ein Recht ganz auf- 
bort und nur Befreynng von der demselben 
entsprechenden Verbindlichkeit entsteht; oder 
so , dafs . indem ein Recht in der Person des 
einien aufhört , dadurch zugleich ein Recht in 
der Person des andern entsteht. Jenes heifst 
die erlöschende (praescriptio exatinciii^ä), die- 
ses die erwerbende Verjährung (praescriptio 
adquisittpaj , welche auf gleiche Art, wie die 
Erwerbung durch Uebertragung ( §• 83« AnmJ) 
entweder translatip oder coiisiitutip seyn kann. 

}. 87. 

Ursprünglich gibt es keine Verjäh- 
rung; denn, da das Recht (im subjecti- 
ven Sinne) in einer gesetzlichen Mög- 
lichkeit besteht, mithin die Ausübung 
oder Nichtausübung desselben lediglich von 
der Willkühr des berechtigten Subjects ab- 
hängt > so kann auch ein noch so lange 
fortgesetzter Nichtgebrauch eines Rechts 

deii 
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den Verlust desselben nicht nach sich 

ziehen, 

I, Auch die römisclien Recbtsgelebrten gehen von 
äieseiD Grundsatz des NatuirechlH aus, und 
Icileu die Verjährung blos aus einem itoliliGcben 
Grund ab. „Bona pubiico usuvapio in- 
troducta est, ne sdlicet quarundam rerum 
diu eifere semper incerta dominia essent: cum 
sufficeret dominis ad inquirendaa res suas ata~ 
tuti temporia spalium." Zi- 1. O. de uaurpat, tf 
usiicap. 
9. Die sogcnannle nnvordenkliclie VeijähriiDg 
(praescriptlo immemorialis ) ist keine wahre 
Vejjäbrungj denn sie macht keinen Erwcrbongi- 
grund aus, sondern begründet blos eine Ver- 
mntbnng iiir die ursprüngliche rechtmäfsige Er- 
werbung. 

f. 88. 
Ohne den Willen des berechtigten Jj 
Subjects kann ein Recht nur dadurch j 
aufhören, dafs die fernere Ausübung^ 
desselben physisch unmöglich wird. Diefs 
erfolgt durch den Untergang des Objects 
(interilus rei) oder durch den Tod des 
Subjecis. Mit dem Tod eines Menschen 
hören alle seine Rechte auf; denn die 
Bedingung der Möglichkeit alles Rechts 
ist die Coexistenz vernünftiger Wesen 



« 
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in der Sinnenwelt ; durch den Tod ^ef 
tritt der Mensch aus diesem VerhäUnijijQ 
Ueraixs» 



/ 



^ 89. , 

Unter Coli ision der Rechte ver- 
Steht man den Fall , wenn verschiedenen 
Personen em Recht auf eben denselben 
Gegenstand zusteht, jedoch unter Um- 
ständen, wo die beyderseitige Ausübung 
ihres Rechts unmöglich ist. 

}. 90. 

Ein solcher Fall setzt immer ein für 
Mehrere wirklich begründetes Recht 
voraus. Wenn daher der Anspruch des 
einen nur in sofern ein rechtsgültiger 
Anspruch ist, als er dem Recht eines 
andern nicht entgegen steht, z. B. ^wenn 
der eine seinen Anspruch aus einer frü- 
hem, der Andre aus einer spätem Er- 
werbhandlung ableitet; so ist zwischen 
ihnen keine Collision von Rechten 
vorhanden. 

J. 91. 

In einem wirklichen ColUsionsfall 
aber hat das Recht, des einen keinen 

Vor- 
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Vorzug vor dem Rechte des andern; je- 
der der bej'den Berechtigten ist für sich 
befugt , sein Recht auszuüben , obgleich 
er dadurch den andern an der Ausübung 
des seinigen bescliränkt oder hindert; 
denn von Natur und an eich betrachtet 
ist kein Recht stärker oder ischwächer 
als das andre , weil das Recht etwas 
absolutes ist, wobey sich keine Grade 
denken lassen. 

i> Bey Pflichten gilt die Regel: die (subjecüv) 
stärkere Piliclil geht der (snbjetliv) Gcltwächem 
vqr. Zwar Lat auch eine Fäicht, an und (lir 
•ich belTjcIilot, keine Grade , welche gröfscr 
oder kleiner seja konnten. Allein die Gründ^e 
der VerpflichUiiig tonnen im Siibjecte stärker 
oder BchwäcLcv seyn. Der Sinn der angefiihr- 
ten Regel ist also dieser ; der stärkere Vcr- 
pUiclilungsgrnnd geht dem schwäcliern vor 
(Jorlior obligamü ratio fincit). s. Kant meta- 
phys. Anfaiigsgr. der Hethtalehre. Einlcit, IV. 
Diese Kegel läfst sich aber aitf Reditc nicht 
anwenden, weil das Recht seiner Nalur nach 
von lubjectiven Gründen unabhängig ist. 

1. Wenn nach positiven Gesetzen ein Recht star- 
ker oder schwächer erschcinl als das andere, • 
so beruht solches hlos diraiir, dufs die posi- 
tiven Gesetze ^ufscrlich d. h. in Rücksicht auf 

die 
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* 9ie Verfolgung vor Gericht dem einen Roclil 
einen Vorsng vor dem andern beylegen^ . 



Dritter Abschnitt« 

Von der Ari^ die Rechte zu schützen. 

J. 92. 

Ein Recht wird verletzt, wenn 
die Ausübung desselben durch die Hand- 
lung eines Andern, wozu dieser nicht be- 
fugt ist , verhindert oder gestört wird. 
Die Verletzung eines Rechts heifst Be- 
leidigung der Person, welcher dassel* 
be zusteht. 

Eine Handlang, welche in der Absicht , den An- 
dern zu beleidigen, nnternommen wird, heifst 

y .ein Angriff (agressio'). Der Angriff heifst 
ein Attentat, wenn die auf Beleidigung ab- 
swekende Handlung ihren Zwek nicht erreicht; 
— Eine Rechtsverletzung wird auch Beein- 
trächtigung genannt , weil sie ein Eingriff 
in die Freiheitssphäre des Andern ist , dem 
Andern in aeinem Rechtsgebiet Eintrag thnt. 

f 93- 
Die Wirkung einer rechtswidrigen 
Handlung in Ansehung des Beleidigten 

ist 
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ist Schadenszufügung , Beschädigung. 
Schade überhaupt ist die Verschlim- 
merung des Zustandes eines Menschen; 
Schaden im rechtlichen Sinne ist 
die Verschlimmerung des Zustandes ei- 
nes Menschen durch Rechts Verletzung. 
Der Zustand eines Menscheri ■wird ver- 
schlimmert durch totale oder partielle 
Entziehung oder Vereitelung eines Guts. 

Ein Gut faeifst olles, was MiUel zuimsern Zwe- 
kaa aeyn kann. Der Werlli r!ncg Ding« iat 
.j,, aeioe Tauglichkeit zu unsern Zwukcn. Der 
äufscre, relative Werth, welcher einem Ding 
in Vergleitliung mit andern Dingen beygelegt 
wird , beifüt F i* e i s j die Beatimuiung des Frei- 
le», Schätzung. 



i. 94. 
Die Entziehung oder Verminderung 
eines Guts , das jemand schon hatte , 
heifst positiver Schaden {damnum 
emergens); die Verhinderung der Erwer- 
bung eines Guts, welches jemand ohne 
die rechtswidrige Handlung des Andern 
nach dem ordentlichen Laufe der Dinge 
oder nach dem gewölmUchen Erfolge be- 
reits getroffener Anstalten, nicht blos nach 
|>einer entfernten , auf dem Eintritt un- 
ge- 
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gewisser und zufälliger Zwischenurssi^ 
chen beniliend^a Möglichkieii: , würde 
erworben haben, beifst neg^^tivprScha- 
den oder eii^gangßner Gewinn (lur 
^Tum cessansj. 

TfWang ist rechtmäfsig , w^nn der- 
selbe zum Schutz der Re.chie nojthwen- 
dig ist Q. 29,). So weit der Grund reicht, 
reicht auch das Begründete; der Belei- 
digte darf daher gegen seinen Beleidi-p 
ger in jedem Falle soviel, aber auch 
n u r so viel Zwang gebrauchen , als zum 
Schufz des verletzten oder angegriffe- 
nen Rechts nothwendig ist. . 

-' 

J. 96. 

Hieraus folgt: 

i) Auf eine Proportion zwi?clign der 
Gröfse des Guts, welches geschützt 
werden soll , und der Gröfse des 
Uebels, welches dem Beleidiger zu- 
gefügt wird, ko^mt es, abgesehen 
von Gründen der Moral oder der Klug- 
heit, nicht an. Denn die Befugnifs 
zum Zyvang ßteht dem Berechtigten 
zu ; um sein Recht als Recht zu 

schü- 
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Echützen; mithin kann der Grad des 
zuzufügenden Zwanges nicht von 
der Materie des Rechts abhängen 
(f. 54)> !"■ diesem Sinne kann maa 
sagen : das Recht des Beleidigten ist 
unendlich Q'us belli est InfiiiitumJ. 
3) Jeder Zwang, welcher über das Be- 
durfnirs zum Schutz eines Rechts aus- 
I gedehnt wird, ist Unrecht. 

V: 5- 97- 

' Die Beurtheilung aber, ob und ivie- 

vielZwang in jedem einzelnen Falle erfor- 
derhch sey, steht nur dem Rechtsinbabec 
selbst zu. Denn da vermöge der natür- 
lichen Recbts-Gleichheit keiner dem Ur- 
theil des Andern unterworfen ist, so gibt 
es ursprünglich, d. h. ohne Ueberelnkunfc 
keinen Richter; und derjenige, welclier 
sich mit Gc'^valt in einen Rechtsstreit 
zwischen zwey Andern mischt, ohne dafs 
er in seinem eigenen Recine mit angegrif- 
fen und verletzt ist, handelt der ursprüng- 
lichen Gleichheit der Personen entgegen. 



Das Recht des Beleidigten gegen den 
tSeLeidiger ist seinem Zweke nach von 
zwey- 



I 



I 
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zweyerley Art: i) es soll dadurch' ei^e 
Beleidigung gehindert werden — Ver- 
theidigungsrecht; 2) es soll die Wir- 
kung der Beleidigung wieder aufgehoben, 
der Beleidigte soll entschädigt werden-^ 
Recht der Schadloshaltung. 

}• 99- 
Das Vertheidigungsrecht kann ausge- 
übt werden,, entweder um die Fortse- 
tzung und Vollendung einer bereits an- 
g"fefangenen, oder tun die Unternehmung 
einer bevorstehenden Beleidigung zu hin- 
dern. Im ersten Falle heifst es Recht 
der Gegenwehr; im zweyten Prä- 
ventionsrecht, Recht des Zuvor- 
kommens. 

f. 100. 

Die Befugnifs zur Prävention setzt 
Gewifsheit des bevorstehenden Angriffs 
voraus ; die hier erforderliche Gewifs- 
heit ist aber, der Natur der Sache nach, 
nur eine subjective und in überwiegen- 
der Wahrscheinlichkeit bestehende Ge- 
wifsheit, das heifst, eine solche Ueber- 
zeugung, bey welcher die Gründe für 
das Gegentheil so gering sind, dafs sie 

in 
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in der Beurtheilung des Siibjcctä in Niclug 
verschwinden. •■ 

S. Grolmanu in denen Magaein fiir dio PLi- 
losopliie lind Geschichte des Rcc-hls and der 
GeselKgebnng, I. B. 2les und 3les Stük Nro.5. 
Klein im Arcbiv de« CtiininoIrecbU. III, 
B. 4lea Heft. Nio. 6. 




Das Präveniionsrecht gründet sich , 
darauf, dafs derjenige , "welcher durcU j 
Handlungen oder Erklärungen den Voru''^ 
satz zu erkennen gibt, den Andern an-^ 
zugreifen, siuh diesem als ein wirkliches 
Hindernifs der gesetzlichen Frejheit des- 
selben entgegenE teilt und eben dadurch 
den Gebrauch des Zwanges zur Erhal- 
tung des Hechts -Zustandes nöthig macht. 

1} Sicherheit übetlisupt (im objectivcn Sinne) 
ist der Zustand , worin man kein UeLel zu ] 
benirchli'n hat^ rcclitliclic Ijiclierheit ist dei 
Zustand, Worin man keine Beleidigunf; za 
fürcfttro bat. Uah^rwird das PidTtnliunsrccliC 
auch Heclit der Sicherheit genannt 

a) DrohnngcM (im eigtiillichcn Sinne) sind 
wöHlichL' Erkl^nngeii, dui's man dein An- 
dern ein Uebel zui'iigen wolle. Nur wenn , 
■ie von der Art sind, dafs dsdurcii die Ge^'-' 
wifi- 



t' 
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-wifslitit d^s bevorstehenden Angriffs beglrihi*^ 
det ivird, rechtfertigen sie die Ausübung des 
Fräyentionsrechts« 

V 

$. TOS. 

ist dem Beleidigten eiti Gut^wider- 
rechtlieh entzogen worden , so tritt da3 
Recht der Schadloshaltung ein. Nun läfst 
sich jedes Gut in einer doppelten Rük« 
sieht betrachten: einmal als etwas tndi- 
viduelleS) dann als Mittel zu Zwekeq, 
überhaupt. In der ersten Rücksicht b,er 
m^ächtigt sich der Beleidigte des ihm ^^-t 
zogenen Guts wieder, wenn solches nocb 
vorhanden ist und zurückerhalten wer** 
den kann; in der letzten Rüksicht be« 
trachtet er den Beleidiger als einen soU 
chen , der überhaupt die Anzahl der &|it-. 
tel für seine Zweke verringert hat^ und 
zwingt denselben 'mit Recht, durch Lei« 
stung eines dem Werthe nach gleichen 
Guts die Lücke wieder auszufüllen, wel- 
blie durch den widerrechtlichen Eingriff 
in die Sphäre der Mittel für seine Zwe- 
ke entstanden ist. Daher theilt sieh das 
Recht der Schadloshaltung in das Yin« 
dicationsrecht und Ü^s Recht auf 

Ersatz. ^ 

Er- 
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Eraatr des positiven und negativen Schattens zu- 
hcifst volle ScliBdloshaltuui 



J. io3. 

Das Recht auf Ersatz setzt eine ivilUl 
külirliche Handlung, wodurch der Scha 
den gestiftet worden ist, voraus. Denn] 
eine Begebenheit, Tvelche von dem WiU.l 
len euies Subjects unabhängig ist, kann' 
nicht als Handlung dieses Subjects be*-, 
trachtet, mithin auch daraus keine Verv 
pfiichtung desselben abgeleitet werden. 
Daher hat das Recht der Schadloshal- 
tung bej' einem blos zufälligen Scha- 
den (damnum casuaU) nicht Statt. 

1. ZaPall C'm rechllichen Sinne) ist eine Bege- 
benheit, die nicht als in dem Willen eines 
Subjects gegründet angesehen werden kann. 

3. Gegen Personen, welche des Gebrsucbs i 
Vcistaudes erman-jeln, z. B. Kinder, Wahn- 
sinnige n. *. w. findet zwar das Verlheidigungs- j 
und Vindicntionsreeht, nicht aber das RerWJ 
auf Ersatz Statt. — Dicfa ist auch im positEi^f 
ven Kecht auSdrÜctIiÄ aneikallnt. „Qii^S^ 
enim in eo culpa iit , qtci sitae nitntis 1 
Sit?" i.5. §.2. D. ad L. Aquii. 

f. 104.3 
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§• io4. 

Ist der Schaden zwar durch eine will- 
kührliche^ aber nicht durch eine wider- 
rechtliche Handlung des Andern entstan- 
den Cdamnum in consequentiam 9eniens )^ 
so kann kein Ersatz gefordert 'werden. 
Ein solcher Schaden tritt alsdann ein. 
-wenn der Andere sein Recht innerhalb 
der gesetzlichen Schranken ausübt , und 
dadurch der Verlust eines Guts für je- 
manden entsteht. In diesem Fall ist kein 
Schaden ;im rechtlichen Sinne (^, g^.) 
vorhanden. 

Eben so das röm. Recht. L. 55. L. i5l. D. dt 
72. /. \,j nemo damnum facit , nisi qui id fecU, 
quod facere jus non fiabet.^^ Vgl. L. i. J. ii. 
D» de aqua» 

J. io5. 

Dadurch^ dafs die Beleidigung ge<> 
hindert oder der aus ihr entstandene 
Schaden ersetzt ist^ ist der Anspruch 
des Einzelnen gegen den Einzelnen voll* 
kommen befriedigt und das Rechtsver* 
hältnifs zwischen beyden wieder herge- 
stellt. Es steht nunmehr dem einen ge-^ 
gen den Andern kein -weiterer Zwang 

zu 9 
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zu, weder um den Thäter selbst, noch 
um Andere ausser dem Thäter von künt- I 
tigen Keclitsverletzungen abzulialteii.„ 
Denn im ersten Falle müfate sich das* i 
Strafrecht auf Prävention gründen, in 
der begangeneu rechtswidrigen Handlung 
aber ligt an sich kein Grund zu einei^ ■ 
solchen GewifsUeit oder Wahrscheinlich-.! 
keit einer künftigen Rechtsverletzung, , ^ 
als zur Ausübung des Prävationsrechts 
erforderlich ist (J. 100} ; im zweyten Falle 
Würde der Thüter als blofses Mittel ei- 
nes fremden Zweckes , mithin auf eine 
der aligemeinen Freiheit widersprechen- 
de Weise behandelt. 

Eine vorhergegangene KeehlaverletTnng iann 
«war zu Begiilndniig der Prävealion beytra- 
gen , wo die«e ansserdem nicht hinlänglich 
begründet wäre, inwieferne wegen jener Hand- 
Imig, wodurch Geneigtheit zu Beleidigungen 
an den Tag gelegt worden ist, die jetzt h&* 
vorstehende Beleidigung mit mehr GewiC-iheit 
vorhergesehen wird. Allein in diesem Fall ist 
die vorhergegangene Hcchlsverletznug nicht der 
Gi'und des FrävcnliouarechtB selbst, soudera 
nur ein Eikennlnifsgrund, dafs )etEt die Aus- . 
tibang dcaielben Statt flnde, s. Maafa über 
Hechte und Verbindlichkeiten. S. Si. 



Cm IVahirricU. 
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}• io6. 

Eben so wenig steht dem Beleidigten 
ein Recht zu^ dem Beleidiger blos dar- 
um, weil derselbe das Rechtsgesetz über-^ 
treten hat, ein Uebel zuzufügen. Ein 
aus diesem Grunde zugefügtes Uebel heiftt' 
Strafe. Dazu ist der Einzelne gegen 
den Einzelnen nicht befugt, weil Strafe 
(nach dem angegebenen Begriffe ) sich 
schlechthin auf das Verhältnifs des lieber- 
treters zum Gesetz bezieht , vermöge 
der ursprünglichen allgemeinen Gleich- 
heit aber keitier sich eigenmächtig zum 
Handhaber des Gesetzes gegen den an- 
dern aufwerfen kann. 

ISfach einem unzweifelhaften Spraebgebraach wird 
der Vertheidigangs -nind EnUcbädigungs - Zwang 
Toa Strafe unterschieden. Niemand wird es 
Strafe nennen , wenn ein ungerechter AngrilT' 
mit Gewalt abgewehrt wird, oder wenn der 
Bestohlne sein Gut dem Diebe wieder mit Ge- 
walt^ abnimmt. Vielmehr wird man da , - wo 
Strafen eingeführt sind, erwarten y dafs den 
Thäter noch Strafe, obenein treffe. 

J. 107- 

Rache (ultioj ist das Bestreben, den- 
jenigen, welcher uns UnUist verursacht 
hat y blos darum wieder Unlust empfinden 

zu 



I 
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zu lassen, weil ans sein Leiden Lrtst g6i' 
■währt. Hiezu kann es kein Recht gö>J 
ben , weil Zufügung eines Uebels nupT 
zur Erhaltung oder 'Wiederherstellung | 
der gesetzlichen Freyheit gegen den Be- 
leidiger rechtinäfsig ist. 

Dadurch, dafs die Zufiigung eine« Uebels, bey 
■welclicin CS nicUt om Schadens-Ersalz durclt 
ein Aequivalent (§. 102. J zu tliun ist, aar 
■völlige Gleichheit mit dem erlitleneiT 
Uebel beschränkt wird (sogenannte Wieder- 
vergeltung, talio), verändert die HaJidJuir^ 
ihren Charakter selbst nicht; sie ist, jenet*' 
Bcflchräiikung ungeachtet, eben so, ^yje di»« 
nngemesscnste Hache, nichts anders als Zultü» 
gnng eines Uebels ohne rechllicliea Grund, 
weil für den Beleidigten das ibm entzogeuB 
Gut dadurch, dafa der Beleidiger ein glei- 
ches verliert, nicht wieder gewonnen wird, 

}. 108. I 

Was die Ausübung des Zwanges 
betrift , so ist Z'wischen Einzelnen da- 
für, dars solche immer der Rechtsidee 
gemäfs geschehe , keine Sicheriieit vor- 
handen. Der Grund hieven liegt theila 
in dem Mangel einer dem gegründeten 
Rechtsanspruch jedesmal entsprechenden 
physischen Kraft (f 2g. Anm. 1.)^ theits 
F 2 in 



84 Erst. Hptth. Erst Hptst« Dritt Absch. 

in dem Mangel einer über streitige An-» 
ßprücbe entscheidenden Gewalt» 

J. 109. 

Ist nämlich zwischen zvyey Indivi^ 
cluen der Gegenstand ihres Rechts strei« 
tig, so erscheint der Wille eines jeden 
als Privatwille, welcher als solcher dem 
Aüdern kein Gesetz auflegen kann. Da- 
her ist zwischen ihnen keine rechtliche 
Entscheidung^ sondern nur Beendigung 
des Streites durch gütliche Uebereinkunft 
oder Gewalt möglich , mithin die Reali- 
sirung des Rechts dem Zufalle Preis ge- 
geben. 

Sie gutiiclie Uebereinkunft kann von den Par« 
' teyen entweder unmittelhai:, z« B. darch Ver- 
gleicb, oder mittelbar , durch Annahme einer 
Vermittelung (mediatio) durch Compromifs , 
durch das Loos u* d. gl. zu Stande gebracht 
werden. Ob sie sich aber, auf die eine oder 
die andere Alt verständigen wollen, ist eben 
80 zuföllig , als ob sich die Ueberlegenheit der 
physischen Kraft gerade auf Seite des Recht- 
habenden befindet. 

$. HO. 

,. Da ferner, in Ermanglung eines Rieh^ 
ter^ , über das Maas des ziun Schutz ei« 

nes 



I 
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nes angegrifFenen oder verletzten Rechts 
erforderlichen Zwanges nur die subjecri- 
ve Üeberzeugung .eines jeden entscheidet, 
der Beleidiger aber, soweit er diese Gran- 
ze gegen sich überschritten glaubt, dem 
■weiter ausgedehnten Zwange des Belei- 
digten mit Berufung auf das Rechtsgesetz 
■widerstellt (f. 96. ); so 'st in einem sol- 
clien Zustand immerwährende Gefahr end^ 
loser Feindseligkeitea vorhanden. 



Es ist daher eine nothwendige For- 
derung der Vernunft, einen Zustand zu . 
errichten, worin über die Rechtssphäre 
eines jeden nach ölTentlichen Gesetzen 
entschieden und das Recht durch öifent- 
liche, d.h. jeder Privatgewalc überlegene 
Macht realisirt werde. Diese Forderung 
Eoll im Staat erfüllt werden. 

lg des Zwanges , 
:ht TPirklich i 
Idfgt sich nicht 
:um Zwang und . 
n Eintrilt in 
;rhalb deGselben ] 
Folgtmng , 



Daraus aber, dafs die Ausiibi: 
nui- im älaot auf eine das Hc 
chernde Art geschehen kann , 
folgern, dafs die Befuguif» 
dns Recht selbst eist mit de. 
neu SUat anlange itnd ouss 
nicht gedacht werden könne; 



welche, abgesehen ^ 



ihrer innera ln< 



queuz, 



§§ Z^ekullptst. Erst. AhBph, Er/st. j^jd». 

i^wnf^ mf yernicjhlimg fJIes Igi^^U bi^W»- 
fifSffn wiirde. 



Besonderer TheiL 



Er«ter AhMchniit» 

Naturreeht der einzelnen Individuen gegen 

einander (sogenanntes aussergesellschaft'^ 

liches Naturrecht J. 

Ente Abtheilung 

AÜsplutes oder unbedingtes Naturreeht^ 

Ursprünglich hat der Mansch pichts 
als sich selbst ; das Urrecht oder absolute 
(gleichsam angeborne) Recht des Men« 
sehen ist daher nichts anders als das 
Recht der Persönlichkeit im YerhäUnifs 
zu Andern oder de;: äussern Persönlich« 
keit, d. h. das Recht , als Person in der 
Sinnenwelt zu existiren und thätig zu 
seyn. . 

f. ii3- 
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f. ii3. 
Das Urrecht des Menschen ist nur, 
Eines ; denn es beruht unmittelbar auf, 
der Rechtsidee selbst. Wenn daher voa 
Urrechten in der Mehrzahl die Rede ist, 
fio sind darunter nur die verschiedenen 
Bestandtheile des Einen Urrechts zu ver- 
stehen, welche sich aus der Eniwikelung 
der verschiedenen Gegenstände des ur- 
iCprünglichen Rechtsverhältnisses ergeben. 

f. 114. 
Vermöge des Urrechts kann jeder 
vom Andern fordern , dafs er ihn als 
Perfion anerlcenne; ein Wesen aber, das 
Person ist (Zwek an sich, kein blofses 
Mittel fremder Zweke) hat ebendefshalb 
einen absoluten Werth, eine Würde. Da- 
, her ist das Urrecht des Menschen eini 
Recht auf äussere Anerkennung der ihm 
zustehenden Metischen würde. 

1. E» ist eine lechtlich notbwendige Vorausse- 
tzmig, dafs Hticli andre Wesen aufser mir freyc, 
veniiinfligo Wcaen, mithiii Subjeclc von Rech- 
ten seycn. Denn derselbe Grund, warnm ich t 
kein veriiönfligeH Wesen, das Hechle liatj J 
iiufser mir anerkennen wollte, wii 
für jeden j^ndtm gegen imL:li gellen, und aufl 
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diese Art die Möglicbkeit alles Rechts aufge^ 
lioben wQ|:de|], Der Menscli aber erkennt den 
Andern als Seines Gleichen durch den AnbUcJc 
des gleichen Körpets, der nicht nur ein or« 
ganisirtes Ganzes aasmacht, sondern auch als 
Organ der Ereyheit, als Werkzeug der Wirk- 
aamkeit eines cur Freyheit berufenen We^en«, 
ausgezeichnet ist. In dieser Eigenschaft seigt 
sich der menschliche Leib vorzüglich ji theila 
durch die aufrechte Stellung, theils durch dip 
Fähigkeit ;p artikulirte Töne uqd yermitteUt 
derselben eine Sprache i als das noth wendige 
Mittel verniinftiger Wechselwirkung unter 
Menschen y zu bilden« s. Fichte Grundlage 
des Naturreohts. I. Tb. S. S7. ff. Phil. Chri- 
stian Reinhard Versuch einer Theorie des 
gesellschaftlichen Menscbea (Leipa^ig 1795«) 
S.23, m • 

9* Wer ein vernünftiges Wesen als hlofsea , be- 
liebiges Mittel seiner Zwecke gebraucht y ge«> 
steht ihm blos einen relativen , S(u(sern Werth 
(S* 97* Anm«) xu , verkennt und verl9ugnet al- 
io den absoluten, innern W^rth oder die 
Würde desselben I . würdigt dasselbe herah, 
behandelt es unwürdig, 

Da der Mensch nur durch seinen 
Körper in der Sinnenwelt erscheint und 
wirkte so ist das nächste luid unmitteU 

bare 
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bare Objeot seines Urrechts dieser Kör- 
per selbst; daher das Recht auf die Fort- 
dauer des Lebens und auf die Unverletzt- 
heit der einzelnen Organe und Glieder ( 
des Körpers. 

§, ii6. 
Der Mensch hat aber auch ein ur- 
sprüngliches Recht auf ungehinderten Ge- 
brauch seiner körperlichen Kräfte, zur 
Einwirkung in die Sinnenwelt, in wie- 
ferne dadurch die zur EntwickeUmg ih- 
rer Menschiieit nothivendige Thätigkeit 
Anderer nicht gestört wird. 

§, 117. 

Die Selbstthätigkeit des Menschen er- 
strekt sich soweit, als die Zweke seiner 
vernünftigen und sinnlichen Natur rei- 
chen ; mithin sowohl auf Beförderung 
eeiner geistigen Bildung als auf sein Stre- 
ben nach Glückseligkeit. In der ersten 
Rüksicht konrimt ihm Denk-j Gewissens- 
und ReligionsfreyheJt zu. 

f. 118. 

Denkfreyheit , als Gegenstand des 
Rechts, ist nicht die BefugniTs, Gedan- 
ken 



I 
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ken zu liaben, welche man will, sondern 
seine Gedanken zu äussern und Andern 
miizutheilen. Dieses Recht beruht dar- 
auf, dafs ungestörter Gedanken verkehr 
unter den Menschen ein wesentliches Mit- 
tel zur gegenseitigen Berichtigung und 
Erweiterung ihrer Kenntnisse, mithin zur 
Uebimg und Ausbildung ihrer intellectu. 
eilen Kräfte ist. 

AufllSruüg ist die Freyheit von Hindernissen 

des Selbstdeiiltens, nnd consei^uente Befolgung 

eigener, vernünftiger Maximen, Die Aufklä- 
- jung wird eingeschräntt durch Hindemisc«, 

welche der Aoufserang des Selbstdenkeni in 

den Weg gelegt werden. 

}. 119. 
Das Recht der Gewissensfreyheit ist 
die Befugnifs, seinen moralischen Ueber- 
zeugungen gemäfs zu handeln, soweit 
dadurch kein Recht eines Andern verletzt 
wird. In ihr ist überhaupt das Recht, 
seine Pflicht zu thun, ohne welches gar 
kein Recht möglich wäre , begriffen. 



Religion ist die praktisch wirksame 
Vorstellung von unserm Verhältnisse zur 
Gottheit. Das Recht der ReÜgionsfreyheit 
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ist die Befugnlfs, seinen religiösen Ueber- 
zeugungen gemäfs zu handeln, soweit da- 
durch kein Recht eines Andern verletzt 
wird. 

Ob der Andre meine Religion fiir wahr oder 
liir falsch hlilt, maclit in Ansehung meines 
Rechts Iceinen Unterschied. Denn der Andre 
bat hierüber kein zu Recht beständiges Urtheil, 
und ich bin immer befugt, meiner eigenen, 
venn schon vielleicht irrigen , Ueberzeugung 
la folgen, solang ich nur nicht widerrecbtliclt 
handle. 



Der Mensch hat ein Recht auf Be- 
förderung seiner sinnlichen Zwecke und 
Befriedigung seiner Neigungen , inithia 
auch auf das ungehinderte Streben nach ' 
dem Ideal der Totalität seiner sinnlichen I 
Zwecke und Neigungen, das heifst, nachl 
Glückseligkeit, soweit das gleiche RechtJ 
anderer Menschen nicht verletzt wird. 
Ob der Mensch hiebey seinen inaern Pflicjjlen " 
gemäfs oder zuwider, ob er klug oder unklug 
handelt, macht in Ansehung des Rechts. 
Unterschied. Eine Handlung des Andern blas : 
deCiwegen , weil sie unmoralisch oder dem 
Bandeladen achSdlich ist, mit Gewalt hindern 
zu wollen, ist rechtswidrig, wenn es noch { 
■o gut gemeint ist. 

12a, .J 
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}. 122. 

Urspüünglich hat jeder ein Recht zur 
Erziehung eines Unmündigen; 
denn die Pflicht dazu ist enthalten in der 
allgemeinen moralischen Pflicht, Sittlich- 
keit und Glukseligkeit auch ausser sich zu 
befördern und zu verbreiten (}. 119.). 
Unmündig aber heifst ein Mensch > dessen 
physische und moralische Anlagen noch 
nicht bis zur Fähigkeit ^ seine Zweke 
selbst zu verfolgen, entwikelt sind; Er- 
ziehung ist die Beförderung dieser ßntWi- 
kelung. 

Pie Pflicht zur Erziehung ist eine reine Gcwis* 
senspflichl; daher gibt es kein Recht der 
Uumümligen auf Erziehudg, weil einer Gewit- 
^enspflioht kein Recht entspricht« Selbst auf 
Seile der Eltern ist keine Rechtspflicht zur Er« 
Ziehung und EmährnnS ihrer Kinder vbrhan- 
don, wenn schon boy ihnen ein Verpflichtungs- 
grund weiter, als bey Fremden eintritt^ nämlich 
die ursprünglich auf einer Naturanstalt beruhen- 
de , durch Vernunft aber zum Pflichtgebot erho- 
bene elterliche Liebe. Erst der Staat 
fugt, wegen der für ihn wichtigen Bestimmung 
des Unmündigen zum kündigen Bürger , eine 
äussere Sanction hinzu, wodurch, für die El- 
tern eine Zwangspflicht zur Uebernahmei der 
Erziehung und ein ausschlieisendes Recht dar- 
auf 
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auf begründet wird. Eben deswegen -wird 
danu auch in der posiliven GcacUgebung wei- 
ter bestimmt, wer, in Eiinaiigelung der Eltern, 
die Stelle derselben vertreten suU (\'Qrmiiud, 
tutor). 

I ' f. is3, 

Ein Recht auf den Zweit scliliefst 
auch ein Recht auf die zu Erreichung 
di-sselben nothvvendigen Mittel in sich. 
Der Erzieher ist daher befugt, den Zög- 
ling von jedem Gebrauch seiner physi- 
schen Freybeit, welcher der Erhahung 
desselben oder der Ausbildung seiner Kräf- 
te für die Zweke der Vernunft entgegen 
wäre, und zwar, erforderlichen FaUee, 
durch Zwang abzuhalten. 



i 



124. 



Der Inbegriff der Rechte des Erzie- 
hers über den Zögling Iieifst E r z i e- 
hungsge -w al t. Sie tritt unmittelbar 
mit der Uebernahme der Erziehung ein, 
oline jedoch ein rechtliches Verhältnifs 
zwischen dem Erzieher und dem 
Zögling zu begründen. 

J. 135. 

Nur in Ansehung anderer Personen, 
ausser dein Zögling, ist die Erziehungs- 
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gewalt ein Rechtsverhältnifs. Dem Rech- 
te des Erziehers entspricht auf Seite An- 
derer die allgemeine Verbindlichkeitf den- 
selben nicht an Ausübung der Erziehungs« 
pflicht, und insbesondere auch nicht an 
der Aufsicht über den Zögling zu hindern. 

f. 186. 

Die Gränzbestimmung derErzieliuhgs- 
gewalt ergibt sich aus dem Grunde der- 
selben. Jeder Zwang des Erziehers ge- 
gen den Zögling, welcher nicht als Mit- 
tel für den Zweck der Erziehung noth- 
wendig ist i ist rechtswidrig. 

Daher haben die Eltern kein Recht, die Kinder 
als ihr £igenthum oder als ein Mittel ihrer 
eigennützigen Zwecke zu behandeln« — ^ Hierin 
unterscheidet sich die .elterliche Gewalt nach 
dem Naturrechte von der väterlichen Gewalt 
nach dem röm« Rechte , welches^ ohne die 
Kinder zum wirklichen Eigcnthum des Vaters 
zu machen 9 (denn sonst wäre die zwischen 
dem Vater und dem Sohn angenomoöene per- 

■ sÖnliche Einheit nicht möglich gewesen} gleich- 
wohl dem Vater (mit Ausschlufs der Mutter) 
über die Kinder zum Theil solche Rechte bej- 
legt, welche sonst nur im Eigenthumsrechte 
begriffen sind. 

J. 127. 
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"SM 

wenn ^^M 
tpunkt ^^H 
• Zop- ^^^ 



Die Erziehungsgewalt hört auf, 
der Zögling mündig wird. Der Zeitpunkt 
der Mündigkeit trits ein, wenn der Zög- 
ling zu dein Vermögen gelangt, sich selbst 
zu erhalten, seine Zwecke nach eigener 
Einsicht zu verfolgen, und seine Rechte 
selbst zu verwalten. 

1. Ksch dem NatnirecLt koim die Beendi^ng 
der Erziehungsgewalt aUmälig geschehen. So 
wie der ZSgling die Fähigkeit erlangt, einzelne 
Hechte selbst zu verwalten, hört die Gewalt 
des Erziehers ia Anaelinng dieser einzelnen 
Rechte auf, und dauert in Rükp^icht auf die . 
iibi'igen fort, bis derselbe auch diese selbal zu 
-verwalten im Stande ijit. 

3. Durch die Mündigkeit wird der Zägliug sein 
eigener Herr [sui Juris). Er steht also nun- 
mehr gegen seinen bisherigen Erzieher in 
ebendemselben rechtlichen Verhältiiifse, wie 
gegen jeden andern Mcnsrhcn. Es kann aber 
weder der Erzieher Vergütting der ErnShrungs-- 
tind Erziehungsicosten, noch der Zögling tlss 
Product der Arbeiten, wozu er vom Erzieher 
zur Uebung seiner Kräfte, mithin zum Behuf 
der Erziehung, ungehalten worden ist, for- 
dern, a. Fichte Grundlage des Naturrrahta 
I.Tb. $. 57. Merkwürdig ist, dafs das Rom, 
Hecht bey dea Eltern das nach Beendigung, 
der 
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< der Erziehung noch fortdauernde moralische 
Yerhältnifs in gewissen Aeusserungen^der JBhrer« 
bietung (revetentia) nud der Dankbarljeii fsi 




aidium vitae) als Zwangspfiicht sanctio] 
L. 5. C. de p. p. — tit D. de obse^u« pÜÄiitJ^* 

3. Ueber das rechtliche Verhältnjfs der fiteni t^ 
den Kindern sind vorzüglich zu bem^rliien : 
J) isser tations sur fcaitorite paternelie\ ^aofÜ'm 
premiere a remporti le prix ^ et Je§ deux noär^ 
raccessit dans V asstmbUe publique de f etcoA 
demie royale, (yon Villaume^ Daunen 
und Klein) Berlin 1794* Ton Globig über 
die Gründe and. Gränien der väteriidfeii Ge-- 
waU. Druiden und Leipz, 1789., -,\ J-m^ 







J. ia8. ■ ' ''■' 

Was kein Vernunft wesen , 'tftiäiih'd'i 

Freyheit nicht fäbrg, und daher keiö Sübl 

ject von Rechten ist, heifst Sa'che, tmtlp 

inwieferne solches nicht (wie der mensch«« 
liehe Körper) ursprünglich mit einer Per- 
son verknüpft ist , in Beziehung auf diese 
ein äusserer Gegenstand» 

}. «g. 
Eine Sache gebrauchen , heifst itu 
weitesten Sinn^ irgend einen Zwek ver- 
mittelst derselben erreichen; im engern 
Sinn, einen Zwek durch Einwirkung auf 

dieselbe erreichen. 

. f. i3ö. 
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{. i3o. 

Oline den Gebrauch Süsserer Sachen 
kann der Mensch weder seine Existenz 
erhalten, noch seine Ktäfte in dem gan- 
zen Umfang ihrer möghchen Richtungen 
entwikehi. Daher hat ursprünghch jeder 
ein Recht auf den Gebrauch aller Sa- 
chen t so weit dadurch die allgemeine ge- 
letzliche Freyheit nicht gehindert wird. 

I }■ >3r. 

Unter eben dieser Beschränkung ist 
auch jede Art des Gebrauchs äusserer 
Sachen reclitinärsig , mithin auch dieje- 
nige, wodurch jemand eine Sache so mit 
sich verbindet, dafs kein Anderer sie ge- 
brauchen kann, oiine das Urrecht dessel- 
ben zu verletzen. Diese Befugnifs heifst 
Zueignung s recht. 



Ursprünglich stehe also keinem Men- 
schen ein Recht auf irgend eine Sache 
(Jergestalt zu, dafs er Andern den Ge-. 
braucli derselben verwehren könnte; aber 
jedem steht das Gebrauchsrecht auf Sa- 
chen überhaupt zu, dessen Ausübung 
l'än einzelnen Sachen die Befugnifs, 

Crn Ntst,rriiH. G An- 



I 



I 
I 
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Andere von dem Gebrauch auszuschlies- 
seDf zur rechtlich nothwendigen Folge 
baben kann. 



ZweylB Abtheilune 

B^pathetischis oder bedingtes Noiurrtcht, 

Einleitung. 

f. l33. 

Jedes erworbene Recht -wird ferst 
durch ein Facttira -wirklicli. Damit aber 
ein Factum diese Wirkung haben könne, 
mufs schon vorher ein Recht vorhanden 
seyn, ivelchem Andere zuwider handeln 
würden , wenn sie die Wirkung jener 
Thatsache nicht anerkennen ■wollten. 

f. i54- 

Es liifht sich daher kein erworbenes 
Recht denken ohne einen Erwerbtitel (//- 
tulus adquirendi') und eine Erwerbhand- 
lung , welche nach Verschiedenheit des 
zu erwerbenden Rechts von verschiede- 
ner Art sej-n kann (modus adijinrendi). 
Der Erwerbtitel ist der Rechtsgrund, war- 
um durch ein Factum etwas erworben 
werden kann; das Factum selbst, wo- 
durch 



I 



ffypothet. od, bedingtes Naturrec^ii^v^ityol' 

durch vermöge des Titels etivas erv 
ben wird, heifst die Erwerbliandlunc 



). Hierauf beruht der Salz, dafs aus einer uB- 
reubtniäfsigen Handlung kein Recht für den 
Handelnden eaUtehen kann. 

2. Dafs in dem Röra, Recht das Wort fitu/us in 
einer andern und eitTgeachräuktern Uedcntnng 



t 



gebraucht wird , ist für dt 


'n Spracliije brauch 


der RcchlspLüosophie eben s 


o gleichgüllig, a]» 


dais dort iiiehl der Ausdnik 


modus aj<iuirendi. 


sondern nur ^modus adquU. 


iiionis vortomml. 


Vevgl. Hugo Civilist. Magaz 


in JV. B. 2. Heft 






i33. 



Vor allein erworbenen Recht ist kein 
anderes als das ursprüngliche Recht vor- 
handen. Der letzte Rechtstiiel aller Er- 
werbung ist daher das jedem Manschen 
gleichsam angeborne Gebrauchsrecht auf 
äiiTsere Sachen. 






i36. 



Freye Wesen, diu selbst Subjecte von 
*Rfechten sind, können nicht (wie Sachen) 
an sich selbst, sondern es kann nur das- 
jenige, was durch ihre Krüfte möglich 
ist, erworben werden. 



Ga 



-.tZj, 



r 
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}. 137. 

Der Gegenstand der Erwerbung über- 
haupt ist entweder eine körperliche Sa- 
che, oder etwas, -wa? durch die Kräfte 
eines Andern möglich ist, eine bestimmte 
ThätigUeit desselben, eine Leistung (prae- 
slatio). Ich erwerbe eine bestimmte Thä- 
tigUeit des Andern, wenn ich die Befug- 
nifs erhalte, ihn durch meine WillkilUr 
zu etwas zu bestimmen , vrozu er ur- 
sprünglich gegen mich nicht verbundeh 



j. i38. 
Eine Itörperiiche Sache , die mit 
keiner Person rechtlich verknüpft ist, 
heifst herrenlos (res niillius). Die Er- 
■werbung einer herrenlosen Sache ge- 
schieht durch einseitige Wiükühr. 
Eine Saclie ist berrenloB, entweder weil sie (so 
vifl raaii weifs) nie einen Herrn geLabl hat, 
oder wsil sie keinen oseiir bul. 

f. 139, 

Eine bestimmte Thätigkeit des An- 
dern kann nur vermittelst der eigeneu 
Willkühr desselben erworben werden, 
weil das Gegentheil die Möglichkeit der 
allgemeinen Freiheit aufheben würde. 
Die. 



Diese Erwccbm^ gcacbnrilw also iiodiv«sb> 
füg dumh zwejsffitige WUUuliir. 



Eine Leistung , die jevtand vom An* 
dem zu fordern hat, tsc eat%vvd<fr da* 
Geben einer Sache fo6liga:io dajtäij oder 
eine andre Haiidiung^ welche sowohl lA 
Tbiin ats un Unterlassen bestehen kana 
{obligatio faciendi re/ noa /acirndij. Zum 
I^ctztern gehört auch das Kivhlvertua- 
dern einer fremden Handlung , welche 
sonst verhindert werden durfte fo&Iigauo 
paliendij. 

Es kann durch einen Aol d*r t\r«ys«iligen Will- 

kulir nicht nur eine einiclue Leistung, idb— 

dem auch eine Reihe von Lristnngen crwois 

ben H-erden. Dadurch wird aber, «elbsl «uch 

in dem FkIIc, wenn diese fürt dauernden Lti- 

. Stangen wechüelstitig sind luid xu ihrer Mfig- 

E, lichkeit das Beysammcnscyn dor gegenseitig 

p Terpflichletcn Personen erfordert wird, dnr 

Gegenaland der Erwerbung nicht granilcrt ; 

nnd jenes V'erliailnifs kann nidil >o bolrach- 

let werden, ala ob mm die eine Person den 

Zualaad der andern, oder jede l'eraon wcch- 

•eUeilie die andere als Sache erworbiti häUo. 

«• K.rng Aphoritnicn zur Philosophie dci llech(< 



I 
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f. i4i. 
Alles Erwerben geschieht demnach 
entTvedfer durch einen einseitigen Act bey 
der Zueignung (occupatio) herrenloser Sa- 
chen; oder durch einen zweyseitigen Act 
bey der Zusammen Stimmung zweyer Wil- 
len in Ansehung einer Leistung (Vertrag). 
Dauer tbeilt sich das hypothetische oder 
bedingte Naturrecht in die Ijelire von der 
Oeeupation und von den Verträgen Cjus 
naiurae factitium et pactitium). 

Die Erwerbung einer Sache durch Occnpalion 
leifst auch ursprüngliche Erwerbung, weil 
■ie nicht von «lern Recht eines Andera abge- 
leitet ist. 



Ente ÜntBrablbeilimgi 

yon der Occupation, oder der ursprüngti then 

Erwerbung des Eigenlhums, 



f. l42. 

Eigenthumsreclit ist das Recht zu je- 
dem ausschhefsenden Gebrauch einer Sa- 
che, oder dasjenige Verhältnifs eines Men- 
eehen zu einer Sache, vermöge dessen er 
nicht nur atlen Gebrauch von einer Sa- 
che zu machen , sondern auch allen An- 
dern 



J 
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dem den Gebrauch derselben zu verweh- 
ren befuge ist. 

Das Wort Eigeulbum vrtrd theil« für da» Recht, 
theila iiir den Gegenstand des Rechts gobrauchti 

J. i43. 1 

Der Rechtstitel der Erwerbung des 
Eigenthums ist das ursprüngliche Zueig- 
nungsreclit auf äufsere Sachen überhaupt 
(f. i3i.); die Erwerbung einer beetimm- 
ten Sache aber geschieht durch eine Hand- 
lung, welche es dem Andern unmöglich 
macht, nacb eigenem Gefallen auf diese 
flache zu wirken, ohne die Persönlich- 
keit des Handelnden zu verletzen. 

§. 144- 
Eine Handlung, welche die ({. i43.) 
angegebene Wirkung haben soll, kann , 
nur eine auf die zu erwerbende Sache : 
selbst einwirkende Thätigkeit seyn. Durch 
die blofse Erklärung , eine Sache aus- 
si;]iliefsend gebinuulien zu ^vollen, kann 
Andern keine Verbindlichkeit , sich des 
Gebrauchs derselben zu enthalten, aufge^ 
legt ■werden. 

ICrotiuB, nach welchem in der Urzeit alle Sa- 
cltea in ungLtbeiUer Gemeinschaft allen Men- 
schen 



im 
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scbea gebärt tiaben tollen, und Fa 
nach welchem vor aller Uebereinkunft kcTO*'* 
Gemein scliart de* EigeiUhums , sondern anr 
des Gcbrauclifl (sogenannte negntive Gcmein- 
Bchaft) Statt gefütulen hat, leiten beyde die 
Enlslehuug des Privat- Eigeiilhums von einem 
Vertrag ab, wodurch entweder wirkliche Tlici- 
lung festgesetzt , oder die Verabredung , dafa 
künftig die erste Bcsitznohnie einer iSache ein 
aassehliefsendes Ucclit daran bewirken loll^ 
getroffen worden sey. Grotius de j. B, et 
P. Lib. IT. cap.ll. nr.II. Pufendorf da 
Jure N. et G. Lib: IV. cap. IV. %. 1 —6. 
Allein eines solchen Vertrags (wodurofa «hnfr- 
bin kein fortwäLi-eniJes Eigentlium begründet 
.,, rr •werden könnte , weil wenigslens die spSler 
,7 .jt,, Gebern an nicht daran gebnndcn wären) bedarf 
,,r, .es nicht, weil eine veiniögo des Bllgenjeinen 
nrsprün glichen Rechts vorgenommene Hand- 
lung eines jeden von selbst, ohne die Einwil- 
lignng Anderer, rechtliche Wirksamkeit ha- 
ben mufa. vergl. Kant Rcchtalchre i. Th. 
I. Hauptst. %. G. 

\. i45. 

Das Verhältnifs zu einer Sache, worin 
es lins physisch inöglicli ist, mit Ausschlufs 
.anderer über dieselbe zu verfügen, Iieifüt 
B e s i I z, Detention, Inneliabung ; und die 
Handlung, wodurch man sich in eine sol- 
che 
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Kdte laage zu einer Sache setzt, Besitz- 
«trgreifang. 

* Ücr Beaitz ist etwas blos PUyaiacbes, und iana \ 
also, für sich allein, kein Hecht gebtn. Zum | 
Eigeiitbum verbäll sith derselbe, wiediepby-- 
sische Möglichkeit zur recbtlichen. 

}. i46. 

Demjenigen , welcher sich in deit 
feesitz einer herrenlosen Sache gesetzt 
Jiat, kann solche nicht entzogen werden, 
oline seinen Körper, durch welchen er 
sie inne hat) zu verletzen; er ist also, 
vermöge seines ursprünglichen Rechts auf 
seinen Körper, jeden Andern von jedem 
Einwirken auf dieselbe auszuschliessen 
befugt. Die erste Erwerbart alles Eigen- 
ihums ist demnach die Besitzergreifung 
einer hei renlosen Sache (_occitpaiioj. Si 
kann aber nur so lange von Wirksam- 
keit seyn, als das physische Yerhältnif»' 
zur Sache dauert. 

Wenn man <agt; re* nullius cedit primo occi, 

pantij HO wird dadurch nicht die Prioi'iUt äi 

Zeit räv sich zum Erwerbgrunde gemacht, aor 

dern es wird dadurch uur die reehllich noll: 

wendige Vurausaetzung Conditio sine qua non} 

der Erwerbung ausgespracben. Diese Voraug- 

actzung liegt in der Henculoaigkeit der Sache ; 

und, 
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und, genau genommen, ist dat Wort primo 
ein FleonasmuB. Das Röniisclio Recht drückt 
mich diesen Satz Dar so aus: quod nulUu» est, 
id naturali ratione occupanti cancedilur. £. 
3. pr. J). de A. R. D. . 

f. 147. i 

Dadurch, dafs der Occnpant mit der 
Sache eine, auf irgend einen Zweck hin- 
deutende Veränderung (Formation, Ver- 
arbeitung oder Bearbeitung) vornimmt > 
entsteht eine» von der Daner des Besitzes 
inabhangige, Verknüpfung der Sache mit 
.einer Persönliclikeit, Denn durch eine 
solche Handlung verbindet derselbe die 
Sache mit einem Producte seiner Thä- 
tigkeic und dadurch mit sich selbst, so» 
dais nunmehr die Sache von Andern nicht 
beliebig gebraucht werden kann, ohne 
t'iue Aeusserung fremder Thätigkeit zu 
verletzen, d. h. entweder zu vernichten 
oder für sich zu verwenden, uud auf 
diese Art dem Gesetz der allgemeinen, 
Freyheil entgegen zu handeln. 

1. Die Formation des Boden:« kaim thcils durch 
Cullur und Ueberbaiiung, tJicÜa durch Abi 
denuig eines Tlieils verniilltlat künntlii 
Grenzen gcsclielicn. Hieiduiclr entsteht di» 
Möglichkeit eines mittelbucu BesiUua duj 
G< 
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Gcwalii'sani (cuttodia') im Ge|ensitz von dem 
unmitulbarea , oder der körpetlichen Inba- 
bnng. 

Bej der Ableitung des Eigentbnms aus der 
Formalion Iregl keineswegs die VoisteUungsart 
zum Grunde , als ob durch die Bearbeitung 
eines änfseni Gegenstandes , dieser eiu Be- 
Btandlheil ujid Glied von dem Körper de« Be- 
arbeitenden würde; sondern es wird befaanp- 
tct, dofs die frÜliei- berrenlose Sache> an de- 
ren Formation die Kraft eines Menseben ver- 
wendet worden ist , eben so der Person des- 
Belbcii angeliörig sey , als ea ursprünglicb sei-' 
ne, auf jenes Object verwendete Kraft selbst 



US. 



' Sache kann kein Eigenthum daran er- 
worben ^Verden, weil aus einer rechtswi- 
drigen Handlnn;;; kein Recht für den Han- 
delnden entstehen kann. Daher bleibt 
die Sache auch in der neuen Gestalt ih- 
trem vorigen Eigenihümer. 

I. Naeb dem Rom. Recbt bleibt eine fremde Sa- 
che . mit welcher eine Umgeelaltnng (speciß- 
catio'j vorgegangen ist, nur dann dem vori- 
gen Eigenthümer, wenn diese Veränderung von 
der All ist, dafs sieb die vorige Form wieder 
herslellen Uht 
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mand ans aeinei' und einer frei 
äcii Materie zugleich einen neuen Kürpcf, ss 
i&L ilas ProdiTCt gemeinicliafllich, weil der £i- 
gcntliümrr einer SacLe, die mit der Sache ei- 
nes andcin verbunden wird , lein Eig(-nthuii£ 
an jener diiicli die Handlung des Iclzlern nicht 
verlieren kann. Das Rön>. Hcclit «priclil in 
diesem I'alje das Prodact dem SpecIGcaaten 
lein, jeducU mit VuiLcliall der dem Aaiei 
gebtibrendcu ISatscLädigung , 2U. 

f- '49- 
Die Formation einer Sache bewirkt 
nur so lang ein Eigenthum , als die Wir- 
kung mensuliliclier Thätigkeit an der Sa- 
ohe vorhanden ist. Mit dem Anfiiören 
dieser WirJvung hört der Rechtsgrund auf, 
aus welchem Andre, des Gebrauchs der 
Sache sich zu enthalten, verbunden wa- i 
ren, 

Hat Eij^entbiimsrerlit wird dnrch den Staat nicbt 
erat begründet, so, dafi aicb , abgesehen vom 
Slaalsvercin , kein Eigcnllium ab wirklich den- 
ken liefae; sondern dasselbe crbSit nur im Staa- 
te tbeila, wie andere Rceble, mehr Slehcr- 
beit, theil.'i, verniillelst besonderer AnsUllea 
und Verordnungen, einen gröfsern Umfang liir 
die Ausiihntig. 

}. i5oJ 
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der Occupatio 
§. i5o. 
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Vermittelst des schon bestehenden Ei- 
genthums an einer Sache kann neues EU 
gerittium durch Zuwachs (^accessio) ent*i 
stehen ; $ey es nun , dafs etwas durch . 
innere Kraft aus der Sache hei-vorgelil i 
und unabhängig von ihr eine für sich | 
bestehende Existenz erhält — ein E r- 
zeugnifs, eine Frucht; oder da& 
etwas von aussen zu der Sache hinzu- 
kömmt und mit derselben ein zusammen- 
hängendes Ganzes ausmacht — Zuwachs ' 
im engern Sinne. 

Der Zuwachs erfolgt entweder duih die blo^iä 
>Virkung der Natur unU zufällig (ocfcss/o na~ 
turnlis et Jortuita) oiicv durch Hie Mitwirkung 
abiicbllicher, menschliotier Tfiäligk.(:itui)(l£uuat J] 
C"acc. induitrialia s. arlifiLialin). 

}. i5r. 

Der Eigenthümer einer Sache hat dai 1 
Eigenükum an den aus ilir entstehenden r 
Früchten als Bestandiheilen derselben; ' 
daher steht auch nur dem Eigenthümer 
der producirenden Sache das Kecht zu, 
von dieser die Früchte zu trennen, und ■ 
sich solche als etwas für sich Bestehen- 
des zuzueigneu. 
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Erfolgt die Absonderung der Früch- 
te ohne Zuthun des Eigentliüiners der 
producirenden Sache, so beruht sein Ei- 
gemUutn an ihnen, als einer besondern, 
für sich bestehenden , Sache , cnfvveder 
auf dem (unmittelbaren oder mittelbaren) 
Besitz, oder auf der daran, sey es gleich 
Anfangs durch Mitwirken zur Produc- 
tion (wie bei Früchten, welchy nur durch 
Cultur gewonnen werden) oder durch 
nachherige Veränderungen verwendeten 
Thätigkeit. 

Nach Rom. Reclit geht auf den Eigeiilhiimer der 
Hiuptaacbe das Eigcutbuai der Lrüclitc nacL 
der Absonderimg überhaupt , auch wenn sie 
zafällig ist, vuu selbst, d. h. ohne eine neue 
Erwerbhandlung über. *. v. S a v i g n y du 
llecbt des Besitzes. ^. aa. a. 

f. i53. I 

Durch das Factum der Accession von 
aussen wird an und für sich kein Eigen- 
thum der hinzukommenden Sache erwor- 
ben. Hat sich daher eine herrenlose Sa- , 
che mit einer bereits im Eigenthum bc-t 
lindlichen vereinigt, so kommt es darauCll 
an, ob ein Anderer jene noch iti Besit» j 
nch. 
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nehmen kann, ohne zugleich diese zuil 
verletzen, oder nicht. Im ersten Falle 
kann dieselbe von jedem , im zweyien 
nur von dem Eigentliümer der durch 
den Zuwachs vermehrten Sache occnpirtj 
■werden. 

I , f. i54. 

r Ist die hinzugekommene Sache etwas,! 

was schon vorher einem Andern gehört! 
hat, so behält dieser auch nach der Ver- J 
bindung das Eigenthum an seiner Sache, j 
(J. 83.); und, wenn sich dieselbe ohne, 
Verletzung der fremden Sache wieder 
trennen läfst, so ist er befugt, diese Tren- 
nung vorzunehmen. 

Dagegen etellt das Rom. Recht (oline jedoch die \ 
Trennnng, wo sie möglich ist, ausziischliefsen^ .1 
den allgemeinen Grundsal:! auf: 
sequitur suum principale. Hierdurch wird cx-% 
I ne besondere Bestimmung nölliig, welche Ss'^a 

I che jedesmal als die Henpt- oder sls die Ne- 

bensache anzusehen aey. Nur bey der Vermi- 
schuuf; flüsiiger Körper, wenn solche 
zugteicli eine tjpecificalion ($. 148. Aiim. i.^-l 
ausmaeht, hat nach Rom. Recht ein Gleiches ] 
SlHlt, wie nach dem Nalurrecht; das Gct 
sehe wird gemeinschafliich, eben weil sich fiir 
diesen Fall keine Seslimniung, was Hanpt- 
oder Nebensache seya soll, finden läfst. 

«. i55. 
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f. i55. 
Nur solche Jierrenlose Sachen, wel- 
che der Menscli nicht in ein dem Eigen- 
thumsrecht angemessenes VerhäUnifs (der 
DtJteniion oder Formation) zu sich setzea 
bann, können auch nicht occupirt wer- 
den. Ausserdem ist an sicli , d. h. wenn 
nur Andern die Esistenz nicht unmöglich 
gemacht wird, kein Unterschied, ob die 
Sachen auch ohne ausscMiefsenden Besitz 
vollkommen gebraucht werden könnten, 
und ob sie sich durch den Gebrauch er- 
schöpfen lassen (res inexhausti usus) oder 
nicht. 



5. i56. 
In d<;m Eigenthumsrecht, als dem 
Recht auf den vollständigen und aus- 
Echliefsenden Gebrauch einer Sache, sind 
zwey Haupibeütandtheite enthalten: i) 
das Recht über die Substanz der Sa- 
che, d. h. über die Sache selbst, an sich 
betrachtet, zu verfügen — das sogenann- , 
te Proprie tälsrech t ; 2) das Recht 
über die Accidenzeu der Sache, in 
wie ferne sie als Mittel zu Zwecken die- 
nen können, d- h. über den Nutzen der 
-Sache zu verfügen — Nutzungsrecht 
(jus 
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Cjiis utettdi friiendij. Mit beyden Rechle^l 
ist, als Bedingung der MöglichUeit, jeden] 
Andern auszuschlielVen, das Recln, di« ■ 
Sache zu besitzen (jus possldendij ver-, 
bonden. 

I. Uliler Substanz einer Sncte versieht man] 

dssjenige, was an iLr ula bcliardich ini Wecli- 

>' spl gcdadit wird, mitbin die Bestandtiicüe uii4 

Sif- die Foi'tn, diircb welche ziisainmcn der Ba- - 

^j,,^]irdcc äaclii; bestimmt wird; dasjenige, wu 1 

p.,^^üJj als wcchstltid am BthaiiiicliBu zeigt, wird] 

Accideiis.geiiaunt, 

-.^«-,^r^j;ie,tSt ist eigentlich das Verli3l(m(jyl 
worin eine SaHie mein ist, tnilliin das aus- 
scblicfseiide VeWiiguugsrecht überliaiipt oder 
das EigcnLliiintsicdtt sc]bst. So wie aber die 
Substanz bctrncbtct wird, als der Gmnd der 
iUöglicbkcit der Accidenzpii; so wird das Recht J 
'der Disposition über die Substanz als das Grun^ 1 
lecbt an der Saclie angesehen und daher Pr» 
prictätsrccht im ausnehmenden Sinne gfr-fl 



J. J 57. 
In den beiden HauptbestandtheilenJ 
des Ei gen thinns rechts sind wiederum viel^l 
einzelne Befugnisse begriffen. Vermöge! 
äes Fogenanntefi ProprietStsreclits ist der 
feigcniliümcf befugt, jede beliebige Ver- 
». Na$Hr..ii,i. H an- , 
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' griffen ist. Der Grund hieTon liegt aber nicht 
in dem Verhältnisse dca EigenlLümers zur Sa- 
che, Bonileiu in dem allgemeineii Recht der 
Andern. 

i- -Sg- ' ^ 

Steht das Eigen thumsrecht an elnet^. 
Sache mehrern Personen zugleicii und 
auf gleiche Weise zu, so können sie je- 
den Dritten, nicht aber sich inner einan- 
der, vom Gebrauch der Sache ausschltes- 
sen. Ein solches Verhiiltnild heifst G e- 
sammteigenthum ( dominium commune) 
im Gegensatz von AUein-Eigenthum 
(^dominium salitariumj ; und der Aniheil 
eines jeden am GesammieigeniJium wird 
Miteigenthiim CcondominiiimJ genannt. 
I. An dem Gegenstände des Gesanimteigcnlhums 
(an der ge mein« cliafL liehen Sache) können die 
einzelnen lUiteigcntliiimer gleichen oder anglei- 
chen AntheiL haben; jedem aber stehen in Au~ 
sehung seines Anlhcüs, dieser aey giofs oder 
klein, alle im Eigeiithum bcgriÜene Rechte au. 
3. Jeder einzelne Miteigeiithiimer hat mir einen 
idealen Antheil an der tische ; ist ein Gan- 
zes unter Mehrere reell (pliysisch) gelbeilt, 
ao ist jeder nur Eigenthünicr' seines Thcils. 
$. Gesammteigen ihn m kann enlslelien d 
curreuz Mehrerer bey der nrsprÜn^i 



r 



Von der Occupation. 



Nverbnng, dnrch Specificalion und Accession 
148. Anm. 3. §. i5'i.J und durch Verlrag. 



f. 160. 
Bey dem GeBanimteigenihiiin inachen 
die mehreren Mitelgenthüiner zusammen 
den Eigenthümer der Sache aus ; daher 
können sie auch nur alle zusammen über 
die Sache, so weit sie gemeinschaftlich 

»ist, rechtsgültig verfugen. 
^ 1. Ueber seincu Anlfaeil am Gesammteigenlhum 
kann jeder Miteigenlhiiiner, ao weit es oLne 
VerleUuug des Rechts der übrigen möglich i«t, 
üey verfügen, z. B, durch Veräusaermig, Ver- 
pfandung, nulzniefsHcLe Ueberlassung. 
a. Auf der Noihwendigkeit der Einstimmung 
aämmÜicher MiteigcnthÜmer zu eitiL-r Verfdgung 

Iiiber das Gänse beruht die Bccblsrcgcl- po~ 
I lior est causa piohibentis, 
(. .61. 
I So mancherley die Bestandcheile des 
fiigenthtunsrechts (f. i52.) sind, so viel- 
fach ist auch die möghciie Verletzung 
desselben durch fremde Handlungen. Das 
Eigenthum ^vird daher verletzt durch jede 
■wider den Willen des Eigenthümers un- 
ternommene Veränderung, Bescbädigung 
oder Zerstörung der Sache , durch wi- 
der- 
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derrechtliche Hinderung des Gebrauchs 
derselben und durch Entziehung des Be- 
sitzes. Dem Eigenthümer steht dagegen 
das Recht, die Sache zurück zu fordern 
(Vindicationsrecht) und das Rechr auf 
Ersatz zu. 

f 162. 
Ein redlicher Besitzer (possessor 
bonae ßdeij ist derjenige, welcher von 
der Rechtmäfsigkeit seines Besitzes über- 
zeugt ist; ein unredlicher (possessor 
tiialäe fidei), welcher sich der Unrecht- 
mälsigkeit seines Besitzes bewufst ist. 

1, Bona fidei ist überhaupt die Ueberzeugimg , 
dafs man zu ctvvas berccLtigl aey; mala ßdes 
ist das Bewurstscyn, dafn man sich clwas an- 
maafse, obne dazu bcrecbtigt zu seya. 

2. Wer eine fremde Sacbe als die seinige in der 
iirlgen Uebcriengung, dafs sie keinem Aiiilcrn 



Heber Eis 



l63. 



pulaiifua ). 



Dem Eigenthümer einer Sache ste! 
das Recht der Zurückforderung gegen je- 
den, nicht nur gegen den unredLichen 
Besitzer, zu; denn das Recht des Eigen- 
thünters an der Sache besteht eben darin, 
dals 
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dafs dieselbe seiner Wilikühr ausschlies^J 
send untergeordnet , mithin auch diejl 
Handlung eines Nictiteigeritliümers, voai 
velchem sie etwa der redlielie Besitzer 1 
erhalten hat, ohne alle rechtliche Wirk- I 
samkeit ist^ 

It Uer Eigenlhütner ist nicht verLiinileii , dem 
redlichen Besitzer den Preis , nm welchen die- 
ser die Sache an sich gebracht halte, su er- 
statten ; denn er fordert die Saclie , vermöge 
1 «eines ausschliefseiiden Rechts an derselben , 

zurück} der bisherige Besitzer aber hat a 
£ii1 Schädigung gegea seinen Vorgänger zu stt- _ 
eben. 

3. in dem neueru Rom, Recht gilt die Streng« j 
der Vindiealion nach ihrem gaiizeii Uuifang. j 
In andern (Gesetzgebungen, namentlich iu man- 
chen deutschen, ist diese Strenge, hauptsäch- 
lich um den Handels verkehr zu erleicbtt'rn, 
in verschiedenen HÜksichten geHiilüert wor- 
den. Am häufigalen ist diL'ses geschehen 
Ansehung des Falls, wenn der Eigenlhiin] 
seine Sache einem Andern anvertraut hat, und 
dieser sie nun auf einen Uritlcn tiberliägt; 
wo Dach dem Grundsatz ; Hand mufs Hand 
wahren, dem Eigenlhümer nur iioth eine 
persönliche Klage gegen denjejiigcn, welcher 
sein Vertrauen gelauscht hat, übrig bleibt, s. 
C. Schwab über das unvcrni eidliche Unrecht 
S. 183 S. 

S. i64. 
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ä- i64. 
Obgleich aber der vei-meintliche Ei- 
genthüiner die Sache an den -wahren Ei- 
gentbüiner , wenn sich dieser darstellt , 
abtreten inufs; so bleiben jenem docli die 
während seines ixidlichen Besitzes entstan- 
denen und von ihm gezogenen Früchte, 
weil diese von dein Eigenthiuner der Sa- 
che nicht erworben worden sind (f. i52.); 
auch ist er dem Eigenthümer wegen des 
von der Sache gemachten Gebrauchs oder 
der mit ihr vorgenommenen Veränderiin- 
gcD zu keiner Vergeltung oder Entschä- 
digung verbunden. 

1. Der redliche Besitzer ist daber aucli nicbt 
schuldig, demsiuh nieldondm Eigenlhüiuer de« 
Sache die schon gezogenen, aber noch in seinem 
Besitz befindlichen Friicble herauszugeben. Dic- 
ker Grundsatz des NaUirreclils 'ist auch in dt-r 
Preui"». Gesel/gehung angenommen, „Alle wäh- 
rend des redlichen Desilzes gezogenen Nutzun- 
gen und genossenen I''rüt'bte sind und bleiben 
(las Eigenthiiin eine» rsdliehen ISesitzers — ^ 
ohne Unlerscbiedj ob dieselben schon ver- 
zehrt, vorj(ifsei-t , oder noch wirklich 'rorhan- 
den sind." AUgem. Landi'echt für die Preufa. 
Staaten. Th.I. Tit. 7. $.189. ff- 196. Dos röm. 
Recht hingegen spricht dem redlichen Besitzer 
nur dio verzehrten oder TeräuTserten Früchte, 
niclit 
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nicht die noch bey ihm vorhandenen zn , aus- 
ser soweit er sie bereit« durch Ver}ähnuig 
worben bat. JT. 55. /. de R. D. L. ^ S. 2. 
ßn. regund. L. 2a. C. de 11. V. 
3. Der redliche Besitzer ist nur schuldig, dem 
wahren Eigenlhiimer die Sache in dem Zustan- 
de zurükzTigeben , ^forin sie sich znr Zeit der 
ZnrütforderuDg befindet; er haftet also für 
keine Verschlimmening oder Verwahrlosung 
derselben. Den Grund Licvon driikt das röm. 
Hecht sehr treffend so aus: bonae ßdei posBes~ 
sor, quia quasi rem auam neglexit , iiulli que- 
relae vuhjvclus eil. L. 3i. ff. 3> J), de heietL 

J. i65. 

Der iinredliclie Besitzer ist als ein Be- 
leidiger anzusehen, mithin gegen den wah- 
ren Eigenthümer zur vollen Schadloshal- 
tung verbunden. Er mufs sogar den zu- 
fälligen Schaden ersetzen , wenn niclit 
etwa dieser die Sache iin Besitz ihres Ei- 
genthümers auf gleiche Art betroffen ha- 
ben würde. Denn der zufäUige Schaden, 
welcher ■ sich an der Sache im Besitz ih- 
res Eigeiiihümers nicht ereignet hätte, ist 
als eine Folge der widerrechtlichen Hand« 
lang des unredlichen Besitzers anzusehen. 

Die. 
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I>io8er Satz iit aucli im Rom. Recht angcnom^ 
men , asd zwar mit Rük«ii;lit auf' den Umstand, 
(laTs derEigenthiimiT die Sache, »mn t>ic ihm 
nicbt vorentliallen worden wäre, durch frühe- 
re Vcräosseriuig dem Zufall , welcher sie aus- 
serdem in seinem Besitz auch getroffen haben 
würde , hätte enlzieben käniicn. L. 4o. pr. 
ß. de fiereU. pelit, L. 47. J. 6. D. de legat 1. 
B. Schömana Handb, d. Civürechti 2.il, S, 535. ff. 

f. 166. 

Ist die Sache durch den Aufwand des 
Besitzers erhalten , verbessert oder ver- 
schönert -worden (impensae necessariae, 
uiUes, voluptuariaej. so läfst sich dasjeni- 
ge, was an die Sache verwendet worden 
ist, entweder ohne Beschädigung dersel- 
ben absondern oder nicht. Im ersten Fall 
ist sowohl der redliche als der unredli- 
che Besitzer zur Absonderung befugt; im 
zweyten Fall ist der Eigenihümer auch 
dem ledliohcn Besitzer zu keinem Ko- 
Etenersatz verbunden, weil niemand zu 
einer positiven Leistung anders als mit 
seinem Willen, oder wegen einer wider- 
rechtlichen Handlung bestimjnc werden,- 
kann. 

Bierin weicht (durch Erhebung der Billig 
zur ToUkonrnieaen Verbindlichkeit) das röffl 
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acbe B«c1it von dem natürlichen ab, wenn je- 
nes dem Eigcnlhümer die Erstattung der Er. 
ha]tungskos<en gegen jeden J^esU2er, den Er- 
satz der Meliorationakoslen ahcv gegen den 
redlichen Besilzer auflegtj nnd nur bey den 
Verschöncningskosten in Ansehung des redli- 
chen sowohl als des unredlichen Besitzers den 
Grundsatz des Naturrechta beybebält. 

J. 167. 

Die Ausübung des Eigendmmsrechts, 
ivie jedes andern Rechts, ist weder dtirck 
den daraus mittelbar für einen Andern 
entstehenden Naclnheil (J. io4.) j noch 
durch blüs moralische Gründe, welche 
unter gewissen Umständen dagegen ein- 
treten können , rechtlich beschränkt. 
Der Nachdruker eines Buchs k, B. macht von 
seinen) Exemplar einen scIif luinioiulisclieBi 
und liir den Verleger sehr naclith eil igen Gq; 
icbwohl I2fst sich hieraus keift 
Schlufs auf die Un rech tmafsigkei t de» 
Sücheinachdruks machen. Die Voraussetzung 
aber, dafs der Verleger jedes Exeniiitar uup 
mit der Etillscliweigenden Bedingung, dasselbe 
nicht durch den Diuk zu vervielßlligen, ver- 
kaufe, ist eben so willkühl I ich , als die Ver- 
gleichung des Nachdriiks mit der unbeft^gtcn 
SpeciUcalion eines IVeuiden SloQs unpassend! 
ist. s. über die l,ittcraluc diesei' Slrcid'ra 

Mei.J 
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(er Lrhrb. des Kalurrechta %. 36G. ff. 

ichen läffit lieh nii^bt bezweirdii, daü 
die nioralisclten uud p o t i t iflclie ti Grün- 
de , welche gegen den Naclidruk entscheiden , 
eine dringende Auffurderung l'iir den Geselz- 
geb<--c Ulli ballen , dieses schändlicbc Gewerbe 
xn verbleien; wobcy dann aber zugleich auch 
(sd wie öflers eine posilive Beslinimiing, zur 
Ausgleichung der Verhälüiisse , eine ander« 
lisch sich liehen niufs), darauf RitksicUl zu 
nehmen seyn wird , das Publicum gegea 
Habsacbt des Veilegets zn sichorn. 



§. 168. 



Es gibt daher kein Recht des u 
schädliclien Gebrauchs einer frem-' 
den Sache CJus innoxii usus). Denn je- 
der Gebrauch einer fremden Sache, ivel- 
cher gegen den Willen des Eigenihümers 
gemacht wird, ist schon an sisli (durch 
die Form der Handhmg selbst) der all- 
gemeinen Freyheit zuwider, es mag darr 
aus Schaden für den Eigenthümer entste- 
hen oder nicht. 

Uer bekannte Salz: quod tibi non nocet, et c 
teri prodest , ad id poles c.ompelU, ist nacH 
dem Naturrechle völlig ungegrÜndet, im R 
Recht aber ^wefsholb man sich auf L. 3. 
D, de ay. et aquae pluv. arc. beruft) wi 
in der Alt, lioch in der AUgcmcinheit > 
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jene Worte laalen, enthalten, überdiefa liiefj^ 
wo nur TOD eiii^m besondern Falle die Redo * 
ist , ausdrüklicil als ein auf blofeer Billigkeit, 
nicht auf dem strengen Rechte beruhender Salz 
anerkannt: „haec aeqaitas »uggeril, eUi Jur* 
deßciamur." i. Weber voo der nalöilidiea 
Verbindlich keit. §. lui. 

f- 169. 

Es gibt auch kein Recht des NotU-> j 
gebrauclis einer fremden Sache; denn f 
diefs ^väre ein Recht, in der Notii das j 
Eigenthum des Andern zu verletzen, mit- \ 
hin in der Nüih Unrecht zu thun; -wel- ' 
ches widersprechend ist ( j. Sg. ). Hat 
aher jemand in wahrer, wirkhcher Nothr 1 
gegi^n das Eigenthiitnsrecht des Andera 
gehandelt, so kann er nicht angehalten 
werden , Ersatz dafür zu leisten, ■weil 
eine in wahrer Noili begangene Hand- 
lung nicht juridisch behandelt (J, 4o.), l 
mithin auch keine besondere Verbindüch-' 
kejt daraus abgeleitet werden kann. 



J. 170. 
Das Eigenthum hört ausser den Ur- 
sachen, weiche sich auf den Rechtsgrund 
der urEpriingUcheu Erwerbung desselben 
beziehen (f. 146. 149.) auf 1) durch t'rey- 
hei^ 
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heit, wenn der Eigenthümer sich frey- 
willig des ausschliefsenden Rechts an der 
Sache begibt, sey es unbedingt (Dere- 
liction) oder durch Uebertragung an An- 
dere; a) durch die Natur a) durch den 
Untergang der Sache, b) durch den Tod 
des Eigen ihümers. 

- !• I7>- % 

Mit dem Tod eines Menschen hören" 
alle seine Rechte (f. 88.), mithin auch 
seine Eigenthuinsrechte auf; daher iver- 
den die Güter eines Verstorbenen herren- 
los. Es gibt also von Natur kein Erb- 
folgerecht, d. h. kein ausschliefsendes 
Recht gewisser Personen (z. B. der näch- 
sten Verwandten ) zur Erwerbung der 
Güter eines Verstorbenen , sondern es 
tritt in Ansehung derselben das allgemei- 
ne Occupationsrecht wieder ein, 

f. 172. 
Dieses Occupationsrecht an dem Nach- 
lafs eines Verstorbenen , welches allen 
•übrigen Menschen zusteht, kann ihnen 
■ nicht ohne ihren Willen entzogen wer- 
den, Daher hat nach dem Naturrecht 
ein Testament, d. h, eine einseitige 
Willenserklärung eints Menschen , w^r 
nagh 





der Occupatiöll; 

Bach dessen Tode seine Güter haben soll, 
keine verbindliche Krafr. 

Merkwürdig ist die All, wie die Spur dieses 
^^ natuirccliUichen Salzes sielt im Rom. Rechte 

^^^ durch alle nach und nach eingeführten For- 
^^H ineti der Tcslamenle hindurch erhalten hat. 
^^M J) Oey Jem Tcslatnciit in comiUia calafis gien^ 
^^B eine rSrinliche Rogation vor (^felllis, Jul/eaiis, 

^^^ QuiriUs , uti Tilias faltrio Jure legeque he- 

^V res siel?'), wodurch die ganze Staalageseli- 

^^ft Schaft gleichsam ihrem Occupalionsrecht auf 

^V den küiilligEti Nachlafs zu Cunsleu des ernann- 

ten Erben enlaagte, und diesem ein ausschlies- 
sendes Erwei'bicclu üani voraus garantirle. 11) 
Bey dem Teslament per aes et Ubram gieng ei- 
tle Ibrmliclie Manclpalion (feyerlicher Verkaul) 
vor; der Erblasser schlofs einen Vertrag über 
sein gesaniniles Vermögen, nnr dafs er dabcy 
die freye Oisjiosition über jede» einzelne Stük 
behielt , und auf diese Art auch das ganz« 
Geschäfl wieder iimstofBen konnte, s. Hugo 
Lehrbuch der Geschichte des Räm. Hechts (Bcr> 
lin 1810.) §• öl- Freylich war bey diesem 
Act die lex mancipationia das Wichtigste; aber 
selbst dsriJi, dafa die IiaLii<tsache in der Ge- 
stalt einer Nebenhandlung erseheiutn mufsle , 
scheint eine Anerkennung des urspHinglichca 
GrundsBlzes zu liegen. JIIJ Bey der neuen Art 
za tcstiren liegt ein doppelte Kictiot) cum Grun- 
de, Tcrmiltclst deren die Zeit der Errichtung 
des T ('S tarne Uta mit der Zeit des Todes Jea 
Erb- 
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Erblassera und diese mit der Zeit rfer ErlT^ 
schaftsanlictung verknüpft wird, «o /' daGl de!' 
Erblasser ZOT Zeit seines Tadea sein VelFnti- 
gen ttuf den Erben Überträgt, s, Rojg.ersii 
demonUrat. apodict. tCc. de siiccesaioa« iegitffp^ 
p. 80. vergl. Tieftrunk Untcrsiicbfui^«n 
Über das üffcnÜicLe und Privatrcclit l. Tb. 
S. 463, 



ZvBVte Uatetafatheiluiig. 
fon den F'trträgen. 

S- 173- 
Ursprünglich ist der ganze Umfang 
der möglichen äussern Wirksamkeit eines 
Menschen, soweit sie mit der allgemei- 
nen gesetzlichen Freyheit vereinbar ist, 
nur von seiner WiUkühr abhängig; er 
kann aber, vermittelst eben dieser WiU- 
kühr, auch über einzelne Theile seiner 
freyen Wirksamkeit zum Besten eines 
Andern verfügen. 



5- 174. 



M 



Ich verfüge über einen gewissen Theil 
xneiner äussern Wirkeamkeit zum Besten, 
eines Andern dadurch, dafs ich den Ent- 
schlufs fasse, diesen Theil in der Vor- 
aus- 
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aussetzung, wenn der Andere denselben 
seiner WiUkülir unterwerfen ■will, nicht 
mehr als der meinigen unterworfen zul 
betrachten. Ist nun in dem AndeiTi das J 
vorausgesetzte Wollen vorhanden, so steht | 
jener Theit meiner äussern Wirksamkeit j 
nicht mehr unter meiner, sondern unter | 
seiner Willkühr, und ihm kommt jetzt 
die frcye Verfügung über denselben eben' 
so zu, wie sie ursprünglich mir zuge- J 
standen hat. 

}. 175. 

Es esistirt aber für einen Menschen 1 
kein Wille eines Andern, als inwieferne 
sich derselbe in der Sinnenwell äussert j 
und dasjenige, was als der Wille des An- 
dern erscheint, mufs im äussern Verhält- 
nisse seinem wirklichen Willen gleiclA,« 
gelten, -weil sonst keine Wechselwirkung^ 
durch Gcdankenmittheilung, d. h. kein^ ■ 
vernünftige Wechsehvirkung unter den i 
Mtinschen raögücii wäre. 

«, Grolmann über Jie Retlitsgülliäkeit tier Ver- i 
träge '— in dessen Magazin für die FLiloBophi# < 
des Rechts nud der Gesctzgebimg. i- ß- i.HeGt)J 



J. 176. J 
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j. 176. 

Soll daher eine "Willensbestimmung 
rechtliche Wirkung haben, so miifs sie 
auch äusserlich erkennbar seyn. Eine 
Handlung , wodurch die Willensbestim- 
mung des einen dem Andern erkennbar 
■wird, heifst Willens- Erklärung fde- 
claratio volunlatis), und, -wenn der eine 
die Uebereinstimmung seines Willens mit 
dem Willen des Andern zu erkennen gibt, 
Erklärung der Einwilligung (declarat'io 
consensusj. 

J. 177. 
Die Erklärung, einen Gegenstand sei- 
ner äussern Wirksamkeit als der Willkühr 
eines Andern unterworfen, im Falle der 
Ein-willigung desselben zu betrachten, oder 
dem Andern zu einer ihm zu leistenden 
Handlung verbunden seyn zu wollen, heifst 
Versprechen im rechtlichen Sinne; die 
hierauf erfolgende Erklärung des Andern, 
eben diesen Gegenstand als seiner Will- 
kühr unterworfen zu betrachten, oder zu 
der vom Versprechenden zu leistenden 
Handlung berechtigt seyn zu wollen , 
heifst A nna hme des Versprechens. 



It Wer ein Versprechen ablegt, hetfst Promiii 
leni; (lci7enigej dem ei abgelegt wird, Prih 



2. Niclit jede Aeufserung gegen einen Andemj 
zu seinem Besten etwa« lliun zu wollen, 
ein Vi-rsprrclicD im reclitlichen Sinne; es a 
dai'in auch die Erkldrung, zu diesem Thun t 
pflichtet seyn zu wollen, enlfaalien seyn^ 
Dictum äiß'erl ä prvmüno. yergl, Puftt. 
dorj d> oficio Iwm. et c/V. i. /. C. 9. §.6. 

$. 178. 
Ein Versprechen tind die Annahm» 1 
desselben machen zusammen einen Ver- 
trag aus. Ein Venrag (pactum^ conven- 
t'io ) ist demnach die übereinstimmende 
Willens - Erklärung zweyer Menschen , 
wodurcb ein Reche auf eine Leistung von 1 
dem einen auC den andern übertrageaJ 
wird. 

%• »79- 
Nach erfolgter Annahme des Verspre- 
chens steht dem Prominenten die Aende- j 
i'ung seiner vorigen Willenserklärung nicht j 
melir zu; denn durch die ZulassigUeit der j 
einseitigen Zurücknahme eines bereits ac» \ 
ceptirten Versprechens würde die Mög- 
I lifchkeit aller Verträge aufgehoben, hie- 
i 8 durch 
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durch aber alle vernünftige Bestimmung 
der wecliselseitigen Verhältnisse unter den 
Menschen unmöglich gemacht. 

Der Rechlssatz : pacta sunt servanda , beruht 
domnacb auf der Notli wend igkeit der Ver- 
träge lUE Temunflgemätstn Coexislenz der Men- 
gcbeii überhaupt, und zu der, einer solchen 
Coexislenz angemessenen allgemeinen Brauch' 
barkeit äusserer Gegeiiäl2nde insbesondere {§. 
i3i.). «■ Fries pbilos. Recbtslehre S. 43. S. 
Aebnlicbes sagt PuJendorf; nui- daf« 
er bey der Beti-aclitini!; des 
bleibt, ohne aul' ein böbeic 
gehen : „generale officium i 
bitum est, ut quUihet fiden 

promissa et pacta expleat, Citra luic eniiii si 
eiset, plurima pars ulililalis perirel, qaae hu- 
mano 'generi commuiiicatis invicem operis ac 
rebus enasci apla est.' 
citis Hb. 1. cap.^. §.3. vergl. IIo6lie, 
than c. 14. und de cife c. a. §. 4. c. 3. §. I. — ' 
Andere leiten die Zwangs verbind liebkeit der 
Verträge ans ethischen Gründen ab, wie 
Feder Gmndlehren zur Kenntnifs de» mensch- 
lidieii Willens (Göllingen i/go) S. ai? I. — 
Moses Mendelssohn Jernaaleni S. 45. 5a. 
vergl. Garvc Anmerk. zum ersten Buch Ci- 
von den Pflichten S. i)4 f, — Kant 
stellt de» Grundsatz: Verträge müssen gehal- 
ten werden, ah ein Postulat der reinen Vor- 
nunft, mithin ala nnerweislieh auf, und setzt 
die 



^ 
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die Dednclion de$ BegriETs der Erwerbung durch 
Vertrag blgs io die LeLre der Möglichkeit der 
Abstracltoo von der empiriscIicD Bi'dinguDg äofi 
Zeit s. de»s. Keclitel. i. TL. 11. HaupUt. a. AI 

f. 180. 
So länge daher der Promissar das Ver- 
sprechen nicht acceptirt hat, kann der 
Proinittent solches -wieder zurüknehmen. 
Sobald aber die Annahme erfolgt ist, so 
ist der Vertrag völlig zu Stande gekom-i 
men (paclum perfectum), und das Recht 
des Promissars auf die versprochene Lei- 
stung vollkommen gegründet (jus quaesU 
tum). 

I. Die Aeceplalion kann aiicb einem Versprechen, 
vor hergeben. Diefs geschiebt alsdann, wena 
das, was der eine verlangt, ihm von dem An- 
dern zugesagt wird. Eine Wiede\buhluug der 
Aunahme ist in einem solclien Talle nicht nolh- 
wendig. 

3. Ein nicht scccplirtes Verspreeben heifst pol^- 
licitatio; eine besondere Art Jcsselben ist du 
Gelübde C^-oltun). 
3. Blorse Traelaten, d.h. gegeuscilige Erklärun- 
gen zweyer Personen über die Ait, wie «ie ei- 
nen Vertrag mit einander sehliclien wollen, 
sind nicht verbindlich, weil hier noch keine 
wirkliche Vereinigung bcyder Willen vorban- 
den ist, soudern blos vorbereitet wird. 

\. iSir. 



1 
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Dasjenige, was unmittelbar durch 
nen Vertrag erworben wird, ist nicht < 
versprochene Gegenstand selbst, spndf 
nur eine bestimmte Thätigkeit des Andf 
in Ansehung dieses Gegenstandes (J. i 
l4o. ). Durch den Vertrag entsteht a 
zunächst nur ein persönliclits Recht, 
h. ein Recht gegen eine gewisse Perst 
die Willkübr derselben zu einer Leistu 
zu bestimmen. Ist die Leistung wirkli 
erfolgt , so heiffit der Vertrag erfüllt o( 
vollzogen (pactum consummaiumj. 

173. «78.)- 

Durch AbBcbliefsung eine« Vertrags , welcher 
Geben einer Sache betrift, wird der ProB 
«ar noch niibt Eigenlhüiner dcrSachcj er* 
es erst dadurch, dafs ihn der PromiUeal 
den Besitz derselben aclzt (Ucbergabe, 1 
i/ilio); denn durch den Verl rag bat er iior 
Versprechen, nicht das Versprochene crv 
ben. Erst durch die BeHiUniihine gebt die 
che selbst auf den Piumiesar übrr; er bat 1 

s Recht, d. h. er kann nun 
allen Andern fordern, die .Sache als die «eil 
an zaei kennen, s. Kant Kechlsiehre §■ 2a 

f. 18a. 
Da ein Vertrag nur ein persönlic 
Hecht bewirkt und mithin blos das V 
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hältnirs ZTviscIien den Paciscenten betrif 
so wird ein Dritter durch den Vertra] 
zweyer Anderer weder berechtigt 
verpflichtet, 

f. i83. 

Ein Vertrag heifst gültig, •wenitl 
durch denselben das Recht, welches voftj! 
dem einen auf den Andern übertragen ^ 
■werden soll , wirklich begründet -wird. ) 
Die Gültigkeit eines Vertrags hängt ab | 
i) von dem Gegenstande, worüber der- 
selbe geschlossen wird; a) von den ver- | 
tragschUefsenden Personen , in Ansehung '! 
der Möglichkeit ihrer Einwilligung und I 
der Art ihrer Willenserklärung. 

f. i84. 

Man kann über alles Verträge schlies-j 
Ben, dessen Leistung -weder physisch nocllj 
rechtlich unmöglich ist. 

I. Recfatlicli uiimöglich ist eine Lcislang, iiicfit4 
nur wenn sie den Kcclilcn Anderer, sunilertr | 
such Trenn aie einer unbedingten (vollkomme- 
nen) PBiühL des Fromiuenlen in Bezicliung ' 
cur seine eigene Person, iiiilliin dtr absolnlcn, 
moralischen Würde desselben entgegen Jsl, JJer 
Grund, warum eine Leistung der letatcrn Art 
niclit gültig Tersprochen werdnc kann, liegt 
dar- 
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darin, weil eine Verpflichtung zu cIwbb , w»s 
mit der Matur eines Ternünfli^en Wesens xmd 
daher mit dem Giund aller Fßicbten imWid<^- 
epnifh slchl, nicht denkbar i»t. Es ist hi^r 
derselbe Fall im Einzelnen, wie bey einer Ver- 
auBBcrung der rechtlichen Freyheil im Ganzen. 
CS- 850' «■ Meister Nalorrccht $. 3oa. 
3, Hey einem Vertrag, woditrch jemand »Icli zum 
Stlaven hinzageben (seine Person zum Eigen- 
thum des Andern zu machen) versprichl, tritt 
nicht nur rech|.li<:l)e , sondern auch physische 
Unmöglichkeit der Leistung ein, weil einePerj 
son sich nicht selbst als Sache übergeben kann. 
Auch das rÖm> Recht erklärt TertragsmäTsige 
Sklavercy für unmöglich. L. 37. D. L. 10. C. 
de lih. causa, Dafs hiedurch nicht physische 
XTumoglichteil der Sklavcrey selbBtHichauplot 
werde, ist fi!i- sich klar. 

j. i85. 
Verträge schliefben krmi mir derjeni- 
ge, welcher einwilligen kann. Zur Mög- 
lichkeit der Einwilligimg ■wird Gcbraucli 
' der Vernunft zu der Zeit, wo der Vertrag 
geschlossen wird, erfordert. 

Kinder, Wahnsinnige, Hücbsthetrunkeno n. dergl. 
koiineu keinen gÜlligon Vertrag «ingeht 

§. i86. 

Die Einwilligung inufs zurelcbeni 

d. h. auf eine suLche Art erklärt seyn, 

da£s 
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dafs kein äusserer Grund vorhanden Ist» 
die erklärte Einwilligung nicht als eine 
wirkliche anzunehmen, und dafs sich der 
Gegenstand der YerpfticUtung mit Be- 
stimmtheit erkennen läfst. 

Scherzhaila AcusseTDDgeii, Complimeiile n. tIcrgU 
bcjirüudeii keine Vcrbiudliclikeil. 

i- «87. 

Die Erklärung der Einwilligung kann 
geschehen: i) ausdrüklich, durch 
w iUkührliche Zeichen, ■welche nach 
einem allgemein angenommenen, mitbin 
als bekannt vorauszusetzenden Gebrauch 
als Miuel zur Bekanntmachung der Ge- 
danken dienen (^consensus cxpressus); 2) 
stillschweigend, durch natürliche 
Zeichen, d. h. durch Handlungen, wor- 
aus sich die Einwilligung mit hinreichen- 
der Sicherheit erkennen läfst (^consenitai 
lacitus), 

I. Bierauf bezieht lich die Eintlieilnng dar Vi 

träge in ausdrÜkliche und stiUtcbweJgeDde. 
a. Handlungen , woraas «ich die Einwilligong 
mit recliÜicber Sicberbeit acbliefsen liCtt, beü~ 
sen ■prcchcnde Handlungen, faeta con^ 
cludeniia. Sie können «owobl BegcLoDgi- all 
Unterlasinng) - UaDdlasgeo icyn. 

}. 18& 



I 
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Handlungen, -wodurch die Voraus- 
setzung einer stillsch-weigenden Einwilli- 
gung mit rechtlicher Noihwendigkeit be- 
gründet wird, sind solche, die jemand, 
ohne widerrechtlich zu handeln , nicht 
thun könnte, wenn er nicht den Willen 
hätte, ein Recht auf den Andern zu über- 
tragen. 

I. Auch aus solchen Handlungen, die jemanct, 
ohne unvernünnig zu handeln, nicht Ihun könn- 
te, wenn er nicht einwilligte, kann stillschwei- 
gende Einwilligung gefolgert werden. Da aber 
in diesem Falle die Mäglichkcit des Gegenlheils 
nicht ausgeschlosaea istj so bleibt die nähere 
Beslitnmiing solcher Handlungen dem positiven 
Recht überlassen. 
3. Nach dem angegebenen Princip lafst sich auch 
die rechüiche Wiiknng des ^Stillschweigens bc- 
urthcilen. Das blorse Stillschweigen an sich 
(siUntium simplex) enthält keine Erklärung der 
Einwilligung, Hier hcifst es: qui tacel, non 
consentit. X. i4a. D. de It. /. £rfoIgt aber 
das Stillsehweigen unter solchen Umständen, 
■vro es , ohne Voraussetzung der Einwilligung, 
rechtswidrig seyn würde (silentium quaUßca- 
tum'), CO liegt darin eine stillschweigende Wil- 
lenserklärung. Von diesem Falle gilt die Re- 
gel : ,, qui tacet, coiisentire pidetin 
de R. I. in 6/f. 
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3. Mit der slillschweigenden £!nwilligimg ist die 
vei'mn thete (consemsus praesumtus} nicht za 
verwechseln. Diese wird weder darch Worte jj 
noch durch Handlungen ertlärt, sondern blos ' 
, ans all ge Ol ein eil , auf der bekannten Handlungs- 
weise eine« einzelnen Menseben oder der ge- 
wönlichen Handlungsweise der Menschen iiber~ 
baupt beruhenden , Gründen als vCahrscheiulidi 
-angenommen. Da eine besondere Verbindlich- 
keit nicht anders als durch wirkliche Wil- 
lenserklärung begründet wird, so lafst sieb au« 
einer blos vcrmutheten Einwilligung kein 
Recht abltileu. Nur durch positive Gesetze 
können gewisse Fälle beslimmt werden, in wel- 
chen eine blos wahrscheinliche Einwilligung 
einer wirklichen Einwilligung gleich geachtet 
wij'd] so lange nicht das Gegentlieil dargelhan ist^ 

{. 189. 

Ein Zwang, welcher nicht mecha--j 
n'Bch auf den Körper eines Menschen (so^ \ 
dafs dieser blos als das Werkzeug frem- \ 
der Tliätigkeit erscheint) sondern durch 
Gefühle der Unlust auf das Begehrungs- 
veriiiögen wirkt, (sogenannter psj'cho- 
logischer Zwang) schliefst wirkliche 
Einwilligung nicht ans ; denn der Ge-r 
zwungene wählt zwischen zwey Uebeln: 
demjenigen, das ihm angedroht oder zu- 
gefügt wird) und demjenigen, welche^ 
für 
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för ihnin dem durch Zwang bewirkten 
Entschlüsse liegt. Wo aber Wahl ist, da 
ist eine Handlung der Willkühr (f. 6.)- 
Daher macht der Zwang an und für eich 
einen Vertrag nicht ungültig. 

äebr trefleuil drükl sich hiember das rtiDi. Recht 
ans : j, quamyU , si liberum, esiet , noiuisseiTi , 
iatnen coaclus vo lui.'[ /,. 31. §. 5. D. ^uod 
melus causa. 

J. 190. 
Erzwungene Verträge sind daher nur 
insofern ungültig, als der Zwang eine un- 
rechtmäfstge Handlung des Promissars ist; 
der -widerrechtlich Zwingende erhalt aus 
einem erzwungenen Vertrag deswegen kein 
Recht, weil niemand durcli eine unrecht- 
mälsige Handlung ein Recht erwerben 
kann. 

f. 191. 
Hierausfolgt: i) ein durch rechtmäCsi- 
gen Zwang bewirkter Vertrag ist voll- 
kommen verbindlich, Rechtmäfsig ist der 
Zwang, Tvenn er zum Schutz eines an- 
gegriffenen Rechts angewandt wird. 
-Ein Vertrag, wozu der Promittent völ 
einem Dritten widerreclitlicli gezwungen 
worden ist« Ist zwischen den Paciscenten 
voll 
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vollkomtnen gültig, wenn nicht der Pro- 
tiiissar durch -wisseniliche Benutzung des 
Gemüthszustandes, worein der Prominent 
durch den Dritten versetzt worden war, 
die iinrechtmäfsige Handlung des letztem 
zu seiner eigenen geniactit hat. i 

1. Auf dem eisten Satze beruht die Gültigkeit 
äte Friedensschlüsse , dtircli welche ein gerech- 
ter Krieg becuüigt wird, 
S- Ein Verliag , zu dessen Eingebung der i 

derer Absicht angewandte Zwang eines Diülcn 1 
die blo&c Veranlassung gegebva hat, igt nube- 
diiigt gültig. 

J. 192- 
Soweit ein Vertrag auf einem dessen 
Inhalt betreffenden Irrt hu in beruht, i 
derselbe ungültig, weil eine Willenserklä- 
. rung, wobey eine unrichtige Vorstellung 
zum Grunde liegt, nicht als eine' Aeusse- 
ruiig des -wirklicUen Willens in Beziehung 
auf die wahre Beschaffenheit der Sache 
angesehen, und mithin auch im Fall ei- 
nes solchen Irrthums keine wirkliche WiU 
lensvereinigung derPaciscenten angenom- 

Iuien werden kann (J. 186.). 
}. 193. 
* Betrift daher der Irrthum dasjenige, 
liras ziun Wesen des Vertrags gehört (w e- 
^ sent- 
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eentlicher IrMhum) so ist der ganze 

Vertrag ungültig. Von dieser Art ist ein 
Irrthuin i) über die Person desjenigen, 
mit -welchen» ein Vertrag geschlossen wird; 
fl)über dielndividualilätdes Objects, wor- 
über paciscirt wird, oder solche Eigen- 
schaften desselben, die entweder ausdrük- 
lich vorausgesetzt worden sind, oder nach 
der Natur des eingegangenen Vertrags 
hotliwendig vorausgesetzt werden; 3) über 
die Art der Leistung, wenn jeder Tbeil 
mit dem Andern über eine andre Art von 
Leistung sich zu vereinigen glaubte. 

Eben diefs ist aucL in dem positiven Recht an- 
genommen. „Jn Omnibus iiegolüs contrahtn- 
dis , si error aliquis interfenerit, ut aliud sen- 
tiat {puta) qui emit , aut qui conducU , aliud 
qui cum his contrahit : nUiil valeC, qitod acti 
Sit. " L. 67. ß. de O. et A. L. 18. ß. de reb. 
cred. 

f. 194. 
Betrift dagegen der Irrihum nur die 
Beweggründe , welche den einen Pacis- 
centen zu Eingehung des Vertrags be- 
stimmt haben {error impellens), so wird 
dadurch der Vertrag nur alsdann ungül- 
tig, wenn die Voraussetzung dieser Be- 
-iveggründe.iuit in den Vertrag aufgenom- 
men 
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menund zii einem Theile seines Inhalts ge- 
macht worden ist. Ausserdem hindert ein 
solcher Ircthuin die zur rechtlichen Wirk- J 
lichkeit eines Vertrags erforderliche Ver* ' 
einigung beyder Willen nicht, weil sich 
die Paciscenten nur über den Gegenstand 
des Vertrags, nicht über die Beweggrün- 
de zu Schliefsung desselben mit einander ' 
zu. vereinigen haben. 
Kein Paciacent kann die Gülligkeit einca Vertrags 
a,iis dem Grund anrecliten, weil er eich ilabey 
getviBse Voraussetzungen , die niclit an sich i 
der Katur des Vertrags liegen, gedacht habe. 
/n. menU retenta nil operarUur. 

f. i45. 

Die absichtliche Erweckung eines Irr- 
thums bey einem Andern heifst Betrug. 
Soweit ein Vertrag durch den Betrug des 
einen Pasciscenten bewirkt ist, erlangt 
dieser kein Recht daraus, der Betrug mag 
die Veranlassung zum Vertragschliefsen 
oder den Inhalt des Vertrags betreffen; 
"weil ihn das ßewufstseyn der von ihm 
selbst bewirkten unrichtigen Vorstellung 
bindert, die dadurch entstandene Wil- 
lenserklärung des Andern als dessen wah- 
ren, wirklichen Willen anzusehen (j. 192,), 

Eia 
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Ein TDQ einem Dritten begangener Betrug, wd- 
chrn die Paciaccnten nicht gewufst und faemitst 
lidben, ist ganz nach den GtundsäUea 
Irrthum eu benrllicileii. 

f. 196. 

Ein Vertrag ist nur so weit wirksam, 
als darin die Beschränkung der künftigen 
Wirksamkeit des Proinittenten mit Be- 
stimmtheit ausgedrükt ist (§. 186.). Wenn 
daher in esnem Vertrag verschiedene Ge- 
genstände alternativ versprochen sind« so 
steht es , wenn nichts anders ausbedungen 
ist, dem Promittenien frey, welche von 
diesen Leistungen er thun will; denn in 
Ansehung der im Vertrag unbestimmt ge- 
bliebenen Wahl ist seine freye Wirksam- 
keit für die Zukunft nicht veräussert wor- 
den, und mithin auch nicht auf denpro- 
misaar übergegangen. 

Ellen ao entscLeidet aucli das Rom. Reclit. JL. 25. 
pr. Z>. de conirah. emt. L. 10. J". G. in f. D. 
i/e/i„-e dol. L. 112. L. i38. jr. 1. D. de K, O. 
Der Proinissar kann diese oder jene der alter- 
nativ \er3proci1enen Leistungen fordern , nber 
jede nnr mit dem Voibeball für den Promilten- 
ten , »tatt der geforderten Leistung die ande- 
re zu tliun. Wollte nun dcrProroiUent weder 
die geforderte noch die andere Leistung thun, 
■o -würde er dem Vertrug entgegen handeln; 
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- ' denn Dach diesem steht ea nur nocli i 

Willltühr, TCclches von dem alternaliv geaetz» 
tea ec leiiteu, nicht aber, ob er überhaupt 1 
leisten will. Hierauf beruht es anch, dafs s 
"Wahlrecht aurhäil, wenn eine von zwei aller- 
nativ veiaprocliencji Leislungeu physisch nn-, 
hiSgfich wird, vergl. /,. 2. JT. 5. Xf. dt to quoi. 

■~ ' ^per/o- 'iöco. L. gÖ- pr, I>. de »olat. 
a. Ein Vertrag, worin clwaa hloa der OaltuRg, 

''"■'' oder Art nach bcsCimnjles veräprochcn wird,. 
ist einem Bllernntiveii Vertrag gltidij dena 
die Eiir üallting oilcr Art gehörenden jndivi- 

,-, diui^^ind-aU oltcrnaliv versprochen ku hetracb- 
teg. j— Ift chyai in einer aokhcD gencriichcn 
AlIgL-niciuhcit versprochen, daft dem Promit- 
teuten die Freiheil übrig bleibt, dem Proniia- 
sar auch ein fiir denselben ganz wcrlhloses 
Objcct EU leisten y so crstrckt sicli auch die 
■Wirksamkeit des Vertrags nicht weitei 
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Die Wirksamkeit eines Vertrags kann 
auch von solchen Bestimmungen abhän- 
gen , welche nicht zu den allgemeinen 
Etfordernissen der Gültigkeit der Verträ- 
ge gehören , sondern iedighch auf der 
Uebereinkunft der Paeiscenten beruhen. 
Dahin gehört vorzüghch die Bedingung, 
die ZciibestimmuDg und die Zwekbestim- 
mung. 

&■« NaUirticiu ^ §• ^9Ö' 
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/ }. 198.; 

Bedingung (conditio) im weitern 
S:inn ist ein ungewisser Umstand ^ von 
welchem die Wirksamkeit eines Vertrags 
durch die Uebereinkunft der Paciscenten 
abhängig gemacht wird. Ist dieser Um- 
stand eine kühftige Begebenheit, de- 
ren Erfolg abgewartet werden soll, bo 
heifst derselbe Bedingung im enge rn 
Sinne. 

• 1. Eine Bedingung im weitern Sinne kann '{sich 
/ «uf etwasr gegenwärtiges oder Tergangenes bc- 

- ziehen (^conditio in praesens pei in praeteritüm 

- colldta^ ; die Un^ewifsheit ist alsdann, blos 
' sabjectivi inwieferne die Puciscenteii die Wirk- 
lichkeit des Ums landes noch nicht wissen 5 ob- 
jectiv hingegen ist |es bereits entschieden^, ob 
der Vertrag wirksam sey, oder nicht. Daher 
kommt es, dafs die röm. Kechtsgelehrten eine 

. ■ auf die Gegenwart oder Vergangenheit bezoge- 
ne Bedingung für keine wahre Bedingung gel*r. 
ten lassen. ,, Quae enim per rerum naturam 
sunt ceria y rton morantnr obligationem , li^ 
cet apud nos incerta sint, *^* Jp. 6. /• de V* O. 
,y Nee plavult Instar habere conditionis sermo- 
yyTieiny ^ui non ad futurum ^ sed ad prtiesens 
iempus reftrtur ^ etsi cvnirahentcs rei peritn^^ 
iem igjwrnnt.f^ . Z. 120.^ D» eodm j^Nulla est 
conditio, quae m praeteritüm confertur , ^'ef^ 
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3. Ein Umstand, wovon die AVirksainkeit da 
Vertrags der Natur der Sache »ach, «ach oh-J 
ne UebereinkanTt der Paciscenlen, abhängt ^eanZi 
ditia, quat tacile inest), ist leine Bedingung ] 
im rechtlichen Sinne. 

f- 199- 

Eine Bedingringheifst, in Ansehung detfl 
Art ihres Kiiitiiisses auf die Wirksamkeit* ] 
eines Vertrags, entweder aufschiebend' 
C conditio suspensiva ) oder auflösend 
(conditio resolulivaj , je nachdem durch den 
Eintritt derselben die Wirksamkeit des 
Vertrags erst vollendet oder -wieder auf« \ 
gehaben werden soll. 

Eine Bedingung ist an sich immer aurschiebend ; 
sie Jicifät nur voizugt weise so, wenn dadurcli 
nidit die Wicirruiiiliebung, sondern die Vol!- 
endiing der Wirltsamkeit des Verlrags aufge- 
schoben wird. s. T h i b a u t Faudcktenrccht ' 



5- 




IS- "4- 
In Ansehung der Art, wie eine Be- 
dingung in Erfülhmg gelit, läfst sich ein 
dreyfacher Unterschied denken. Die Er- 
lüliuug derselbeu kann abhängen i) blos_ \ 
K2 von 
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von der Willkühr der Paciscenten ; dann 
heifst die Bedingung potestativ. 7) Bios 
vom Zufall, d, h. von Ursachen , die un- 
abhängig von der Willkühr der Paciscen- 
ten wirken ; eine solche Bedingung heilst 
zufällig. 3) Von beydem zugleich, d.h. 
von der Willkühr der Paciscenten unter 
Mitwirkung von Ursachen , welche der- 
selben nicht unterworfen sind; diefs wird 
eine vermischte Bedingung genannt. 

1. Bei einer zufälligen Bedingung ist es einerlcj, 
ob sie übcrLaupt nicht von menschlicliem Wol- 
len f oder nur nicht vom Wollen der Paciscen- 
ten abhängt« 

3. Eine Bedingung heifst affirmativ oder negativ^ 
je nachdem die Wirksamkeit des Vertrags von 
dem Eintreten oder Nichteintreten des voraus- 

• gesetzten Umstandes abhängig gemacht wird. 

S* Ist die Wirklich werdnng eines sur Bedingung 
gemachten Umstandes unmöglich , so wird die 
Bedingung selbst unmöglich genannt ^ und zwar 
entweder physisch oder rechtlich unmöglich , 
je nachdem dasjenige , was zxxv Bedingung ge- 
macht isty nach Naturgesetzen nicht wiiklich 
werden kann, oder nach Rechtsgesetzen nicht 
wirklich werden soll. 

$• 201. 

Solang es noch unentschieden ist, ob 
die aufschiebende Bedingung eintre- 
ten 



Von den Verträgen. 

ten wird oder nicht (conditio pendet)^ 
besteht die Wirkung des Vertrags darin 
daFs der Promittent dem Proiiiissar sein^ 
reclitiich begründete Hoffnung nicht ve 
eiteln* mithin weder einseitig vom Vec-. ^ 
trag zuriiktreten, noch eine den Eintritt 
der Bedingung oder die künftige Leistung, J 
hindernde Handlung vornehmen darf* . 
Tritt die aufschiebende Bedingung ein, I 
(conditio exsisiiij, so kann der Promissar 1 
die versprochene Leistung fordern ; 
hingegen der Nichteintritt der Bedingung ■' 
entschieden (cond. dcßcitj, so zerfällt dec 
ganze Vertrag. 

D« der Pramiltent znr wirklichen Leislang nictt 
eher verbunden if<t, als nacb einqelretcuer Be- 
dingung, so bltiben demselben die iu dcrZwt- . 
schenzeit von dei' vcrsprocLenen Saclic gezoge- 
nen Nutzungen. 



\. 202. 

Ist ein Vertrag unter einer auFlö- 
s enden Bedingung eingegangen, so kann 
der Promissar die Leistung sogleich for- 
dern ; das ihm übertragene Recht dauert 
fort, so lange die Bedingung nicht ein- i 
tritt ; es hört aber mit deren Eintritt wieder I 
auf, so, dafs die bisherige Leistung nicht 
weiter gefordert werden kann, und die 
Sa- 
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Sache dem bisherigen Besitzer wieder 
aurückgegeben werden mufs. 

1. Ein unter einer auflösenden Bedingung einge« 
gangener .Vertrag kann betrachtet werden als 
aus zwey Verträgen bestehend, wovon der eine 
den unbedingten Erwerb eines Rechts , der 
andere den bedingten Verlust ebendesselben 
Rechts zum Gegenstand hat. Diefs ist auch 
die Ansicht der röni« Gesetzgebung — negotium 
non 8uh conditione conirahiiur j sed suh condi^ 
tione resolviiur, Ij. 3. D, de contraK emU JL» 
a. pr» D, de in diem addict* L* u Dm de lege 
coTnmiss» 

2. Tritt die auflösende Bedingung ein, so ist der 
bisherige Besitzer zwar die Sache, nicht aber 
die in der Zwischenzeit davon gezogenen Nu- 
tzungen zurück zu geben schuldig» 

I 

J. 203. 

Eine physisch unmögliche Bedin- 
gung ist entweder selbst ohne Wirkung, 
8Q, dafs sie für nicht beygefügt, und mit- 
hin der Vertrag für unbedingt zu achten 
ist; oder sie macht den Vertrags dem sie 
beygefügt ist , unwirksam. Das erste tritt 
ein, wenn das Nichtgeschehen des un- 
möglichen Ereignisses zur aufschiebenden, 
oder das Geschehen desselben zur au&ö- 
senden Bedingung gemacht wird; denn 

in 



F 

■ -in 
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Tin jenem Fall ist die Erfüllung der sus- 
pensiven, in diesem die Nichterfüllung 
der resolutiven Bedingung im Augenblik 
des Vertragschliefsens selbst entstliieden. 
Das zweyte hat Statt, wenn das Gesche- 
hen des unmöglichen Ereignisses zur auf- 
schiebenden , oder das Kichtgeschehea 
desselben zur auflösenden Bedingung ge- 
macht wird; denn in jenem Fall ist die 
Nichierfülhing der suspensiven, in die- 
sem die Erfüllung der resolutiven Bedin- 
gung sogleich entschieden. 

f. 2o4. 
Bey einer rechtlich unmöglichen 
Bedingung kommt der Grundsatz zur An* 
Wendung, dafs niemand durch eine rechts- 
widrige HandUnig ein Recht für sitjh er- 
werben kann. Daher ist ein Vertrag j 
nichtig, wenn darin dem Promissar die 
Begehung einer rechtswidrigen Hand- 
lung zur aufschiebenden, oder deren Un- 
terlassung zur auflösenden Bedingung ge- 
macht wird. Denn in beyden Fällen will 
der Promittent nur unter einer Bedingung 
leisten; die von ihm gesetzte Bedingung 
aber ist von der Art, dafs sich det; Pro- 
missar nicht dazu verpflichten kann ; mit- 
hin 



J 
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hin kömmt gar kein Vertrag zu Stande. 
Dagegen kann dem Promissar die Unter- 
lassung einer rechtswidrigen Handlung 
zur aufschiebenden ^ oder deren £(ege-> 
hung zur auflösenden Bedingung gemacht 
iverde. 

Der Gültigkeit eines Vertrags^ i^orin Bick je- 
mand unter der Bedingung , dafs er eine rechta- 
" "Widrige Handlung nicbt thne, etwas veraprp- 
dhen läf«t^ steht nach naiurrechtlichen Qrund- 
a$tz6Q nichts enigegen. Das rQm* Recht hin- 
gegen erklärt «inen sokhen Vertrag für nich* 
tig. .h. 7. §. 5. n. de pact 

J. 205, 

Die rechtliche Wirkung einer Bedin- 
jgung tritt nur dann ein, wenn die Erfül- 
lung derselben fgerade auf die im Ver- 
trag bestimmte Art erfolgt. Kommt da- 
her eine Bedingung], welche nach der 
Uebereinkunft unabhängig voi| der Ein« 
Wirkung des Paciscenten eintreten sollte, 
durch dessen Thätigkeit , oder eine 
Bedingung 9 welche von dem Paciscen* 
ten selbst wirklich gemacht werden soll- 
te, durch andere, von seiner Thätigkeit 
unabhängige Ursachen zur Wirklichkeit; 
so ist solche nicht für erfüllt zu achten. 

Hin- 
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Hindert derienige, dessen Verbiadlicbkeitvon einer 
Bedingung abbäugt, den Eintritt derselben, ta . 
kann der|Berecbtigtc Scbadenseisatx, und aus di»^S 
aem Grunde die vertragsmäfsige Leistung selbstv 
fordein. veigl. L. 3g. L. i6i. D. de R. L V 

f. 3o6. I 

Von gleicher Beschaffenheit, wie ein heJW 

dingter Vertrag, ist auch derjenige, wel-1 

chem eine Zeitbestimmung bej-gefiigj 

ist (pactum sub die), es mag] nun diese dafaidH 

gehen, dafs die vertragsmäfsige Lieistun^f 

erst von einer bestimmten Zeit an (pacliik^ä 

ex die) oder dafs solche nur bis zu einetj 

bestimmten Zeit soll gefordert werden.^ 

I können (pactum in diemj. ■ 

' 1. Es ist anch eine Combinalion beyder Arteft'fl 

I von Zeitbestimmung möglicli, so, dafs dUTffl 

verlragsmäfsige Leistung erst von einer beitimnl^fl 

tcn Zeit an, und alsdann nur bis zn einer beiH 

stimmten Zeit, soll gefordert werden könneo^^ 

a- Nach dem Natiirrecltt bat eine ZeiLbestinmni^ M 

Hucb dann die Wirkupg einer Bedingung, wenn ■ 

I das künftige Eintreten des bestimmten Termin»! 

I gewifs ist, wegen der nocb immer übrig bleibe»-'^ 

denUngcwifsbeit, ob die Paciscenten denselben 1 

[ . erleben werden. Anders verbält sieb diefs in I 

einem positiven Recbt, welcbca Erbfolge ein— I 

fuhrt, vermöge deren dasKecht und die VerblniJi'^ 

l liebkeit ans einem Verlrag anf die Erben de^'. 1 
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Facisderiten übergebt« Hier ist ein Verttlig , 
dem ein künftig gewifs eintreleuder Termin 
beigefügt ist, einem unbedingten gleich, und 
nur die Bestimmung eines Termins , von wel- 
chem es ungewifs ist^ ob er je eintreten wer- 
de , als eine (Mos anders eingekleidete} Bedin- 
gung anzusehen. 

}. 207. 

Von einem bedingten Vertrag ist ver- 
schieden derjenige, wo beyde Paciscen- 
tepi sich wechselseitig eine Leistung ver- 
sprechen. Bey einem solchen Vertrag 
hängen zwar Leistung und Gegenleistung 
wechselseitig von einander ab; hingegen 
die Verbindlichkeit des einen Paciscenten 
zur Leistung ist an sich nicht bedingt 
durch die wirkliche Leistung von Seite 
des andern. Hieraus folgt ; i) hat der ei* 
iie Paciscent geleistet , so kann er den an- 
dern gleichfalls zur Leistung anhalten; 
keiner aber kann vom Andern 'die Lei- 
stung eher fordern, als bis er seinerseits 
geleistet hat, es müfste dann seyn, dafs 
die Verbindlichkeit, zuerst zu leisten , für 
den einen Paciscenten durch ausdrük- 
liche Verabredung oder durch die eigen- 
thümliche Natur eines bestimmten Ver- 
V^^& begf](indet "«Viäre; ;») dadurch» dafs 

der 
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der eine Paciscent seine Verbind! ieli keil 
niclit erfüllt, Avird der andere von der 
seinigen nicht frey, und selbst die Zurük- 
gabe des geleisteten Objects wegen ver- 
weigerter Gegenleistung kann nur vermit- 
telst des Anspruchs auf volle Entschädi- 
gung, in wieferne diese auf andere Am 
nicht inögich ist, gefordert werden. 

f. so8. 
Wird bey einem Vertrag ein besonde-- 
rer Zweck festgesetzt, zu welchem der 
Proraittent eme Ijeistung thun will (Mo- 
dal -Vertrag, pactum sub modo'); so 
hängt die rechtliche Wirkung desselben 
davon ab, ob der Zwek als Gegenver- 
sprechen (J- 207.) oder als auflösende Be- 
dingung festgesetzt ist. Im ersten Falle 
kann, nachdem die Leistung erfolgt ist, 
Ei'füllung dt;s Zweks oder Ersatz de* 
durch widerrechtliche Nichterfüllung ver- 
ursachten Schadens gefordert werden; im 
zweyten Falle berechtigt die Nichterfül- 
lung des Zweks zur Zurükforderung des- 
sen, was geleistet worden ist. 

^ sog. 
Was die einzelnen Arten der Vertr^ 
ge betrifft, so gehört in das Katurrech« 
bloi 
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Der Gegenstand eines Vertrags über- 
haupt ist entweder das -Geben einer Sa- 
che zum Eigenthum oder zum Gebrauche, 
oder eine andere Handlung. Bey lästigen 
Verträgen kann daher auch Sache für Sa- 
che , oder Sache für Handlung , oder 
Handlung für Handlung versprochen wer- 
den. 

. 1. Die versprochene Handlung kann sowohl ei« 
ne Begehungs- als Unferlassungshandlnng seyn, 
z» B. von einem gewissen Rechte keinSh Ge- 
brauch zu machen. (Entsagung, renuntiaiio^ 

3. Durch einen Verfrog kann auch eine Sache 
versprochen werden, von welcher erst gehofft 
wird, dafs sie in den Besitz des Promittenten 
kommen werde (^res futura). Bey einem lästi- 
gen Vertrag kommt es in diesem Falle dar- 
* auf än^ ob die Gegenleistung unbedingt^ oder 
nur unter der Bedingung , wenn jene Hoff« 
nung erfüllt wird , versprochen wird. Erste- 
res heiCsl paclum spei simplicis, letzteres />ac- 
ium rei speratae , weil dort die blofse Hoffnung 
an sich, hier das Object der Hoffnung zuge- 
sagt ist.; uiid es ist Sache der positiven Ge- 
aetzgebung, zu bestimmen, welches von bei- 
dem im Zweifel bei der richterlichen Entscheid» 
düng angenommen werden soll (5« 209)« 

* - • ' . . . . . 
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J. 2l4. 
Das Eigenihum einer Sache Itann 
veräiissert ivtrden entweder unentgelt- 
lich (Schenkungsvertrag) oder ge- 
gen eine Vergeltung (Tauschvertrag 
im weitem Sinne). Besteht diese 
darin, dafs Geld gegen Waare gegeben 
werden soll, so ist es Kauf und Ver- 
kauf; soll Waare gegen Waare gegeben 
werden, so ist es Taus.cb im engern 
Sinne. 

1. Die Schenkung zu ciiicm gewissen Zwek (dona-. 
tio modalia) ist keine wahre Schenkung; denn 
der modus ist als eino Vergellung anzwaehen , 
fs mag derselbe Bum Besten dei Sthcnkeri 
oder eines DriUeti oder «ogar de« Beschenkten 
fcihst gereichen. Hingegen eine belohnen- 
de Schenkung (donatio remuneraCoriaJ ist ei- 
ne wahre Schenkung , inwieferne die Belohn^ 
nung kein Gegensland einer rechtlichen ScLul-^ 
digkeit ist. 

3. Geld ist eine Sache, deren VerSnaseniug dai> 
allgemeine Milttl de» Verkehrs Cder wechselsei- 
tigen Ausisuseliung) für alles andere, was 
veräusscrlicU ist, ausmaclit, und, als solches' 
an sich keinen Werth hat; im Gcgrnsalz von' 
/ Waare , d. h. einer ■vpr'insserlichen Sache , ■ 
die unmillelharen Werlh hat wnd *ur Befrie- 
. digung äex^ .besandexn BedÜxbiissft. Ginzelucri; 
dient. 
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dient. Daher, kommt d6m Geld, indem et 
alle Waaren repräsentirt y zwar nur mittelb«- 
re, aber unter allen Sachen die höchste Brauch« 
harkeit (pretium eminena im Gegensatz von pr» 
ifulgare) zu. %• Kant Rechtslehre. S. laa. 

§. ai5. 

Der Gebrauch einer Sache kann 
ebenfalls entweder unentgeltlich (wie bey 
dem Lieihvertrag, commodatum^ oder ge- 
gen eine Vergeltung (z. B. bey dem 
Pacht- und Mieth vertrag, locaiio 
conductio rerum) veräussert werden. Bey 
Verträgen dieser Art bleibt das Eigen- 
thum der Sache demjenigen , welcher blos 
ihren Gebrauch an einen Andern über- 
trägt; und dieser ist verpflichtet, die em- 
pfangene Sache zu der durch die Natur 
des Vertrags (im Falle der Ueberlassung 
eines bestimmten Gebrauchs) oder durch 
besondere Verabredung festgesetzten Zeit 
an den Eigenthümer zurükzugeben. Niu* . 
die Ueberlassung eines solchen Gebrauchs, 
welcher nicht anders als durch Veräus- 
serung oder unmittelbare Zerstörung der 
Sache selbst geschehen kann , schliefst 
nothwendig zugleich die Ueberl^sung des 
Eigenthums in sich; und statt der Zu- 
rükgabe.der empfangenen Sache ist dann 

nur 
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nur Zurükgabe einer ande^^ Sache der* 
selben Art von gleicher Quantität und 
Qualität möglich. Ein Vertrag, -welcher 
hierauf gerichtet ist^ heifst Darlehens- 
Vertrag fmuluumj. 

1. Kauf bricht nach tlcm Nalarrecht nicht Mie^* 4 

'j~ Jhe; dean der Verkäufer kann seinem 

. ,.,-i^iiDG riclbjit iiidiL vor gceniliglcr Micthzeit 

^..den Gebraiicli der äache entziehen, mithin die 

, Befugnifs dazu auch nicht anf den Käufer über- 

trBgen. Im rSm, Recht wii'd das Gcgentheil 

«ngenommen; das preiissiicfac Gesetzbuch b'ui^ 

gfgen Terordnct : „durch einen frcywilJige^ 

■ "Verkauf wird in den Kechlcn und PÜichten . 

des Miethers oder Pächters nichts geändert" 

jUIgcm. Landr. Th. I. til. 3i. $. 358. 

S. Sachen , bey welchen der gewöhnliche , ih- 

nr Bestimmung angenicssenfi Gebrauch ohna 

VerSnsscrung oder unmittelbare Zerstörung der- , 

eelben nicht möglith isl, werden veizehrba- 

re, ^verbrauchb arc gewannt. Inwiefern ei 

L bey solchen Sachen eineiley ist, ob nian si« 

^ indirlduell oder der Ait nach zurückerhält 

{lanlundem tat iJem) , hcifscn sie fungible 

Sachen {re» , <piae functiontm, in tuo getiere 

recipiunt, in qitibus res una fungitur vice d- 

terius).. Beyderley Eigenschaften IretTcn zwar 

gewöhnlichbey ebenderselben Sache KLisammen; 

sind aber dem Begriffe nach verschieden, s. 

Thiba_at Pandektenrecht. $. a6i. 

Gnu Kttutrtili. Li 3- 
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3. Das Darlehn kann sowohl entgelüi<;li bTs nn* 
entgeltlich aeyn. Eine Vergeltung, welche 
äer Schuldner dem Gläubiger für den Gebratioh 
der dargelehnlen Sache zu enirichten verbun- 
den ist, lieifsl Zins, Intereaae (usura). 
Das Vei-hähnifs der Zinsen eu dem Quanlnm 
des Darlehna hängt lediglich Ton der üebcr- 
einkunft der Puciscenlen ab; das ffalarrccht 
kennt keinen Wucher, als welcher ein durch 
posiliTe Gesetze bestimmtes Maafs von Zinsen 
voraussetit. Eben so verhält es sich mit Zin- 
sen von Zinsen (^onalocismus) und mit Zin- 
sen , deren Rükstand mehr als die Kapital) 
nie betragt. 

4. Die Ausdiüke: Glänbiger nnd Seil tili 
ner werden Jim gewöhnlichen Sprach gebrancft 
hauptsächlich nur für den Darleiher (^mutuo 
dans) und den Empfänger (jnutuans), im wis- 
senschaftlichen aber überhaupt für jcdeo fie- 
rechügten und Verpfliehleteii gehrancht. 

"^ }. ai6. 

Verträge über andere Handlungen , 

»ausser dein Ueberlassen des EigentUumS 
oder des Gtbraufchs einer Sache, sind so 
mann ichfaltig* als es der Gebrauch ist, 
den jemand von den Kräften eines An- 
dern machen kann. Im Allgemeinen ge- 
^^ hen solche Verträge darauf, dafä jemand 
^H entAveder blos für den Zivek des Andern, 
^K oder 
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oder auch in dem Namen desselben zu, 
handeln verspricht — Dienstvertrag 
iiiiJ Bevoll mächtigungsver trag. 
Von der Art der Diensle, yon der Veigelllich* 
keil oder UnciUgclllicLkeit ilirer Leistung uad 
von der Arl der Vergeltung hängen verschio- 
dcoe Bcncuiiungcu eiuKetuet' Arten von Dienst- 
Vertrag ab, z. B. Verdiiigungsvcrlra^ [locatia 
tcnduclio cperarum ) y AuTbewahrungsrertrag 
(^depontunt'^j u. s. »V. 

J. 217. 
Soll vermöge des Dienstvertrags eine 
Reibe von Diensten auf eine Zeitlang ge- 
leistet werden; so ist das hieraus entste- 
llende Verhältnifs (z. B. zwischen dem 
Hausherrn und dem Gesinde) seiner 
Fortdauer ungeachtet, wie ein anderes 
veriragsinärsiges Verhältnifs zu betrach- 
ten (J. Uo. Anm.) und der Umfang der 
damit verknüpfieii Rechte und Verbind- 
lichkeiten bestimmt sich lediglich nach 
dem Inhalt des eingegangenen Vertrags. 

Leibeigenscliaft als fortdauerndo Verbiad- 
Jichkcit eiaer Pcvsou ku Dicnalcn und Abgaben 
iit an sich niclit vechlawidrig ; sie ist %i aber 
iusurerne, ah sie auf die NaclikommeD auch 

dercu Einwilligung foilcrbt. 

L2 f. 21.8. 
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Der BevoUraächtigungsver- 
trag (mandaiiim) ist ein Vertrag, wo- 
durch jemand dem Andern verspricht, 
ein Geschäft in dessen Namen zu ver- 
richten. 

1. Im Namen eines Andern handeln, Leifat> ei- 
ne Handlung mil der Wiitung vornehmen, dafi 
sie in Ansehung der daraus enlslelienden Rech- 
te und Verbiadlichkeiten als eine Handlung 
des Andern betrachltt wild. Wer im Namen 
«ine« Andern zu handeln befugt istj hcüst <Ic»^<i 
aen Stellv ertreter, J^H 

. 3. Die WillenserkJärung , wodurch jeinaiid fiiuSf 
Andern das Hecht ertheilt, ein Geschäft iür 
ihn zu heLreiben^ heilst der AufLrag oder die 
Vollmacht. 

3. Der Bevollmächtigungsvertrag kann sowohl eia 
en Igel 11 icher als ein unentgeltlicher Vertrag 
«eyn. In beyden Fällen unterscheidet sich der 
Bevollmächtigte von dem gedungenen Diener 
dadurch, dafs jener im Namen des Bevoll- 
Didchtigers handelt. 

4. Die Besorgung eines fremden Geschäns 
Aul'trag {negol iL gestio') ist für denjenigen ^ d< 
scn Geschäft geführt wird, nicht verhindlich. 
C§. 188. Aum.3.) 
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219. 

Der Bevollmächtigte ist verbunden , 
das übernommene Geschäft nach der Na- 
tur und dem Zwek desselben auszurich- 
ten, Eoweit'nicht über die Art seines Ver- 
fahrens eine besondere UebereinUunft zwi- 
schen ihm und dem Bevoll mächtiger zu 
Stande gekommen ist. UeberscHreiiet der 
SevoUmächtigte die ihm durch eine solche 
"Uebereinkunl't gesetzten Gränzeo, so han- 
delt er dem Hecht des BevoUmächtigers 
entgegen, luid ist demselben zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens ver- 
pflichtet. 

Fl. §. 320. 

Soll ein Dritter, mit welchem der Be- 
vollmächtigte , seinem Auitrag geraäfs, ei- 
nen Vertrag schliefst, daraus gegen den 
Bevollmächliger berechtigt oder verpflich- 
tet werden, so ist hiezu, als nothwendige 
Bedingung (f. tSa.), ein besonderer (aui- 
drüklicher oder stillschweigender) Vertrag 
zwischen dem BevoUmächtiger und dem 
Dritten erforderlich, worin diese beyden 
gegen einander den Willen erklären, die 
Handlungen des Bevollmächtigten in Be- 
ziehung auf ihr eigenes Rechtsverhältnifs 
aU 
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als Handlungen des BevoUinächtigers an- 
zuerkennen. 

Still I eil weigend wird dieser Vertrag zwisclien 
den BevolImSclitiger und dem Drillen einge~ 
gangen, eineraeils durch Bekannlmacfaungder 
erlJieillen Vollmacht an den Hrilten, und an- 
dcraeiti durch die hierauf zwiscben diesem nnd 
demBcTolJmächliglen eifolgi^nde Abscliliesaung 
3es Vertrags über den Gegenstand des Auftrags. 
Der auf solche Art abgeschlossena Vertrag isl 
Ewiscben dem BevoÜni nebliger und dem Drit- 
ten vollkommen gullig, soweit er der, die- 
icm bekannt gemachten, Vollmacht nicht ent^ 
gegen ist; und was ansierdem etwa zwischen 
dem BevollmacHiger und den Bevollmäcblig- 
ten besonilera verabredet war , isl gegen den 
Dritlen ohne recbtlicfae Wirkung. Daher ist 
fiir den Qevolltnäcfatiglen der mit dem Dritlen 
eingegangene Vertrag verbindlich, wenn gleich 
solcher der geheimen Instruction des 
Bevollmächtigten entgegen seyn sollte. Dagegen 
ist dieser seinem Bevollm Seh liger zum Crsatz 
des aus UcberscbreiluBg der geheimen Instiuc-- 
tion entstehenden Schadens verbunden. 



Ein Siclierungsvertrag (pactum 
eauiionis) ist derjenige, wodurch jemand 
dem Andern ein Recht einräumt, vermö- 
ge dessen die Besorgnifs der Verletzung 
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eines andern» Gcbon vorliandenen, Hechu J 

entfernt wird. 

1. Das Recbt, welches sicher gestellt wird, heiAtl 
das Usuptrecht C/'us principnlr'); flicRccb^fl 
welche* zur Sicberstelluiig ciugcräumt wird, 1 
da» Hiilfsiccht {jus subsidiarLum s. arcesso- 
rium). Dir Vertrag, durth welchen ein üüifa-* 
recht begründet wird, wird in Beziehung auf 
den Vertrag, woraus das Haiiptieeht entslchl, 
ein accessurisclier genannt. Damit Bind 
die besondcrii Verabredungen bcy einem Ver- 
trag , welcbe zur nähern Besltmmung seioe* 
Inhalts Bcliist dienen (sogen. Neben vertrage) 
nicht zu veiwichsehi. 
a- Durch Sicherstellung eines Rechts kommt za 
der demselben entsprechenden Verbindlichkeit 
noch eine andre hinzu; daher Keifst jene^vet* 
slärllt (^obligatio corroborata). 

f. 232. 

Die SicherstelUing eines Rechts be- 
ruht auf der Einräumung eines neuen 
Rechts für den Fall , wenn die dem er- 
sten entsprechende Verbindlichkeit nicht 
erfüllt ■wird, und geschieht dadurch, dafs 
entweder eine andere Person in diesem 
Falle statt der ursprünglich verpflichteten 
zu leisten verspricht (Bürgschaft) oder 
dafs eine Sache dem Zweke des Berech- 
' tig- ' 
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tigten, sich vermittelst derselben wegeft 
Nichterfüllung der Verbindlichkeit scfaad* 
los zu halten , unmittelbar untergeordnet 
•wird (Pfand), 

1, Da die Befugnifi i^am Zwang gegen denjenU 
gen, der ein Recht Terletzt, scfaan an sich 
immer so . weit geht j alt zum Schnla; des 
Rechts nöthig i«t; die Unzulänglichkeit der 
Zwangsmittel aher bey dem HiUfsrecht eben 
dieselbe seyn würde , wie bey dem Hanptreeht; 
ao kann ein Recht, ohne positive Einrichtun- 
gen j, nicht durch eine neue Verpflichtnng des 
bereits Verpflichteten sicher gestellt ^werden, 
es n)ag diese die äassere Freyheit seiner Per- 
aon (wie bey unserem Wechselrechte) 
odeir einfe besondere Leistung desselben (soge- 
nannte Conventionalstrafe) betrefien. 
Was insbesondere die Verpflichtnng in letzte- 

' rer anbelangt» so ist solche nichts anders als ei- 
ne Verabredung , durch welche entweder blos 
eine Entschldignng anf den Fall, wenn der 
Schuldner seine Verbindlichkeit nicht gehörig 
erlvllen würde , nun voraiu festgesetzt , oder 
dem Schuldner die Wahl zwischen dec £rfiU- 
Inng der ursprünglichen Verbindlichkeit selbst 
und der Leistung eines bestimmten Ae^UTa- 
lenta eingfiitumt wird; woToa erstexea Con- 
Tentionalstrafe im engern Sinne, Ictx- 
tcres WandelpSu genirnnt zu werden pflrgl. 
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m 9. Aus äem angpfiilirten Grand ist ancli, abge- 
■ebpii von besünderen Rechtsanstaltcn , die Ver; 
pranduMg der eigenen Sache des Schuldner*' 
nur dann aU SicherimganiUte] zu betracLti 
wenn dem Gläubiger zugleich der BesiU ein- 
geräumt -wird — eigemliclies Pfand im Gegen- 
satz von Hypothek) welche anf einer blos- 
sen Verabredung ohne Uebergabe der Saclia 
bernbt. 
3. Ein eidlicLea Versprechen hat nicht mehr 
rechtliche Wirkung als ein anderes. Der Eiil 
(Jaramenliim) ist eine religiSsc Eelheurnng, 
d. h. eine Veräicherung, deren Feyerlichkeit 
darin besieht , dafs sie mit beslitnmler Erin- 
nerung an die Gottheit ah ein alltvissendes und 
gcrechles Wesen abgelegt wird (entweder bui 
Bekräftigung einer Zusage — juram. promisso- 
rium — oder zur Bekräfligung einer Aussage — 
jurcitti. aMer/orium ). Darch den promissori- 
schen Eitl wird kein nenes Recht begründet; 
er iil also objectiv kein Sicherungsmiltel fiir 
den Berechtiglen, sondern nur etwa subjectiT 
ein Motiv gröfsern Znlrauens auf die durah 
religiöse Ideen belebte und verstärkte MoraU- 
lät des Verpflichteten, e. 3oh. Christ. Frid. 
Meister über den Eid nach r ein eu Vera unft- 
begriflen. Leipzig i8tO. 
4. Ob der BürgQ sogleich, irenn der Hsupt> 
Schuldner nicht leistet, oder nur erst, weiui 
dieser nicht leisten kann, znr subsidiarischen 
Leistung verpflichtet tty , hüngt bloa von der 
Vet- 
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Verabredung beym BürgEcltaritTertrag , oder ia 
dereti Errnangluug von der Verordnung des 
positiven GMetzes C«-U. im röm. Recht von 
der Eiufiiürung der exceptio ordinU s. txcus- 
sionis) aU. Eben so litgl in der Bürg\cliaft 
an 8ii.h kciiic Verpfli.litung , dtn Bürgen fi(r 
dasjenige, was er in dieser Üligcntcball gelei- 
stet hat, zu cutschädigcn. (Dohcr ist nach 
röm. Recht Cession der Hjiijilscliuld an den 
Büigi-n iiölhig, wenn sich dieser nicht auf ein 
Mandat oder eine Geschäflsfülirung berufen 
kann, um von dem Ilauplscbuldner die VVie- 
dererEtalluiig dessen , vvas an den Gläiibieer 
gezahlt woideu ist j ku erhalten^. ^_ 

J. 223. ^ 

Ein Erbvertrag (^pactum sueeesso^ 
riumj, d. h. ein Vertrag, wodurch je- 
mand dem Andern ein anssclilieräendes 
Recht zur Erwerbung seines künftigeti 
]Vaelil^sses einräumt, ist nach dem Na- 
turreclit (d.h. ohne eine allgemeine öf- 
fentliche Uebereinkunft) von keiner recht- 
lichen Wirkung. Denn das allgemeine 
Occupationsrecht der Ueberlebenden auf 
den Nachlafs eines Verstorbenen (f. 171.) 
kann ihnen eben so wenig durch einen 
Vertrag zwischen dem Erblasser und dem 
Einzelnen (J. 182.) als durch etnsehige 
Wil- 
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Willenserklärung (Testament) entzogen 

werden. 

Dafs bey Erbverl rügen Acceptation vorkommt, 
tiey Teslamentcn niclit, macht keinen Unler- 
flchied. Denn auch bey Tealamcnten liegt der 
Grund, warum sie an sich keine verhindlicho 
Kraft; gegen Andere haben , im Mangel der Ein- 
vrilliguDg dieser Andern, nicht im Mangel an 
EinwilJigung dessen, dem der Verstorbene den 
Nflchiflfs zugedaclil halle. Dflher können Erb- 
verträge eten so, wie Teslamenle, nur durch 
allgemeine Einwilligung Gültigkeit eihalten; 
und diese allgemeine Einwilligung isl es eben, 
■welche «ich in dem posiliven Gesetz durch 
Einfiihmng bcydcr Arten von Erblolge aus- 
spricht. Ausserdem wurde die Wi'lenaerklä^ 
rnng eines Menschen, seine Rechte auf einen 
Andern Tur die ^cil zu übertragen , wo er selbst 
keine mehr haben werde , widersinnig und 
nichtig seyn, sie möchle von dem Andern ac- 
ceptiit werden oder nicht, s. Ileydenreich 
System des Nalurrechls. II Tli. S. 77. ff. Es 
ist daher auch vergeblich, die Gültigkeit derErb- 
verträgc nach dem Nalurrecht daraufgründen zu 
vollen, dafs solche als bedingte Veräusscrungs- 
Terträge anzusehen aeyen. — Uebrigena sind 
bey den Ramern , welche auch das Recht zu 
tCBtiren nicht als natürliche Folgo des Eigcn- 
thnms betrachteten, die Erbverlr^ge niemals 
für würdig erachlel worden, im bürgerlichen 
Zustand eingelührt zu werden, a. Hngo Rechts- 
ge- 
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gescbichte C^lc Auag,} §. 81. Dessen Lehr* 
Lucli des NatnrrecIiU (3. VcrsO §. 5oi.' f, 

{. 324. 
Kein Paciscent kann ohne Einwilli-^" 
gung des Andern das bestehende Ver- 
tragsverhälcnifs abändern oder aufheben. 
Daher ist kein Theil zu einseitiger Ueber- 
tragung des Rechts oder der Verbindlich- 
keit ans einem Vertrag auf einen Drit- 
ten befugt ; imd statt der im Vertrag fest- 
gesetzten Leistung kann eine andere^ ob- 
schon gleichgeltende, wenn jene mög- 
lich ist, weder von Seilen des Promis- 
Bars gefordert , noch diesem von dem 
Fromittenten aufgedrungen werden, 

Hiernacli ist zu beorthcilen, ob das Weilervcr- 
mieth^n (_siiblacatio) einer gemiciheten , oder 
das Weiterverleihen einer enUehnten Saclie; 
ob die Handlung eines Mandatars, wodurch 
er einen Andern au seine Stelle selzl u. s. w, 
zulSfsig ist. 

f. 225. 

Ein Vertrag, wobey sich ein Pacii 
cent die Freyheit vorbehalten hat, ein- 
seitig wieder davon abzugehen, heifst ein 
ivide rrufl icher Vertrag (pactum, revo- 
caöilej. Wird die Erfülliuig eines Ver- 
trags 
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trags von einer ganz uneingi 
und unbestimraien Willkühr des Promit- - 
tenten abhängig geinaclit, so entsteht aus 
einem solchen Vertrag gar kein Recht; 
denn ein Recht hat jemand nur auf das- 
jenige, Tvas er vom Andern auch gegen -fl 
dessen Willen fordern kann. In diesem 'i 
Sinn ist also ein widerruHichec Vertrag*! 
nicht denkbar. 

Damit ttimmt auch das röinisclie Becht uberein: 
„atipulallo non vatet , in rei promiltendi i 
hilrium coUata conditlone." L. 17. D. de V.O. , 
„ tllam autem stipulalionem : «i volueria , do- 
rt ? inulilem esst conaiat. " L, 46. jf. 3> Ä eoi' 

\. 226. 

Ist hingegen die Freiheit des einseiti- 
gen Rüktriits vom Vertrag auf eine ge- 
wisse Zeit eingeschränkt, oder von einee 1 
gewissen Begebenheit, -wenn schon diese \ 
in der Willkühr des Promitienteu selbst 
steht, abhängig gemacht, so ist ein sol- 
cher wideiTutiicher Vertrag eben so rechts- 
gültig , als jeder andere, welcher unter ei- 'j 
ner aullösenden Bedingung eingegangen | 
ist. 

J. 337. 

Ein Vertrag hört auf entweder durch 
vollständige Erfüllung des Versprechens 
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(solutio), oder dadurch, dafs derselbe vor- 
her seine Wirksamkeit verliert. Das Letz- 
tere kann geschehen i) durch einseitigen 
Rüktritt, wenn solcher ausbedungen war 
(f. 226.), oder 2) durch zweyseitigen Wil- 
len, vermittelst eines neuen Vertrags, oder 
3) durch äussere Umstände , ohne den 
Willen des einen oder des andern Theils. 



5. 228. 

Hechte und Verbindlichkeiten aus ei- 
nem Vertrag werden durch einen neuen 
Vertrag entweder blos aufgelioben, oder 
es wird zugleich ein neues Vertragsver- 
liältniJ^ an die Stelle des vorigen gesetzt. 
Das erstere geschieht theils durch den 
Erlassungsvertrag (pactum remisso- 
rium^t wodurch der eine Paciscent den 
andern von der gegen ihn übernommenen 
Verbindlichkeit ganz oder zum Theil ent- 
bindet, theils durch eine Uebereinkunft, 
wodurch beyde einander von der in ei- 
nem entgeltlichen Vertrag übernommenen 
Verbindlichkeit entbinden (muiuus dissen- 
susj. Das letztere erfolgt, sowohl ■wenn 
das Object der Verbindlichkeit, als wenn 
die verpflichtete oder die berechtigte Per- 
son 
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flon abgeändert -wird. Dahin gehört No- 
vation, 'Delegation und Cession. 

Coinpensation d. b. gegcnaeilige Aufhebung 
einer weeliselacitigen Schuld setzt einen dop- 
pelleu Erlassungsvei'lrag Toraua. Daa Natur- 
recfal kennt daher (so wie das ültere rüaiisch« 
Reclit bey den contraclihus airicti juris) kei- 
ne uotliwendige CompeuMliou. 

f. sag. 
Novation heifst überhaupt ein Ver- 
trag, wodurch ein neues Vertragsverhält- 
nifs statt des bisherigen festgesetzt wird; 
iin engern Sinne versteht man darunter 
einen solchen, wodurch der Schuldner zu 
Leistung eines andern Gegenstandes oder 
zu einer andern Art von L-eistuiig , als 
vorher bestimmt war, sich verpflichtet. 

1. Leiatung eines Suirogala fiir dasjenige , %vbb im 
Vertrag vera pro eben war ( Gebiiiig an Zahhiiiga- 
■tatt, dalia in solalum) mufs auf einer Novo-: 
tion beruhen, C§. a34.J 

3. Bald ah Novation bald als Erlassunga vertrag 
jat zu belracljlen ein Vergleich (fanaaiHo) 
d. h, ein VerliBg, wodurch zwty Personen zu 
dem gegenaeilig eikläiltn Zweik, einen Streit 
oder ZweiTtl über eineu HechtsausprucL zu he- 
ben, einander etwas versprechen oder erlas- 
sen. Die Natur dieaea Zwecks bringt ea mit 
■ich, dals ein Irrlhum über den stieiligen oder 
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zweifelhaften Rechtsentprath seibat , wenn 
dabei kein Belrug dei einen Tbeüs sum Grun- 
licgt, der Gültigkeit des Yergleichs nicht 
entgegen steht. 

a. 23o. 



r 

^H Delegation, wodurch an die Stel- 

^H le des bisherigen Verpflichteten ein Ande- 
^Bk rer gesetzt '\\ird, beruht auf einem dop- 
pelten Vertrag : i) auf einem Vertrag zwi- 
schen dem Gläubiger und einem Dritten, 
wodurch dieser die Verbindlichkeit des 
^b bisherigen Schuldners als die seinige über- 
^B nimmt ; 2) auf einem Vertrag zwischen 
dem Gläubiger und dem bisherigen Schuld- 
ner, -wodurch jener diesem seine Verbind- 
lichkeit erläfst. 

Der erste dieser tcyden Verträge heifst Expro- 
mission; dadurch allein wird der bifilierige 
Scliuldner von seiner Verbindlichkeit nicht 
frey, und kmn also, wenn der Expro mitten l 
nicht leistete vom Gläubiger immer noch in 
Anspruch genommen werden. Eben diefs gilt 
auch von einer blofaen Aasignation, ä, h. 
dem Vertrag, wodurch ein Schuldner seinen 
Glänbiger bevoUm^cfaligt, bey einem Dritten 
die LeistuQg iu Empfang zu nehmen. Daher 
die Regel: Anweisung ist keine Ztthlang. 
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Cession, wodurch an die Stelle des 
bisherigen Berechtigten ein Anderer ge- 
setzt wird, beruht gleichfalls auf einem 
gedoppelten Veru-ag : i) auf einem Ver- 
trag zwischen dein Gläubiger und einem 
Dritten, wodurch jener sein Beeilt gegen 
einen Andern auf den Dritten überträgt; 
2)auf einem Vertrag zwischen dem Schuld- 
ner und einem Dritten, wodurch jener aa 
diesen zu leisten verspricht. 

Die Nolliwendigltejt de» letzltrn Vefliags ieruht 
I auf dem Giundsalz, dafs keiner der Pan'scen- 

ten das bestehende Verlijllnif» einseilig abSn- 
deru kann. {%. :j34). 

f. 232. 

Aeiifsere Umstände, wodurch ein Ver- 
trag aufhört, sind i) der Tod des Pro- 
mittenten oder des Promissars; 2) ein Zu- 
fall, wodurch die versprochene Sache ZU 
Grunde geht (dehiior speciei Uberatur per 
interitum reij oder dem Promittenten die 
Verrichtung der versprochenen Handlung 
unmöglich wird; 3) eine Veräuderung sol- 
cher Umstände, deren Fortdauer die au3- 
drüklicli verabredete oder vermöge der 
Natur des Vertrags stillschweigend vor- 

CrM Iftwwth M AUS-. 
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ausgesetzte Bedingung der fortdauerndea 
Verbindliclikeit ausmacht. 

Nur unter der angegebenen Bestimmnng enthSlt 
jeder Vertrag die stillschweigende Clause] : 
wenn die Umstände . dieselben blei- 
ben (rebus sie stantibus). Ausserdem iSfst sich 
nicht behaupten ^v dafs die Verbindlichkeit aui^ 
einem Vertrag aufhöre , wenn nach Schliea« 
sung desselben eine solche Veränderung der 
Umstände sich ereignet, dafs man annehmen 
mufs, der Promittent würde dön Vertrag nicht 
geschlossen haben , wenn er diese Verände- 
rung vorausgesehen hätte* Uebrigens erweitem 
euweilen die positiven Gesetze den naturrecht- 
lichen Umfang jener Clausel. Beyspiele hie* 
von aus dem röm. Rechte finden sich in X. 8« 
Ij f, C, de rei^oc, i. 3, C. de loc. cond» s, We- 
ber von der natürl. Verbindlichkeit $. go. 
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Natürliches Gesellschaftsrecht. 

Erste Abtheilung. 
Von Gesellschaften überhaupt^ 

$• 233- 

Die Eintheilung des natürliclien Pri- 
vatrechts in das Recht einzelner Indivi- 
duen 
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duen gegen einander und in das natürli- 
che Gesellschaftsrecht beruht auf dem Un- 
terschied zwischen der Gemeinschaft, wel- 
che unter den Menschen, als vernünfti- 
gen Wesen, durch ihre blofse Coexistenz 
in der Sinnemvelt wirklich ist, und einer 
'Verbindung, welche durch Vertrag ge- 
stiftet wird (Gesellschaft, socielas). 

Von der VrrwecLselung beyiler VerhSltniss« 
liihrt die Einwendung lier, welche gegen dio 
Realität jener Eintheilung clarans abgeleitet wird, 
dari das Retht überLaupt nicht oliuo Mehrheit 
Ton Personen denkbar ist. 

j. 234. 

Gesellschaft ist das foit dauern de Ver- 
hältnifs, worin Mehrere gegen einander 
zur Thätigkeit für einen gemeinschaftli- 
chen Zwek rechtlich verpUkhiet sind. 

Auch die Mehrheit von Personen selbst, welclis ' 
in einem solchen Verhältnisse zu einander ste- 
hen , wild GcBellsehari, genannt. Man kann 
dieses die uialcrielle, jenes die formelle Be- 
deätung des Worts i: 



Zum Begriff einer Gesellschaft im,. 

rechtlichen Sinne wird demnach erforderf ) 

M a i) j 
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i) ein fortdauerndes Yerhältnifs Mehrerer; 
2) eiu gemeinschaftlicher Zwek/ d. h. ein 
Gegenstand ^ dessen Wirklichmachung aU 
der Erfolg der zusammenwirkenden Thä« 
tigkeit der Mehrem voi^estellt wird; 3) 
eine wechselseitige rechtliche Verpflich- 
tung ^ zu Erreichung dieses Zweks mitzu- 
wirken. 

Bs ift daber keine Ge«ellschaft im rechtlichen 
Sinne, wenn entweder Mehrere rieh swar tu 
einem gemeinschaftlichen Zweck verbinden, die- 
aer aber dorch einen einzelnen Act erschöpft 
ist; oder wenn Mehrere ebendenselben 2wek 
haben , jeder aber aolchen durch ein von der 
ThStigkeit des Andern unabhängiges Bestreben 
zu erreichen sucht; oder wenn Mehrere zwar 
ebendenselben Zwek haben , auch solchen durch 
gemeinschaftliches Zusammenwirken zu errei- 
chen suchen, hiezn aber keine gegenseitige, 
rechtliche Verpflichtung unter ihnen Statt findet, 

}. a36. 

Dasjenige ^ was durch die gemein« 
sciiaftlichen Bemühungen der Gesell- 
schafcsglieder bewirkt werden soll 9 macht 
das gemeine Beste (bonum publicum}- 
der Gesellschaft aus. Der Zustand ^ in 
welchem das gemeine Beste ohne Hinder* 
nifs erreicht werden kann^ oder: der Zu«* 

stand 
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i barkeit ^| 
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stand der ungehinderten Erreichbarkeit 
des Gesellschaftszweks heifst das Wohl 
der Gesellschaft (salus socielatisj. 

t. Das Wabl einer Geiellithaft beruht CacTi der 
Analogie das Wohls eine« lebendan Wfsms^ 
auf dem urgeatörten Ziuantmen wirke a aller 
vereinigten Kräfte zur Erreichung dei gemein- 
scbafilichen Zweks. 

3. Gesellichaflücho Angelegenfaeit«a sind die be- 
(ondern Zweke einer Gesellschaft, welche dem 
Haupizwek untergeordnet sind, nnd aicb zu 
demselben vrie Mittel verhallen. 

J. a37. 

Niemand ist befugt, Andere zur Be- 
förderung seines Zweks gegen ihren Wil- 
len zu bestimmen; mithin beruht jede Ge- 
Eetlschaft auf einem Vertrag, wodurch für 
jeden £i;izelnen die Verbindlichkeit, zur 
BefÖrderungdesgemeiuscUaftlichenZweks 
mitzuwirken, und das Recht, von allen 
übrigen die Mitwirkung zu demselben zu 
fordern, entsteht. Dieser Vertrag, wo- 
durch die Gesellschaft ihre Existenz er- 
hält , heifst der Vereinigungsver- 
trag (pactum unionisj. 

Der Vereinigung» vertrag, wodurch jemand einer 
aefaon errichteten Gesellschaft beylrilt, heifst 




i 
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Aafnahmevertrag (pactum receptionis^, So-t, 
weit dieser Vertrag die Rechte und Verbind- 
lichkeiten der später eintretenden Mitglieder 
nicht besonders bestimmt, treten in Ansehung 
derselben die Bestimmungen des urspriinglichen 
V^reinigungsvertrags ein. 

}. 238. 

Durch den Vereinigungsvertrag ver- 
bindet sich der Wille aller Einzelnen in 
Ansehung des Zweks und der dazu noth- 
\rendigen Mittel zu Einem Willen. Gleich- 
wie nun jeder einzelne Mensch nur durch 
die Fähigkeit zu Willenshandlungen eine 
Person ( Subject von Rechten) ist; so sind 
die Mitglieder der Gesellschaft zusammen« 
genommen als Eine Person zu betrach« 
ten. Eine solclie ideale (moralische) Per- 
son hat alle Rechte und Verbindlichkei- 
ten eines einzelnen Menschen ^^ soweit 
solche mit dem Begriff eines collectivea 
Subjects von Rechten vereinbar sind. 

Die Glieder einer Gesellschaft k<}nnen Qicht blos 
einzelne Individuen , sondern selbst wieder Ge- 
sellschaften seyn. Im ersten Falle heifst die 
Gesellschaft einfach; im zweyten zusam- 
mengesetzt. Es gehört aber zum 'Begriff 
einer zusammengesetzten Gesellschaft , daCi die 
ciozelnm Gesellschaften^ woraus sie besteht, 

•ich 
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Bicli la einem gemeinBchaftücten Zwek verein 
nigt haben. Sind daher tue Glieder einer Ge- 
sellschaft alle zugleich Glieder einet andern, 
ohne dafs jedoch zwischen beyden Gesellsobaf- 
len Einheit des Zweka und Wollen* vorhanden 
ist, so existireu dieselben nur ri ben einander, 
ohne mit einander Eine Gesellscbaft ausEuiua- 
cheu. Societas societalem pervadit. 

Soweit nicht durch den Vereinigungs- 
vertrag die Art der gemeinschaftlichi;!! 
Thätigkeit , als im Wollen des Zweks 
nothwendig begriffen, von selbst gesetzt 
ist, müssen darüber die sämmtliuhen Ge- 
sellschafisglieder in jedem einzelnen Falle 
übereinkommen. Es können aber auch 
über die An und Weise, wie jedesmal die 
Mittel zmn Zwek bestimmt und angewen- 
det werden sollen , besondere Normen 
durch allgemeine Ueberelnkunft festgesetzt 
werden, - Eine solche Einrichtung heifst 
die Verfassung einer Gesellschaft, und 
der Vertrag, wodurch solche zu Stande 
liommt, der Verfassungs vertrag (pü' 
et um ordinaliomsj. 

Der Vereinigungs- and der Verfassungs- Verlrag, 
vrovon der erste den Zwek, der Kweyle 
Wahl der Mitlol zam Zweke belrilTtj werden 1 
bey- 
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beyd« die Grundverträge oder Grund« 
gesetse der Geselltchaft genannU 

Die Rechte einer Gesellschaft, als 
einer moralischen Person, beruhen eben 
$0| wie die Rechte einzelner Menschen , 
auf Einem ursprünglichen Rechte. Dieü^ 
ist das Recht der gesellschaftlichen Per« 
iOnlichkeit, d. h, das Recht auf Erhaltung 
des Vereins und auf ungehinderte Thätig« 
keit für den ihm znm Grunde hegendea 
Zwek. 

Da eine Gesellschaft aus mehreren 
Individuen besteht, welche zusammenge- 
nommen als Eine Person betrachtet wev^ 
AeUf so ist das Recht der gesellschaftlichen 
Persönlichkeit theils im Innern der Gesell- 
schaft, theils nach Aussen von Wirksam« 
keit In der ersten Beziehung ist dasselbe 
der Inbegriff der durch die Grundverträge 
bestimmten Forderungen der Gesammtheit 
an jeden Einzelnen und jedes Einzelnen 
an die Gesammtheit; in der zweyten he* 
steht es in der Fähigkeit zu Rechten und 
Yetbindlichkeiten gegen Auswärtige^ 
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Calier die Emlfaeilung dei GeiellBcIiaftiTecIlU in 
daa einbeimiscfae nnd auswärtige (/M 
tocitt. dometiicum et extrinsecum.) 

Der Erwerb von Kechten beruht bey 
einer Geselischaft auf eben denselben Be- 
dingungen und hat ebendieselben Wir- 
kuDgen, wie bey den einzelnen Menschen. 
Die erworbenen Rechte aber sieben kei- 
nem einzelnen Mitgliede , sondern nur Al- 
len in Gesammtlieit, oder der Gesellschaft 
im Ganzen zu; und auf gleiche Art veiv 
hält es sich auch mit übernommenen Ver- 
bindlichkeiten. 

Anwendnngcn 1ii<?yon enthält du fiBm. Becbt tu ' 

L. 6. %. 1. D. tie divU. rtr. L. ?■ §■ t. D. yr/orf \ 

ciij. unii'. luini. und andern Stelleii. 

f. 243. 

In der Persönlichkeit der Gesellschafc 
liegt die Befugnrfs , selbstständig die Mittel 
zu Erreichung des gemeinschaftÜchea 
Zweks zu -wählen und zur Ausführung 
zu bringen. Diese Befugnifs heifst die 
Geseltschaftsgewalt (potestas socie- 
talis); und die Ausübung derselben wiid 
die Regierung der Gesellschaft (regi* 
men societ.J genannt. 
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Die Gesellschaftsgewalt enthält zwey 
Hauptbesiandiheile : die .anordnende 
oder verfügendeGewalt (polestas recio- 
fia) und die ausübende oder vol Iz ie- 
hende Gewalt (polestas executoriaj. Eia 
nothwendiges Mittel, diese beyden Gewal- 
ten auszuüben, ist das Recht der Auf- 
sicht (polestas inspectoriaj d.h. das Recht, 
von allem demjenigen, iVas auf den Zwek 
der Gesellschaft Beziehung hat, Mac h» 
rieht einzuziehen. ^^| 

f. 245. ^H 

Dasjenige, was alle einzelnen Mitglie- 
der der GescUschaft als den für sie ver- 
bindlichen Willen der Gesellschaft anzu- 
erkennen schuldig sind, heifst der allge- 
meine Wille, der G e s a m m tw 1 1 1 e 
der Gesellschaft. Ursprüngltoh ist dieser 
nichts anders als der wirkliclie Wille der 
sämmtlichen Mitglieder. Soll daher der 
allgemeine Wille von dem Willen aller 
Einzelnen verschieden seyn können, so 
mufs diefs durch einen besondern Vertrag, 
welcher als ein Verfassnngsvertrag zu be- 
trachten ist (^. 2470> festgesetzt werdeik-B 
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fl 
Der erklärte Gesaintntwille einer Ge* j^H 
Seilschaft, ia Beziehung auf einzelne ge- 4H 
seilschaftliche Angelegenheiten, heifst Ge- " 
Seilschaft sschlufs (conclasum societa- 
tisj; die Willens -Erklärung eines einzel- 
nen Mitgliedes in Rüksiclit auf den abzu- 
fassenden GesellschaftsschUtfs heifst Sti^« 
m e fvotum , sujfraglum). Das Stirn m* 
recht (jus volaiidi, jus suffragü) ist da» 
Recht, seine Stimme mit der Wirkung zu 
geben, dafs darauf bey Abfassung des Ge- 
sellschaftsschlusses Rüksiclit genommea 
■werden nmfs. 

I. Eine blos ralligebcnde Slimrae (i-olum consullatC^ 
fam) im Gegeiigalz einer entscheidendBH {v<}~ 
tarn decinifum) ist keine Stimme im rechUi^ 
eben Sinne. 

a. Die Stimmen sind in Riitsicht anf da» VerhSUr 
nift ilirer Zahl zu der Zalil der Totirendeil 
Milglicder entweder einhellig (i^a/a unani» 
mia) wenn slmmtllohe Mitglieder za einem ab- 
infassendea BeschLiifs ülicreinstimmen ; oder 
gGtheilt C* difisa) und im lelzlen Bali ent- 
weder gleich gel heilt (c. parlti), eben lo 
Tielo Slinimen für eine Meynimg als für eina 
andere, oder ungleich gcthcilt (v, impa- 
ria^t väih-ox fiii' difi eine Meycmig latihx, ^r 
die 
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andere weniger Stümnea (p. mttform §§ 

minora). 

}. a47* 

Da ursptüuglich der Gesammtwille 
der Gesellschaft nichts anders ist als der 
wirklich erklärte "W^ille der sämmtlichen 
Mitglieder ({• 346.)« ^o steht jedem Mit«» 
glied ein Stimmrecht (jus suffragii s. votij 
zu; und die rechtliche No th wendigkeit ^ 
dafs jedes Mitglied sein Stimmrecht aus* 
Übe, hört nur dann auf (die Stimme 
ruht)» wenn ein einzelnes Mitglied bey 
Abfassung des Beschlusses nicht mitwir- 
ken kann, oder nicht mitwirken wilL Der 
erste Fall tritt ein , wenn der Gegetistand 
der Berathschlagung ein Mitglied selbst 
betrifft I weil alsdann sein Wille blos als 
Privatwille y nicht als constituirender Theil 
des allgemeinen Willens betrachtet werden 
kann ; der zweyte 9 wenn ein Mitglied 
sich seines Stimmrechts ausdrüklich oder 
stillschweigend begibt. 

I« Da vermöge der Natur des geselhcbaftlichen Veiw 
liiÜtnisses , wodurch immer sugleich Verpflich« 
long Aller gegen Einen, und Eines gegen All« 
begründet wird , das Stinimrecht sngleich ndt 

, der Verbindlichkeit, die Stimme absageben , 
yerbondaii ist, so luuia kein Mitglied sioli sei- 
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nei Stimmrechts ohno Einwilligung der Ge- 
aellMcljBn begeben. 
2. AnBÄchli es Kling eines Mitglicda Ton AnsäbnQj - 
des Stiuimrech Is kann sicli Auch auf die beson> 
der© Ver&ssung einer GcseiJidialt gründen, 
wenn in dieser der Verlust des SlimmtecbU 
auf eine Zeitlang {suspemiu ä polo) aX^ QiztSo 
festgeselat tat. 

§. 248. 
So lange der Gesellschaftsschluft noch 
nicht zu Stande gekommen ist, d. b., so 
lange noch nicht alle Stimmen abgegeben 
sind, kann jedes Mitglied seine zuvor ab- 
gegebene Stimme wieder ändern, weil 
bis dahin die Stimme jedes einzelnen Mit-' 
gliedes als eine einseitige Willenserklärung 
zu betrachton ist, welche den Erklären- 
den nicht bindet. 

5- 249- 
Die rechtliche Möglichkeit, daft in 
einer Gesellschaft etwas als allgemeiner 
"Wille gilt, was nicht alle einzelnen Mit- 
glieder unmittelbar gewollt haben, setzt 
ein von der Gesammtheit der Mitglieder 
verschiedenes Organ des atigemeinen Wil- 
lens voraus. Ein solches Organ kommt zu 
Stande , wenn durch Emwilligutig Aller 
fcsu 
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fsBlgesetztwird, entweder dafs die Mehr- 
heit der Stimmen die rechtliche Wirkung 
der Einhelligkeit haben , oder dafs der" 
erklärte Wille einer bestimmten (physi- 
tchen oder moraHschen) Person als Aus- 
spruch des Willens sämmtlicher Mitglieder 
gelten soll. ^^m 

}. abo- ^^M 

In einer Gesellschaft, wo Stimmen- 
mehrheit gilt, macht diejenige Meynung, 
welche die meisten Stimmen für sich hat, 
den Gesellschaftsschlufs aus; jedoch im- 
mer unter der Voraussetzung, dafs kein 
Mitglied von Ausübung seines Scimmrechts 
"widerrechtlich aiisgeschiossen war. 

Die Slimnieu der Mitglieder sind einander am 
Werlhe gleicL , und keine kann , als die ver- 
nünftigere , bessere ätimmc Qt'otum, sonius^, 
ein recbtliches Uebergewiclit haben, weil über 
den innern Gebalt einer Süjnnic keinem Mit- 
glied ein Entstbeiiiungsrecht gegen das andere 
soateht. f^ota non dttbent ponderari, sed 



mtran. 



Die Stimmenmehrheitist entweder a' 

6 O lu t oder relativ; ersteres , -wenn 

mehr als die Hälfte der votirenden Mit- 

glia. 



1 
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glieder für ebendieselbe Meynung überein^ 
stimmt; letzteres, wenn bey meht ala 
zwey entgegengesetzten Meynungen, für 
eine derselben eine grössere Zahl von Mit- 
gliedern sich erklärt, als für jede der übri- 
gen Meynungen einzeln genominen. Durch 
Einführung der relativen Stiinmenmeht- 
heit ist auch die absolute eingeführt, aber 
nicht umgekehrt. 

}. 2S3. 
Ergeben sich bey der Abstimmung 
mehr als zweyerley Meynungen, so kön- 
nen, ohne besondere Uebereinkunft, die 
Stimmen für zwey unter sich verschiedene 
Meynungen nicht gegen eine dritte, von 
beyden verschiedene Meynung zusammen- 
gezählt werden, weil sie dadurch, dafs 
sie in der gemeinschaftlichen Abweichung 
von der dritten mit einander übereinkom- 
men, nicht unter sich identisch werden. 

/<i, Ulr, de Cramer Pr. id quod Justum est 
circa t/otorum dispariiatenv ex pari sujf'ragan- 
tüim jure definiens. Marb, XjS^. 

}. 253. 
Sind in einer Gesellschaft, worin ab- 
solute oder relative Stimmenmehrheit ein- 
ge- 
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(«führt isti die Stimmen übei;: einpn^Ge« 
genstand der Berathschlagung: ^i|^> ge- 
theilt) so kommt kein BeschluTsauLScwide, 
sondern die Saohe bleibt, in deciL^ge, 
worin sie -vorher war {dechio pef^-'nAmilum 
Uinervae). '\ ^^^--^ 

X. Der Ansdmk: deqUio per ealculum Minerptu 
rährt von einer griechischen 8age Jbsi^j^ nach 
welcher Orestes Tor dem Areopag siaj|t]9^ mit 
der Strafe des Mattermordes W6gi!a;4i|u[arch 
Znthan der Minerva bewirkten, gleichen Zahl 
der Uraensleine Terschont geblieben ist. Die* 
se Vvrschontuig beruhte nicht. fpQK^ <^ijivO Vor- 
zug der. gelinderen Meynan^ yoy. . JPjF «;.h^'ytfynj, 
sondern darauf, weil. gai; kein, ipeschl^ft^^we- 
der ein lossprechender noch ein Temrffieile&** 
der, vorhanden war. Jofu Vir. de Vrampr 
Pr» Calcido Minerpae suos ternüiniÜ pikdfSäism 
Marb. 1733.' 0/>p. Tom. IL ntink^'^t^Jt/, 
Jlüg, Com. Siockmann de ealcülo Jttinmifäem 
Lipsiae 1796« *- t .' .«r. ;t Tr;.' 

'i. Darans, dafs F811e möglich sind^ 'WO die«'^« 
che nicht in der bisherigen Lage blÜbe^-lsAaui, 
sondern eine VerSnderüng Mihwendig ist^^iblgt 
weiter nichts als die Notiiwendi^ettc); aiBLS||t-> 
scheidnngsmittel für derglri^^H Fälle ^n^c^i- 
ne besondere Uebereinkonft , die alsdann einen 
Theil der Verfassung ausmacht, anzuordnen. 
Dahin gehört z. B. , wenn fcsißesefzf wjrd , dafä 
eUL gewissss Mitglied das Recht ^haben #ol1, 

durch 
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durch «eine ErU^rung zwiscfaen den gletcbgo^ 
theüten Stimmca den Ausschlag zu geben («o». 
genannte enltcheidende Slimme im e n^, 
gfrn äinne); oder dftfs eiuc gewisse Be*. 
•chaffenhcit des Inbalta der MeynungeQ d«i 
Uebergewicht bcalimmen aoll (vergl. L. 38> D; 
dt re Judic. Li. 8. C. qui ton. ceä, pos»."^ ; 
oder dafa bcy mehr als zweyerley MeynungaQ 
Au Zusammenzählen «iveyer gegen eine dritts 
<$■ 2530 gestairet aeyn soll (verj.]. Bafcr. Slraf*. 
* paeUbnch Tb. II. Art. 35o. §. 4-) iJ."«»"i 

^. 254. : "■' 

Die Wirkung der Stiinmenmehrheit' 
erstrekt sich immer nur auf diejenigen An- 
gelögenUeiten, bey welchen sämmiliche 
Mitglieder als ein Ganzes betrachtet wer- 
dftn kfinnen; gilt also nicht bey Gegen- 
ständen} Welche die Rechte der Einzel- 
nen {Jufo singulorumj betreffen. Rechte 
der Einzelnen aber sind theiU solche , w^el- 
che den Mitgliedern ausser ihium Ver- 
hältnisse zur Gesellschaft zukommen, theils 
lolcbe t Welche jedem Mitglied im Ver- 
b&ltniase zu allen übrigen vermöge der 
QrundvertrSge zustehen. 

k.r ^. 355. I 

Soll in den gesellschaftlichen Angete» 

genheiten der erklärte Wille einer physi- 

&« tttt<irr,ai. N Bchen 
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sehen oder moralischen Person als Aus- 
spruch des Willens sämmtlicher Mitglie- 
der gelten ( (. 24g- ) ; 60 ist hiezu , ausser 
der Einwilligung Aller in eine solche Ein- 
richtung , hoch ein besonderer Vertrag 
zwischen der Gesellschaft im Ganzen und 
jener Person nothwendig, wodurch die 
Ausübung der Gesellschaftsgewalt über- 
tragen und übernommeii wird. Dieser 
Vertrag, heifst der: Unterwerfung s- 
V er trag (pactum subjectionisj ; dtis Sub- 
ject» dem die Regierung der Gesellschaft 
übertragen ist, wird das Oberhaupt, 
und das Recht desselben Oberherr- 
schaft f Imperium societatisj genannt. 

. 1. Das Oberbaapt kann aus der Mitte der Ge» 
tellschafk; selbst gewählt oder ein Auswärtiger 
seyn» 

.3. Eine Gesellscliaft, worin einem oder meLre- 
reren Mitgliedern eine Oberberrscliaflt; über die 
übrigen zusteht, heifit eine ungleiche; jede 
andere wird eine gleiche genannt, ohne Un- 
terschied , ob Stimmenmehrheit darin eingeführt, 
ist oder nicht, weil in dein einen Falle, wie 
in dem andern, alle Mitglieder ztir tmiifitt^li' 
baren Thcilnahme an Bestimmung des GeseD« 
Schalls willens gleich berechtigt sind. 
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}. 256. 

Vermöge des Uiiterwerfungs Vertrags ' 
sind die Mitglieder' der Gestllsohaft dem 
Oberhaupt zum Gehorsain gegen seine 
Anordnungen verpflichtet; jedoch nur in- 
nerhalb der Gränzen jenes Vertrags. 

1, Dt« Autübuog <ler GEselUcbaflsgewalt kaua 1 
^. 'enlweder in ilir«iti gfintrn Umfang udcr iheil- 
we!«e, uml in bcjden rollen eirfwediT mit oder 
ohne Einätlirü'nkuugen übcitragen werden. 

3. Bestellt daa Oberliaiipt Culs niaralisclie Person] 
ans mehreren Iiidividtten , so bedarf et fiij dta 
FäUc, wo sie über eine zii beschliesBcndeiMaas- 
regel nii'hl einstimmig sind, cinpr liesondern 
Norm; die Festsetrmig einer solcbtn Norm 
aber bangt ursprünglich niuht von iliaeu tclhtt, 
sDDtJcrn \on der Gcsellschuft ab. 



J. 257. 
Die Gewalt des Oberhaupts ist ih- 
rer Natur nach durch den Zwek der 
Gesellschaft nnd die Rechte der Einzel- 
nen {J. 254.) eingeschränkt. Nur auf goI- 
che Einsirliränkungen, welche durch wiU- 
kührlichc Bestimmungen im Unterweri. 
fungsverirag festgesetzt seyn können, beJ 
zieht sich die Eintheilung der Oberherr- 
scliaft in beschränkt« (Imperium retiri- 
N 3 ctuia 
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etum s. limitatum) und unbeschränk- 
te (Imperium illimitatum). 

Unter die Einachrlnkimgeii der leMern Art ga« 
hört Torsiiglichi wenn dem Oberhaapte gewiiM 
Personen beigeordnet sind , welche in)>iBitiiiaii*' 
, ten Fällen bey Ansäbnng der Gesellschaftig»- 
walt durch ihre Einwilligang mitcnwirkea Ha- 
. ben* Solche Personen sind .in Beiieliiiag iinf 
diese Mitwirkung von dem ÖWlwii^fe 
unabhängig. "' 
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Die Oberherrsohaft beruht aui^ einem 
Vertrag ; sie kann also weder dem X>berf? 
herrn entzogen , noch voq ihm niederge- 
legt werden y ausser in solchen F&llen^^ 
worin überhaupt die rechtliche WkkuBg 
eines Vertrags aufhört. ' ■ ♦ • • 

Diejenigen , welche zu Verwaltuxijg 
bestimmter gesellschaftlicher Angelegen- 
heiten fortdauernd bevollmächtigt sind^ 
werden Beamte, und« wenn ihnen die 
Leitung und Anordnung der Geschäfte, 
welche die Geseilschaft betreffen , im All- 
gemeinen übertragen ist , insbesondere 
Directoren oder Vorsteher der Ge- 
sellschaft genannt« JSie sind vpn der Ge? 
- ^ seil- 
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seUcchaftEgewalt abhängig, mithin in ei- 
ner ungleichen Gesellschaft an die Vor- | 
Schriften des Oberhaupts gebunden, und -^ 
lür deren Befolgung demselben verani- I 
irortlicb. 



f. a6o. 
Eine Gesellschaft kann entweder auf 
eine bestimmte Zeit oder ohne Bestim- 
mung ihrer Dauer eingegangen werden. 
Im ersten Falte heifst sie eine tempo- 
räre, im zweyten eine beständige 
Gesellschaft (societas perpetuo). Die Ein- 
gehung einer ewigen Gesellschaft fsoc, 
celerna s. immortatis), d. h. einer solchen* 
welche durch immerwährenden Eintritt 
neuer Mitglieder in die Stelle der abge- 
hendenlfortdauert, ist nur insoferne mög- 
lich, als die sich vereinigenden Mitglie- 
der darüber mit einander übereinkommen, 
dal^ sie den Zutritt neuer Mitglieder im- 
merfort zulassen, oder durch alle recht- 
mäl^ige Mittel befördern wollen. 

üio Uaner einer temporären Geiellscbaft kann »o- 
v7olil ausdriiklicli als sLillachweigenJ (durch die 
Naliir ihres Äwcks} beslimml scyn. 



I 
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J, a6i. 

Bey einer temporären Gesellschaft 
li9gt in der für die Dauer derselben be- 
stimmten Zeit zugleich auch die Zeitbe- 
stimmung für die Verpflichtung der Ein- 
zelnen zur Theilnahme ; mithin kann 
kein Mitglied einseitig früher austreten, 
wenn es sich die Befugnifs dazu nicht be- 
sonders vorbehalten hat. Ist hingegen 
die Vereinigung ohne Bestimmung einer 
gewissen Zeit eingegangen 9 so steht dem 
Austritt eines Einzelnen kein Rechtsgrund 
entgegen, und es bleibt nur der Gesell- 
schaft gegen das austretende Mitglied, so 
wie diesem gegen jene, die Geltendma- 
chung der während seiner Theilnahme 
am Verein bereits erworbenen Ansprüche 
vorbehalten. 

{• 262. 

Die Theilnalune eines jeden Mitglie- 
des an dem Verein gehört zu den Rech- 
ten des Einzelnen, worüber die Gesell- 
Schaftsgewalt nicht verfügen kann {§. 254* 
257. ) ; daher kann kein Mitglied wider 
seinen Willen aus der Gesellschaft ausge- 
schlossen werden, wenn nicht die Auf- 
nahme desselben blos auf eine Zeitlang 

oder 
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oder unter einer resoIuÜTen Bedingung 
(wohin auch die durch die Verfassung be- 
stimmte Strafe der Ausschliessung zii rech- 
nen ist) geschehen war. Ausserdem ist 
die Geselbchaft befugt, einem Mitglied, 
welches seine Verbindlichkeiten in dem 
Verein nicht erfüllt, die Theilnahme an 
den Rechten der GesellschaftsgHeder zu 
verweigern. 

k, f- 263. 

' Eine GeBellschaft hört aus ebenden- 

selben Gründen auf, welche einem Ver- 
trag ein Ende machen; insbesondere aber 
dadurch, dafs ihr Zwek erreicht, oder 
niclit mehr erreichbar istj welches letz- 
tere sowohl durch äussere Hindernisse als 
durch den Abgang der zu Erreichung des- 
selben erforderlichen Zahl von Mitglie- 
dern erfolgen kann. 



Zweyle Abtheilung. 

Anivendung der allgemeinen Grundsätze des naiür- 
KLlithen Geiellschoftsrechu auf Mite und Kirdit. 

P J. 264. 

Von den vielen an sich möglichen 
Privatgesellscliaften werden Ehe und Kir- 
che 



I 



8Q|^ Zweyter ^k|m)hii» Z^i^eyte AbtB. 

^i^^^Q^t, wfigw der eigeniliümUobäi 
Berj^timmungeq^ wetQhQ gicb ausiidem Zu» 
sanuaenbaag? de& diesen beydea Yerbiib* 
dungeu zum Grunde liegefid^n Zw'ektti «mit 
demjenigen 9 was ausser dem Bechtsstwiat» 
ge liegt (ZuAeigung und Ußbj&Wngung) 
bey der Anwendung der allgemeinni 
Grundsät2;e des Gresellschaft^recbu erge- 
l3en, • 

. Gewöhnlich ntaclit man , mister der Kirche , di« 
togenannteiihäii 8 liehen Getellscfaiiften zum 
GegenaUnde' dtr |)e80iideni Ge<elkchafUt6chU| 
und begreiiJL 'xhutuiter nicht mir die EheJ aoiu» 
dern auch das Verbältnifs zwischen Eltern und 
Kindern upd «wischen Herrn und Diener, Alv 
. (:.lj^c4i>e £b^de9ibl«t^rii Verhältnisse sind kei« 

^. .^.ne Gey^lschaflen^ ^eil weder dem eüieif iiocli 

^T. :.',^^/V^i^^ ^^^ g^meina^bAfUichef Zwei; aam 
.' Grunde liegt« 



V - 



}. 265.. 

Der Begriff der Elie erhebt sich qnter 
dem Einfiufs moralischer Gefühle und 
Grundsätze zu der Idee der innigsten, alle 
Verhältnisse des Lebens umfassenden Ver- 
bindung. Aber immer wird Ehe nur alt 

Vepw 
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•Verbindang von Personen verschiedenen 
Geschlechts gedacht , und Eteht demnach 
in Jio dl wendiger Beziehung auf Ge- 
echlechtsverschiedenheit. Diese Bezis- 
iung führt auf naturgemäfse Befriedigung 
dee Gesuhlcclitstriebs, als denjenigen Zwek, 
■tiurch -welchen sich die Ehe von jeder an- 
dern Gesellschaft wesentlich unterscheidet. 

ifaturgeniärsheirstdieBefiiedigungdesGeschleclits* 
Irieba , wenn durch tie die FoTif flanxung der 
GiUuDg bewirkt werden kann. Nur eine sol- 
cl)e kann als Zwek der Ehe angenorameii wer- 
den ; denn nnr hierauf geht die natürliche Be- 
atinunuug de* Gejchlechlstriebi. 

.(A .... i- =66' 

,,. DieEhe beruht, -wie jede Gesellschaft, 
auf einem Vertrag (Ehevertrag, pactum 
mairimonialej. Der Inhalt dieses Vertrags 
kann sich ausser dem allgemeinen Zwek 
der Ehe auf alle andere Zweke einer ver- 
■ nünftigen Gemeinschaft beziehen;, wohin 
insbesondere auch die Erziehung der aus 
der Ehe zu erwartenden Kinder geliört. 
Ausgeschlossen sind nur solche Verabre- 
dungen, welche entweder mit dem Zwek 
der naturgemäfsen Befriedigung des Ge- 
'jchlechtstriebs (z, B. Verhinderung der 
f ruchtbarkeit) oder mit dem Hecht einer 
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i 

andern Person (z. B. Abtreibung der Lei- 
besfrucht) im Widerspruch stehen. 

1. Das-Eh^verlöbnifa (sponsaUa) verhält sich mm 
Ehevertragy wie jeder YOrbereitei^de Vertrag V 
fft dem jenigen, welcher dadurch vorbereitet wird. . 

2. Von der positiven Gesetzgebung liSngt es ab> 
die Förmlichkeiten, womit die Eingehung der 
Ehe verbunden seyn soll, und die Verpflich- 
tungen, welche immer dab'ey vorausgesetzt 
werden sollen, zu bestimmen. 

{. 267. 

Vermöge des BegrifFis einer Gesell- 
schaft ist die Ehe ein fortdauerndes 
(von der blos vorübergehenden Verei- 
nigung zum thierischen Genufs unterschie- 
denes), auf ausschliessende Gemein- 
schaft für den ihr eigenthümlichen Zwek 
(}. 265.) gerichtetes Verhältnifs. 

j. 268. 

Aus dem allgemeinen Zwek der Ehe 
läfst sich weder die alleinige RechtmäTsig- 
keit der einfachen Ehe eines Mannes mit 
einem Weibe f Monogamie) noch die Rechts- 
widrigkeit der Ehe mit nahen Verwand- 
ten ableiten. 

1. Polygamie ist eine mehrfache gleichzeitige 
Ehe eines Mannes mit mehrem Weibern (Po- 
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lygynie) oder eines Weibes mit mehieren 
MSunern (Polyandrie) oder bcydes zugleich, 
eine Vcibindimg zwischen mehrern Männern 
und mehrero Weibern, luit Ausschliefilichkeit 
gegen alle in die Vereinigung nitlit aufgenom- 
menen Fersunen. — Uie Polygamie ist weder 
dem gewÖhnIii:hen Zahlverhällnifse beyder Ge- 
■chlculiUrj noch den moralischen Zweken der 
Ehe angeineasen; daraus l'ulgt aber nicht na- 
türliche Kcchtswidrigkeit der Polygamie, son- 
dorn nur Itetbll'erligimg den in den positiven 
Gesetzen der mei&tcii cnUivirCen Völkern licli 
findendeu Verbots derselben. Kan t's fiehanp- 
tDDg, dafs die Monogamie allein rechtmäfsig 
■ey (Kecblslehre I. Tii. II. üaui.Ut. 3. Ab- 
■chniU. $. 35. 36.), beruht auf der nnerwie'- 
■enen und unerweialivhen Voraussetzung, dafs 
eine Person, die einer andern den Gebrauch 
ihrer Geschlechtsorgane geslatlet , eich selbst 
zur Sache niuche. Wenn aber aach diese 
Voraussetzung als richtig angenommen würde^ 
so liefae sich doch, was die daraus gezogene 
Folgerung betriÜtj njclil absehen, wie^ine 
Verbindung, welche anf den Gebrauch der Ge- 
schlechtsorgane des andern eingegangen wird, 
dadurch sollte rechtmäfsig werden können, dafs 
dieser Gebrauch und das darin (nach der Vor- 
aussetzungj liegende Hingeben seiner Person 
■Is Sache wechselseitig and auf beyden Seiteu 
gleich ist; mit andern Worten: wie daduicb, 
dafs beyde sich gegenseitig zur Sache machten, 
die 
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£• Ferftöiilichkeit eiiiet jeden von iluiMi nit«: 
der hergestellt werden tollte, 

a. Man fökrt verscliiedene Gründe liir dne poii» 
tiye Verbot der Ehe mit den nächsten Blnts« 
▼erwandten oderVerschwSgertenan« Derwicb- 
, ■■ tigsta ist ohne Zweifel das Intoreue dee Staats^ 
der Unsacht nnd frühen Verfahnuig in dem 
vertranten FamiUenamgangeyorzubeagen; wor« 
nach dann auch die Gränzen dieses Verbotf^ 
mit Rüksicht auf Sitte nnd Cnltor, m bor 
•timmen siadr 

Die Ehe ist zwar, als Gesellschaft^ 
ein fortdauerndes Verhältnif^ (}. 867. )> 
aber aus dem allgemeinen Zwek dersel- 
ben läfst sich keine rechtliche Nothwendig. 

keit der Eingehung auf Lebenszeit ableiten« 

* 

f. 270. 

In der Natur der ehelichen Gesell- 
schaft liegt kein Grund zu einer Ober- 
lierrscbaft des einen Ehegatten über den 
andern. 

\. 271. 

Hindemisse der Ehe sind i) Unfähig- 
keit zur Erfüllung des ehelichen Zweks; 
fi) ein bereits erworbenes Recht eines Drit« 

ten. 
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ten, welches durch Eingehung der Ehe 
gekränkt würde, z. B. eine bereits einge- 
gangene monogamische Verbindung. 

J. 272. 
Die Verbindlichkeiten der Ehegatten 
gegen einander hängen vom Inhalt des 
Ehevertrags ab; diejenigen, welche sich 
auf den allgemeinen Zwek der Ehe bezie- 
hen , bestehen thetls in ■wechselseitiger 
Gewährung des Geschlechtsgenussesj theils 
in Enthaltung von demselben mit an- 
dern Personen, Ersteres heifst eheliche 
Pflicht, letzteres eheliche Treue, 
beydes im engern Sinn; und die Verletzung 
dieser Treue wird auf gleiche Weise Ehe-, 
bruch im engern Sinne genannt. 

Die engere Bedeulang, Trelche der Sprachgebrauch 
diesen Ausdrüken beilegt, Jicrit zur Rechtfer- 
tigung dei angegebenen Begriffs der Ehe. 

J. 373. 
Die Ausschliefslichkeit des ehelichen 
Verhältnisses begründet zwar einen recht- 
lichen Zwang sowohl zwischen den Ehe- 
gatten als gegen einen Druton; aber ein 
Zwang zu Erfüllung der ehelichen Pflicht 
im engern Sinn ist, als der absoluten r 
moralischen Würde des Menschen wider- 
spre- 
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sprechend 9 rechtlich unmöglich« ({. i84. 
Annu I.) 

J. 274^ 
. Aufhebung der Ehe (Ehescheidung, 
iivortium) erfolgt auf eben die Art,.- "wie 
die Aufhebung einer Gesellschaft über- 
haupt. Ausserdem ist die Verletzung der 
ehelichen Pflicht und Treue im engem 
Sinn (}. 273.) ein rechtlicher Grund für den 
gekränkten Ehegatten zur einseitigen 
Trennimg der Ehe, weil hier, der Natur 
der Sache nach , weder Zwang zur Lei- 
stung noch Ersatz möglich ist. 

.II. Von der Kirche. 

Moses MendelsoJin Jerasalem oder über religiöse 

Macht und Judenthum* Berlin 1783.^ 
Zöllner über Moses Mendelsohns Jerusalem« Ber« 
,^ lin 1785. 

Th. Schmäh das natürliche Ei rebenrecht«' KÖ- 

nigsb. 1795. 
Versuch eines ualürlicheh Kirchcnrechls «us der 

JNatur des licgrifis Kirche entwickelt. Beiiia 

1799- 

J. 275« 

Das in der Natur des menschlichen 
Geistes gegründete Bedürfnifs, die eigene 
Ueberzeugung durch Mittheilung an An- 
dere 
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dere so voUsiändig, als möglich, auszu- 
bilden* äussert sich insbesondere auch bey 
religiösen Vorstellungen, und veranlafst 
eine Vereinigung Mehrerer zu gemein- 
schaftlichen äusseren Handtungen, -welche 
zur Befestigung und Belebnng des reljgiö- 
&.en Glaubens dienen-i sollen, Eine) solche 
Vereinigung lieifst ReligionsgeselU 
Echaft 1 Kirche im rechtlichen Sinne 
(ecclesiaj. 

Der Zwek ticr Kirche al« einer Gcselhchaft geht 
nicht unmilteibar auf Befeatigung und Belebung 
des religiösen Glaubens l^Eibauung und An- 
dacht), sondern auf Gemeinschaft 3asserer 
Handlungen, Ton welchen jene Wii'knng er- 
wartet wird. Solche Handlungen werden Got- 
tesdienst, auch Gottes Verehrung CCultut} 
genannt. — Man nimmt wohl auch das Wort 
Gottesdienst in einem weitern Sinn, und 



unterscheidet dann de 
immer aber kann ni 
der Kirche, welcher 
cbengenossen nicht 2 
.lehen werden. 



der lelslere als Zwek 
niL dem Zwek der Kir- 
verwechseln ist, ange- 



f. 276. 
Eine Kirche setzt , ihrem Begriffe 
nach, gewisse religiöse Ueberzeugungen 
voraus j worin ihre Mitglieder mit einan- 
der 
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der übereinBtimmen, und welche die G^nd«^ 
läge der gemeinschaftlichen kirchliohen 
Handlungen ausmachen. Die einzelnen 
Sause f worin die Ueberzeugung der Mit- 
glieder der Kirche übereinstimmt f heissen 
kirchliche Dogmen ; der Inbegriff dersel- 
ben wird das Symbol der Kirche ge« 
aannt 



~ D«r Materie nach iit in jeder Kirche ein Sjrai« 
bol Torhanden ; die formelle Anfitelliing einei 
kirchlichen Symbols abar kann aine doppelte 
Jlestimmnng haben; i) anssndriiken , waa jetat 
dia Mitglieder der Kirche für wahr halten -» 
kirchliche Confeaaion, Glanbenabe« 
kenntnifs. a) wenn Lehrer angestellt aindj, 
diesen eine fposilive oder negative) Norm fiir- 
ihran Lehrvortrag an geben -» kirchlichei: 
Lehrbegrif£ 

}• «77- 

Ein Vertrag 9 wodurch unabänderli« 
che Ueberzeugung für die Zukunft ver- 
sprochen wird, ist nichtige iveil unsere 
Ueberzeugung nicht von unserer Willkühr 
abhängt I mithin auch kein Gegenstand 
eines Versprechens seyn kann. Daher 
können die Mitglieder der Kirche dnrch 
keinen Vertrag ein unabänderliches Sym- 
bol unter sich festsetzen. 

Da 
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Da die Lehrer äei Eircite «Ijen so wenig als aa- I 
dere Mitglieder unaliänderliclic Ueberzeiigmig] 
Ton gPM'isüen Lehren geloben tonnen, so kann i 
der Rclifiionseid der Lehrer nur 
fachen Inhalt haben: i) die Versicherung 4er1 
gegenwäi 'igen Veberzeiigung; 2} das Versal 
chen , gfiwisse bestimmte Lehre) 
toigalen» nichts, Vas ihnen entgegen wSre, 
Torsntragon. Hat der ReligionscJd die zweyle 
Bedent'i'ni», so ist es dem Rechte nach nicht 
nolhwen''ig , dufs der Lehrer selbst an,ch von' 
den Sätzen , welche ihm zur pütiLivn oder 
negativen Norm seines Vortrags dituen^j über ■ 
«engt «ey oder bleibe. Nur wenn die* eigene 
Ueberzeiigung des Lehrers die Bedingung aus- 
macht, unter welcher ihm der AuTlrag der Be- 
lehrong erthciit worden ist, hört dieser Auf- 
trag auf, wenn der Lehrer eine veränderte 
Uebcr Zeugung äussert. 

j. 27S. ■ 

Eine Kirche beruht, wie jedcGesell- 
sohafi, auf einem Vertrag. Insofern aber 
die Kirchengesellschaft gewisse religiöse 
Ueberzeugungen voraussetzt, unterschei- 
det sie Eich von andern Gesellschaften 
darin, dafs sie nicht auf eine bestimmte 
Zeit eingegangen werden, und dafs kein 
Mitglied sich verpflichten kann , in der- 
selben Kirche immer zu bleiben. 
. C«i ff«ti.rr#ci(. .0 ' ßie 
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Die aUgemeine EintheOniig der Geidlflduifieii in 
einfache und snsammengesetxte Utfst ndi* auch 
anf kirchliche Gesellacfaafken anwendeiu 

l 279. 

Eine Kirche ist eben so, wie jede 
Gesellschaft, befugt, die zu Erreichung 
ihres !^weks erforderlichen Mittel selbst- 
ständig zu wählen und zur Ausführung 
zu bringen. Diese Bef ugnifs ist die Kir- 
chengewalt fpoiesias ecclesiasticaj}^ sie 
schliefst, als noth wendiges Mittel ihrer 
Thätigkeit, die kirchliche Aufsicht 
(inspectio eccles.) in sich. 

$. 280. 

Zur Kirchengewalt gehört wesentlich 
das Recht auf, Anordnung solcher Anstal- 
ten, welclie zum Zwek hahen, bey den 
Kirchengliedern theils die Ausbildung der 
Erkenn tnifs durch Unterricht, theils die. 
Erhebung des Gemüdis durch feyerliche, 
izu Belebung religiöser Gefühle und Ge« 
sinnungen dienende Handlungen zu be- 
fördern. Daher das Recht der Litur- 
gie (jus liturgicumj. 



\. 281. 
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$. 281. 
In der Kirchengewalt ist auch das 
Recht begri£Een, Beamte anzustellen. Die- 
se haben entweder solche gesellschaftli- 
che Angelegenheiten zu besorgen, welche 
bey jeder andern Gesellschaft vorhanden 
seyn können (z, B, Verwaltung des ge- 
meinschaftlichen Vermögens) oder sol- 
che, die der kirchlichen Gesellschaft ei- 
geadiümlich sind. Unter die Beamten der 
letztem Art gehören diejenigen, welchen 
die Verrichtung gottesdienstlicher Gebräu- 
che (Priester) oder die Belehrung der 
Kirchenmitgiieder und BeratUung dersel- 
ben in moralischen Angelegenheiten über- 
tragen ist (Lehrer und Seelsorger), 
Die kirchlichen Beamten sind immer der 
Kirchengewalt unterworfen und verant- 
wortlich (f. s6o. ); das Kirchenamt ist 
ein Dienst (minlsiertutn) der Kirche, nicht 
eine Herrschaft (imperiumj über die Mit- 
glieder derselben. 

f. 282. 

Die Ausübung der Kirchengewalt (das 

Kirchenregiment , regimen eccies.j 

kann eben so , wie jede andere Gesell- 

schaftsgewalt, von der Stimmenmehrheit 

O a »*b- 
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abhängig gemacht, oder einer von der 
Gesam^theit der Mitglieder verschiedenen 
Person übertragen werden. Eine solche 
Person heifst das O b er h a u p t der Kir- 
che, und kann sowohl in einem Indivi- 
' duum als in Mehreren zusammen bestehen, 

• . J. 283. 

Die Kirchengewalt kann aber an dem 
Symbol nichts ändern , weil jede Kirche 
nur durch ihr Symbol als diese Kirche 
besteht, mithin die Kirchengewalt durch 
dasselbe bestimmt und begränzt ist. Da- 
her ist auch das Oberhaupt der Kirche, 
welchem keine andere, als die in der Kir- 
chengewalt begriffenen Rechte zustehen 
können, nicht befugt, an dem Symbol 
etwas abzuänderux oder dessen Unabän- 
derlichkqit festzusetzen. 

S. GottU Hufeland über das Recht protestanti* 
scher Fürsten^ unabänderliche Lehrvorschrif- 
texi festzusetzen»^ Jena. 1788. 

J. 284. 

Nur durch den einstimmigen Willen 
sämmtlicher Mitglieder kann das Symbol 
der Kirche geändert werden ; alsdan^ aber 



entsteht eine neue Kirche, 



Den 
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l)en Mitgliedern einer solchen neuen Kirche ver« 

bleiben alle in dem vorherigen Verein erwor-i 

Jbenen Rechte, welche nicht etwa unter der 

Bedingung des fortdauernden Bekenntnisses 

gewisser Lehren erworben waren. 
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X^^yter HaupttheiU 

Das natürliche Staatsrecht. 



Einleitung. 
$♦ 285. 

Der Staat ist| nicht blos als Maasregel 
der Klugheit oder Product der Noth zu 
betrachten ; die Nothwendigkeit desselben 
beruht auf ebendemselben Grunde^ 'worauf 
die Idee des Rechts selbst beruht» 

J. 286. 

Der Zwek des Staats kann nicht in 
der Erfahrung gefunden werden; denn 
die Erfahrung kann blos lehren , was ein 
Staat in der Erscheinung ist» nicht aber» 
was der Staat seyn soll. Nur die Vernunft 
ist es, aus welcher sich dasjenige, i^aa 
noth wendig und allgemein gültig ist, er« 
kennen läfst. 

f. 287. 

So gewifs nun die Vernunft das Rechts- 
gesetz selbst als die nothwendige Bedin«. 

gung 



Das natürliche Staatsrecht* ^aT! 

gung ihrer Realisirung in der Sinnenwelt 
aufstellt; eben so gewifs fordert sie auch 
einen Zustand , worin die Bealisirung 
des Rechtsgesetzes dauernd und allgemein 
gesichert sey. 

j. 288. 

Da aber der Realisirung des Rechts- 
geseizes nicht Mos Mangel an gutem Wil- 
len, sondern schon die natürliche Befug- 
nifs eines jeden, seine rechtlichen Ansprü- 
che nach eigener Einsicht und Ueberzeu- 
gung geltend zu machen, ein immerwäh- 
rendes Hindernifs entgegenstellt , und 
Eusserdem das Zusammentreffen der recht- 
lichen Befugnisse mit einem zu deren Gel- 
tendmachung hinreichendem Maase von 
Kraft nicht durch die physische Weltord- 
nung von selbst gegeben ist; so geht jene 
Forderung der Vernunft (J. 286) dahin, 
mit Freyheit einen Zustand zu errichten, 
■worin das Recht eines jeden nach äusse- 
ren, d. h. allgemein anerkannten Gesetzen 
bestimmt sey, und in allen Fällen gegen 
jeden widerstrebenden Willen mit über- 
■wiegender Macht geltend gemacht werde. 



I 
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j. 289.; 

Ein solcher Zustand wird ein bür« 
g e r 1 i c h e r (status chilisjf und eine Ge« 
selkchafc von Menschen , die sich dazu 
vereinigt haben, ein Staat (cintaSf respu^ 
blicd) genannt. Demnach ist der absolute 
undnothweAdigeZwek. des Staats Reali« 
si^ung des Rechtsgesetzes oder Begrün- 
dung und Handhabung des Rechtszustan- 
des d, h. eines Zuständes , worin jeder der 
freyen Ausübung seiner Rechte gewifs ist 
(^. 46. Anm. 2.). 

Wei^ Mitglied eines Staats iat, heiist Staats- 
genösse, Bürger^ jeder Andre heifst ia 
Sejsiehung auf diesen Staat ein Auswärtiger. 

J. 390. 

^ Da jede Vereinigung zu einer Gesell- 
schaft nur auf eine Gemeinschaft äussern. 
Wirkens gerichtet seyn kann, und nur zcl 
diesem eine gegenseitige rechtliche Ver- 
pflichtung iStatt findet; so kann der Zwek 
des. Staats nicht gesetzt werden in dasjeni- 
ge, was von der individuelien Empfang« 
lichkieit eines jeden für die Gegenstände 
menschlicher Neigungen und Bedürfnisse 
abhängt — Glükseligkeitj noch in das« 
jenige, was nur durch innere, freye Selbst- 

tliä. 
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thätigkeit eines jeden möglich ist — Mo- 
ralität. 

Der Zwek des Staats als ein» InsEFm Verciaa 
iit dasjenige, was Alle im Slaat dnrclt and 
mit einander zn erreichen enrbeo köanen; 
nicht aber dasjenige , was jeder Einielne für 
sich, vermillelat des Staatszweks, za errei- 
chen sacht. Besteht nun das Letztere nacli der 
Nainr eines sinnlich- vcrniinfligen Wesen» iu 
SittlicLkeit nnd ihr nntergeordneler Glükselig- 
keit; so ist die Realisirung des Rechtsgesetzes 
der nnraittetbare Zwek der Staatsge. 
Dossen, als solcher; Sittlichkeif und Glük- 
seligkeit aber der mittelbare Zwek oder der 
£ndzwek eines jedea von ihnen. 



f. 291. 

Wohl des Staats (salus publica) 
ist demnach- nichts anders, als der Zu- 
stand der vmgehinderten Erreichbarkeit 
des Staatszweks (}. 236.). 

Das Wohl des Staats ist nicht za verwechsela- 
B. mit der Oükseligkeit der Staatsgenossen. Die 
^ Verwechselnng beyder BegriEFe macht den be- 
kannten , so oft miibranchfen, obgleich einer 
richtigen Bedeatang fähigen Satz : salus pu~ 
blica safrema lex eslo , zur gefährlichsten 
WnlTc für den Despotismus. 




•^i8 ZwvHauptth. Das nacOrL Staatsrechc 

In dem natürlichen (allgemeinen) 
^Staatsrecht werdeqi die rechtlichen Ver- 
hältnisse eiiiies Staats theils nacb der Idee 
des Staats überhaupt , theils in Beziehung 
auf die mögtiche Verschiedenheit der Staats- 
formen dargestellt. Jenes heifs das ab so- 
lute oder unbedingte,' dieses das hy- 
pothetische od^r bedingte natürli- 
che Staatsrecht (jus publicum universale 
übsolutum — hypotheticum).. 


, f 

DaiS natürliche Staatsrecht verhält sich 
zur Politik (Staatsklugheit oder 
vielmehr Staatsweisheit) , wie die 
Lehre von dem Ideal zu der Lehre von 
der Art > das Ideal in der. Wirklichkeit so 
vollkommen, als es utiter gegebenen Um« 
ständen und Verhältnissen möglich ist, 
zur Ausführung zu bringen. 

i,H»inr. Luden Handbach der Staatsweisheit 
oder der Politik* i. Abth. $• i5« * 



Erstes 
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Erstes Hauptstük. 

Absolutes oder unbedingtes natürliches 
Staatsrecht. 



Jo, Botlinus de republ. L. IV. Paris. i584 Jl 

Thom. HobbM s. %. 68. 

Ulf. Hubtr de jure clpitatis Lih, III. Frank. 1 67a, 
4. cum comment. Chr. Tfiomqsii et Nie, Lyn- 
her. cura Jo. Chrph. fischer, Francof. et 
Lips. 1753. k 

John. Loche tivo ireatises of gopernment. Zon- 
don i6yo. 8. deutsch. Jena 1716. franz. jimst, 
1754. 

.^tgernon Sidnty discourses eoncerning gopern-~ 
London i7o4' f- ncneste Ausgabe. I,ondon 1763. 
gr> 8. frsnzösiscli übersetzt von Samton. Haye 
1702. ///. T. 13. Paris l^b&. ir. T, 13. deuUch 
mit Anmerkungea und Abhandlungen von GtT, 
Dan. Ehrhard. a, B. Leips. 1794. 8. im Aus- 
zug von L. H, Jahob. Erf, 1795. 

Just. Hen, Böhmer Introductio in jus publicum 
universale. Halae 1709. ed. III. lySS- 

Cod. Em, Frilsvh jus publicum universale. Jen, 
1734. 

/. /. Rousseau du Contract social ou principe» 
du droit politique. Amsierd. 1763. la. u. m. 

Joh; 



% . • ^ 
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Joh^ Heinr, p. Justi die/ Natur : und das Wesen 
der Staaten ; mit Anmerkungen von Htin* 
Gottfr. Sclieidemqnteh Mitau 1771* 

,Ä G. Scheidemantel Staatsrecht nach der Ver- 
nunft und Sitten der voriehmsten Völker her" 
trachtet, 3 Th. Jena 1770 — 1773. 

Desselben allgemeines Staatsrecht überhaupt und 
nach der Regierungsform. }ena 1775* 

dar, Ant. de Wartini posiHones de füre ciifitati% 
ed»,;ii y^indob iffi- 

/• F. Li. Schrodt systema Juris publici ünU^ersa-, 
, li$. Bamb. 1780. 

Versuch eines systemat. Lehrbuchs des natiirli« 
chen Staatsrechts. Altena 1790. 

'Aug. Lud. Schlötzer allgemeines Staatsreclit und 
Staatsverfassungslehre. Gott. 1793. 

Th. Schmalz das natürliche Staatsrecht« Königs- 
V berg 1794. Zw. verb« Auflage ebendas« i8o4. 

K* H» Heydenreich Grundsätze des natürl. Staats- 
rechts und seiner Anwendung. II Th. Leipang 
1795. 

C U. D. de Eggers institutiones juris civitatis 
publ, et gentium unipersalis, Hafniae 1796« 

J. E. ^P^/^at^er allgemeines Staatsrecht. .Halle 
1797. 1. Th. 

J. C. Majer allgemeine Theorie der Staatsconsti* , 
tution. Hamburg 1799* 

Desselben System der Staatsregierung im Grund- 
risse. Hof i8o3. 

Jq. 
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Jo. PhiU Leider naitirliches StaaLsrecht. Franhf. 
I8ü6. ^ 

Zum TheJI gehören auch hiclier die Schriften 
über die Staalslebre überhaupt, z. B. 

If^ilh. Jos. ßeJir System der allgemeinen Staats- 
lehre. Bamb. iSo3. 

ZJeÄsen Syst. dev allgemeinen angewandten Staats- 
lehre in SAbtbeil. Fraiikf. 1810. 

Jul. Gr. V. Süden, Staatsbawahallmig, , Ecl. 181S. 
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Erster Abschnitt. 



Von der Gründung des Staats und der 
Staatsgewalt überhaupt, 

§. 294. 
Der Staat ist eine Gesellschaft (f-aSg), 
Da jede Gesellschaft einen Vertrag vor- 
aussetzt, so kann die Existenz eines Staats, 
-wenn derselbe einen rechtlichen Ur- 
sprung haben soll, nnr auf einen Ver- 
trag gegründet werden. Dieser Vertrag 
heifst der allgemeine Staats ver- 
trag. 

1. Der rechtliche Ursprung eines Staats ist 

mildem bistar ischcn Ursprünge der Staaten 

nicbt zu verwechseln. Jeder Staut, er mag in 

der Wirklichkeit entstanden seynj wie er will, 

mufs, 



4 
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aaa Z^.Hauptth. Er^t. Hauptst^ Erst. Abs« 

maCsj insojem er eia rechtliches Inititat aeyn 
Boü, als auf einem Vertrag beruhend gedacht 
werdto. Vgl. £ant in ^e^ Berlin^ Monathach. 
. Sept. 1793. S. 249« 2?«Mf 7» Metaphya. Anfaxiga- 
gründe der Rechtslehre. S.I73. Reinhold A^ho^ 
rismen über das Süssere llecht . überhaupt und 
insbesondere das Staatsrecht C^^^^^l^l '^^^ 
mischter Schriften. Jena 1797*) $• 5. a. aueh 
Seht in der j^eitschrift : die Verfassung . und 
Verwaltung des Staats« I. B. IL H. i.Abfa« * 



2. Die Vernunft fordert zwar nothwendig, daia 
der Mensch im Staat lebe ; aber sie fordert 
nicht» dafs er in diesem oder jenem Staate le- 
be ; darum kann , jener allgemeinen Noth wen- 
. digkeit ungeachtet » jeder einzelne Staat recht* 
intffsig nur durch freye ' Einwilligung entstehen 
und bestehen« 

Der Staats vertrag kann aber nicht 
blos ausdrüklich, sondern auch stillschwei- 
gend (durch Theilnahme an den Vor-- 
theilen, welche nur den Staatsgei^ossen 
gegen Uebernahme der aus dem Verein 
entspringenden Verbindlichkeiten zxÜkoia^ 
men } eingegangen werden. 



}. 096, 



Von d. Grund, d. St. u d, Staatsg.überh. aaS 

Der Staatsvertrag ist notliwendig bey- 
des zugleich, Vereinigiings- und Un.. 
terwerfungs vertrag (pactum unionis 
et subjectionis civilis), weil der Zwek des 
Vereins , die von Allen gewollte Herr- 
schaft des Rechtsgesetzes , nicht anders 
als durch Unterordnung des Willens und 
der Kräfte aller Einzelnen unter einen 
Gesammt willen und eine Gesammtkraft 
erreichbar, mithin in dem Wollen jenes 
Zweks das Wollen dieses einzig mögli- 
chen Mittels von selbst enthalten ist. 

J. 297. 
Damit nun die Idee des Staats zur 
Wirklichkeit gelange und in das Leben 
trete , mufs eine Person, sie sey ein Indi- 
viduumoder eine Mehrheit von Individuen, 
bestimmt werden, durch welche der Ge- 
sammtwille ausgesprochen und vermit- 
telst der Gesammtkraft ausgeführt werden 
soll. Eine solche Person heifst das Staa ts- 
Oberhaupt, der Oberherr im Staat. 

Im Verbältnifs zum Staatsoberhaupt heifst die 
Gesammthett der Bürger das Volk (popuiusyi 
die Einzeluea weiden Unterthuteit gcnumt. 



$. 208. 
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#24 Zw.Haupttb. Erst« Hauptst. Erst. Abs. 

X)a aber die Unterwerfung Aller da^ 
durch bedingt ist, dafs der Wille des 
Staatsoberhaupts als Organ des Gesanunt- 
willens • nicht als individuelle Willkühr 
sjch äußsere ; so wird die Darstellung der 
I|4ee des Staats in der Wirklichkeit erst 
dadurch vvolle^det^ dafs auch gesetzliche 
Normen über die Art und Gränze der 
Wirksamkeit des Staatsoberhaupts beste- 
liexL ' uiese Normen, welche gleichfalls 
^Is , f^uf der freyen Einwilligung aller 
beruhend, gedacht werden müssen, tna« 
cUen den dritten Bestandtheil ((• ^^g.) 
des allgemeinen Staats Vertrags , den Yer- 
fas'sungs vertrag (pactum ordinationis 
^Chilis) ^ns. 

1. Die Terscbiedencn Bestandtbeile des allgemei« 
neu Staatsyertrags heissen die Grundver* 
träge oder Grundgesetze des Staats« 

a. Auch ohne besondere ^ in der yerfa$8ang ei- 
nes Staats ausgesprochene Normen ist die Ge- 
walt Aes Oberhauptes im Allgemeinen immer 
beschränkt durch die Würde der Menschheit 
und die Natur des Staatszweks. 

Die Oberherrschaft im Staat ist dem- 
nach das Rechte die Mittel zimi Staats« 

zwek 
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zwek durch eine innerhalb der Gränzen 
der Verfassung völlig unabhängige und un- 
bedingt gültige Wahl festzusetzen und 
auszuführen. Sie hcifst höchste Ge- 
walt (Souverainetät), weil ihr jede an- 
dere Gewalt iin Staat untergeordnet ist; 
und Majestät, -weil dasjenige, dem al- 
les untergeordnet ist, eine über alles 
erhabene Würde hat. 

1. Die Obrigkeit (Oberfaerrscban: im Staat) iat 
von GoU, insofern es PflicLt ist, im Staate 
zu leben, jede Pflicht aber als ein Gebot der 
Gottheit betrachtet werden kann. — Ueber 
die verschiedenen Erkläiungsarten jenea Salzes, 
»o wie des Ptk'dicals, welches dem Begenten- 
tilel heygefügt zu werden jiflcgt: von Got- 
tes Gnaden, s. die Einheit des Maats and 
der Kirche C^hne Drukoit) 1797. 8. 70, f. 

}. 3oo. 

Die Ausübung der höchsten Gewalt 
im Staate heiTst die Regierung des 
Staats, die Staats venvaltun g (re- 
gimen pubücumj. Das Subject , w^elchem 
die Ausübting der Staatsgewalt übertragen 
ist, heirst der Regent des Staats. 

Dasjenige, was vom Kegeulcn \a den Angelegeti- 
heilcn des Staatj den Grund Ter tragen gem^fs 

Crti Ntlarriibi. P d(--. 



aa6 Zw.Hauptth. Erst. Hauptst Erst. Abs. 

ge3chielit^ macht den allgemeiBen Willelt 
im Staat aus ; d. h* es ist rechtlicli so zu be* 
trachten , alt hätten alle Einzelnen dazu ein«» 
gewilligt 

}. 3oi» 

Der Staat ist durch die Einheit des 
in ihm bestehenden allgemeinen Willens 
eine moralische (ideale) Person, und steht 
als solche in einem gedoppelten Verhält- 
nisse : theils zu den Personen ausser 
ihm, theils zu den in ihm vereinigten 
Personen, Inder ersten Rüksicht kommt 
dem Staat eben so, wie dem Einzelnen 
gegen den Einzelnen , das Recht der 
Selbstständigkeit und Unabhängigkeit zu 9 
in der zweyten geht das Recht desselben 
theils auf unmittelbare Thätigkeit zu iBe- 
•wirkung des Staatszweks, theils auf die 
noth wendigen Bedingungen seiner Exi- 
stenz und seiner vollen Wirksamkeit für 
jenen Zwek nach innen und nach aussen. 

Dieselbe Anzahl von Menschen, welche Äum 
Staatszwek vereinigt sind , kann auch noch 
als zu andern gemeinschaftlichen Zweken verei-i» 
iiigt seyn^ und macht alsdann nicht den Staat 
(im eigentlichen Sinne) sondern die Gesell- 
schaft im Staat aus, s. Hitfeland Lehr- 
^ät;2e des Naturrechts $. 438^—440. 

f. 302. 
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Zur Existenz eines Staats, als eineB 
selbstständigen Vereins , gehört nothwen- 
dig ein seiner imabliängigen Wirksamkeit 
unterworfener Tliell der Erdoberfläche , 
welcher das Staatsgebiet (lerriiorium) ge- 
nannt wird. 

Einwoliiier eioca Staala sind alle, die ihren bestän- 
digen AufenlLallmitUürgcrrcchtim Slaalagebitte 
liabeii. Sie sind entweilerGrundeigcnlliiimerd, li. 
Eigen Ihiim er der einzelnen Tlieile des Slanls- 
gubiels oder blofse Einwohner. Von lezlera 
können wiederum uiiterachieden werden die 
blufscn Beywohncr (^accolae) , -wulclie zwar 
unter dem Schutze des Slaala ihren bcsUn- 
digen AnCt>n(liaIt im f^taala gebiete haben ^ aber 
die Hechte der Staatsbürger nicht in ihrem 
vollen Umfange gcniefaeii. Die rethllichen 
Verliällnisse deraelben LSngcn von den be-- 
BonJern Bestimmtingeii dea Aufnahm cvertjag«. 
ab. Vergl. §. aS/. Anm. 

f. 3o3. 
Jeder, der auf irgend eine Art, sey. 
es durch äulseres Eigentlium oder durch 
persönliche Kräfte, fähig ist, zum Zwek 
des Staats beizutragen, ist auch fähig, 
Mitglied des Staats zu werden, 

P a 1. 
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1. .Zum Begriff eines Staats gehört die Vereini« 
guiig von Grundeigenthiimer^ nicLt wesentlich; 
es können daher hlofse Einwoliner eben so gut 
Bürger seyn als Grundeigenthümer, und mit 
diesen gleiche Rechte geniefsen« ^ 

2, Verschiedenheit der Religion begründet an 
sich keine Verschiedenheit der bürgerlichen 
Rechte. Nur in dem Verhältnisse^ wie jemand 
durch seine Religion an Ei^fullung aller bür- 
gerlichen Verbindlichkeiten gehindert wird, 
kann er auch nicht auf Theilnahme an alleu 
bürgerlichen Rechten Ansptuch machen. 

}. 3o4. 

Niemand wird als Bürger eines Staats 
gebore^; denn die eigene Einwilligung 
der Unmündigen ist physisch unmöglich ^ 
und die Einwilligung der Eltern für die 
Kinder , so j dafs diese dadurch gebunden 
würden 9 ist rechtlich unmöglich. 

J. 3o5. 

Dadurch, dafs der Mensch in den 
Staat tritt, kündigt er sich als einen recht« 
liehen^ d. h. die Rechte anderer zu ach- 
ten geneigten Menschen an ; denn nur 
unter der Bedingung dieser Geheigtheit 
ist er überhaupt fähig, Bürger zu suyn. 

Sei- 
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Seine Rechtlichkeit nicht, anerkennen, 
heifst daher, ihn nicht als Bürger aner- 
kennen. Hierauf beruht das jedem Bür- 
ger zustehende Recht auf änfsere Aner- 
kennung seiner Rechtlichkeit, oder das 
Recht auf Ehre und guten Na- 
men, 

Der Eintritt in den Stnal als die Ankündigung 
der Geueigllieit , die Recblo Anderer zu ach- 
ten, giebt dem Menschen einen Werlh, dei- 
nen äussere Anerkennung die bürgerlich« 
Achtung heifst. Das Hecht auf Ehre und 
guten Namen besieht darin, dafa dieser^ 
Achtung weder unmittelbar fdurch verächt- 
liche, beschituprende Aeusserungcn, //yiiJ'iere im. 
eigentlichen Kiiicie), noch mittelbar (durch 
Andicfatnng widerrechtlicher Handlungen, Ver- 
ISnmdungenJ intgcgpn gehandelt werden 
darf. — Uebcr diese Materie sind zu Tcrglei- 
ehen: Gralmanii über Eure und guten Nfwneff 
(indessen Magazin J'ür die Philosophie des Recht« 
und der GeselBgebutig J. B. i. Heft. N. I.) und 
r. ^Imendingen Grund:(iige zu einer neuen 
Theorie über Verletzungen des guten Namen« 
und der Ehre (in Grulmann's Magazin für die 
Philosophie und Geschichte des Rechts und der 
Ge»etrgobung I. B. i - 3- St. N. I. u. IV.) 



I 
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§. 3o6. 

So wie der Eintritt in den Staat notli- 
wendig auf freyer Einwilligung beruht» 
kann sich auch die Fortdauer dieses Ver- 
hältnisses nur auf freye Einwilligung 
gründen. Daher mufs dem Bürger der 
Austritt aus dem Staat immer offen blei- 
ben; und die Gesellschaft, von "welcher 
er sich lossagt, hat keinen w^eitern An- 
spruch an ihn, als dafs er zuvor noch die 
schon während seiner Theilnahme am Ver- 
ein entstandenen Verbindlichkeiten erfülle. 

Was liier das Recht gebietet, stimmt auch mit 
der wahren Politik eines Staats, welcher seine 
** eigene Würde nicht verkennt, auf das voll- 
kommenste Sibcrein. s. PFelker über Staat, 
Recht und Strafe S. 92. 

J. 307. 

Die Staatsgewalt erstrekt sich auf al- 
les, was an sich durch Vertrag bestimm- 
bar und zugleich zum Zwek des Staats 
nothwendig ist. Daher kann der Regent 
pichts verfügen , was nicht der vereinigte 
Wille aller Einzelnen seyn könnte. 

I^Jlisbrauch der Staatsgewalt zw andern Zweken 
als zum Staatszwek heifst Tyrann ey. 

}. 3o8. 



^. St. u.d.Staatsg. überh.' äo? 

§. 3o8. 
Der Inhaber der Staatsgewalt ist da- 
Rer auch zu keiner Verfügung berechtigt* 
zu welcher er nicht zugleich verptlichtet 
ist. Denn er hat seine Rechte nui; um 
des Staatszweks willen » zu dessen Beför-. 
derung er verpflichtet ist. 

f. Sog. 
Die Wirksamkeit der Staatsgewalt wird 
b«stiinint durch den Staatszwck, und die- 
ser ist für alle Mitglieder des Staats eben- 
derselbe.- Daher sind alle Bürger gleich 
•Vor dem Gesetze. Diese Gleichheit be- 
ruht aber auf zwey Stücken, welche nicht 
von einander getrennt werden dürfen: 
i) dafs alle Bürger unter gleichen Um- 
ständen gleiche Rechte haben , und 2) 
dal's es keinem Bürger verwehrt oder un- 
möglich gemacht ■werde, sich in die Um- 
stände zu versetzen, mit welchen gewis- 
se Rechte verbunden siiid. 

Die reclitlithe Gleichheit der Bürger kann keine 
aüdre als eine relative seyn. Mit ilieicr ist, 
wie Verschiedenheit erworbener Rechte über- 
haupt, so nach Verschiedenheit der Stande 
und ^Landesrechte voUkommea vereinbar. 

5. 5io. 
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/ 

$. 3io; 

Durch den Staatsvertrag hat jedcJr 
Bürger sich des Rechts der Selbstverthei- 
digung begeben, und den Schuta seiner 
Rechte an die Staatsgewalt übertragen. 
Nur unter Umständen, wo die öifentliche 
Macht nicht wirken kann, um einem Bür« 
ger gegen widerrechtlichen Angriff Hülfe 
zu verschaffen, tritt das Recht der Selbst- 
hülfe oder der Nothwehr wieder eii^ 

* A 

f. 3ii. 

Der Staatsgewalt sind alle Personen 
im Staate,, sowohl die physischen als mo« 
r^lischen, unterworfen» Eine Gesellschafti, 
deren Thätrgkeit für ihren Zwek ^em 
Staatszwek und der Staatsgewalt nicht un« 
tergeordnet ist, darf im Staate nicht gedul- 
det werden. 

EiQo solche Gosellsüfaafi vrird ein Sia«t; im 
. Staat« (ßiatM in 9tatu) genannt« 

h 3i2. , 

Insbesondere ist auch die Kirche der 
Staatsgewalt unterthan* Der Regent hat 
in Ansehung derselben eben die Stechte^ 
wie in- Ansehung jeder andern Gesellschaft^ 

die 



'& yon d. Grund, d. St. u. d. Staatsg. überh. 235 

die sich im Innern des Staatsverelns befin- 
det, Uer Inbegriff dieser Rechte heifst 
das Majt'stäisreeht über die ICir. 
che (jus majeslalictim circa sacraj, 

tUer Regent kann aach zngleicli ürchliches Ober- 
haupt seyn, aber Jenleres nur vermöge einer 
besontlein Ucbertragung von der tirchüchcn 
Gesellschaft. Ist eine aolche Ucberlragiujg ge- 
■chehen , so sind immer die Handlungen des 
RegcnLen als Iniiuhers der Ulaalsgewalt von den 
Handlungen desselben als Inhabers der Kir- 
chengewall wohl zu unterscheiden. 

J. 3i3. 
Die Kirche hat daher den Schutz ih- 
rer geseUschaftUchen Rechte von der höch- 
sten Gewalt im Staate zu er^varten; die- 
ser aber liegt ob, die Anerkennung der 
Kirche als einer im Staate btireclitigten Ge- 
sellschaft auf die Vereinbarkeit ilirer Sat- 
zungea und Anstalten mit dem Zwek des - 
Staats zu beschränken. 

Das Majeslätsrecht über die Kirche wird in dsr 
errten Bezieliung jus adt-ocaiiae ecclesiasticae, 
in der zweyten jus reformaadi genannt. 

i§. 3i4. 
Da die Wirkfamkeit der Staatsgewalt 
Ch noihwendig auf alles im Staasgebiet 
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erstrekt , so sind auch Auswärtige , so lan- 
ge sie sich daselbst aufhalten , in Ansehung 
ihrer Handlungen, und wenn sie daselbst 
Güter besitzen > in Ansehung dieser ^ der 
Staatsgewalt unterworfen {subditi temporarii 
— forensesj. 

}. 3i5. • 

Dem Staatszwek müssen alle Privat- 

t 

zweke untergeordnet seyn ; daher kann die 
Staatsgewalt, wenn der Staatszwek nicht 
anders zu erreichen ist, bis zur Einschrän- 
kung oder Aufhebung der Rechte Einzel- 
ner, jedoch, vermöge des Princips der recht- 
lichen Gleichheit, nicht anders als gegen 
Schadensersatz, fortschreiten. Die Staats- 
gewalt in dieser Ausdehnung heifst Macht« 
Vollkommenheit {jplenitiido- potestatis) , und 
das Recht hiezu wird das äufsersta 
Recht Qus eminent) genannt^ 

Kein Bürger hat ein zu Recht be- 
ständiges, Urtheil über Regentejihand- 
lungenj denn es wäre überall keine bür- 
gerliche Verfassung möglich, wenn dem 
Bürger das Recht zustände , die Verfügun- 
gen der höcbsteu Gewalt mit. der Wirkung 

zu 
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XU benrtheilen, dafs er sein Gehorchen 
oder Nichtgehorchen darnach bestimmen 
dürfte. Daher ist dem Bürger in keinem 
Falle Widerstand gegen Rcgentenhand- 
lungen des Oberherrn erlaubt. 

Als Regen tcnhandluogen sind aber nicht aol- 
tho HandliiBgea anzusehen , ivodurch der 
Regent die Grundverlrage bricht, Viehnehr 
veirithtet er dnihirch selbst seine Regenten- 
qualitdt, indem er das Fundamentseiner eige- 
nen Gert-alt aufhebt. — Vtrgl, Kant über den 
Gemeiospincb : was in der Tlieorie richtig ist, 
gilt darum noch nicht in der Praais — nebst 
Gerti: und R h'-eig Anmeriungen darüber — 
Ecrlin. Wonatschrift i/gS. 1794- Anlimacliia- 
vell, oder über die Granzen des bürgerlichen 
Gehorsams. Flallc 1794. i^eiicr&acÄ Antihobbes, 
oder über die Gränzea der höehsLen Gewalt- 
Erfurt 1798. 

}. 3.7. 

Der Bürger ist befugt, sich über die 
Maasregeln der Regierung theils durch 
PrivatvorsteUungen theils durch öffentli- 
ches Unheil innerhalb der Gränzeu der 
dem Regenten und dessen Stellvertretern 
gebührenden Ehrerbietung frey zu äus- 
sern. Denn der Staatszwek macht es nicht 
notUwendig, dafs der BürgerseineEinsicht 
ver- 
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verleugne ^ obgleich derfelbe seinen Gehor- 
iam nicht von seiner Einsicht, abhängig 
machen darf. ^ 

(AmnO ledern Regenten, welcher guten Willen 
hat, mufs es höchst willkommen seyn, frey» 
miitfaige Urtheile über seine Verfügungen 
zu vernehmen. Hierin , verbunden mit der 
Bereitwilligkeit, gerechten Beschwerden abzu- 
helfen , liegt das sicherste Verwahrungsmittel 
gegen — • Staatsrevolutiouen. 

}. 3l8. 

Die Ausübung der höchsten Gewalt 
im Staate beruht , wie der Staat selbst ^ auf 
einem Vertrag« Darum kann der Regent 
' weder die Regierung veräussern, noch 
derselben durch die Willkühr der Untertha- 
nen entsetzt werden« 



Zweyter Abschnitt. 

Von den einzßlnen Theilen der Staatsgewali 

und deren Ausübung* ' > 

Die Staatsgewalt als das leitende Priri- 
fnp alles dessen^ was zum Zwek des Staats * 
gescfltiehen 9o11, ist nur Eine; es lassen sich 
aber in <{«m Uitifange dersetben rerschte- 

dene 
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dene Rechte unterscheiden, welche selbst 
■wiederum Gewalten, aiicli Ho heil 
Regierungs- und Maj estäisrecht« 
genannt werden. 

. j. Sao, 
Da die Staatsgewalt sowohl im Ver- 
hältnisse zu Staatsgenossen als zu Aus- 
wärtigen zu wirken hat; so sind die Rech- 
te derselben nach dieser zweyfachen Rich- 
tung ihrer Wirksamkeit, theils innere, 
theils äussere Hoheitsrechte. 

J. 321. 

Die innern Hoheitsrechte bezieheri sich 
theils auf die Form der Wirksamkeit der 
Staatsgewalt überhaupt, theils auf die ein- 
zelnen G egenstände , bey welchen sich 
die Staatsgewalt wirksam zeigt. Auf die- 
se Unterscheidung gründet sich die Ein- 
theilung der Hoheitsrechte in allgemei- 
ne (formelle) und besondere (mate- 
rielle). 
Die allgemeinen Huheitsrechle kommen bey je- 
dem besondern Holieitirccht zur Aavreodaog. 

f. 332. 
Die Staatsgewalt wirkt überhaupt theili 
durch die öffentliche Erklärung theils 
durch 
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durch die Ausführung dessen , -was als ^11-» 
gemeiner Wille im Staate gilt. Sie ent^ 
Ikält daher zwey allgemeine Hoheitsrech- 
te : i) das Recht , dasjenige , was in Be- 
ziehung auf den Staatszwek geschehen soll, 
in allgemeinen, für jeden Bürger in sei- 
nem Theile verdindlichen Normen fest- 
zusetzen j 2) das Recht, dasjenige, was^ 
diesen Normen gemäfs ist, in einzelnen 
Fällen zur Wirklichkeit zu bringen. Jenes^ 
heifst die gesetzgebende, verfügen- 
de, anordnende Gewalt (potestas le^ 
gislatoria) ; dieses die vollstrekende, 
vollziehende, ausübende Gewalt 
(potestas executoria). Mit beyden stehen, 
als Mittel zu deren Ausübung, zwey an- 
dere Rechte in noth wendiger Verbindung: 
das Recht der Aufsicht und das^ 
Recht der Aemter. 

J. 3a3. ' ■ ' 

Die gesetzgebende Gewalt findet 
ihre eigene gesetzliche Norm theils in dem 
allgemeinen Grundsatz, wovon dieRecht- 
mäfsigkeit aller Verfügungen der Staatsge- 
walt (J. 307.); theils in dem Princip der 
Zwekmäfsigkeit sowohl in Ansehung des 
Inhalts als der Abfas;sungsart der Gese.tze«. 
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§. 324. 
Da die gesetzgebente Gewalt dasjeni- 
ge, was als allgemeiner \Ville im Staate 
gelten soll, auszusprechen hat; so hangt 
die verbindliche Kraft einesjeden Gesetzes 
von dessen Promulgation d. h. von der 
Öffentlichen Handlung ab, wodurch die 
Kenninifsdesselbenallen,für\velche es ver- 
pflichtend seyn soll, möglich gemacht wird, 

§. 325. 
Die durch Promulgation einmal be- 
gründete Gültigkeit eines Gesetzes dauere 
solange fort, bis das Gegentlieil festgesetzt 
ist. In dergesetzgebenden Gewalt aber ist 
auch das Recht begriffen, ein bestehendes 
Gesetz abzuändern oder aufzuheben C/e^*7n 
cbrogare, legi derogare, subrogare, obrogarej. 

f. 326. 
Das Recht, Ausnahmen von allgemei- 
nen Gesetzen zu machen,, beruht auf kei- 
nem andern Grund als das Recht der Ge- 
scizgeljung selbst. Beziehen sich die Aus- 
nahmen auf ganze Classen von Personen 
(Jura singulariajf so hängt ihre Rechtmäfsig- 
Iteit von der Bedingung ab, dafs sie zur 
Ausgleichung des Unterschiedes zwischen 
den 
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den verschiedene^! Qassen von Personen 
in der Fähigkeit zu Erhaltung und Aus- 
übung ihrer Rechte , mithin zur Beförde^ 
rung des Zwekes der Gesetzgebung im 
Ganzen dienen. 

$. 327. 

Ausnahmen von allgemeinen Geset- 
ÄCh für einzelne Personen (Pii\ulegien) 
^sind rechtmäfsig 9 wenn in einem be- 
sonderen^ vom Gesetzgeber nicht vor- 
hergesehenen und daher auch im Gesetze 
nicht enthaltenen Falle der Zwek des 
Staats eine solche Ausnahme noth>/v^endig 
erfordert» und diese alsdann für die Zu« 
kunft zur Regel gemacht > mithin in das 
Gesetz selbst, als künftig al)gemein gelten- 
de nähere Bestimmung desselben ^ aufge- 
nommen wird. 

1. Jedes Privilegiam y welches für den Staatszwek 
entweder gleich Anfangs unnütz war, oder in 
der Folge unnütz wird^ kann und soll auig)s^ 
hoben werden ^ denn die Ertheilung oder Fort- 
daner eines solchen Privilegiums ist ungerecht» 
Der Privilegirte kann deshalb auf keinen Er- 
satz Anspruch machen^ weil Verbindlichkeit 
zum Ersatz mir bey Beeinträchtigung ei-» 
nes Rechts Statt hat, in dem yorausgeaetztoa 
Fall Ab«r «in Recht eninrodtr toü- Anfang an 

nicht ' 
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nicht Torlianden war o^er in der Folge wieder 
aufgehSil bat, 

3. Man pflegt auch solche Rechte, welche nach 
der besondern Verfaasiitig eines SianU nnr zu- 
folge einer vom Regenten oder im Namen des 
Regenten ertheilten Concessioii ausgeübt wer- 
den dürfen, Privilegien zu nennen. Bey 
Privilegien in dieser Bedeutung liitl Verbind- 
lichkeit zur Entschädigung ein, wenn sio um 
des Staatszwecks willen auTgehoben werden . 
müssen (§. 3i5)- 

J. 328. 

Die voll ziehende Gewalt (}.322.) hat 
überhaupt dasGesetz in einzelnenFällen zur 
Anwendung zu bringen. Sie begreift da- 
her zweyerley uoter sich: i) das Recht, 
Über das Verhähnils eines Falls zum Ge- 
setz zu entsclieiden — richterliche 
Gewalt; a) das Recht, zu bewirken, dafs 
dasjenige, was dieser Entscheidung ge- 
mäfs ist, ■wirklich geschehe — vollzie- 
hende Gewalt im engern Sinne. 
Die vollziehende Gewalt im engern Sinn äussert 
sich in der Form des Befehlen», d. h. der 
Reslimmung dessen, was in einzelnen Fällen 
zufolge der allgemeinen Vorschrift des Gesetzes 
geschehen aoM; wohin dann auch derGebiauch 
des Zwanges im Falle des Ungehorsams gchoi-t. 
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{. Sag. 

Dem gesetzlichen Zwange sind all< 
Unterthanen^uf gleiche Weise unterwor — 
fen. Gegen den Regenten aber, er gejr" 
eine physische oder moralische Person^ 
findet kein Zwang Statt, weil aller recht — 
liehe Zwang im Staate durch ihn alleiix 
ausgeübt werden kann. 

Der Regent kann nicht. gezwungen "WArden; .we- 
der von sich selbst, weil es widerspseGhend 
ist 9 sich selbst zu zwingen, noch von Andern > 
weil jeder Ton Andern aosgeübler Zwang rechts- 
Mridrig ist. |, Das Oberhaupt hat allein die Be- 
fugnifs zu zwingen , ohne selbst einem Zwangs- 
gesetz unterworfen zu seyn. Es ist aber Alles, 
was unter Gesetzen steht, in einem Staat Un- 
- tertban , mitbin dem Zwangsrecfat imterwor- 
fen; einen Einzigen (physische oder moralische 
Person) das Staatsoberhaupt, durch das 
aller rechtlicher Zw^g allein ausgeiibt wer- 
den kann, ansg^omm«n. Denn iLÖnnta 
dieser auch gezwungen werden, so wäre er 
nicht Oberhaupt.'^ Kant in der oben ange- 
führten Abb. — Berlin. Monatsschr. Sept. 1733^ 

J. 33o. 

Weder die gesetzgebende noch die 
^vollziehende Gewalt kann ihrer Bestim- 
mung gemäTs auisgeübt werden , ohne ge- 
naue 
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naue Kenntnifs von demjenigen, was mit 
dem Staatszwek in Verbindung steht. Die 
BefugniTs des Staatsoberhaupts zu den 
MiitelTi, sich diese KenntniTs zti verschaf- 
fen, heifst das Recht der Aufsicht» 
(J.SasOdie aufsehende Gewalt f))o- 
tesias iiispeccaria). 

Das Recht der Aorsiclit eratrwkt aii-h auf ganze 
Gesenschafieii sowohl aJs auf einzelne Men- 
sclien, Oncl, w«s jene bei ruft , insbi-sondero 
■nch i) auf kircbliche GeidUchafLifi, da- 
ntit der Regent sich vcraicliern könne , daTi 
im Innern einer »olcben Ge.dlstbaft, welche 
mit besonderer Kraft auf die Gcmüther der 
Menscbea wirkt, niclits vorgebe, was dem 
SlaalsEwek entgegen ist. Diefä ist die söge- . 
nannte weUliclie Auf sieb t über die Kir- 
che (impectio secuiarie circa ei-clesiam ) ; sie 
unterscheidet sieb wesentlich von der kirchli- 
chen Anfsicht, welche der Kirche selbBl al» 
ein G esc! Iscbafl arecht zusieht; 2) auf gehei- 
me Gesellschaften , weil bey diesen , ihrer ei- 
genthiini liehen Beschaß"enheit wegen, die Ge- 
fahr für den StHalszwck dringender werden 
kann. — Geheim können Gewllschaflen seyn 
in Ansehnns ihre» Zweks oder ihrer Mitglie- 
der oder beyder »gleich. 



Q2 f. 33t. 



I 



ft44 Zw.Hauptth. ErstHauptst. Zw« Abs. 

Die Unzulänglichkeit der persönlichen 
Kräfte eines Regenten zu unmittelba* 
rer Ausübung der Staatsgewalt in ihrem 
ganzen Umfange macht die Anstellung un- 
tergeordneter Gehülfen nothwendig. Die- 
se Gehülfen heifsen Staatsbeamte^ und 
das dem Regenten zustehende Recht zur 
Anstellung derselben wird das Re cb t der 
Aemter (jus munerum) genannt. 

1. Der Regent kann als Diener des Staats betracli- 
tet w.erden, weil er zum Zwek desselben ver- 
niöge der ihm übertragenen Staatsgewalt xu 
wirken hat. Der Beamte ist gleichfalls Diener 
des Staats y aber er ist es nur mittelbar , weil 
er zunächst im Auftrag des Regenten handelt 

2. Staatsbeamte hei(scn Obrigkeiten in Bezie- 
hung auf die ihren Befehlen unterworfenen Per« 
aonen (Amtsuntergebene}. 

§, 332. 

Das Recht der Aemter begreift unter 
sich theils die Anordnung y er seh i edener 
Arten von Behörden neben einand^r^ nach 
den verschiedenen Bestandtheilen der 
Staatsgewalt 9 theil« die Festsetzung des 
dem Zweke der Einheit und Zusammen- 
stimmung angemessenen Verhältnisses 

gleich« 



^ • 
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gleich artiger Aemter zu einander. 
Beydes zusammen macht die Organk- 
eation der Aemter aus. 

f. 333. 
Die Theilnalime an Ausübung der 
Staatsgewalt im Namen des Regenten giebt 
dem Beamten eine Auszeichnung vor den 
übrigen Bürgern (eine Würde); und der 
Grad dieser Auszeichnung, wovon der 
Rang im Staatsdienst abhängt, richtet sich 
nachdem gröfsern oder geringern Umfan- 
ge jener Theünahme und der hie*on ab- 
hängenden näheren oder entfernteren Ver- 
tretung der Stelle des Regenten, Daher 
ist das Recht der Aemter zugleich ein 
Recht der E h r e n und Würden (jus ha- 
norum). 

f. 334. 
Der Staatsbeamte hat unter Abhängig- 
keit vom Regenten einen Theil der Staats- 
gewalt ausziiüben. Daher gehört zu den 
Rechten und Pflichten des Regenten so- 
wohl die Ertlieilung von Vorschriften über 
die Art und Gränze der Amtsverwaltung 
(Amtsinstruction) als die Anordnug 
und AuBÜbung fortwährender Aufsicht 
über 
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über die Beamten. Diese Aufsiciu eBsti^t 
ilKi ti nicht nur auf Erfüllung deJsAmt&pfiicIu 
teil; sondern auch auf das. Privatleben der 
Beamten, soweit solches auf die Amtstreue* 
und das Amtsansehen Einflufs hat« 

Die Aufsicht über die Amtsiiibriing soll nicht blos 
«nf das y was gethan wird (nach der Zahl der 
gelieferte» Arbeiten^ sondern auch anf die 
Art, wie es gethan wird (auf den Geiai und 
die Gesinnung ^ womit, dc^ Beamte in sei« 
nein Wivkungslgreise th^tig ist} gerjobtet teym 
Wie die^e^ einzorichten sey, ist eine Anfgabti 
welche die Staatsweisheit zu löson hat. 

{, 335. 

Bey Uebertragung eine$ Staatsamtes 
ist- die Auswahl nach keiner andern. Hük« 
sieht als nach der vollkommensten Tüch- 
tigkeit zu Verwaltung desselben zu treffen. 

Die Ertheilung einer Anwartschaft auf ein noch 
unerledigtes Staatsamt (Expectanz^'läfft sich 
nur in dem besondern Falle rechtfertigen, wenn 
sie das einzige Mittel ist^ einem künftig zu 
besorgenden Mangel an einem, tüchtigen Beam- 
ten vorzubeugen. 

5. 336. 

Auf die Verpflichtung Aller, zumZwek 
des Staats mitzuwirken/ grmid(ßt sich die 

aU 
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allgemeine Verbindlichkeit der Bürger zur 
Uebernahnie der Staatsämter. In wieftir- 
ne jedoch diese von der Art sind, dafs 
sie nicht, als ein Reyhedienst, unter Al- 
len wechseln können, sondern die Veiv 
ivaltung derselben, wegen der dazu erfor- 
derlicUeij Vorbereitung und Uebung, den 
Lebensberuf Einzelner ausmachen mufs; 
ist ein Zwang zur Uebernabme eines Am- 
tes gegen Einzelne nur dann rechtinäfsig, 
wenn solchen das Wohl des Staats wegen 
Mangels an andern taugliclien Staaisdie- 
nern nothwendig macht (j. 3i5.). Ausser- 
dem kann vermöge des Grundsatzes der 
rechtlichen Gleichheit, nach welchem kein 
Einzelner für das Ganze mehr zu leisten 
schuldig ist als andere Bürger , die Ueber- 
tragung eines solchen Amtes nur durch den 
übereinstimmenden Willen des Regenten 
und dessen, der es annehmen soll, ge- 
schehen. 

E» ist ganz unbedenllich, diesen iibereinsliminen- 
den Willen eini-n Vertrag (Dienstvertrag) 
zn ncnupn , sobald man nur nicLl übersieht , 
' dafa dieser Vertrag nicht blos nach den Regeln 
de» iPrivatrcnhts, sondern immer zugleich anck 
nach seiner besündcrn Beziehung auf den Staats. 
zwek zu bcnrtheilen ist., 

: }■ 357- 
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}. 337. 

Darauf, dafs der Beamte im Dienste 
des Staats mehr fiir das Ganze leistet und 
aufopfert , als andere Bürger, beruht auch, 
vermöge des Grundsatzes der rechtlichen 
Gleichheit, ^er Rechtsanspruch auf eine 
verhältnifsmäfsige Gegenleistung. Diese 
Gegenleistung heifst Amts-Gehalt, Be- ^ 
soldung (salarium). 

Bey Bestimmung der Gröfse des Amtsgebalts 
ist theils auf die Beschaffenheit der Xieistungen 
während der Amtsführung selbst^ theils auf 
die Aufopferungen 9 welche die Vorbereitung 
^ zum Staatsdienst und die Verzichtleistung auf 
andere Erwerbquellen noth wendig macht, Rük- 
sicht zu nehmen* Was aber die Art der Be« 
soldung betrilTt, so darf dieselbe nicht mit der 
Natur und dem Zwek des Amtes im Wider- 
spruch stehen. Dahin gehören voi*zü glich sol- 
che Besoldungen , welche ^em amtlichen An- 
sehen oder dem Zutrauen der Untergebenen 
gegen den Beamten entgegen sind, z. B* Straf- 
gelder als Thcil der Besoldung. 

f. 338. 

Das Recht der Aemter schliefst auch 
das Recht der Entlassung eines Beamten \ 
nach eben derselben Rüksicht, worauf die 
Anstellung beruhen mufs (}. 335), in sich. 

Hat 
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Hat jedoch der Beamte nicht durch pflicht- 
widriges Betragen sich seines Amtes ver- 
histig geraaclitj so kann die Entlassung 
nicht anders geschehen, als gegen fort- 
dauernde Entschädigung für das dem Staa- 
te früher durch Vorbereitung zum Staats- 
dienst und Verzichileistung auf andere Er- 
■\verbquellen gebrachte Opfer, weil ohne 
die Aussicht auf Sicherung eines anstän- 
digen TJnterhahs Mangel an Männern ent- 
stehen würde, welche sich die zur Ver- 
■waltung eines Staatsamts erforderlichen , 
besondern Fähigkeiten erworben hätten; 
■was dem Wohl des Staats entgegen wäre. 

8. Kant Philosoph. Recbtslehre %. 4g. tit. D.', 
vgl. Wendi Grundzüge der phllos, RechUleh- 
re %, i3o. nr. 8. — Wird die Frage : ob der 
Regent den Beamten, ^der nicbla verschuldot 
hat, ohne fortdauernde Entschädigung enllas- 
sen könne, blas aus dem Gesichtipunkt cinei 
Privat Vertrags betraclitet , so hat man cinea 
Mandativcrtrag, wo es freylich dem Mandanten 
jrey steht, dem Maudatar das übertragene Ge- 
schält immer wieder abzunehmen, und solches 
entweder selbst zu verrichten. ^ oder einem An- 
dern zu übertragen. Diese einseitige Ansicht 
ist auch v7ohl die Hauplursache , warum die 
vorliegende Frage von Vielen bejaht vi'ird. Al- 
lein die Anstellung eines Beamten iat eine Re- 
geOT 
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getiteiiluiiKilujig> \mj- welcher der Gesichts^., 
puokt de3 öfTentHcheu Reehts etttacbeidend seyn 
mufa, weil dasjenige 9. was im Namea dee SiaaU 
geschieht 9 dem Wohl desselben nicht entgegen 
aeyn darf. — Merkwürdig ist hier die Bai^r. 
Haupt -Landes -Pragmatik über die Dieästver« 
, hältnisse der Staatsdiener, voraüglich in Be- 
ziebun^ an f ihren Stand und Gehalt , vom !• 
jKnner i8o5« &• Gönner der Staatsdienst ans 
dem Geeiefatsponkt des Rechts nnd der Na-* 
tiotnajökonamie betrachtet Landsfaat. iSoS» 

Auf gleiche Weise y wie die Ueber- 
nähme eines Amtes auf fVeyer Einwilli- ^ 
gtitrg' benihen , mu£^ , steht auch die Nie- 
derlegung desselben (resignatio officii} dem 
Beamten frey. Eine Ausnahme kann auch 
hier nur durch einen Nothfall wegen Man- 
g;els an einem tauglichen Nachfqlger ge- 
rechtfertigt werden (J. 335.)* 

lieber- die Lehre von Staatsämtiern vei^. ansser 
der angefahrten Gönner^ ichen Schrift; iSeuffert 
* von dem Verhältnisse des Staats nnd der Die 3 
ner dibs x9taats gegen einander. ^Wärzburg 1793. 
▼en d^r Bede von StaatsSmterh und Staatsdie^ 
n^rtK Heübronn 1797. (Scheffher) Gedanken 
iHid^ Möynungen über Manches im Dienste. 
i8e4. und den zweytbn Abschliitt von Reh-- 

bergen 
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btrg's Sclirilt über die Staatsvcrwaltiuig deuf? 
aciter Länder und die DJeneiscIiaft desficgeu- 
[• tcn, Hannover 1S07. 
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Die besondern Hoheitsrechie ({. 3ai.) 
sind theils ursprüngliche ilieils abgeleitete. 
Jene haben den Staatszwek unhiiitelbar 
zum Gegenstand, sow^ohl in Rüksiclit auf 
dessen Realisirung im Einzetneti, wenn 
der Fall eines bestrittenen oder ver eti- 
len Rechts eintritt (Justizgewalt) als 
auf Bewirkung einer der durehgängigeij 
Herrschaft des Rechts angemessenen Urdr 
nung des Ganzen (P o 1 i z e y g ts w a 1 1). Die- 
se beziehen sich auf die Mittel theils zur 
Sicherheit des Staats selbst gegen feind- 
liche Gewalt, theils zur steten bereitsohaft 
der Güter, deren die Staatsverwaltung t 
zur Ausführung ihrer einzelnen Zweke he-- 
darf. Daher die Militär- uiid die Fi- 
nanzge walt. 

ä, 341. 

Die Ju s t i z g ew a It zerfallt, dem Ver- 

hältnisfe der besondern Hoheitsrechte zu 

den allgemeinen gemäfs , in die Jnstiz- 

gesetzgebung und ^die Justizverwaltung. 

j, 342. 



\ 
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Die Justizges cftzgebung bat theils 
den Umfang der Rechte der . Einzelnen 
gegen einander, theils die um des Ganzen 
willen nothwendigen Folgen der Rechts- 
verletzungen] festzusetzen. Jenes heifst 
die bürgerliche , dieses die Strafgesetzge- 
bung (legislatio civilis — • criminalisj. 

}. 343.^ 

Durch die bürgerliche Gesetzge* 
bung mufs dasjenige, was unter einem 
Volk in den Verhältnissen der Bürger zu 
einander als öffentlich anerkanntes Re^ht 
gelten soll, in bestimmten Normen, so- 
wohl für die Beziehungen der Persönlich- 
keit als für den Besitz von Gütern und 
den wechselseitigen Umtausch von Lei- 
stungen , ausgesprochen werden. 

Was unter einem Volk als Recht anerkannt, aber 
noch nicht von der öffentlichen Gewalt als aner- 
kanntes Recht ausgesprochen ist, heifst Ge- 
wohnheitsrecht. Von diesem gehen, nach, 
dem Zeugnisse der Geschichte, die positiven 
Gesetzgebungen aus ; und in ihm bereiten sich 
auch mit den Fortschritten der Cultur die Ver- 
besserungen vor, deren jede positive Gesetzge- 
bung vojdi Zeit zu Zeit bedarf 

}. 344 
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§. 344. 
Da diese Normen, deren Inbegriff das 
positive Privatrecht ausmacht, Rechtsnor- 
men seyn sollen, so können sie nichts an- 
ders seyii als Anwendungen der allgemei- 
nen Rechtsidee auf besondere Gegen- 
stände., Jede Gesetzgebung eines Staats 
hat daher die Gesetzgebung der Vernunft 
zur nothwendjgen Grundlage; denn nur, 
■was von Einzelnen durch ihren Privat- 
w^illen gültigerweise festgesetzt werden 
kann, ist aucU fähig, als rechtlicher Wille 
Aller in einem öffentlichen Gesetz ausge- 
sprochen zu "werden. 

Hiernach beantwortet sich die Frage: ob das Na- 
(urrecht durch positive Gesetze abgeändert wer- 
den könne, von selbst. Das positive Gesetz 
kann von dem natürlichen nicht auf eine andere 
Art verschieden seyn, als so, vrie überhaupt da> 
Sesoadere von dem Allgemeinen Terschicden ist. 

J. 345. 

Der Gesetzgebung h'egtaberob, der 
Anwendung der allgemeinen Rechtsidee 
auf die Verhältnisse der Einzelnen im 
Staate zu einander, in Ansehung des Er- 
•werbs, der Ausübung und der Dauer der 
Rechte, diejenige Bestimmtheit zu geben, 
wel- 



1 
I 
1 
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■welche zu einem festen Rechtszustand und 
zum Behuf dfer Entscheidung im Fall ei- 
nes Streits oder Zweifel« über rechtliche' 
Verhältnisse uothtvendig ist. 

r 
f S46. 

Die Strafgesetzgebung beruht 
darauf, dafs .der Zwek des vollständigen 
flechtssciiutzes nur dann zu erreichen ist, 
Wenn das natürliche Rechtsgesetz nicht 
blos in Rüksioht auf die Besximmung des 
einem jeden zukommendenFreiheit^gebiets, 
sondern auch insofern, als dasselbe jeden 
Eingriff in ein fremdes Freiheitsgebiet ver- 
bietet, zum öffentlichen Gesetz gemacht 
tvird. 

{. 347. 

Ein Gesetz besteht als öffentliches nur 
dadurch , dafs es durch äussere Machjt sei- 
ne Wirksamkeit gegen jeden vriderstre- 
benden Willen behauptet. Da es aber 
Unterlassungen sind ^ vf eiche den Gtegen- 
staiid eines verbietenden Gesetzes ausma>- 
ehen, und diese, ohne gänzliche Vern ich- 
uitig der Freiheit des Handelns selbst^ nicht 
unmittelbar durch äussere Macht bevrirkt 
vrerden können ; &o mufs iiki^ dem Verbot 

zu- 
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zugleich etwas anders, durch dessen Be- 
■wiikung sich das Gesetz nach erfolgter 
gesetzwidriger That wirksam zeige, als 
Folge von dieser festgesetzt werden. 

■• f. 548. 

Die gesetzlich bestimmte Folge der 
Uebertretiing eines verbietenden Gesetzes 
mijfs ein Uebel für den Tliäter seyn, weil 
dadurch das Gesetz ßich einer Handiong, 
■welche auf Erlangung eines Giits durch 
gesetzwidriges TImn gerichtet ist, ent- 
gegenstellt. Ein solches Uebel heifstStra- 
fe (poena /oretisis). 

C. ff. Gros Z>. de nolione poenarum forrntium. 
Erlangen _ij^i. 



J. 349. 

Der Thäter wird demnach gesti'jrf't, 
biosweil er dasGesetz übertreten (verbro- 
chen) hat; und der Rechtsgrund der Stra- 
fe liegt darin, dafs das Verbot, um als 
öffentliches Gesetz bestellen zu können, et- 
was in sich entlialten mnfs, wodurch das- 
selbe an dem Uebertreter gelbst, der es 
durch seine That als nicht geltend behandelt 
hat, 
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hat 9 seine unausbleibliche Gültigkeit (Un- 
verbrüchlichkeit ) beh^upt^n kann. 

1« Hierans ergiebt sich die rechtliche Nolhwendig- 
keit, dafs in dem verbietenden Gesetze Strafe 
gedroht werde. Dagegen jLann weder aus dem 
Erlaub tseyn der blofsen Androhung eines 
Uebels \ein Recht zur Zufüguhg desselben 
abgeleitet, noch die Androhung 'einer Strafe als 
ein willkührliches Bedingen der TerboteneA 
Handlung ^(gleich als ob diese tun einen ge- 
wissen Preis feil stände) betrachtet- werden. 

% Inwiefeme durch Vollziehung der .Strafe dem 
Verbrecher blqs darum ^ weil er eine Vebel- 
that begangen hat, ein Uebel zugefugt wird, |er- 
scheint die Strafe als Wieder Vergeltung; 
mit welcher Ansicht auch die Vorstellung der 
Stiafe a)s einer Abbüssüng verwandt ist. 
Zu einer Wiedervergeltung aber in^ dem* Sinue, 
dafs dadurch nach der Idee e^ner moralischen 
Weltordnung jeder empfienge, was seine böse 

^. , That'.werth ist> oder in dem Sinne ^ dafs jeder 
das Unrecht I welches er dem Andern . zugefugti 
wiederum an sich selbst erfahren sollte , kann 
es kein Recht geben ^ weil jenes in keiner mensch- 
lichen Macht liegt, dieses mit dem Begriff eines 
Rechts im Widerspruch steht, s. Fichte GrondL 
des Naturrechts II. Th. S. 127. ff. — ^ Aus gleii 
chem Grunde heifst die Stilafe abdi'öff'tflitil«' 
^he Genugthuung,. im Gegensatz von.'dePA 
}enigen , welche dem Beschädigen ^laiiatot )Uid 
^inrch jene nicht ausgeschlossen wird« 
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f. 35o. 

Als Zwek der Strafe kann dasjenige 
betrachtet werden, was eine natürlich» 
Wirkung der Strafe ist und durch ange- 
messene Wahl des Strafübels befördert 
■werden kann. Es liegt aber in der Nattir 
desmenschliuhenWillens, dafsdieAnsübimg 
desStrafrechts ein Mittel ist, von rechts- 
widrigeu Handlungen a bz uh allen, 
"Weil dadurch die aligemeine TJeberzeu- 
gting hervorgebracht werden kann, dafs 
jeder, welcher gegen das Gesetz ein Gut 
zu erlangen strebt, sich krafc dieses Ge- 
setzes selbst ein Uebel bereitet ; wodtircli 
der rechtswidrige Wille als sein eigenes 
Object vernichtend erscheint. 



Der Zwek der Strafe kann sich bezie- 
hen sowohl puf den Uebertreter, an wel- 
clieju sie vollzogen wird und welcher von 
■weitern Ue!>ertretiingen abgehalten wer- 
den soll, als auf jeden Andern , welchei* 
sich zu einer gesetzwidrigen Handlung ^ 
versucht finden möchte; in der ersten Be- 
ziehung wird derselbe B e s s e r n n g , in der 
zweyten Abschrekn n g genannt. 



1 
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\ 

1. Besserung und Abscfarekung sind nicbt an sich 
verschieden, weil durch Zufiigung eines sinn- 
lichen Uebels f dergleichen die biirgerliche Stra* 
fe ist 9 keine Umwandlung der innern Gesin- 
nungen (Besserung des Willens) sondern nur 
Gesetzmäfsigkeit im äussern Verhalten duixh 
die Vorstellung der bereits empfundenen unan- 
genehmen Folge des gesetzwidrigen Handelns 
bewirkt werden kann; was^ selbst nichti an- 
ders ist als Abschrekuug. 

\ 

a» Der Rechtsgrund ä^r Strafe ($. 5490 besteht 
. fiir sich., unabhängig yon der Wirkung ^ wel- 
. . che dadurch bey den Einzelnen bezwekt wer- 
den kann. D^her mufs die dem Ge^^tze nach 
verwirkte Strafe vollzogen werden , wenn gleich 
jedes begangene Verbrechen die Unzulänglich-* 
keit der Strafdrohung für den einzelnen Ver- 
brecher beweifst 9 und wenn gleich in keinem 
einzelnen Falle mit Gewifsheit erwartet wer- 
den kann , dafs die Zufügung der Sti*afe auch 
wirklich zur .Besserung oder Abschrekiuig die- 
nen werde. 

J. 352, 

Gegenstand der Strafgesetzgebung 
(Verbrechen) sind alle rechtswidrige 
Handlungen 9 bey welchen nicht schon 
entweder die damit verknüpfte NiQhtigkeit 
oder , weil sie nur in verweigerter Erfül- 
lung einer Rechtspflicbt bestehen^ die ste*- 

i ■ t% 



Von d. einz, Th. d. Staatsg. u. d. AusübVäog 

t3 Mögliclikeii des Vollzieliiingszwanges 
hinreichende Sicherheit gegen Beeinträch- 
tigiing des Rechtszustandes gewährt. 

J. 353. 
Durch jedes Verbrechen wird das Recht 
des Staats auf Gehorsam gegen das öffent- 
liche Gesetz verletzt; diese Verletzung 
aber kann begangen iverden entweder an 
dem Staate selbst als einer idealen Person, 
wenn die Handlung gegen die Verfassung 
oderVerwaltiing des Staats gerichtet ist, oder 
an Privatpersonen, diese seyen Individuen 
oder Gesellschaften. Hierauf beruht die 
Eintheilung der strafbaren Handlungen in 
Staats- und Privatverbrechen. 

i. 354. 
Ein rechts-widriger Erfolg kann ent- 
stehen entweder durch den Entschlufs zu 
einer Handlung, wobey jener Erfolg vor- 
hergesehen und durch dieses Vorhersehen 
die Willkühr zur Handlung selbst bestimmt 
■wird fdoliisj, oder durch den Entsclilnfs 
zu einer Handlung, deren rechtswidriger 
Erfolg zwar nicht gewollt , aber doch 
entweder vorhergesehen wird, oder bey 
Anwendung der schuldigen Aiifmerksam- 
R 2 keit 
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keit vorhergesehen Averden könnte (culpa) ^ 
Beydes ist ein Gegenstand der Strafgesetz- 
gebung, weil nicht nur die absichtliche 
Hervorbringung einßs rechtswidrigen Er- 
folgs , V sondern auch die Veranlassung des- 
selben durch EEandlungen, die ihn nicht 
zur Absicht haben % dem im, Staate zu rea- 
lisirenden Rechtszjastand entgegen ist. 

1. Die culpa y als Gegensatz von dolus über-- 
baupty begreift zwey Arten unter sich: i) 
der Handelnde hatte den aus seiner Handlung 
entstandenen gesetzwidrigen Erfolg zwar nicbt 
gewollt y jedocü solchen als möglich oder wahr- 
scheinlich Torhergesehen und dessen nnge-^ 
achtet die auf einen andern Zwek ge- 
richtete Handlung unternommen ; :)} der Han- 
delnde hatte jenen Erfolg nicht vorhergesehen, 
ihn aber vorhersehen können und sollen. Die 

■ 

erste Art vpn culpa (welche man sonst mit dem 
unpassenden . Namen dolus ' indirectus bezeich- 
net hat) gränzt zwar nahe an dolus ^ ist aber 

« 

dennoch wesentlich davon verschieden \ sie hat 
mit demselben das Merkmal des Vorhersehens 
gemein , unterscheidet sich . aber von ihm 
durch das Nichtwollen des Vorhergesehenen. 
Bey der zweyten Art von culpa kann (ver- 
meidliche) Unwissenheit oder Unbe- 
dachtsamkeit, beydes entweder in Anse- 
hung de3 Gesetzes oder in Rüksicht auf die 
Folgen der Handlange zum Grniide liegen. 
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3. Culpa kann mit tfaltts in ebendertolben Hand- 
lung zusammentreffen, wcnii nämlich der wirk- 
licli beab»iclitigtd Erfolg selbst auch ein Ver- 
brechen ist. Damit ist nicht zu Terwechseln 
der Fall, wenn jemiinil bey seiner Handlung 
diesen oder jenen recLtswidiigen EiTulg, wio 
ei licli fiigcn würde, beabsichtigt; in diesem 
Fall ist der Handelnde immer in Ansehung des 
wirklich eingelrelcnen Eifolgi als doloBor Ver- 
brecher ZQ betrachten. 

§. 355. 
Der Qualität nach kann die Strafe 
in jedem Uebel bestehen, welches von der 
Art ist, dafs der Mensch sich demselben 
bey dem Eintritt in den Staat auf den Fall, 
wenn er ein Verbrechen begehen würde, ' 
gültiger Weise d. h. ohne Verletzung der 
Wüfde eines müralischen Wesens, durch 
Vertrag unterwerfen könnte. Da es nun 
Pflicht i&t, im Staate zu leben, der Mensch 
aber, um der Erfüllung seiner Pflicht wil- 
len , sein Leben aufgeben kann und soll; 
eo sind auch Todesstrafen aus derRay- 
he der rechtlich möglichen Strafarten nicht 
ausgeschlossen. 

1. Bcnrlheilimg der vorEÜglichsten Gründe, wel- 
cbe gpgen die Hcchlinäfsisktit der Todesstrafe 
vorgebracht werden, insbesondere des an niei- 
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Bten täaschenden Einwurfs/ AtSn dar Mensch 
selbst über sein Leben nioht verfügen , mitbin 
auch ein Dispositionsrecht darjaber dem Staate 
nicht Überträgen könne, -<* Die Meynnngen 
*der berübmtesten Schriftsteller über die Todes- 
strafe jBnden sich im 2* Tb« der Bergh'achen 
Uebersetznng von Beccaria*9 Abhandlung 
über VerbreiJien und Strafen» S. 65 — i83. 

2« Mit dem Rechte des Staats zur Todesstrafe ist 
nicht zu verwechseln das ^em Staate gleichfalls 
zustehende Recht der Selbstvertheidigung ge- 
gen denjenigen , welcher die Existenz desselben 
in Gefahr bringt. Molblanc JPr* ds poenis 
ab effectibus defensionia naturalis etiam in sich- 
tu cipili probe distinguendis. in Opute. ad Ju§ 
Crimin, spectant, Nn IIL 

- \. 356. 

Unter den einzelnen , rechtlich inög«> 
liehen Strafarten gebührt der Vorzug <]^n- 
jenigen , durch welche die nach der Na- 
tur des menschlichen Willens zu erwar- 
tende Wirkung der Strafe (}. 35o.) am mei- 
ßten befördert wird. 

tlieranf bezieht sich der Grundsatz ^ daf^ die .^ 
der Strafe im Geiste des Verbrechens liegfsa 
d, h» so weit es möglich ist, ein solches Uebel 
enthalten soll, welches gerade derselben Art 
von sinnlicher Triebfeder > woraoa das Ver« 
brechen entsteht , am maislen entgegenwirkt^ 



* 
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„Noxiae poena par ento, 
que plectatur, vis capile , 
noris cupidltas iffn 
dt Icff. IIL 46. 



U in Btto viico quis~ 
ii'Orilia mulcta, h*~ 
Cicero 



j. 357. 

Die Quantität der Strafe kann nur 
aus dem Grunde selbst, worauf das Straf-, ^ 
recht beruht, ihre Bestimmung erhalten. 
Indem Grade, wie das Verbrechen dem 
allgemeinen Bechtszustand tntgeoenwirkt, 
mufs auch das öffentliche Rechtsgesetz als 
Strafgesetz auf den Verbrechet- zurük- 
■\virken. 

f. 358, 
Jede That ist ein Aeiisseres und Inne- 
res zugleich j beyde Rüksicliten müssen 
vereinigt bey Bestimmung der GrÖfse dep 
Strafe in Anschlag kommen.' Eine Hand- 
lung ist daher um so strafbarer in der er- 
sten (objectiven) Rüksichtj je gröfser dep 
Nachtheil im Allgemeinen ist, welcher aui > 
der Handlung für die Rechte anderer ent- 
steht; in der zweiten (su'bjectiven), je 
stärker die Kraft des rechtswidrigen W'iU ! 
lensist, welche sicli in der Handlung zu 
erkennen giebt. 

f. 359. j 
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J. Sog. 

In objectiver Rüksicht ist demnach 
die Strafbarkel,t einer Handlung um so 
gröfser: i) je melirere Personen in ihren 
Rechten dadurch verletzt werden ; a) je 
mehrere Rechte in Einer Person dadurch 
verletzt werden; 3) je weniger die Folgen 
der dadurch bewirkten Rechtsverletzung 
sich wieder aufheben lassen, 

J. 36o. 

In subjectiver Rüksicht ist zuvör- 
derst eine vorsätzliche Uebertretung straf- 
barer als eine un vorsätzliche, weil sici 
dort ein dem Gesetz mit Bewufstseyn em- 
gegenstrebendes Wollen , hier nur Unter- 
lassung der Aufmerksamkeit auf das Grö- 
setz und auf das Verhältnifs der Hand- 
lung zu demselben zevgt. Die nähere Be- 
stimmung des Grades der Strafbarkeit aber 
beruht auf eben demselben Princip » nach 
welchem überhaupt eine Kraft gemessen 

wird. ' 

■ 

{. 36 !• 

Eine Kraft ist um so stärker, je grös- 
ser die Hihdernisse sind, Welche sie über« 
windet, und je weniger sie ialso der Mi;- 

wir«. 
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■Wirkung anderer Kräfte bedaif. Um einen 
.bestimmten Erfolg liervorziibringen. Hier- 
aus ergeben sith, in Anvvenünng auf die 
Siätke des durch ,ein Verbrechen geäus- 
eerien reciitswidrigenWilli-nsjZwe)* Grund- 
sätze; i) die Strafbarkeit einer Handlung 
steht iiu geraden Verhältnisse mit der 
.Menge und Gröfse der Hindernisse, wel- 
che durch die Handlung übi;r\vunden wer- 
den. Diese ist dalier um su strafbarer: 
a) je zahlreicher und mannigfaltiger die 
innern, dem Entschlufs enrgegeustelien- 
den Hindernisse d. b, dit; betandern Ab- 
lialtungsgründe für den Handelnden sind, 
und je mehr derselbe zur Erkenutnifs und 
Erwägung dieser Gründe fähig ist; b) je 
gröfser und mannigfaltiger die äussern' 
Hindernisseder Handlung d.h.die Schwie- 
rigkeiten der Ausführung sind , und je 
mehrThätigkeit zu deren Entfernung oder 
Ueberwältigung erfordert und angewendet 
■wird. 2) Die Sirafbarkeit einer Handlung 
Eteht im umgek ehrten Verhältnisse mit 
der Zahl und Stärke der äussern Veran- 
lassungen, wodurch der Entschlufs beför- 
■dert wird. Je mehr sich daher bey einer^ 
Handlung eine solche Gemüthsstimmung 
zeigt , welche durch eigenen , inneren An- 
trieb, 
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triebe ohne besondere AufForderungen von 
aussen y zu Verbrechen führt, desto grös- 
ser ist die Strafbarkeit ; im entgegengesetz- 
ten Falle desto geringer. 

].' Nach dem zweyten Grundsatz ist insbeson- 
dere dine Handlang in grösserem oder gerin- 
gerem Grade strafbar, je nachdem sie in Ge^ 
vrobnheit und einer herrschenden Leiden- 
schaft, oder in einer schnell gereitzten Be- 
gierde und plötzlich entstandenen Gemütbsbe- 
wegung ^Affect}; in geföhrhchen und bös- 
tirtigen Triebfedern, oder in solchen > die nur 
unter dem Einflüsse besonderer Umstände , ih- 
rer natürlichen Tendenz zum Guten entgegen^ 
s eine verkehrte Richtung genommen haben , ih- 
ren Entstehungsgrund hat^ 

2. Die angegebenen Momente gelten fiir dolus 
und für culpa. Daher richtet sich auch bey 
der letztern der Grad ihrer Strafbarkeit, bejr 
gleichem gesetzwidrigen Erfolg ($• 3590 sowohl 
nach dem Unterschiede der beyden Arten von 
culpa (^. 554. Anm* 1.) als nach der gröfsern 
oder geringern Fähigkeit .des Handelnden tbeils 
ziir Einsicht in das VerhSltnifs der für einen 
andern Zwek unternommenen Handlung 2um 
Gesetz , theils zur Erwägung und Abwendung 
der Folgen derselben. 



§. 362. 
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J. 362. 
Die Gesetzgebung hat sowohl die Qiia- 
htätals die Qiiancitätder Strafefüf die ein- 
zehien Arten von Verbrechen dergestalt 
festzusetzen, düfs einerseits alle individuel- 
le Willkühr des Richters ausgesuhlossen 
ist, anderseits aber dem riahterlichen Er- 
messen Raum genug übrig bleibt, um je- 
desmal die Strafe, so genau als möglich^ 
nach der besondern Beschaffenheit der in- 
dividuellen Xhat abmessen zu können. 
Daher kann das Strafgesetz nur bey sol- 
chen Verbreclien, deren Straf barkeit, schon 
ihrem allgemeinen Begriffe nach, den höch- 
sten Grad erreicht und jnithin Vernichtung 
des physischen oder bürgerlichen Daseyus 
zur Folge hat, ein absolut bestimmtes, 
bey allen andern aber, wegen der im Ein- 
zelnen nicht zu erschöpfenden Mannigfal- 
tigkeit ihrer Abstufungen, nur ein rela- 
tivbestimmtes seyn. 

Die der Gesetzgebung bey der Quantität der 
Strafe obliegende Aufgabe kann nur durchFest- 
aetzung gewisser GrSiizen (eines Maximum nod 
Minimum') gelöfsl -werden; die Festietznng die- 
ser Gränzen selbst aber, in Ansehung der Wei- 
te ihres Abslandes von einander, n)nfs wieder- 
um nncli dem angegebenen Princip gesclielten. a, 
dis 
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die Anraerkungen zum Baier. StrafgeseUbiuJi 
1. fi. Einl. §. 14. 

, }. 363. 

Zur Verwaltung der Justiz (}. 34.d) 
wird die Anstellung von Beamten erfor- 
dert. Ein Beamter^ welchem die rechts- 
kräftige Entscheidüngf von Rechtsfällen 
übertragen ist , heifst ein Richter , Justiz- 
beamter. Die Befugnifs , Rechtsfälle 
mit Rechtskraft zu entscheiden^ heifst Ge* 
richtbarkeit (jurisdictioj^ 

Da kein Bürger über den andern richten kaBn, 
^ ausser im Namen des Staats 9 so ist jede Gcriclit- 
' barkeit, die von einer Privatperson ausgeübt 
wird, eine untergeordnete (jurisdictio svh^ 
ardinata h. subalterna) und die Staatsgewalt, 
inso^erne sie die Quelle aller Gericlitbarkeit ist, 
Iieifst die höchste Gerichtbarkeit, die 
ob er stricht er liehe Gewalt (Jurißdictio «»- 
prerna s. suhlimisy^ 

^ 364. 

Der Richter hat das Gesetz in Anwcii- 
dting auf eine einzelne Thatsache a^szu- 
sprechenA Hiezu gehört eine genaue Kennt- 
nifs sowohl von dem Sinn eines Gesetzes 
als von der Beschaffenheit eines vorliegen- 
den 
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den Falles nach allen Momenten, von 
welchen vermöge der gesetzlichen Bestim- 
mung dieBeurtheilung desselben abhängt. 
Daher kann ein richterliches Unheil Hin- 
durch Auslegung eines Gesetzes und durch 
Untersuchung einer Thatsache zu Stande 
kommen. 

§. 365. 
Auslegung eines Gesetzes ist die Dar- 
stellung des Sinnes desselben d. h, der Ge- 
danken, welche der Gesetzgeber mit den 
"Worten verbunden hat. Sie hat immer 
nur historische Wahrheit zun» Gegenstand 
(Auffindung dessen, was der Gesetzgeber 
wirklich gedacht hat) und kann -daher nie 
etwas anders darstellen, als ■was aus den 
gegebenen Worten entweder unmittelbar, 
nach ihrer Bedeutung an sich und im Zu- 
sammenhang, oder vermittelst einer noth- 
wendigen Folgerung erkennbar ist. 

f. 366. 
Für die Auslegung gilt nur diejenige 
Folgerung als nothwendig, welche darauf 
beruht, dafs ausserdem ein Gesetz entwe- 
der in seinen einzelnen Theilen mit sich 
selbst, oder, inwiefern es zu einem Ganzen 
von 
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von Gesetzen gehört,^mit dieseiii in Wider- 
spruch g^rathen würde. ' 

Nur eine solche Nothwendigkeit bürgt für die zur 
Auslegung erforderliche Gewifsheit, nicht aber 
ein blofser Schlufs aus dem Grund oder Zwek 
eines Gesetzes; wodurch nur- Möglichkeit gege- 
ben ist. *» Zwar gieng die Römische interpreiatio 
weiter, aber sie war auch nicht blofj>e A uslegung, 
sondern zugleich Ergänzung oder Berichtigung 
der Gesetzgebung , und als solche durch Publi- 
eitstund die stete Möglichkeit eines verfassungs- 
mäsigen Widerspruchs gerechtfertigt. Daher sind ' 
die Maximen dieser interpreiatio (z/ B. L. i3. 
D. de LL.) nicht mit allgemeinen Regeln der 
reinen Auslegung zu verwechseln. 

§. 367. 

Ist der Sinn eines Gesetzes mit Gewifs- 
heit ausgemittelt , so mufs der Richter das-^ 
selbe ]genau, wie es lautet , anwetiden, 
ivenn ihm auch die Yerordiiung desselben 
hart oder iinzwekmässig scheinen sollte; 
denn der Richter soll nicht über die Ge- 
setz?9 sondern nach den Gesetzen richten. 



\ - 



$. 368. 

In dem positiven Gesetz , als dem Aus« 
druk des allgemeinen Willens 9 hat jedeif 
Bürger Jelbsi über wine künftigen Reoht5«' 

strei- 
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Etreitigkeiten zuiQ voraus entschieden; ^e 
richtcrliclie Urtheilh&t daher nur die zum 
voraus geschehene, eigene Entscheidung 
der Pai^tey in dem vorliegenden einzelneu 
Fall auszusprechen; und es kann hieran 
vpeder durch die richterliche noch durch 
irgend eine andere Ge^valt im Staat eine 
Abänderung gemacht werden, ohne dafs 
die Willkülir an die Stelle des Rechts, ein 
Machtspruch an die Stelledes Rec h ts- 



spru' 



;hs tritt. 



m f. 3i5g. 

m Aus ebendemselben Grunde hat auch 
ein neues Gesetz keine zurükwirkende 
ICraft (vis retroaclivaj, d. h, es ist nicht 
anwendbar auf Thatsachen, die; früher 
sind als dieses Gesetz, soweit durch solche 
vermittelst des damals bestandenen Gesetzes 
die Erwerbung einesRechts , mit oder ohne 
Bedingung und Zeitbestimmung, bereits 
vollendet war. 

Sollle ein neues Gesetz auf dai Vergangene KUriil- 
wirken , so würde dadurch bereits erworbenen 
RechlenEintraggescbehen. Hieraus folgt, dafs die 
Frage; obund in wieferne der Gesetzgeber befugt 
sey, einem neuen Gesetz die Clause] beyzufü- 
geu, dafs solche* zurnkwirlcencle Kraft haben 
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0OII f , ni^cb dem allgemeinen Grundsatz von Anf- 
Opferung der Rechte Einzelner für den StaaU* 
zwek (§. 3i5.} zu entscheiden ist* 

}. 370. 

Findet sich daher für die Entscheidung ei- 
nes zum Richterspruch vorliegenden Falles 
keine Regel in der positiven Gesetzgebung, 
so kann für diesen Fall nicht erst ein Gesetz 
gegeben werden, weil es ein neues Gesetz 
seyn würde, welchem keine zurükw^irken* 
de Kraft zukommt. Der Richter hat also 
einen solchen Fall nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Vernunftrechts, welche 
immer als* angenommen in der positiven 
Gesetzgebung zu betrachten sind , zu ent- 
scheiden. ' 

^ Hiemit stimmen auch die Gesetzgebungen der 

' neuern Zeit überein : die Frenssiscfae (A. &• 

K. Einleite $. ig. 5o.) die Französische (Code 

art. 4.) die Oesterreichische (A. B. G. Einleit. 

$. 7.). 

§. 371. 

Sollte der Sinn eines Gesetzes nach den 
Hegeln der Auslegungskunst gar nicht aus- 
zuinitteln seyn, so hat gar keine Auslegung , 
auch nicht durch den Geseczgeber (soge- 
nannt« 
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nannte authentische) Statt, BOndern 
es kann nur vom Gesetzgeber eine neue 
Verordnung über den Gegenstand eines 
solchen Gesetzes gegeben werden, von wel- 
cher dann ebendasselbe gilt, wie von je- 
dem andern neuen Gesetz. 

f. 372. 
Was insbesondere die Anwendung ei- 
nes Strafgesetzes betrifft, so setzt solche 
voraus 1) dafs die Wirklichkeit der Hand- 
lungnach den im Gesetze bestimmten Merk. 
malen ausser Zweifel sey (corpus delicti^ 
Thatbestand des Verbrechens); 2) daTs 
die Handlung dem Subjecte zugerechnet 
werden könne. 

' Pa die Androhung der älrafe in dem verbieten-« 
den Gesetze rsclttlich nothwendig ist (§. 349. 
Anm, lO, 80 kann ein neuei ütrafgaseLz mich 
y auf solche vor Bekcintiljiiachung desselben be- 
gangene Handlungen nicht angewandt werdeu , 
welche schon an sich unrecht sind, jedoch bis- 
her entweder durch gar kein oder durch ein 
gelinderes Strafgesetz verboten waren. Nur 
wenn dos neue Strafgesetz eine gelindere Strafe 
enthält als das ältere, ist jenes auf eine ver- 
gangene Handlung anzuwenden ; abet blos des- 
wegen, weil nun kein Grund mehr voriianden 
ist, das Ansehen des altera Gesetzes, welch» 

' Crti Nmfrrutt. S durch 
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durch das neue aufgehoben ist, dnrch die V&ll^ 
ssiehung aufrecht zu erhallen, dem Vezbrecheff 
aber durch die gelindere Strafe kein Unrecht 
geschehen kann. 

}• 373. 

* Zurechnung überhaupt ist das 
Urtheil , dafs eine Handlung in der Will- 
kühr eines Subjects ihren Ehtstebungs- 
grund habe, oder, dafs jemand der Urhe« 
ber d. h. die freye Ursache einer Hand« 
lung sey. Zurechnung zur Schuld 
(Zurechnung im engern Sinne) ist das Ur- 
theil, dafs die Handlu|ig eines Menschen 
die >villkührliche Uebertretung eines 
ihn verpflichtenden Gesetz^ sey. 

1. Die willkührliche Üebiertretung eihet Gesetz.es 
heifst Schuld (^reatus). Daher ist die Zu- 
rechnung zur Schuld "nach Verschiedenheit des 
übertretenen Gesetzes entweder eine morali- 
ache oder juridische» Jene unterscheidet 
sich von dieser nicht nur in Ansehung des Um- 
fangs der Pflichten^ sondern hauptsächlich dar- 
in., dafs jene auch auf blos innere Handlangen 
CGedank^n und Ents6hlie(sungen) , abg^si^hen 
von dem Erfolg in der Ers^heini^ig , und auf 
die ganze Gesinnung des Thjiters, nicl^t blos |auf 
ein:£e|ne Thaten gerichtet ifl^t; ]pie Zwechiiung 
vor d^iw ejEwÜiqhw GfyiAlt \»A W^j^i^. «i^iflPjö- 

»i- 
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ridiacfae Zurechnung; und wenn bey Bestrafung 
einei Verbrechens stugleich die Verletzung be- 
sonderer moralischer Pflichten (z. B. der Dank- 
barkeit gegen einen Wohlthäler) in Betracht 
kommt, so gesclüeht ea bloa darum, weil sol- 
che Pflichten als Abbaltungsgründe zu betrach- 
teil sind , deren UnterdriLkung eine grtifsere 
Stärke des in dem Verbrechen sich äussernden 
rechtswidrigen Willens zuerkennen giebt. 
C§. 36i.) vgl. von Almendingen Darstellung 
der rechtlichen Imputation. Giefsen 1800. 

a. Als Urheber eines begangenen Verbrechena ist 
jemand zu betrachten nicht nur^ wenn er das- 
selbe durch eigenen Entschlufs und ei- 
gene Auaführnng zu Stande gebracht, son- 
dern auch , wenn er entweder den E n t s c li 1 u fs 
einea Andern, von welchem das Verbrechen 
unmittelbar verübt worden ist, durch Einwir- 
kung auf dessen Willen z. B. durch Befehl, 
Auftrag, Ratb u. dgl. hervorgebracht, oder ei- 
nem Andern die Ausführung des von ihm 
gefafsten Entscblusses durch eine solche Mit- 
^rkung , ohne welche den Umständeil nach 
jene nicht hätte geschehen können , möglich 
gemacht hat. 

3, In einem engem Sinne wird daa Wort Ur» 
heb er genommen, wenn man den Urheber 
und den Gehülfen d. h. denjenigen, welcher 
dio Ausführung des von einem Andern beschlos- 
•eiun Verbrechen« «bsichüi&b erleichlert, ein- 
Sa «">- 
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ander entgegensetzt* Der letztere kann selbtl 
aar als Urheber der Handlang, worin aeine 
fieyhülfe besteht ^ gestraft werden« 

5. 374* 

Zur Möglichkeit der Zurechnung ei- 
nes Verbrechens wird erfordert i) daß der 
Handelnde sich in einem solchen Zustan- 
de befuifden habe , worin ihm die Unter* 
lassung der Handlung möglich war; a) 
dafs er das Strafgesetz gewufst habe^ oder 
bey Anwendung der schuldigen Aufmerk- 
samkeit hätte wissen können ; 3) dafs er 
die Handlung als \ unter dem Strafgesetz 
begriffen erkannt habe f oder bey Anwen« 
düng der schuldigen Aufmerksamkeit als 
darunter begriffen hätte erkennen können* 

Fehlt et, an einem dieser drey Erfordemiase, so 
heilst die Handlang ein zafSUigea Verhre^ 
chen> und kann nicht zagerechnet werden. 

}. 575. 

Sind die gesetzlich bestinunten Merk- 
male eines Verbrechens in einem gegebe- 
nen Falle vorhanden» so steht d^m Rich- 
ter die Zuerkennung einer geringeren oder 
gröfseren als der im Gesetz angedrohten 
Strafe (Milderung oder ScbärfuQg) 

nur 
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nur so weit zu, als eine solche Ausnah- 
me von der gesetzlichen Regel für ge- 
■wisse Umstände durch das Gesetz selbst 
vorgeschrieben ist. Diefs gilt sowohl von 
einem absolut bestimmten Strafgesetz als 
auch, in Ansehung der dem richterlichen 
Hrmeesen gesetzten Gränzen, von einem 
blos relativ bestimmten. # 

Bey einem rekliv unbeclitnmteD Strftfgeaelz be- 
steht die Milderung der Strafe in Herabsetzung 
unter daa minimum, di« Schärfung in Erhö- 
hung über das maximum. Nur iiiDerhatb des 
dem richterlichen ErmesBen überlassenea Rau- 
mes ist Milderung oder Schä'rfnng eben so we- 
nig denkbar als bey einem absolut unbestimm- 
lea Strafgc«tt. 

{. 376. 

Finden sich hingegen bey einer Hand- 
lung nicht alle Merkmale, ~we~tche durch 
das Strafgesetz zu dem BegritF eines ge- 
wissen Verbrechens inobiectiver oder &ub- 
jectiver Hinsicht erfordert "werden, so 
kann das Gesetz nicht ganz, Bondern nur 
nach Verhältnifs der Merkmale, worin der 
vorliegende Fall mit dem gesetzlich be- 
stimmten Begriffe des Verbrechens über- 
einkommt , angewandt werden. Eine 
Stra- 
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Strafe , welche , auf solche Art durch ver- 
hältnifsmäfsige Verringerung des in dem 
Gesetz gedrohten Uebels diesem Gesetz 
selbst gemäfs zuerkannt wird^ heifst eine 
ausserordentliche Strafe. 

j* Auf ein blos unternommenes , aber nicht toI- 
lendetea Verbrechen (Versnch^ conatua^ 
kana^^tr eine ansserordentliche Strafe erkannt 
werden, wenn nicht durch eine besondere ge- 
setzliche Verordnung cler Versuch mit einer 
eigenen Strafe bedroht , oder der Vollendung 
gleichgesetzt ist. Denn bey einem Versuch 
existirt das Verbrechen nur zum Theil, es 
kann also auch die Strafe nur zum Theil Statt 
Laben; der Grad der Strafbarkeit aber wird 
bestimmt durch die gröfsere oder geringere An- 
näheruDg des Versuchs zur Vollendung. B^«» 
gegen der blofse Vorsatz ^ ein Verbrechens zu 
begehen, ohne dafs noch zur Ausführung des- 
selben eine Sufsore Handlung geschehen ist| 
kann nicht gestraft werden; denn nur äufiere 
Handlungen stehen unter Rechtsgesetzen ( J. 33.}* 

d. Auf gleichem Grunde beruht auch die gerin- 
gere Strafbarkeit des Gehälfen als des Urhe- 
bers im engern Sinne, ($. 3/2. Anm. 5.) 

J. 367. 

Bey Anwendung eines relativ unbe- 
stimmten Strafgeset2&es ist das Ermessen 

des 
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des Richters innerhalb der gesetzlichen 
Gränzen an ebendieselben Grundsätze ge- 
bunden, welche in der bestellenden Ge- 
setzgebung überhaupt für giiltig erklärt, 
oder bey Ermanglung einer solchen Er- 
klärung in jeder Gesetzgebung als ange- 
nomnieu zu betrachten sind. (f. Syo.) 

Ein Gleiches würde auch gellen, wenn der Rich- 
ter ein absolut unbesüinmtes Str^fgcsete anzu- 
wenden hSUe. 

f. 373. 

Vermöge des Rechts der Untersuchung 
ist der Richter z^i allem befugt, was zur 
Ausmittelung einer Thatsaclie, von deren 
Gewifsheit die richterliche Entscheidung 
abhängt, noihwendig und nicht an sich 
rechtswidrig ist. 

Hiernach ist die Ziilüfsigkeit der Tortur bey 
einer Crimitial- Untersuchung zu beurthelleo. 
Unter Tortur ist überlmupt Gebrauch von 
Zwangsmitteln durch Erregung seh merz hafter 
Empfindungen zu verstehen. Anwendung toq 
Zwangsmitteln, um das GeständNifs eines Ver- 
brechens zu erpressen, ist eben so ungerecht 
als zwekwidrig, weil dadurch dem Schuldigen 
Gelegenheil , aicli von- der verdienlen Stroi« 
zu befreyen , verschaft, der Unschuldige aber 
der Gefahr einer anVerdienten JJesirafung ans- 
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gesetzt wird. Werden dagegen Zwangsmittel 
angewandt; nm den offenbaren UngehorBam 
gegen eine geaetzmäfsigc Untersuchung zu über- 
winden ^ so ist solches nicht ungerecht^ weil 
in diesem Falle der Inquisit blos zurErfnUong 
seiner dem Rechte des Richters entsprechenden 
Verbindlichkeit angehalten wird, vergl. JSStsen* 
berg und Stengel Beyträge zur Kenntnifs der 
Justizyerfassung und Jurist Littcratur in den 
Freufs. ^aten^ Tb. VI. 8. 109. £ Feuerbach 
ThemisoderBeyträge zur Gesetzgebung« Num.V* 

j. 379. 

Auf die Anforderung, welche jeder 
Bürger an den Staat zu machen hat 1 ge- 
gen die individuelle Willkühr des Richters» 
^ö viel möglich , geschützt zu werden ^ 
gründet sich die No^thwendigkeit gäsetz« 
lieber Vorschriften über die Verfahrungs« 
art bey der gerichtlichen Verhandlung und 
Entscheidung streitiger Rechtssachen. Sol« 
che Vorschriften machen die Pr^zefs- 
ördnung aus» 

. }. 38o. 

So vi'ie jeder im Staate sieh der ge- 
richtlichen Entscheidung über seine Rechts- 
ansprüche zu unterwerfen .schuldig ist, 
hat auch jeder das Recht , die genaue Be- 

ob- 
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obachtUTig der gesetzlichen VorscUrifi über 
das gerichtliche Verfahren in seiner Sache 
zu verlangen, und keine andere als eine 
dieser Vorschriftgemäfs von dejn gehörigen 
Richter (ira ordentlichen Wege des Hechts) 
erfolgte Entscheidung für gültig anzuer- 
kennen. 

Daher die abaolute Verwerflichkeil der sogenann- 
ten Kabiiietsj usliz. 

J. 38i. 
Was hey einem Rechtsstreit im gesetz- 
lichen Wege des richterlichen Verfahren» 
als das durch die vorgetragene Thatsache 
und das bestehende Gesetz bestimmte 
Rechtsverhältnifs zwischen den streitenden 
Parteyen ausgesprochen ist, heifst förm- 
liches Recht. Nur dieses gilt im Staat 
als Recht, ohne Rüksicht auf das wirk- 
liche Recht d. h. ohne Rüksicht darauf, 
"wie das Rechtsverhältnifs zwischen den 
Parteyen der ihm zu Grunde liegenden 
Thatsache und dem bestehenden Gesetze 
gemäfg auszusprechen gewesen wäre. 
I. B. V, jilineadingen Metaphysik Af» Civil- 
prozesies I. B. S. 54. vergl. Moser von 
Aem wichtigen Unterschiede des wirklichen 
nnd förmlichen Rci^hts; in den patriot. Fhan- 
tawen Th. IV. Num. 5o. 
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sF Das föi-mliche R^cht bangt jeasammeii mit 
föjmlicher Wahrheit. Sindi nämlich 
die Bedingungen, unter welchen. der Richter 
nach geaetzlicber Vorschrifi: eine Thatsache ab 
^vrahr anzunehmen hat, in einem vorliegenden 
FaHe gegeben^ $0 ist förmliche d. h. für den 
Richter^ als solchen^ geltende und den Aus-« 
Spruch desselben ^ ohne Rük sieht auf seine 
Frivaliiberzeugung , nothwendig bestimmende 
Wahrheit yorbanden. 






Äi 



§. 382. 

^ Da aber in dem förnüichen Hecht nichts 

anders als das wirkliche Recht dargestellt 
'Werden soll, so hat die Gesetzgebung da« 
für zu sorgen, dafs der Fall einer Ver- 
schiedenheit zwischen dem einen und dem 
andern so selten als möglich gemacht wird. 
Uiezu dient die Einrichtung » dafs derseU 
be Rechtsstreit zu verschiedenen Malen 
entweder bey demselben Gericht oder bey 
verschiedenen richterlichen Behörden 
(welche sich dann als Unter* und Ober« 
gerichte zu einander verhalten) auf Ver- 
längern der streitenden Theile verhandelt 
Und entschieden werden kann. 

1. Solche nach einander folgende wiederholte Ver- 
handlungen und Entscheidungen eines und eben- 
deMelben Rechtsstreits heissen Instanzen. 

Sie 
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' Sie bieten det Parley, welche in dem ifärmli- 
» chen^ Recht eine Verletzung ihres wirklichen 

feechls ZH finden glaubt, da Millcl aar, die 
Unumstöfslichkeit (Re'chlsiraftj des erBteiii , 
einstweilen zu hcninien, dainit noch ein Ver- 
fluch , die Harmonie zwischen beyden herzu- 
stellen, gemacht werde. 
a. Vervielfältigung der Instanzen ist dem Zwek, 
die eich gegenseitig beschränkenden Errardernis- 
Ee der Gründlichkeit und der ächluunigkeit der 
Rechtspflege mit einander zn Ycreinigen, ent- 
gegen. Es kann iiir binfeiehen<I geachtet wer- 
den, dafs jede Fartey, wenn sie sich durch den 
Hichterspruch für beschwert liält, eine noch- 
malige Entscheidung über ibrcn Itechlsanapiuch 
zu Teranlassen im Stande sty; woraus sich 
auch, wenigstens für den Fall der Abänderung 
des ersten Richlerspruchs dui'cli den zweylcn, 
die gewöhnliche Zahl von drey Instanzen er- 
klärt. 

L. f. 383. 

9 Die Civilgerichtbarkeit kann nicht oh- 
ne Aufforderung von Seiten dessen, der 
sein Recht verletzt glaubt, ausgeübt -wer- 
den. Denn jeder kann sich seines Rechts 
begeben; insofern er diefs ihiit, ist für ihn 
keine Rechtsverletzung, mithin, zufolge 
des Zweks der richterlichen Gewalt, kein 
Grund zu Ausübung derselben vorhanden. 
Da- 
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• 

Daher ist in Civilsachen kein Verfahren 
von Amtswegen (ex officio) zuläfsig, 

\ i. 384. 
Die Criminalgerichtbarkeit miifs auch 
ohne Aufforderung (von Amtswegen) aus- 
geübt werden. Denn die Aufrecht haltung 
der Unverbrüchlichkeit des verletzten 
Strafgesetzes beruht nicht auf Willkühr» 
sondern auf rechtlicher Noihwendigkeit^ 
und das Straf recht ist zugleich eine imer« 
Iftfsliche Pflicht zu strafen (}• 3o8.). 

jBrlasanng oder Milderang einer vom Richter er« 
kannten Strafe durch die höchste Gewalt im 
Staat ist als eine AuBnahme von eincmhettehen- 
. den Strafgesetse fdr einen Einzelnen su helrach-« 
ten; sie wird Begnadigung genannt ^ nicht 
ah ob ein solcher Act vom Regenten ohne 
einen Rechtsgmud geschehen k&mtej aondem 
weil der Verartheille für seine Person keinen 
Rechtsanspruch darauf hat. Für die höchste 
Gewalt selbst aber tritt ein Rechtsgrand in dem 
FaU ein, wenn wegen ausserordentlicher Ubo^ 
stSnda ein Nachtheil für deii Staatsswek selbsjt 
aus der VoUsiehung der erkannten Strafe ent^ 
stehen würdo (%• 326.). 

}. 385. 

Soll der Zv^ek der Realisirung des 
Rechtszustandes vollständig erreicht wer« 

den» 
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den i so kann die Staatsgewalt nicht auf 
die V/irksamkeitbey bereits entstande- 
ne n Rechtsstreitigkeiten und Reciitsver- 
letzungen beschränkt seyn, sondern be- 
greift auch die Befiignifs zu solchen An- 
ordnungen in sich, welclie dazu dienen, 
die Reclitsverhältnisse der Einzt;lnen mit 
der Gesammtheit des zu reahsirenden 
Hechtszustandes in Ueberein Stimmung zu 
bringen, und auf solche Art auch der 
Entstehung von Rechtsstreiligkeiten 
u'hd Rechtsverletzungen selbst vorzu- 
beugen. Diese Befugnifs der Staatsge- 
■walt heifst Polizeyge walt (J. 34o.), so- 
■weit der Begriff derselben aus dem ur- 
sprünglichen und -wesentlichen Zwek des 
Staats abzuleiten ist. 

1. Da in der Praxis verschiedener Staaten xiir 
Foliiey bald dieses bald jenes j bald mehr bald 
veiliger, wnd öfters alles, was bay einer will- 
kübi'lichen oder unvollständigen Ablheitung der 
Gewaltszweige sich nicht luglich anderswo un- 
terbringen läfst, gerechnet wird; *o ist anf 
dem Wege derErrahrung nur eine Angabe des- 
■en, was in diesem oder jenem Staat, allen- 
falls auch was in den meisten cultiviiteu Staa- 
ten zur Polizey gehört, nie aber eine Verei- 
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nigung über den BegriS' dar Polizey mtiglicli. ^H 

^ J 
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" a^ Die Polizeygewalt verhält sich zu den allge- 
meinen Hoheitsrechten eben jo wie jedea 4n* 
dere besondere Hoheitsrecht (§• 321.3; daher 
ist sie nicht blos ToUstrekend im engern äin* 
ne, sondern auch gesetzgebend und richtend. 

J. 386. 

Zup PolizeygeAvalt in dem angegebe^^ 
nen Sinne gehört alles , wodurch die Aus- 
übung des Rechts im Einzelnen darum 
beschränkt wird, weil ausserdem die Si- 
cherstellung der Gegenstände des Rechte 
im Ganzen nicht eri:eichbar wäre. 

Geo. Henrici Theorie der Polizeywisaenschaft. 
Lüneburg iSoS* Nachtrag dazu. Ebcndas. iSio. 
r— Zur Polizeygewalt ist es auch zu rechnen, 
wenn die gerichtliche Wirksamkeit gewisser 
Handlungen y wodurch Rechte und Verbind- 
lichkeiten beg;rändet werden sollen (Rechts- 
geschäfte, negotia juris) davon abhängig ge- 
macht wird , daft solche unter Mitwirkung vpn 
Staatsbeamten vorgenommen werden. Die öf- 
fentliche Thätigkeit hiebey wird (aus ein^m 
'zuftUigeu Grunde) willkührliche Gericht- 
barkeit (jM^iadictio i^oluniaria) genannt, im 
Gegensatz von der eigentlichen Gerichtbarkeit» 
welche sich mit Entscheidung streitiger Rechte 
beschäftigt (juri$dicti0 gontentiosä)^ 



^ • ■ 
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J. 387. 
In Rüksicht aiii Verbrechen insbeson- 
dere hat die Staaispolizey i) Anstalten zu 
treffen , wodurch die Ausführung der Ver- 
brechen erschwert und die Entdekung der 
Verbrecher erleichtert wird; 2) die Ver- 
anlafisungen zu Verbreclien zu entfernen, 
und daher aiicli solche Handlungen bey 
Strafe zu verbieten, -welche zwar an sicli 
nicht widerrechtlich , jedoch , wegen 
der in ihnen liegenden besondein Ver- 
anlassung zu gewissen Verbrechen , für die 
allgemeine Sicherheit gefährlich sind. 

Handlungen dieser Art werJen Polizeyverge- 
h e n genannt. 

f. 388. 
Die Staatspohzey erhält erst 'dann 
^inen weitern Umfang, wenn sich in den 
Staatsgenossen aus der durch die Anstalten 
für 'die rechtliche Üicherlieit begünstigiou 
Entwikelung der Humanität das Gefühl dt>s 
Bedürfnisses und der Wunsch erzeugt, dnia 
der Staaiszwek seibat erweitert und der 
zum Hechtsschutz schon besteliundb Vor- 
ein von der Staatsgewalt auch zur unmit- 
telbaren Beförderung der hÜchston Zw«- 
ke der Measclihett^ sow«it dt«ls duroli 
üuü- 
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äussere Anstalten möglioh ist^ gehvaiichp. 
werde. Hiedurch entsteht diejenige Art von 
Staatspolizey, welche Beförderung der 
geistigen Bildung und des physischen 
Wohlseyns zum Gegenstande hat. 

1 *» • ■ » . / 

Veber die verschiedenen Zweige der Folizey in 
ihrem erweiterten V^ifangie a. Jb« J[rifL . ,Sus. 
Lotz über den Begriff der JP.pMzoy.'^mid« den 
UmfiuigderStaatspolizeygewalt. Hildboi^hti^So;. 
und (einesUngenannten) Versuch überdaa daiicipy 
dieGränzenund den Umfaiig 4crPQliff«(jr« : J«eip* 
sig 1808. ^ 



. : 1-. ;: 



Die Folizeygewalt kann «ri>^ari' Mies 
Zwanges auch in ihrem erw^itfertiSh^Uta* 
fange nicht entbehren ^ darf jedoch solchen 
nur .bey Handlungen , welciie in einer 
äussern Beziehung auf das bürgerliehe 
Leben stehen , und nur soweit anwendent 
als dasjenige^ Was den gemeiiiscfaafdichen 
Zweken der geistigen Bildung und des |>hy« 
sischen Wohlseyns durchaus entgegen iBt^ * 
auf keine andere Weise» als durch Zwang 
verhindert ^ werden kann. Ihr. Hauptgew 
sch&ft l^esteht darin ^ zu . Befdrderuv^ yp^: 
ner Zweke solche [Anstalten zu tceffra^' 

m 

ZU denen die Kräfte der PriVatpdii[»<meii>' 
unzulänglich sind. Bey AnstaUea- dieser 

Art 



* -^ . 
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Art ist Zwang nur ziiläfäig, soweit es 
auf Anordnung, Erhaltung und Ausfüh- 
rung derselben oder auf die Beniiizungs- 
art ankommt, nicht aber um Einzelne zu 
deren Benutzung zu nötoigen. 

In der Folizeygewalt ist auch das Recht zur be- 
■onderii Vorsorge für solche Personen, wel- 
che für sicli selbst zu sorgen nitiit im Stande 
«ind, (Obervormundscltait des StaatsJ 
enthalten. Hierauf gründet sich die Befugnifa 
Eum Zwange gegen Eltern, die ihre Kinder 
von der Theilnahnie an ötFentlicheu Bildunga- 
anstalten abhalten, ohne ihnen an f einem an- 
dern Weg eine der Bestimmung des Menschen 
und des Bürgers angemessene Bildung zu ver- 
schnffen. a. IV. T. Krag der Slaal und die 
Schule §. ga. f. 3Ieisler Naturrecht §. 565. 



f. ago. 

, Der Zwek der StaatspoUzey, die gei- 
stige und sinnliche Cultur des Volks zu be- 
fördern, schliefst seiner Natur nach alle 
Verfügungen aus, wodurch die Einzelnen 
in dem freyen Gebrauche der nothwendi- 
gen Mittel zu solcher Cultttr gehindert 
"werden. Daher kann insbesondere auch 
die Freyheit des Gedankenverkehrs (durch 
Rede, Hand-oder Drukschrift) nur da 

Cru NanmcH. T ein- 
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.eingeschränkt werden, wo sie durch Aeus- 
serungen, welche die Rechte des Staats oder 
Einzelner verletzen, aufhört ^ rechtliche 
Freyheit zu seyn. 

Kein Zweig der Ö0entlichen Gewalt ist dem Mift* 
brauch zum Nachtheil der gesetzmäßigen Frey* 
beit so sehr ausgesetzt, als die Pplizey, wenn 
fiie sich über den firspriinglichen' Zw^ek des 
Staats erweitert. Gegen diese Gefahr giebt es 
kein anderes Mittel als dasjenige, worauf Hber- 
hänpt die Sicherstellung der gesetzmäfsigen Frey- 
heit im Staate, beruht ; nämlich eine solche 
Verfassung; in welcher der allgemeine Wille 
eines für die Zweke der höhern Cnltnr und da- 
her auch für die Erweiterung des Staattasweks 
(§. 387.) gereiften Volkes zur Sprache gelan- 
gen kann* 

J. Sgr. 

Zur Erhaltung des. Staats selbi?t ist ei- 
ne zum Schutze desselben gegen jede feind- 
liche Gewalt gerüstete Macht nothwendig. 
Der Inbegriff der hiezu erforderlichen 
•Anordnungen heifst das Kriegswesen^ 
und das Recht der höchsten Gewalt, sol- 
che Anordnungen zu treffen, wird die 
Militärgewalt (j.34o.), das-ßewaff- 
nungsrecht Q'us ar morum) genannt» 

' §. 392. 
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f. 392. 
Die Militärgeivalt erstreltt sicli sowohl 
auf zwekmäfsige Einrichtung des allgemei- 
nen Wehretandes, welcher alle Waffen- 
fähigen im Volk unter sich begreift, als 
auf die Bildung eines besoiidern Standes, 
.welcher sich die Uebung in der Kriegs- 
kunst zum eigenthümlichen Beruf macht 
(stehendes Heer). 

). Jeder Bürger, dem ea nicht an der nÖtLigen 
kraft fehlt, gehört zum aUgemeincn Webr- 
Stande ; der besondere Wehrstand aber ist als 
ein Beamtenslaiid zu belracblcn, und daher 
nach den von Staat sä niterii überhaupt gelten- 
den GrundsdUen zu heurthoUen. Die Noth- 
wendigkeit eiaea solchen Standes tritt ein, 
fiobald die Krit-glührung zur besondern Kunst 

a. In der MiHlärgewalt ist aucli das Recht be- 
griffen, die zur Wirksamkeit des Wehrstan- 
dea erforder]it:tien Mittel anzuordnen 2. B. Fe- 
stungen, Waffenvorräthe u. dgl. 

f. ags. 

Der Inbegriff der Mittel, welche zu 
Befriedigung der allgemeinen Staatsbedürf- 
nisse (y. 34o.) dienen, heifst das Staats- 
vermögen, es bestehe solches in Gütern, 
*Ta die 
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die demSta^teicenthümlich gehören (Do- 
män-en) oder gewissen Erwertjarten, wel- 
che der Staatsgewalt ausschliefslich zuge- 
w^iesen sind (sogenannten Regalien) oder 
in Beyträgen aus dem Vermögen der Ein- 
zelnen(Steuern, Abgaben). DasRecht 
der höchsten GcLwalt in Beziehung auf das 
Staatsvermögen heifst die Finanz- (Ga- 
rn e r a 1 -) Gewalt. 

Mit dem Staatsveimögen (Vermögen des Staats 
als einer idealen Person) ist niclit zu verwech* 
»ein das Nationalvermögen d. h« das Vc^nnö- 
gen aller Staatsglieder eusammen* 

J. 394. 

Die Finanzgewalt enthält das Recht 
i) die Mittel zur Be^iedigung der Staats* 
bedürfnisse y und daher auch die hiezu nö- 
thigen Beyträge der Einzelnen zu bestim- 
men und herbeyzuschafFen ; daher das B e- 
steurungsxecht (potestas tributoria ) ; 
a) das Staatsvermögen zu verwalten und 
seiner Bestimmung gemäfs zu verwenden— 
Recht der Finanzverwaltung {jus 
üdrarii publici). 

Mit der Staats wirtbschaft (TiuanzwirthschalV) ist 
nicht zu yerwecfaseln die Nalionalwirthschaft 
Was die Regierung zum Besten der letztern 

thon 
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thun kann , geLörl nicht zur Finanzgewalt 
fgleich als ob die Untcrthanen mirtfainm reicher 
werden sollten, um^deBlo mehr abgeben zu kön- 
nen), aoiideru zUi- Slnalspolizey inihreni weitem 
UjDlange (§. 3ö6.). vgl. Behr Über den herr- 
schenden Mifsbrauch des Ausdriiks „fjtaats- 
vJrthschaft" und dessen riehlige Deutung und 
Anwendung, in der Zeilsclirift : die Vei-fa*- 
•ung und Verwallung dei ätaata. 1. B. 3. Heft 
Num. 3, 

}. 395- 

Füf die Ausübung der Finanzgewalt 
gilt als rechtliche Norm i) im Ganzen, dals 
die Summe des Staatsaufwandes nicht grös- 
Eer sey, als das wirkliche Bediirfnifs zu 
den auf dem ursprijhgliclieii Staatszwek be- 
ruhenden oder in einer freyen Verfassung 
vom Volle anerkannten öffentlichen Zwe- 
iten erfordert; 2) in Beziehung auf die Bey- 
träge der Einzelnen, dafs die Verbindlich- 
keit dazu eben so allgemein sey, als es 
der Grund derselben, der Genufs der Yor- 
theile desStaaisvereins, ist; und dafs nach 
dem Princip relativerGteichheit kei- 
ner einen gröfsern Eeytrag zu leisten habe 
als der andere. 

j. Die Wahl unter den verschiedenen möglirhen 

Arten Ton Steuern hängt ab iixilU von dem 

Prin- 
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Princip der relativen Gleichheit , wodurch die* 
jenigen ausgeschlossen werden^ bey weichen, 
der Natur ihres Gegen^ndes nach, eine ver- 
hältnifsmäfsig gleiche B^astung des Eigenthuins 
unmöglich ist,"" theils von stäatspotizejlichen 
Rüksichten , nach welchen alle Arten; von 
Staats -Eiukiinflen verwerflich sind, wodurch 
die Sittlichkeit gefährdet oder die Betriebsam- 
keit gehemmt wird. Ein Gleiches gilt auch 
. ^ von der ^ Erhebungsart der Steuern ; wobey 
noch insbesondere in Betracht kommt, dafs 
durch unverhältnifsmäfsig grofse Erhebungsko- 
aten der Staatsauf wand über den wirklichen 
Siaatsbedarf yergröfsert, mithin nicht blos ei- 
ner Vorschrift der Klugheit , sondern auch des 
Rechts in Rüksicht auf den Betrag im Ganeen 
entgegengehandelt wird. 

2. Das sogenannte Obereigenthum des Staats 
^dominium eminens) ist nichts anders als das 
äusserste Recht des Staats (§. 3i5.) angewandt 
auf das . Privateigenthum. Hierauf, beruht in 
Nothfällen das Recht des Staats zu solchen 
ausserordentlichen Auflagen , welche die Er- 
werbi^uelle selbst (das Kapital, den Fond) an- 
greifen ; statt dafs die gewöhnlichen Steuern 
nur- auf den Ei^erb gelegt werden können, 
weil sie sich sonst am Ende selbst aufheben 
würden. 



j. 396 
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Die äussern ■ Holieitsrechte (f. Sao.) 
sind die der Staatsge-waltzustehendenRech- 
te zur Behauptung der rechtlichen Per- 
sönlichkeit des Staats gegen Auswärtige. 
In dieser Rüksicht hat der Regent sowohl 
für Unterhaltung friedlicher Verhältnisse 
mit andern Völkern zu sorgen, als auch. 
nöthigeuFalles die Rechte des Staats durch 
Waffengewalt zu schützen. Daher das 
Recht der Vertrüge und Bündnis- 
se; des Kriegs und Friedens. 

DieRechle der Staatsgewalt gegen Auswärtige ge- 
hören nur insorerne zum natürlichen Staats- 
recht, als ts (labey anf das VerhäUnift des 
Stegcaten zu den Unteillianen aDkommt ; an 
sich betrachtet aber machen sie den Inhalt de,» 
Vülterrechts aus. 
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Zweytea HaUptatük. 

Hypothetisches oder bedingtes natürli- 
ches Staatsrecht) 

joiias Thors träte ti ayitematische Abbandliug 
von den Regiemngsformen überhaupt ^nd der 
uneingeschränkten Monarchie insbesondere. Flens-* 
barg. 1760. 

Essai sur les f armes du goupernement et ie» devoirs 
du Souper ain (jOeuures posthumes de Frederic Ih 
Berlif. 1788. T. VL^ 

Considerations sur les gouvememtns par Mr. JSlfo'u^ 
nier. Paris. 1789. 8. übersetzt mit einer Ein- 
leitung und Anmerkungen Ton G. Hufeland. 
Jena 1790» 

J. A. l^berhard über Staatsverfassung und*^lir» 
Verbesserung. Berlin. 1793. 

Wilh. Traug, Krug über Staatsverfassung und 
Staatsverwaltung. Königsberg i8o6« 

Anti-Leviathan; oder über das Verhältni(s der Mo- 
ral :^m äufsern Recht und sur Politik. Göttin* 
^ gen. i8o7« 



J. 397. 

Die Idee der höchsten Gewalt im Staa- 
te kann in der Wirklichkeit auf verschie- 
dene Weise ausgeführt werden« Die be- 

ßön- 
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sondern BeBtimipüngen- hierüber In einem 
Staate machen die Constitution (Verfas- 
sung) desselben, die Staatsform, aus. 

j. 398. 

Der Unterschied der Staatsformen be- 
zieht sich theils auf die Bestimmung der 
physischen oder inoraüsclien Person, wel- 
che die höchste Gewalt inne haben und 
ausüben soll (Heg enisc h aftsfo rm., for- 
ma imperüj, theils auf die Bestimmung der 
Art, wie die höchste Gewalt ausgeübt 
■werden soll (Regierungsforra, forma 
regiminisj. 

yergl. Kant zum ewigen Frii-dcii S. 35. 

§. 390. 
In Ansehung der Regentschafts form 
ist die Verfassung eines Staats entweder 
monarchisch (monokraiiscli) oder ari- 
stokratisch oder demokratisch, je 
nachdem nur Einer im Besitz der Staats- 
gewalt ist, oder Einige mit einander, oder 
Alle im Volke zusammen dieselbe besitzen. 

Nach dieser Vers cLie den lieit der Staalsrorm wer- 
den die Staaten aelbst Monarchien, Anstolr«- 
tiGQ und Demokratien genannt. Dio beiden 
Ittztern nennt man auch Frey Staaten; eine 
De- 
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Behennung , welche auf einem eigenthumliclieii 
Begriffe von Freyheit beruht, und leicht zu 
Misdeutung führt. Eben so verhält es sich 
auch mit dem Wort RepubliJ^^ welches au 
«ich jeden Staat bezeichnet^ gleichwohl in ei- 
nem besondern Sinne zur Bezeichnung eilier 
Demokratie oder Aristokratie gebraucht zu wer- 
den pflegt s. Krug über Staatsverf. S>38« 

# 

J. 4oo. 

In der Monarchie herrscht nur Einer, 
und dieser ist keinem Andern unterwor- 
fen. In der Aristokratie herrschen Einige^ 
ivelche zusammen eine moralische Person^ 
den souverainen Hath^ aufmachen. 
Dem souverainen Bathe sind auch die ein- 
zelnen Glieder desselben in denjenigen 
Verhältnissen^ wo sie nicht als Theilha- 
ber der höchsten Gewalt handeln, gleich 
«endern Bürgern unterworfen. 

1. 'Welchen Titel in einer monarchischen Ver- 
fassung deri Inhaber der höchsten Gewalt fuhrt, 
ist gleichgültig; die beschränktere Bedeutung,' 
welche der gewöhnliche Sprachgebrauch dem 
Worte Monarch giebt, ist blofs zufällig, s. 
Krug a. a. O« S. Sj. 

2, Der Monarchie ist entgegengesetzt die Despo- 
tie, wenn der Wille eines Einzigen blos als 
individuelle Willkühr, nicht als Repräsentant 

des 
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äes vernünftigen Willens Aller das Ganze he~ 
lierrschE. Die Despotie iat keine fjUatsfarm , 
ao wenig als der Zustand eines auf solche Alt 
beherrschtet! Volks ein Staat (im rechtlichen 
Siun^ ist. 
3. Der Arislokralte ist entgegengesetzt die Oli- 
garchie, weaa Einige auf eine verfaasangs- 
-widrige Art die Uebrigen beheirsulien. 

}. 401. 
In monarchischen und aristokratischen 
Staaten ist iviederum eine Verschiedenheit 
möglich in Ansehung der Art, zum Besitz 
der höchsten Gewalt zu gelangen. Die 
Person des Regenten kann durch Erbfolge 
oder durch Walil bestimmt werden ; daher 
Erb- und Wahl-Monarchien, Erb-und 
Waiil - Aristokratien, In beyden Fällen 
aber beruht die Uebertragung des Rechts 
zur Regierung auf dem Willen des Volks; 
nur hat im letztern Falle der Wille des 
Volks zum voraus für künftige Fälle die 
Erbfolge als das Mittel festgesetzt, wodurch 
die Person des jedesmaligen Regenten be- 
stimmt ■werden soll. 

Wahl und Erbfolge können auch mit einander 
Terbunilen seyn, -wenn die Wahl verfaasunga- 
läfsig auf eine gewisse Familie, eingeschränkt 
ist. 




\ 



5oq ZweyterHauptth. Z weytes Hauptst ,. 

§. ' 4o2. 

In dem Staatsgrundgesetze, worin die 
Person des jedesmaligen Regenten durch 
, Erbfolge bestimmt ist, liegt für diej Bür- 
ger der Grund ihrer Verpflichtung, den- 
jenigen , welchen die Succe^sionsordnung 
trift, als Regenten anzuerkennen. Indem 
nun dieser die Verpflichtung zur Regie- 
rung durch den wirklichen Antritt dersel- 
ben übernimmt, kommt der Unterwerfungs- 
vertrag zwischen ihm und dem Volke zu 
Stande^ 

» 

}. 4o3. 

In einem Wahlstaate kann die Wahl 
entweder durch das y ersammelte Volk selbst 
oder durch gewisse Personen,' denen di|s 
Wahlrecht vom Volk übertragen ist , ge^ 
scheh^n. Mit dem Wahlrecht an sich aber 
ist nicht zugleich die Bei ugnifs übertragen, 
denjenigen, welcher gewählt wird , durch 
besondere Vorschriften über- die Art der 
Ausübung der Staatsgewalt (Wahlkiapi- 
tulation) zu verpflichten. 

In einer Monarchie kann dem Regenten aellvst A\m 
Wahl seines Nachfolgen überlassen seyn. Man 
hat monarchische Staaten mit einer solchen Ver* 
faasöng Patrimonialreiche, im Gegensatz 

von 
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TonUaufr II ctnarrc ich en, genannt; eineTer- 
minologie, welche auf einer unpassenden Ver. 
gleichung des Reclils zur Regierung mit dem Fri- 
valeigenthuni beruht. — Eben sokuiin den Glie- 
dern dea aouverainen Raths selbst das Recht, aa 
die Stelle eines abgehenden Mitglieds ein neues 
211 wSblen, iiberliagcn seya, 

J. 4o4. 
Damit die Regierung keinen Augen- 
blik unierbrochen Averde, und der Staat 
nichtin Anarchie verfalle, mufs durch die 
Verfassung bestimmt seyn, von wem die 
höchste Gewalt im Falle der Verhinderung 
des Monarchen oder eines Mitglieds des 
fiouverainen Raths (z. B. durch Minder-, 
jährigkeit, feindliche Gefangenschaft, Gei- 
steszerrüttung) oder in der Zeit zwischen 
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steszerrüttung) oder in der Zeit zwischen ^M 
dem Abgänge des einen bis zum Eintritt ^| 
^dgÄ andern verwaltet werden soll. ^M 

^B 'S 

I 

1 



In einer Aristokratie mufs auch die 
Art, wie der Gesammtwille des souverai- 
nen Raths zu Stande kommen soll, insbe- 
sondere für den Fall der Stimmengleichheit 
Q. 256. Anm. s.) festgesetzt seyn. 



j. 4oe. 
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}• 4o6« 

Da die Souverainetät im Staat, unab- 
hängig von dem Wechsel der sie darstel- 
lenden Individuen, fortdauert, so ist der 
Nachfolger in der Regierung verbunden, 
die rechtlichen Folgen aller Handlungen 
anzuerkennen , welche von feinem Vor- 
fahrer in der Qualität des Regenten, der 
Verfassung g^mäfs, vorgenommen worden 
sind. ' ' 

}. 407* 

In der Demokratie ist die Ausübung 
cler höchsten Gewalt bey der Gesammtheit 
tler activen Staatsbürger, Diese Gesammt- 
heit macht die* moralische Regentenpei?son 
aus; im Verhältnifs zu ihr ist jeder einzel- 
ne Bürger, ausser seiner verfassungsmässi- 
gen Mitwirkung zur Regierung, als Un- 
than zu betrachten. 

a* Bskann daher gegen die Möglicbkeit ein^r De* 
mokratie nicht eingewendet werden , dafs es in 
einer solchen Verfassung lauter Herrschende 
und keine Beherrschte geben würde. Die 
Gesammtheit herrscht^ alle Einzelnen werdea 
beherrscht.. Auch ist nipht zu übersehen, dafs 
in dieser Staatsfomn das VcrhältniCs der Beam- 
ten zu den Amtduntergebeuen ebendasselbe ist. 
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wie ia einem m anarchischen oder aristokrati- 
schen Staate. 

a. Actirer Staatsbürger ist nur derjenige) 
welcher vom Schulz niid Befehl anderer Pri- 
Talpersonen unabhängig, und kraft dieser Selbst- 
ständigkeit fähig ist, aus eigener Willkühr als 
Mitglied der bürgerlichen GcaellscLafl: zu han- 
deln. Jeder Andere ist nur ein passiver Staats- 
bürger oder vielmehr ein blofser Slualsgeuosse, 
Dahin gehören Weiber, Unuiündige und Dienst- 
boten. Es ist daher auch die nolhwendige 
Aussehliefsung solcher Personen von der Con- 
carrenz zur Regierung kein Grund gegen die 
Möglichkeit einer Demokratie, sondern viel- 
mehr eine Folge aus dem richtigen Begriffe 
dieser Staatsfortn. a. Kant ßecbtslehre §. 46. 

3. Die Demokratie artet in Ochlokratie aus, 
vrenn der Pöbel (die unterste Classe des Volksj 
sich eine willkührlicLe Beherrschung der übri- 
gen Bürger auinaafst. 

J. 4o8. 
Die Ausübung der höchsten Gewalt 
geschieht in der Demokratie entweder 
durch das versammelte Volk oder (da eine 
solche Ausübiingsart selten möglich ist) 
durch Bevollmächtigte des Volks, welche, 
vermöge der Natur dieser Staatsform, von 
allen acüven Staatsbürgern (mittelbar oder 



1 
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unmittelbar) g*ewählt und fiir die BefoU 
gung der ihnen ertheilten Vollmacht ver- 
antwortlich seyn müssen. 

Diese Verantworllicbkeit macht den wesentlichen 
Unterschied zwischen einer sogenannten re- 
präsentativen Demokratie und einer Ari- 

. atokratie aus, 

J. 409. 

In Ansehung der Regierungsform 
(}. 390.)' besteht die Verschiedenheit der 
Verfassungen (in monarchischen undsari- 
stokratischen Staaten) darin, daCs entweder 
die .Ausübung der höchsten Gewalt dem. 
Regenten allein zukommt oder gewisse 
Personen, als Stellvertreter des Volks , bey , 
der Regierung mitzuwirken haben. Im er- 
sten Fall heifst die Regierung uneing.e« 
seh rankt, im z wey ten eingeschrä n k t. 

1. Eine Trennung der Staatsgewalt selbst, in der 
Art , dafs von den beyden allgemeinen Ho- 
heitsrechten CS'^^^O <1as ^inc dieser y das 
andere einer andern (physischen oder idtorali- 
acl^eu) Person ausschliefslich zustände, würde 
immer nur scheinbar aeyn^ weil in einem sol- 
chen Falle der Inhaber der gesetzgebenden Oe* 
walt allein einen Willen^ mithin die Souve- 
rainetät haben, der Inhaber der vollziehenden 
aber nur das Werkzeug emes firemden Willens 

•eyn 
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scyn würde. Dagegen ist die Soiiverainetät 
mit geselzlichen , dio Ausiibu^ngsart dersel- 
ben betrefieiiden, Normen vollkommen verein- 
bar, und ein (durch Voltsrepräscnlalion) be- 
schränkter Monarch stellt nicht minder den Soa- 
Teraiu in der Wirklichkeit dar, als ein iitiein~ 
geBChränktor. a. Anti-Levialhan S. 3li. S. 
, Die Maxime, die Stnalsgewalt über ihre na- 
türliche oder verfüssungsmäfsige Grenzen aus- 
zudehnen, heifst Despotismus. 



1 
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Bey einer eingeschränkten "Regierung * 
kann die Mitwirkung der Yolksrepräsen- 
tanren sowold der Art als dem Umfange 
nach verschieden seyn. Für eine wesent- 
liche Einschränkung aber ist nur diejeni- 
ge zu achten, welche in der verfassungs- 
mUfsigen Nothwendigkeit der Einwilli- 
gung bey Ausübung der gesetzgeben- 
den Gewalt besteht. 

Welchen Namen die Volksrepräsenlanten führen 

► (z, £. Reichs- oder Landständc, Parlament u, 
dglO, ist gleicbeüllig. Nur mufs man sich hü- 
ten, nach blos .'^Lifalligen Umstanden, niiler de- 
nen diese oder jene Art von Bep rasen tauten di-a 
Volks oder gewisser Klassen Jcasellien in der 
Geschichte einzelner StaaLcn erscheint (w 

E, deutsche Landstande bey Gelegenheit der 
_ . .. 
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Verwillignng voii Steuern^ den allgemeinen 
Begriff zu beschränkeni 



I 



$• 4.1 r- 

Diejenigen Personen, welchen ver- 
möge der Verfassung das Recht zusteht, 
bey Ausübung der Staatsgewalt mitzuwir- 
ken, sind in Ansehung dieser Mitwirkung 
vom Regenten unabhängig» obgleich sie 
in ihren Privatverhältnissen der Hoheit 
desselben als . Unterthanen unterworfen 
sind. (}♦ a56. Anra.) 

Die Bestimtnnng der Personen, welcbe das Volk 
repräsentiren sollen^ kann auf eben so mannig«» 
faltige Weise geschehen , wie die Bestimmung 
der physischen oder moralischen Person, welche 
die Staatsgewalt innehaben soll (§, 401. ff.}« 

Keine der verschiedenen Regentschafts- 
formen widerspricht der Idee des Rechts; 
jede wird rechtskräftig durch den Willen 
des Volks. Sobald aber das Volk die 
Fähigkeit und den Willen hat, durch Per- 
sonen aus seiner Mitte an der Ausübung 
der Staatsgewalt Theil zu nehmen, ist nur 
diejenige Verfassung^, worin eine solche 
Theilnahme Statt findet, als der Idee des 

ur- 
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ursprünglichen Staats Vertrags angemessen 
zu betrachten, 

f. 4i3. 
Eine Veränderung der Staatsverfas- 
sung, ivelche ohne EinwiHIgung der bey- 
den den Grundvertrag schlJessendenThei- 
le, des Regenten und des Volks, geschieht, 
heifst S taatsrevoiution. Sie ist auf 
eben die Art rechtswidrig, wie jede ein- 
seitige Aufliebung eines Vertrags. Reoht- 
luäfsig hingegen ist eine Staatsreform 
d. h. eine Ectehe Veränderang der Staats^ 
Verfassung, welche mit ausdrüklicher oder 
stillschweigender Einwilligung beyder 
Theile geschieht. 

K. II. Heydeji reich über die Heiligkeit des 
Staats wid die MoraliUt der Revolutiünco, 
Leipzig. 1794. 

Joh. Benj. Eihaid über das Recht eines Volk» 

' KU. einex HevolDlion, Jena. 1795. 

Die Verschiedenheit der Staatsformen 
läTst sicli so'wobl auf einfache als zusam- 
mengesetzte Staaten anwenden Ein Staat 
beifst einfach, wenn die Glieder dessel- 
ben Privatpersonen sind; zusammenge- 
Ua setzt, 
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setzt, wenn 'seine Glieder selbst wie- 
der Staaten sind, welche unter einer ge- 
meinschaftlichen höchsten Gewalt stehen, 
(vergl. }. 238. Anm.^ 

1*. Mit solchen 'Staaten, die zn einem zusammen« 
gesetzten Staat verbunden sind, sind nicht zu 
verwechseln diejenigen, welche - einen und 
ebendenselben Regeuten haben, ohne zusam- 
men Einen Staat auszumachen« -^ Wird ein Staat, 
der vorher für sich bestand, mit einem andern 
auf eine solche Art vereinigt, dafi er nicht 
mehr einen besondern Staate sondern einen in- 
tegrirenden Theil des andern ausmacht. Mo 
heifst er einverleibf, incorporirt» 

a. Die einzelnen Staaten , woraus ein zosammen* 
gesetzter besteht, sind im Verhältnifs zu Aus- 
wäiligen sowohl als zu ihren Mitstaaten in al- 
len Dingen^ die nicht auf di^ gemeinschaftli- 
che Hoheit Bezug haben, als unabhängig zu 
betrachten. 

3. Die Bürger eines einfachen Staats, welcher ei- 
npm zusammengesetzten Staat als Bestandtheil 
desselben angehört, erkennen eine doppelte 
Hoheit: die Hoheit des zusammengesetzten 
Staats, welchem sie miUelbar, und des ein- 
fachen , welchem sie unmittelbar unterworfen 
lind» 
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Dritter Haupttheih 

Das natürliche Völkerrecht. 

'Jlici* Zöucho ei juris et judicii fecialis, üve ju^ 
ris inter gemes et quaestionum de eodem expli^ 
catio, Oxon. iG5o, 4, und mehrmals« 

/oÄ. Wolfg. Textor Synopsis Juris gentium, jffö- 
siL i68o. 4. 

Jäh* Ad* ab Ichstadt Elementa Juris gentium^, 
JVirceb* 4« 

CAiu X. B. de Wolf Jus gentium n^thodo^ scier^ 
tifica pertracLatum. Halae. *1749' (Jur, Nat* 
P. IXJ 

'Ad. Frid. Glafey Völkerrecht Nümb. FrankC 
und Leipz. 175a. 4. 

'dB Wa ttel le droit des gens ou Principes de U$ 
Ipi naturelle appliquis ä la conduile et aux af^ 
faires des Nations et des Souverains. JLitgd^ 
17Ö8. T. //. 4. 7! ///. 12. nouvelle edition aug^ 
mentie, Neob» 1773. T. IL 4. augmeniee, revue 
et corrig^e , apec quelques remarques de PEditeur. 
Amst. 1775« T* //. 4. (beste Ausgt^be) noupelU 

. edition. Neob. 1777. T. ///. 12. 

Ia Vicomte de la Maillardiere Pricis du Droit 
des gens, de la guerre, de la paix et des ambassa** 
des. Paris. 1776. 12. 

J» F. it Sehr od t Sy st ema juris Gentium* Prag. 
1768. 4. Bamb. 1780. 1790. 



3io Dritter HaupttheiL Einleitilng. 

G. U. C de Eggers Institutionee JurU viyiiäiis 
publici et gentium universalis, Hafniäe* 1 796* 

\De jure generis kumani , vel dipisi in gentes ,vel in 
unam cipitatem scilicet kunc orbem conjuncti, 
seu de jure gentium et cosmopoUtico, Stuttgafti i8xi« 



Einleitung. 

Ein Staat in Verhältnifs zu Auswärti- 
gen heifst ein Volk (gensj. 

yon dieser Bedeutung des Wort* V o ) k ist lu 
unterscheiden die staatsrechtliche (§. 297. Aam^ 
und die historische, bey welcher auf gemein- 
chaftliche Abkunft und Sprache ^jesehen wird. 

Völkerreclit ist die Lehre von den 
Rechten und Verbindlichkeiten eines Volks 
gegen Auswärtige. 

Es kommen hiebey zweyerley Verhältnisse in Be* 
tracht: 1) das Verhältnifs eines Staats zu ei- 
nem andern Staate; 2) das Verhältnifs einet 
Staats zu einzelnen Menschen ausser demaelbeib 

}. 4i7- 
Ein positives Recht im engem und 
eigentlichen Sinne (J. 54.) «^^^t einen Ober- 

herm^ 
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heim, dessen Wille gesetzgebend ist, vor- 
aus. Da nun Völker als solche keinen 
OberheiTn über sich anerkennen, ^vtil sie 
sonst, Völker zu seyn, aufhören und ei- 
nen zuBammengesetzten Staat ausmachen 
■würden, bo ist kein positives Völkerrecht 
im engern und eigentlichen Sinne möglich. 

f. 4i8. 
Das natürliche VöUcerrecht ist nichts 
anders als das natürliche Privatrecht an- 
gewandt auf das Verhältnifs eines Staats 
Ali Auswänigen. 

J. 419. 
Die An-w:endung des natürlichen Pri- 
vatrechts auf das Verhältnifs einee Staats 
zu Auswärtigen betrift theils die Recliie 
eines Vi^lkB selbst, tbeils die Ausübung des 
zum Schutze derselben nothwendigen 
Zwanges. Die Rechte eines Volks sind, 
■wie die Rechte einzelner Menschen, von 
zweyerley Art; 1) siekommen dem Volke 
schon darum, weil es Volk ist, vermöge 
seiner Vereinigung an sich zu; der Inbe- 
griff solcher Rechte heifst das absoluta 
oder unbedingte Völkerrecht (;;i/j 
gentium absoluliims.theticitm). a) sie kom- 
men 
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men dem Volk erst unter Voraussetzung 
gewisser Handlungen zu ; der Inbegriff 
dieser Rechte heifstdas hypothetische 
oder bedingte Völkerrecht (Jus gentium 
hypotheticum). 

1» Positiv im weitem Sinne (§. 42.) hei&t jedes 
Rechte welches durch die WiUenserkläiiuig 
Terniinfiiger Wesen festgeseüst ist. In diesem 
weitern Sinne heifsl der Inbegriff derjenigen 
Y Rechte , welche durch ausdrüUiche oder still- 
schweigende Verträge festgesetzt sind^ posi- 
tive» Völkerrecht (Jus gentium p.ositipum 
€, practicum s. poluntariumi)» Man pflegt dassel« 
be in Vertrags- und Ge wo hnheits Völker- 
recht einzutheilcn. Allein w.as man Gewohn- 
heitsvölkerrecht nennt , ist entweder auf still- 
schweigenden Verträgen beruhendes Völker« 
recht oder blofser Völkergebranch. 

9. Das sogenannte modificirte natürliche 
Völkerrecht (worunter ipan das ^natürliche 
Völkerrecht versteht^ insofern es unter gesit- 
teten Völkern gewissie Einschränkungen und 
Erweiterungen erhalten hat, «• v. Ompteda 
Abh. vom Begriff^ Umfange und den Gränzen 
' des Völkerrechts $. 5. in dessen Litteratur 
S, g.^ ist theils auf ausdrüklichen oder still- 
schweigenden Verträgen beruhendes Völkerrecht^ 
theils gleichfalls blofser Völkergebranch. 
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Absolutes od.'imbedingtes Völkerredht.* 
Erstes Haaptstük. 

Rechte eines Volks, 

Erster Abicliaitt. 
Absolutes oder unbedingtes Völkerrecht. 

)• 420. 
Jedes Volk ist im VerhältniTs zu allen 
Auswärtigen als eine unabhängige (mora- 
lische) Person zu betrachten. 

5. 4a r. 
Ein Volk hat einRecht zu allen Hand- 
lungen, wodurch es seine Unabhängigkeit 
so gebraucht, dafs dabey die Unabhängig- 
keit jedes Auswärligen nach einem allge- 
meinen Gesetze bestehen kann. Heclitmä». 
sig ist daher jede Handlung eines Volks, 
die nach einer Maxime geschieht, durch 
deren Allgemeinheit die Selbstständigkeit 
aller übrigen nicht unmöglich gemacht 
wird. 

}. 433. 

Das Urrecht eines Volkes ist da8 Recht 

auf politiachePersönlichkeit d. h. das Rechl^ 

als besonderer Staat für sich au bestehen 

und 
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und die Anerkennung dieser Selbstständig« 
kcit, welche die Würde eines Volks aus- 
macht, von allen Auswärtigen zu fordenli 

« 



\ 



J. 423. 

Eine noth wendige Folge von der ur- 
sprünglicheji Unabhängigkeit eines jeden 
Volks i^t die natürliche Gleichheit aller 
Völker. Diese besteht darin ^ dafs kein 
.Volk voitdem andern zu etwas verbunden 
werden kanu^ ohne dieses w^echselseiti^ 
auf dieselbe Art auch verbinden zukönnen* 

Daher von Natur kein Rang anter Y()lkei'li;' ' 

Ein Volk besteht nur durch Vereini- 
gung von Kräften zu einem allgemeinen 
rechtlichen Zwek. Daher hat jedes Volk 
vermöge seiner politischen Persönlichkeit 
ein Recht auf ungestörte Thätigkeit so- 
wohl im Innern des Staatsvereins als im 
'Verkehr mit andern. 

Die Thätigkeit eines Volks, welche vermöge des 
Gesammtwillens durch einzelne Glieder des 
Volks geschieht^ ist nicht als wiUköhrliche 
Thätigkeit dieser Einzeliien zu betrachten« 



^ AaS, 



Absolutes od. unbedingtes Völkerrecht, 5i 5 

}. 425. 
Kein Voll* bat das Recht, sich in die 
Staatsverfassung oder Staatsverwaltung 
eines andern Volks zu mischen , denn die 
Maxime einer solchen Einmischung ^vürde, 
allgemein gemacht, die Selbststüiidigkeic 
aller Völker aufheben. 

f. 426. 
Auf gleiche Art, wie von einzelnen 
Menschen Rechte erworben werden kön- 
nen, steht die Befugnifs, neue Rechte 
zu erwerben , auch einem Volke zu. 



Zweyter Absclinitt.' 

t" . Hypothetisches oder bedingtes Volkerrecht. 

Ente Abtheilung. 
Von dem Völkeretgenthum. 

}. 437. 
Das Völkereigenthum begreift unter 
sich i) dasStaatsvermögen 2) das gesamm- 
te Privatvermögen, weil dieses theils die 
Quelle des Staatevermögens ist, theils un- 
ter dem öffentlichen Schutze steht, wel- 
cher 
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eher dem Einzelnen auch gegen Auswar* 
tige geleistet werden mufs. 

}. 428. 
Ueber das Land hinaus am Meere kön- 
nen einzelne Völker nur soweit einEigen- 
' thum erwerben , als sie dasselbe in ein dem 
Eigenthumsrecht angemessenes Verhältiiife 
zu ihrer physischen Kraft zu setzen [und 
darin zu erhalten im Stande sind (}• i55«); 
die See heifst bis dahin geschlossen 
{mare clausuni). Soweit aber ein solches 
fortdauerndes Verhältnifs unmöglich ist> 
kann' auch keinem .einzelnen Volk ein 
Eigenthumsrecht an dem Meere zustehen ; 
die offene See ist f r e y (mare liberum). 

Unter den Schriften über das Eigenthum des 
Meers sind vorzüglich zu, bemerken: Hugo^ 
nis G r o t i i mare liberum, Lugd, BaU 
1609. 1611. 8. mit dem Namen des Verfas- 
sers ibid. i6i6. 8* Amstelod, i65a* 8« JLugdm 
"hat, i655. 13« Jo, Seldeni Mare clausurtu 
Z>ond. i655. Fo/. i638. Lugd, Bat. 1637. 12» 
1665. 4. (auch im 2. Theile der Opp*. Seldeni 
Lond, X726. FolJ «• i^on Ompteda Litter. des 
yölkerrechts S. 6ai. ff. 

f. 429- 
Unter Völkern hat eben so wenig ein 
Recht des Pfotbgebrauchs oder des un- 

scjiäd«« 



r Yen dem Völkereigenthum. Siy 

schädlichen Gebrauchs Statt als' unter ein-^ . 
zelnen Menschen (J. 168. 169). Hieraus 
folgt: i) ein Volk ist befugt, den Durch- 
gang durcli sein Gebiet oder den Aufent- 
halt |in demselben einem Auswärtigen 
zu verwehren, mithin auch nur unter ge- 
wissen Bedingungen zu gestatten; 2) kein 
Auswärtiger darf in dem "Gebiet eines 
Volks Handlungen vornehmen, die ihm 
dieses nicht ausdri'iklich oder stillschwei- 
gend gestattet. 

1, Zölle von Auswärtigen; das sogenannte }Ieim- 
falls- gder FremdlingsrecLt [;?'WÄ albina- 
gii, droit d'aubaine), 
3, Werbung zum KriegadieUEt iii eiiieni fremden 
Gebiete; Ergreifung eines Delinqueuleji; Aa- 
■iedeliuig u. s. ^y. 

Zireyte Abthctlung. 

Von den yölkeri'erlrägen. 

f. 43o. 
Völkerverträge sind Verträge, welche 
ein Volk mit einem Auswärtigen, insbe- 
sondere mit einem andern Volk eingeht. 
Sie können nur von derjenigen Person, 
welche den Staat gegen Auswärtige reprä- 
semirt (dem Regenten), und auf die 
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Verfassung des Staats angemassene Weise 
gültig geschlossen werden. 

Die rechtliche Fähigkeit eines Regenten, sein 
Volk durch Verträge mit Auswärtigen zu "ver- 
pflichten, hängt davon ab, clafs er in der Eigen« 
Schaft eines Regenten zu handeln im Stande ist; 
Hiernach ist die Frage zu beantworten: ob ein 
gefangener oder vertriebener Regent sein Volk 
durch Verträge verbinden könne. 

§. 43i. 

Völkerverträge können von dem Re« 
genten sowrohl unmittelbar als auch durch 
Gesandte geschlossen werden. Ein Ge- 
sandter {legatus) igt der Bevollmächtigte 
eines Regenten zu Verhandlung der An- 
gelegenheiten eines Staats mit emem Aus- 
wärtigen. 

$. 4.32. 

Der Gesandte verhält sich zu dem Staa* 
te, der ihn sendet» wie ein Mandatar zum 
Mandanten; zu dem Staat, an welchen er 
gesandt wird^ wie ein Mandatar zu einem 
IDritten, mit welchem im Namen des Man« 
danten gehandelt wird. 

Gegen ein drittes Volk steht der Gesandte eines 
Volks an ein anderes blos in dem allgcmeinea 
VerhältnÜs eines Auswärtigen« 

^453. 
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Von den Völkerverträgen. Sig, 

}. 453. 
Wer im Namen eines Staats mit einem 
andernStaate handeln soll, muts zeigen kön- 
nen, dafs und wozu er bevollmächtigt sey. 
Hiezu dient das Creditiv (,ii/lerae aecienUaies) 
and diu Vollmacht des Gesandten. 

S- 434. 

Ein Volk nimmt einen Gesandten an 
durch die Erklärung, dafs es ihn als einen 
Bevollmächtigten seines Staats anerkenne, 
und dessen Handlungen so ansehen wolle, 
als ob dieser Staat selbst gehandelt hätte. 
Der Inbegriff der Rechte , welche aus die- 
ser Erklärung für den Gesandten entstehen, 
heifst der Repräsentativ-Charakter 
det Gesandten, 

l. Der Keprdsenlalivcbarakter eines Gesandten 

hcifsl wesentlich, insofern er diejenige» 

Reckte enthält, welche durch die Natur der 

Bevollnächligiing von einem Volke zum andern 

nothweudig bestimmt sindj zufüllig, inaofera 

' er willkiihrlich bestimmte Rechte in sich be- 

greifL Bestehen diese in gc wi säen Ehre nbezeugun- 

gen, welchcdemGesaudtcn zukommen, so heifst 

der Inbegriff derselben der C ercmonialcha- 

rakler; worauf sich die durch Gebrauch oin- 

iiibrlen Rangordnungen der Gesandten beziehen.' 

3, Ehe der Gesandte angenommen ist, hat er nach 

dem natürlichen Völkerrechte keine beiondern 

Eech-. 



4 




*■* 



3ao Dr.Hpttb. ErstHptst Zw. Abs. Zw.A. 
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Rechte y sondern nur diejenigen, welche jedem 
Fremden zustehen. Anders verhält sich diefs 
nach dem Völkergebrduch« 

J. 435. 
Da der Gesandte die Person des Volk?, 
vonwelcllem er abgeschiktist, in der sei« 
iiigen darstellt, so kann er im Gebiete des 
Staats, an welchen erabgesohikt ist, nicht 
als Unterthan behandelt werden, und ist 
daher von der höchsten Gewalt desselben 
unabhängig; Diefs heifst dieExterrito- 
rialität und Independ^nz eines Ge- 
sandten. 

j» Unternimmt der Gesandte eine Handlang gegen 
' die Sicherheit des Staats , an welchen er abge- 
achikt ist, so kann sich dieser der Person des 
Gesandten bemächtigen , überhaupt das Recht 
der Nothwehr gegen ihn ausüben. Ist aber die 
Gefahr vorüber, so kann der Gesandte nur von 
seinem eignen Staate zur Untersuchung und Stra- 
fe gezogen werden. 

2. Unter dem sogenannten Asylrecht kann nach 
allgemeinen Principien nichts anders versfanden 
werden, als die Independenz eine^ Gesandten 
angewandtauf dessen Wohnung, Durch den Völ- 
kergebrauch ist dieses Recht weiter ausgedehnt 
worden, als sein natürlicher Grund reicht, darf 
aber nie zur Begünstigung von Verbrechern mis- 
braucht werden* 

' }, 436. 
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§. 436. 
Die Vorschrift, -welche dem Gesand- 
ten über die Art der Betreibung und Aus- 
richtung des ihm aufgetragenen Gefi*;häfts 
ertheilt wird (Instruction ) bezieht sich 
blos auf sein Verhälinifs zu dem ihn sen- 
denden iStaate. 

f. 437- 

Ein Vertrag, den der Gesandte seiner 
Vollmacht gemäfs mit dem ihn annehmen- 
den Staate schliefst, ist für bejde Völker 
verbindlich, wenn auch derselbe der In- 
struction des Gesandten entgegen seyn soll- 
te (J, 320. Anm,), und bedarf zu seiner 
rechtlichen Gültigkeit keiner nachherigen 
Genehmigung von Seite des sendenden 
Volks. 

1. Zu Verhütung möglicher Irrungen und Strei- 
tigkeiten ist der Gebrauch eingeführt worden, 
die von einem Gesandlen geachlossenen Ver- 
träge der Ralification zu uiittrwcrfcn, Hievoa 
jind nur diejenigen Verlräge snsgt-noninien , 
welche durch augeublitliches Bedürlhifs noth- 
. wendig werden. 

3. Sponaionen sind Verträge, welche T<ra ei- 
nem NicLlbovollmächtislEn für ein Volk ein- 
gegangen werden. Sie sind für doaselbe ohne 
nachhcrige GenehmiguDg nicht \erbiuiilicb. 
Cm K»i»rnth. X f. 458. 
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jj. 438. 

Die Gesandtschaft hört auf i) durch 
Beendigung des Geschäfts » zu welchem der 
Gesandte bevollmächtigt ^ oder den Ablauf 
der Zeit , auf welche derselbe ernannt war ; 
2) durch die Zurükberufung oder Zurük-. 
sc|iikung des GeiSandten; 3) durch den 
Tod desselben 7 nicht aber des Regenten, 
von welchem oder an welchen er g^schikt 
war, weil die Absendung und Annahme 
eines Gesandten eine öffentliche Handlung 
ist, deren rechtliche Wirkung auch auf 
den Regierungsnachfolger übergeht ( j. 4oB). 

Kach dem Völkergebrauch hört die Gesandtschaft 
mit dem Tode des absendenden und des an- 
tiebmenden Regenten ' auf ; der Gesandte muft 
ein neues Crediliv erhalten» 

{. 439. 

Die Gültigkeit der Völker vertrage 
hängt sowohl überhaupt^ als insbesondere 
auch in Ansehung cles Gegenstandes» von 
eben denselben Bedingungen ab, worauf 
die Gültigkeit der Verträge zwischen ßin« 
zelneix Menschen beruht. So wenig daher 
fein Einzelner sich durch Vertrag zu etwas 
verpflichten kann, was der Würde der 
Menschheit in seiner Person entgegen ist 

■ . . ^ h 
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<f. 184. Anm. I.), eben so -wenig kann ein 
Völkervertrag, welcher mit der Würde ei- 
nes Volks d, h. mit der ihm um des Staats- 
zweks willen nothwendig zukommenden 
Selbstständigkeit unvereinbar ist, von 
rechtlicher Gültigkeit seyn. 

f. 44o. 
Völkerverträge können auf eben die 
Art verstärkt werden, wie Verträge zwi- 
sclien einzelnen Menschen (j. S22. ), insbe- 
sondere auch durch Garantie und Geissein. 



i 



f. 44i. 



I 



Garantie ist ein Vertrag, durch 
welchen ein drittes Volk demienigen von 
zwey vertragschliessendenVölkernj gegen 
■welches das andre seine Verbindlichkeit 
nicht erfüllen würde, Beystand zu leisten 
verspricht. Das garaniirende Volk hat 
kein Recht, sich in der Folge der Abän- 
derung des garantirten Vertrags durch 
beyderseitigeEinwilligung zn widersetzen, 
ist aber im Fall einer solchen Abitndercing 
nicht mehr zur Garantie verbunden* 



J. 442. 



324 Dr.Hptth. Erst.Hptst.Z'W.Abs. Zw.A. 

}. 442. 
Geissein (obsides) sind Mitglieder eines 
- Volks, -welche sich einem andern Volke für 
eine von jenem gegen dieses übernomme«- 
ne Verbindlichkeit mit der äussern Frey- 
heit ihrer Person verbürgen. Die Frey- 
heit derselben darf nicht weiter beschränkt 
-werden, als izur Sicherung des Vortrags« 
rechts nothw endig ist. 

^. 443* 

Ein zwischen zwey Völkern geschlos- 
sener Vertrag ist für ein drittes Volk nur 
durch Miteinschliefsung zufolge eines vor- 
hergegangenen Auftrags/ oder durch nach- 
herigen freiwilligen Beitritt verbindlich« 

i. 444. 
N Völkerverträge hören auf eben die 
Art auf I wie Verträge zwischen einzelnen 
Menschen, insbesondere auch durch den 
poliiisclten Tod (Verlust der Selbststän- 
digkeit, Incorporation) eines Volks. Da- 
gegen ist die Dauer ihrer Gültigkeit an 
sich weder auf die Person des Regenten, 
mit welchem §ie eingegangenr werden, 
hoch auf die zur Zeit ihrer Eingehung 
bestehende Staatsverfassung beschränkt. 



/ 
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Pie bekannte Clansei : rebus sie staniilut gilt bey 
einem Volk er vertrag, ohne Unterschied seinei 
Inhalts, nicht mehr und nicht minder als bey 
einem ander« Vertrag. Hierauf beruht es dann 
auch, dafa ein Vertrag, welcher die Sicherung 
der rechtlichen Existenz eine« Volka zum Zweck 
hat, von eich selbst i;erfallt, Tceun Umstände 
eintreten, wo die Fortdauer desselben den 
Untergang des Slaats nach sich ziehen vürdc. 
f. §-233. vergl. Leon. Drescb über die 
Dauer der Völkervertriige. Laudshut. iSoS. 



1 



Zweytes Hauptatück. 

Von der Art, die Rechte eines 
Volks zu schützen. 

J. 445. 
Die Rechte eines Volks werden durch 
eben dieselben Handlungen verletzt , wel- 
che gegen einzelne Menscheii widerrecht- 
lich sind. 

J. 446. 

Ein Volk kann nicht nur unmittelbar, 

durch Verletzung der Rechte, die ihm 

als einem Ganzen zukommen, sondern 

auch 
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% 

auch mittelbar, in der Person seiner ein- 
zelnen Glieder^ beleidigt werden» 

Ein Volk hat eben so^ wiß ein ein- 
zelner Mensch , die Befugnifs , zur Ab- 
-wendung einer Beleidigung oder Wieder- 
aufhebung des daraus entstandenen Scha« 
deiis» "wenn es nöthig ist, Gewalt zu ge- 
brauchen. JOiefs wird das Kriegsrecht, der 
Völker genannt. 

Krieg heifst 1) im weitesten Sinne der ZuMand 
gegenseitiger Gewaltthätigkeiten (^dal^er auch 
Fxivatkrieg) ; ä} im engern 5inne der Zustand 
gegenseitiger Gewaltthätigkeiten zwischen Völ- 
kern; 5) im engsten Sinne der Zustand per- 
sönlicher und todtlicber Gewaltthätigkeiten 
zwischen Völkern, 

J,. 4-48. 

Zum Kriegsrecht gehört auch das Recht 
der Repressalien^ d. h. der Erwiederung 
eines von einem andern Volk erlittenen 
Uiireohts , um sich dadurch die von die-- 
sem verweigerte Genugthuung selbst zu 
verschaffen. 



!• Repressalien können an Privatpersonen 
geübt werden, weil der Staat, dem sie ange-> 
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boren, ibre Rechte ■chützen raufs, und mit- 
hin durch das Verfahren gegen diesclbeii be- 
■limmt werden kann, seinerseits vom Unrecht J 
abzustehen. * 

2. Der BegiiiF der Retorsion enthält auch die 
Ausübung von Repressalien unter »ich, ist 
aber von weiterem Umfange. Retorsion be- 
steht überhaupt darin , dafs ein Volk dieselbe 
Maxime, nach welcher es von einem andern 
Volke behandelt wird, gegen dieses wiederum 
geltend macht. 

J. 449- 

Da im Staate jeder Einzelne sich der 
Privaigewalt begeben hat, und ihm da- 
gegen durcli die Staatsgewalt auch gegen 
auswärtige Feinde Schutz zugesichert ist, 
Bo kann ein Krieg nur vom Volk im Gan- 
zen , nicht von einzelnen Gliedern dessel- 
ben geführt werden. 

Privalpersonen können daher auch ohne Bewil- 
ligung des ätaali, dem sie angehören, keine 
Repressalien ausüben, 

J. 45o. 
Der Krieg ist gerechtauf Seite 'desje- 
nigen Volks, welches ihn zum Schutz sei- 
ner Rechte zu führen genöthigt ist, ohne 

Un- 
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Unterschied , von welqher Seite der An- 
fang mit der Kriegführung gemacht wird. 

1« Der wahre Unterschied zwischen Offensip und 
Vefensiphrieg hängt nicht von dem Anfang der 

. ThStlichkeiten , sondern davoii ah, oh der 
Zweck desselhen auf Verletzung fremder oder 
auf Verthridigang eigener Rechte gerichtet ist. 
Daher ist ein Krieg , welcher veimöge des 
Fräventionsrechts angefangen wird, für einen 
Defensivkrieg zu achten» 

s. Da zwischen unabhitngigen Personen kein 
Strafrecht statt hat., so ist ein Strafkritg (fiel^ 
tum punüipurn) immer ungerecht» 

J. 45i. 

Vor dem, Anfange des Kriegs ist Auf- 
kündigung des Friedens {Kriegsankündigung) 
dem Rechte nach insoferne nothwendig, 
als solche zum Mittel dienen kann , durch 
blofse Androhung der Gewalt, ohne wirk- 
liche Anwendung derselben, eine Rechts- 
verletzung abzuwenden ; , weil die Recht- 
mäfsigkeit des Zwanges überhaupt vott 
Beiner Unentbehrlichkeit zum 'Schutz des 
Hechts abhängt (f. 29.) 



I. ^2. 
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f. 452. 
Das Kriegsrecht zwischen Völkern 
ist in eben dem Sinn unendlich als dsii 
Zwangsrecht zwischen Einzelnen im Na*- 
turstande. Daher sind alle dem Zweck 
eines gerechten Kriegs entsprechende 
Zwangsmittel , wodurch nicht das Hecht 
eines Dritten verletzt wird^ rechtlich er- 
laubt. 

1. Die Immoralität mancher Arten von Feinde 
«eligkeiten (z. B. Meuchelmord, vergiftete Waf- 
fen, Spione u. dgl,^ ist nicht mit der fVider-' 
rechiUchteil derselben zu verwechseln. 

2. Ein gerechter Krieg kann die Vernichlung 
eines Volks (ß.\i eines selbstständigen Ganzen) 
nicht zum Zweck, (^jiusrotlungskrieg, bellum 
iniernecinum) sonderu nur 2ur uothgcdrunga- 
nen Folge haben ^§. gä. 96.}. 

}. 453. 
Da der Krieg vermöge des allgemei- 
nen Willens im Staate geführt wird, dem 
allgemeinen WilU-n aber die einzelnen 
, Bürger ohne Rücksicht auf ihren Privat- 
" willen unterwprfen sind, so sind diese ira 
Kriege nicht als willkührliche Beleidiger 
anzusehen. Daher ist Gewalt gegen die 
Person der einzelnen Burger nur zur Ver- 
.hinderung der unmittelbar durch sie aus- 
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• 
geübten Feindseligkeiten, gegen das Ei- 

genthum derselben nur zur Verminderung 

der feindlichen und Verstärkung der eige-« 

nen Streitkräfte rechtmäTsigt 

}. 454. 

Dadurch , dafs ein kriegführende^ 
Volk sich der Sachen seines Feindes be- 
mächtigt , erwirbt es nicht das Eigenthum 
daran ; ist aber befugt ^ dieselben so lang, 
ajs es zum Zweck eines gerechten Kriegs 
Aotfiwendig ist^ in seiner Gewalt zu be«** 
halten, 

J^ 455f 

Verträge , wodurch ein Volk dem an** 
dem Beystand gegen Feinde verspricht^ 
heisseu Bündnisse, Allianzen. Ihre 
rechtliche Gültigkeit hängt davon ab, dafs 
sie zum Schutz gegen rechtswidrigen An-* 
• griff eingegangen werden. 

Der Untierschied Wischen Offensiv- und D^-- 
fensiv- Allianz hängt von dem Zweke de« 
Kriegs', wozu der Beystand zu leisten ist^ ab 
(§. 45o* Anm. i.) , 

J. 456. 
Ein kriegführen4ps Volk ist befugt y . 

die AUiirten seines Feindes selbst als Fein«»» 

de 
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de zu behandeln; der Unterschied in der 
Art nnd Gröfse des Beystandes , -vrelcher 
vermöge der Allianz geleistet wird, kommt 
hier nicht in Betracht. 

Dicsei' Unterschied beeieht »ich lediglich auf äaa 

Verhältnifs der Alliirlcn xu einander selbst, a. 

D r e s c h Grundbegriffe und Grundprincipiea 

dea Fiivatreclits , der StaalsU'hie und des Völ- 

LerrechU §. 396. ff. 

«. 457- 

Ein drittes Volk, welche^ an dem Krie- 
ge zweyer anderer keinen Antheil nimmt, 
lieifst neutral. Jedes Volk hat ein Recht, 
neutral zu bleiben, und kann, ohne Ver- 
letzung seiner politischen Selbstständigkeit, 
zur Tlieilnahine am Kriege nicht ge* 
Zvvun genwerden. 

j. 458. - 
Ein neutrales Volk kann durch einen 
zwischen z'wey andern entstandenen Krieg 
die ihm und seinen einzelnen Gliedern 
sonst zustehenden Rechte , insbesondere 
auch das Recht des freyen Verkehrs mit 
allen Völkern, nicht verlieren; ist aber 
verbunden, sich jeder Begünstigung des 
einen kriegführenden Volks vor dem an- 
dern in Beziehung auf die Kriegfülirung 
felb&t zu enthalten. 
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!• Pie sich' bekriegenden Völker sind fchtüdig; 
bej Ausübung der Feindseligkeiten gegen ein* 
ander dos Gebiet des neutralen Volks und 
das Eigenthum desselben ($. 4a7,) unangetastet 
siu lassen* Hierauf beruht auch • der Grundgr 
Satz: ^Frey Schiff macht frey Gut« 

3t An sich ist es der Neutralität nicht entgegen J 
einem kriegführenden Volk auch unmittelbare 
Kriegsbedürfnisse als Handelsartikel zuzufah- 
ren. Der Begriff der sogenannten Kriegskon- 
trebande (nromit Schiffs v isitationen und Fri- 
sengerichte zusammenhängen^ beruht auf beson- 
derer Uebereinkunit 



§^ 459. 

Bewaffnete Neutralität ist der 
Zustand eines neutralen Volks • "worin es 
gerüstet ist, die Rechte, welche ihm als^ 
einem neutralen Volke zukommen, mit 
Gewalt der Waffen zu behaupten. Jedes 
Volk ist befugt, nicht nur sich selbst in 
einen solchen Zusind zu versetzen , son- 
dern auph zu diesem Zwek eine Verbin- 
dung mit andern Völkern (Allianz der 
bewaffneten Neutralität) einza^- 
gehen. 



f 460. 
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f. 460. 
Durch den Krieg zwischen zwey Völ- 
kern hören die bisher unter ihnen besian- 
denen Verträge nicht auf; jedoch ist die 
einstweilige Verweigerung der Erfüllung 
derselben, insoferne sie als Mittel zu Been- 
digung des Kriegs dienen kann, recht- 
lich erlaubt. 

-f. 461. . 
Verträge, welche zwey kriegführende 
Völker in Beziehung auf den Krieg mit 
einander schliefsen, heifsen Kriegsverträ- 
ge. Sie haben entweder die Verhältnisse 
beyder Völker ■\'\ährend des Kriegs oder 
die Beendigung desselben zum Gegenstand. 

f. 462. 
Jedes Volk ist verbunden, die mit 
seinem Feinde geschlossenen Kriegsverträ- 
ge als gültig anzuerkennen. Denn durch 
die Maxime der Nichtanerkennung der- 
selben würde ein Volk den einzig mögli- 
chen Zwek eines gerechten Kriegs, Wie- 
derherstellung seiner Rechte, selbst un- 
möglich machen, weil alsdann auch kein 
Vertrag, wodurch der Krieg beendigt 
wird, für gültig anzuerkennen wäre. 

j. 463. 
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f, 463. 
Verbindlich sind daher Verträge ^ wo- 
durch während des Kriegs die Feindselig- 
heken entweder auf eine Zeitlang (Waf- 
fenstillstand) oder in Ansehung ein- 
zelner^ dem Feitid angehörender Perso- 
nen und Sachen, sey es zum^ Schutz der- 
selben (Salvegardenvertrag) oder 
gegen Unterwerfung (itapitulation) 
oder in Rücksicht^auf böreits eingetretene 
Folgen des Kriegs (z. B. Auslösung oder 
Auswechselung der Gefangenen) aufge«- 
hoben werden. - 

£lin Waffenstillstand kann entweder zwischen den 
beyden kriegfübrendea Völkern ubejfaaupt^ 
oder nur zwischen einzelnen Heerführern in- 
Ansehung derjenigen Personen, welche ihrem 
Befehl unterworfen sind^ geschlossen werden. 

Ein Vertrag , wodurch der Krieg zwi- 
schen zwey Völkern beendigt wird , heifst 
j^riedensschlufs. Die Verbindlichkeit 
desselben für die Paciscenten beruht dar- 
auf, dafs auch erzwungene Verträge gül- 
tig sind , wenn der Zwang zum Schutz 
eines angegriffenen Rechts angewandt, 
und nicht über diese Gränze der Recht* 
mäfsigkeit ausgedehnt worden ist (§• igi.)« 
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Ein Friedensscblafi Ibann verschiedene, alt der 
Veranlassung des Kriegs in näherer oder ent- 
feralercr Verbindung stehende, oder auch da- 
von unabhängige Beilimmungen (Haupt- Ne- 
ben- SeparatartJkcl) enthalten. Der wesentli- 
che Inhalt aber ist Amnestie, d. h. die ge- 
genseitige Verpflichtung, dafa das Vergangene 
sie niehr einen Grund zu einem neuen Krieg 
abgeben soU. Ausserdem wüie es kein Frie- 
de, sondern nar WaiFenstillftand. 

j. 465. 
Ein Zustand, -worin aller Krieg zwi- 
schen Völkern für die Zukunft unmüglicli 
gemacht ist i heifst ewiger F cjh d e. 
Die Vernunft gebietet den ewigen Frie- 
den, -weil der Zustand der Unsicherheit 
alles Rechts und der immerwährenden Be- 
drohung mit Feindseligkeiten zwischen 
Völkern eben so rechtswidrig ist, als zwi- 
schen einzelnen Menschen. 

J. 466. 
Der ewige Friede kann unter Völkern 
dadurch herbeygeführt werden, dafs sie 
sich zu Behauptung .ihres gegenseitigen 
rechtlichen Verhältnisses mit einander ver- 
binden, und die Entscheidung ihrer Strei-, 
tigkeiten einem allgemeinen Bundesgerich- 



i 
1 
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te^ welchem gegen das Unrecht eines 
jeden Volks die Macht allei: < übrigen zu 
Gebote steht, unterwerfen. 

Ein solcher Zustand ist ein Ideal '^Ser'VeAanft, 
welchem sich die Völker immerfort mehr nä^ 
. lieru sollen, wenn gleich die vollkommene Rea* 
lisirung desselben zu keiner Zeit erwartet weiC 
den kann» ^ Der ewige Friede ist also kein 
Traum 9 so wenig als die Tugend darum .di» 
TrauiU ist. weil nie ein .Sterblicber voUkoai« 
men* tugendhaft seyn wird, f Kant zum ewi* 
gen Frieden; ein philo soplrischer Entwurf 
Königsberg. 1795* verm. Aufl. Königsberg. 179& 
Desselben Rechtslehre S. 2 1 6. a25. ff. 'i33 ff. 
Fjj^hte Grundlage des Naturredits. IJ. TheiL 
S* 126 1 • ff. >S c h e 1 1 i n g System des transcen« 
dentalen Idealismus. S« 411. ff. K* S. Zacha» 
riS Janus. Leipz% i8oa* 
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Friedensschlafi ^jS* ewiger Friede. 4176« 

Früchte i5a» 



Garantie 44^' 

Gebrauch 129/ J^// Anm^ 1»ni«l0(4ti^«r 101* 

Gerdhl 3. 

GehüUe bej #ii9Mni V^^m^Ik» S;^/ Adwi 3' 
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Geifseln 442. 

Gerichtbärkeit 363. willktihrliche^ Btreitigc 386. A* 

Gesandter 43 1. 

Gesellschaft 333. im formellen > materiellen Shine 234« 
einfache , zusammengesetzte 238. Anm. . tenl* 
poräre, beständige 268. gleiche^ ungleiche 255* 
Gesellschaft im Staate 3oi. 

Gesellschafltsgewalt 243. 

GeseUschaftsrediti einheimisches, auswärtiges 24i« 
Anm. Gesellschaftsschlufs 2ß6. 

Gesetz 11. sittliche Gesetze 12* Tugend -und Rechts- 
gesetze 16. positive Gesetze 42. 54* gesetzge« 
bende Gewalt im Staate 343« bürgerliche Ge- 
setzgebung 343. Sti-afgesetzgebung 346« 

Gewissenspflichten i8* 

Gewissensii'eyheit 1 19. 

Gewohnheitsrecht 343. Anm» 

Gläubiger im engern und w/eitern Sinne. 21 5. A« 4* 

Gleichheit, naturliche 76. der Bürger 3og. 

Glükseligkcit 121. 

Gottesdienst 2/5. Anm« 

Gruncigesetze , Grundverträge einer Gesellschaft 239« 
Anm. des Staats 298. Anm. i. 

Gültigkeit eines Vertrags. i85. 

Gütergemeinschaft, ursprüngliche 144. Anm« 

H. 

Handlung i. äusserex, innere Handlungen 1. Anm. 2. 
sprechende Handlungen 187. Anm. 2. i88« 
Hauptrecht 234. Anm. i* 
Hauptsache i54* Anm. 

Heer 
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Heer, stehendeB 3g2. 

Boheitsrochte, allgemeine und besondex« 3ai* ia* 

nere und äussere 320« 3g6* 
HüÜAFecht 221. Anm. i. ^ 

Hypothek 222. Aam. 2# 

I. 

Independenz eines Gesandten 435* 
Injurie 3ü5« Anm. 

Instanzen, gerichtliche 582. 

Irrthnm 192. wesentlicher iqS*] 

Justizgewalt 355« 

Jura singulorum 254* 

Kaufvertrag 228; 

Kixxhe 275. Kirchengewalt 279. Kirchenregimet 282« 

idrchlicbe Beamte 281. 
Krieg 447. Anm. Kriegsankiindigung 45l* Kriegs* 

vertrage 461* Kriegsweseil 391« 

L. 

Legalität 52. 

Iieibeigenschaft 217« Anm« 
Leihvertrag 214. 
Lieistung 137. 140« 
Liturgie 280* 

M. 

Machtspruch 568«' 
liachtyollkommcnheit 3i5«' 



/ 
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Majestät 299. Majestätsrecht über die Kftrche 5rS» 

Maxtme li.. 

I^enschenrechte 85* Anm« 3* 

Miethvertrag 21 5. Aftervermietnifg 224* Annl. 

Mililärgewalt 34o. 391. , ' 

Mitcigentliutn i5q» 

Mittel lo. Anm. p. 

Monarchie 399» Wahl- Brbmonarchie 401« 

Moral 41* 

MoralitSt Ö2. 

■ N. 

Nationalvermögen 393* Anm. 

Nafnen^ R cht auf guten 3o5. 

Natur 5* Anm. 2. 42. 43«. Naturrecht 41; 42. ab- 
solutes, unbedingtes 47« Naiarstand 46» 

Neutralität, bewaffnete 459. 

Nothfall , Nothrecht 39. Nothgebrauch 1 69. Noth- 
l^endigkeit moralische y physische i3« Anm. ^ 

Nothwehr 3 10. 

Novation 229. 

Nutzungsrecht i56. ^ ^ 

o. 

Obereigienthum des Staats 395. Anm, 2. 
Oberhaupt einer Gesellschaft 255« der 

che 282. des Staats 297.] 
Occupation einer herrenlosen Sache 146. 
Ochlokratie 407. Anm. 3« 
Oligarchie 400. Anm. 3. 
Organisation der Staatsämter 33ji. 



p. 
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P. 


■ 


Pfttrimonial reich 40S. 


■ 


Person pliyaiscbe, moralische 5i. 


■ 


Pfand vertrag 233. 




Pflicht i5. innere und änssere 17. 


Tollkommene, ^^H 


unvollkommene 18. 


^H 


PhiloBopbie, praktisclio 41. des poeil: 


ivcn Rechts 55. ^H 


Politik 53. 293. 


■ 


Pülizeygewaltdei Staats 54o. 585. 388. Polizeyver- ^| 


gelieii ^87. Anm. 


^H 


Polygamie ^6B. Anm. 


^H 


PrävenlioBsrecht 100. 


r^H 


Privatreclit, natürliches 45- 


^M 


PHvilegien Sa?. 




Promulgation der Gesetze Siii. 


'^^^^^^M 


Proprietälsrccht i56. 


^^^^^H| 


Prozefs Ordnung S^g. 


-flH 


R. 


^H 


Rache 107. 


■ 


Recht a8. im objectiven und snbjectiven Sinne ,io. ^^| 


absolute, hypolhctische Rechte 


7g. So. forni- ^H 


Jiches Recht 5Sl. dingliches 


, persönliches ^M 


RechtSi. vermcinles Hecht igj 


. das Üusserste ^H 


Recht des Staats 3i5. RecLlskraft eines Rieh- ^| 


terspruchs 582. Anm. J. 


^H 


Rechtslehre 41. 


^H 


Regalien SgS. 


^H 


Regen tschafls form SgS- 


^H 


Regierung einer Gesellschaft 349. 


de« Staats 3oo. ^| 


RegicruHgsform SgS. 


■ 


Beligionsfreyheit 130. 






J 
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Repressalien 448. Retorsion ebendai* Anm; 
Republik 399. Anm. 
Richterliche Gewalt 5^3* 



s. 

Sache 138. herrenlose i38. fungible; verbrauch- 
bare 2i5« 

Schaden 95. positiver /negativer 94* Schadloshal- 
tung 98. 102. 

Schenkung 214. 

Schuldner im engern und weitern Sinne 2 15. Anm. 4. 

Sicherheit 10 1. Anm. i. 

Sicherungs vertrag 2ii. 221» 

Sinn, Sinnlichkeit 5. 

Sitte 12* Anm. 2. 

Sklaverey 85. Aum. 1. 184. Anm. 2.^ • 

Souverainetät 299. 

Sponsionen 45?. Anm. 2« 

Staat 289. Staatsvertrag 9 allgemeiner 259* eiufa- 
eher, :^usammengesetzter 4 14. 

Staatsform 397. 

Staatsgebiet 3o2. Staatsverwaltung 3oo. Staatsver- 
mögen 393. 

Staatsrecht 48, absolutes^ hypothetisches 2921 

Staat im Staate 3 11. 

Steuern SgS. Besteurungsrccht 594.' 

Stimme eines Mitglieds einer Gesellschaft 246. ein- 
hellige y getheilte Stimmen 246. Anm. 2« ent- 
scheidende Stimme im engern Sinne 253* Anm. 2. 

Summen mehrheit absolute , relative 25 1. Stimm- 
recht 246, 

Strafe überhaupt 106. bürgerliche Strafe 548* Rechts- 
grund 
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gmnd derselben 34g. Gegenstand 353, Qualilitt 
555. QuanliWt 357. Zwek 35o. Milderung oder 
Schaifung 375. ausserordentliche Strafe 366. 

Strafgeaez 36o, abaoliit, relativ bestimmtes 363> 

Symbol einer Kirche ago. 

X T. 

Tausch vertrag 214. 

Testament ^ji. 

Thatbcsland eines Verbrecliens 072. 

/Todesstrafe 555. 

Tortur 578. Anm. 

Traclaten 180. Anm. 3. 

Tugcndlehrc 41. 

Tyranncy 507. Anm." 

u. 

Uebcrtragung eines Rechts 8g. eines Slaataamta 335. 
Unter werfungs vertrag, gesellsvhaftlichei: a56. biir- 

gerlichcr agG. 
Urheber einer Handlung 373. Anm. a. o. 
Unecht 7g. 11a. Unvcräusaerlichkeil desselben 55. 
Uaurrucluan eich 403. 

V. 

Verbindlichkeit 3. allgemeine u.besondero, nega- 
tive u. posaitive 83. versl^-kte 321. Anm. 3. 

Verbrechen 352. Staats- und Privat verbrechen 553. 
Versuch eines Verbrechens 566. Anm 1. 

Vercinigungsvertrag, gesellschaftlicher 2^7. biir- 
gerlicher 296. 

Verfassung einer Gesellschaft aSg. eines Staats Sg?. 
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I 

YerfaMungsVertrag > gesellschaftlicher 35g. allge- 
meiner bürgerlicher 298. 

Vergleich 229. Aiim, 

Verjährung 86. unvoi*denkliche 8/^ Anm. 2, 
'VerKtimänng 3o5. Anm. 

Verletzung^ eines Rechts 92. 

Vernunft 4. Vernunilreöht 42. . Anm. 

Versprechen 177, ^ 

Vertrag 178. entgeltlicher^ unentgeltlichier 2^2. 
widerfaflicher iiS. f. ^ 

Vertheidigungsrccht 89. f. 

Vindicatiofisrech't 102» ^ 

Volk 49. 'i97. Anm. 4i5. ^ '" ' ' ' ' 

Völkeirecht 49» 416« absolutes^ hypothetisches 419. 

Völkerverträge 33o. 

Vollziehende Gewalt in einer Gesellschaft 244. im 
Staate 323. 528. 

Vormund 122. Obervormundschaft des Staats SSg. 
Anm. 

Vorsteher ein^r GesellscEall isSg* 

w. 

Waffenstillstand 465. 
Wahlkapitulation 4o3. 
Wahrheit, förmliche 58 1. A. 2. 
Wandelpön 222. Anm» 1. 
Webrsland , allgemeiner und besonderer Sga. 
^ Werlh einer Sache gS. Anm. 

Wiedervergellung 107. Anm. 549; Anm. 1. 
Wille 2. 6. Willkühr 9. 

Willenserklärung 176. ^ausdrüklich^ und stillschwei- 
gende 187. vermnthete i88. Ahm. 5. 
Wohl einei; Gesellschaft aSö. des Staats 291. 

Z. 
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f 

Zeitbestimmung, bey einem Vertrag 206. 

Zins 21 5. Ahm. 3. 

Zwang mecban. und psycliolog. 189. Zwangsgesetz,' 

Zwangspflicht 56. Anm. 2. Zwangsrecht 29. 
Zwck 10. Anm. 2. Zwel!4>e9timmi;ing bey Verträl- 

gen 2o8* 
Zueignungsrecht i3i. . ^ 

Zufall io3. Anm. i« zu^Uj^es. Verbrechen 374. 

Anm, . . , . 

Zurechnung 377. Erfordernisse, derselben 574* , 
Zuwachs einer Sache l5o. 
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